












Vorwort.

befremden könnte es, daß Einer, der noch
nicht lange die Rechtsschuleverlassen hat und
in dem öffentlichen Geschäftsleben nur wenige
Monate thätig gewesen, dem weder eine frucht¬
reiche Erfahrung noch ein tiefes vielseitiges Stu¬
dium Anspruch auf ein Stimmrecht bei Bera-
thung der Gesetze geben, unberufen auftritt, um
seine Ansichten über einen der wichtigsten Gegen¬
stände in einer Druckschrift auszusprechen Der
Verfasser selbst erkennt hierin eine Aufforderung,
sich über die Veranlassung zu seinem Schritte
zu erklären, um dem Vorwurfe der Anmaßung
zu entgehen.
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Wem, dem die Rheinlande nicht fremd

sind, könnte es unbekannt seyn, wie Vieles im

amtlichen Wege geschehen ist, um die Gesctzes-

Revision vorzubereiten und zu bcrathcn? wie

mancher Wunsch seit achtzehn Jahren laut ge¬

worden, daß die Angelegenheit wegen ihres

allgemeinen Interesses ein Gegenstand der öf¬

fentlichen Beurthcilung werden möge; daß Die¬

jenigen, welche berufen sind, das Geschäft zu

fördern, mit Beitragen und Vorschlagen viel¬

fältig unterstützt werden möchten; daß die öf¬

fentliche Meinung sich über die zu treffenden

Aenderungen aussprechen möge? — Und doch

ist so wenig zur Oeffentlichkcit gebracht wor¬

den', daß man sich versucht fühlen könnte, zu

glauben, die Angelegenheit nehme entweder das

allgemeine Interesse nicht sehr in Anspruch,

oder es fehle an Mannern, welche die Fähig¬

keit besitzen, ein gewichtiges Wort in die Wag¬

schale zu legen.

Bei genauerer Ansicht der Sache ist es

indessen nicht schwer, den wahren Grund des

Schweigens zu erkennen. Die Nichtjuristen

wagen es nicht, das Feld der Gesetzgebung zu

betreten: die Rechtskundigen aber sind fast

ausschließlich Staatsdicncr oder Geschäftsmän¬

ner, welche durch ihre Berufsarbeiten viel zu

sehr in Anspruch genommen werden, als daß



ihnen Muße dazu bliebe, um die gereiften

Früchte ihres Nachdenkens und ihrer Erfah¬

rung in geordneter Zusammenstellung der Öf¬

fentlichkeit zu übergeben. So darf also Der¬

jenige, dem ein ungünstiges Geschick wider

Willen eine unerfreuliche Muße gewährt, auf

Nachsicht rechnen, wenn er Das, was aus der

Studienzeit ihm noch lebhaft vorschwebt, und

was die kurze Zeit der Praxis ihm anschaulich

gemacht hat, in einer Druckschrist auszusprechen

sich den Muth nimmt.

Weit entfernt von dem Dünkel, die Be¬

fähigtem und Kundigeren belehren zu wollen,

hegt der Verfasser bloß den Wunsch, daß seine

Bearbeitung des Gegenstandes nur im Allge¬

meinen Etwas dazu beitragen möge, die Teil¬

nahme an der gemeinsamen Angelegenheit rege

zu erhalten; daß es ihm gelingen möge, durch

einzelne der ausgesprochenen Ansichten einen der

allgemeinen Wohlfahrt so heilsamen Austausch

der Meinungen zu befördern, und daß hier und

da einer seiner noch unentwickelten Gedanken

eine Aussaat werde auf fruchtbarem Boden.

Thal bei Düsseldorf,

im Octbr. 1333»
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Einleitende Betrachtung.



Welcher Zustand einmal auf dem krümmenden Schlan¬
genwege der Vorsehung, wenn, Hanl »nd Hindernisse zu¬
rückgelassen, verjüngtes Geschöpf in neuem Frühling auf¬
lebet, — eine un si nn li ch ere, gleichere Menschheit,
nun völlig Welt um sich, Lebenskraft und Princi-
pium, nach dem wir nur mühsam streben, in sich ha¬
bend — welche Schöpfung! Und Wer, der die Wahr¬
scheinlichkeit und Möglichkeit davon zu leugnen halte?
Verfeinerung und läuternder Fortgang derTn-
gendbegriffe aus den sinnlichsten Kindeszeiten
hinauf durch alle Geschichte ist offenbar; Um-
herbreitung und Fortgang ins Weite offen¬
bar: und das Alles ohne Zweck? ohne Absicht?

Daß sich die Begriffe von menschlicher Frei¬
heit, Geselligkeit, Gleichheit und Allglückse¬
ligkeit aufklären und verbreiten, ist bekannt.
Für uns nicht sogleich von den besten Folgen, oft, dem
ersten Anscheine nach, das Böse anfangs das Gute über¬
wiegend — aber! —

Herder.



Einleitende Betrachtung.

Ado Leben ist, da ist Bewegung; wo Ruhe ist,

da ist Tod; die Pflanze, die keine Safte mehr

aufsaugt, stirbt ab; der Leib, in dem keine Pulse

mehr schlagen, ist todt.

Was zeigt die große Tafel der Weltgeschichte?

— Einen Strom, der nicht still steht; ein Leben,

das nicht abstirbt; sie zeigt uns ein Wcltlcben,

fortpulsireud, in steter Entwickelung vom Urbe-

ginne, durch alle Generationen hindurch, bis zum

heutigen Tage. Sie macht uns das Gesammtle-

ben der Menschheit erkennbar in den Millionen

von Einzcllcben, von denen unausgesetzt Tausende

absterben und Tausende sich wieder empordrangen,

so daß wir es Schritt vor Schritt verfolgen kön¬

nen, wie der Genius der Menschheit, bereichert

durch immer neue Bildungsstoffe, unter ewig ver¬

änderten Gestalten, näher und naher zu seinem —

wenn auch unerreichbaren — Ziele, der reinsten

geistigen Entwicklung, der höchsten Moralitat, oder,

was dasselbe ist: dem Göttlichen, sich hknan-

bewegt. 1»
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Das Geistige, das Samenkorn des Göttlichen,

das der Menschheit, das dem Einzelmenschcn in¬

wohnt, keimt, schwillt an, wachst und schießt em¬

por zu dem Urquell des Lichtes, von dem es aus¬

gegangen, wie die Pflanzen der Erde zu der irdi¬

schen Sonne.

Unerreichbar nennen wir dieses Ziel. Den

Zustand, in den das Geschlecht der Sterblichen

tritt, wenn seine Wandcrjahre auf diesem Plane¬

ten zurückgelegt sind, — von dem die Religion

nur dunkle Ahnungen dem gläubigen Sinne zu

geben vermag, — unser Verstand kann ihn nicht

fassen; bis dahin reicht keine Erkcnntniß, kein Wis¬

sen; aber das thicrische Element, das der mensch¬

lichen Natur beigemischt ist, die Sinnlichkeit, die

uns nicht verlaßt, so lange wir sinnliche, so lange

wir Korpcrwcscn sind, ist das Hindcrniß, daß die

Menschheit, als Menschheit, zur vollkommnen

Geistigkcit nimmer sich zu erheben vermag.

Selbst das erreichbare Ziel aber, der End¬

punkt der Menschheit, in welcher unabsehbaren

Ferne liegt er noch vor uns; welche Stadien sind

bis dahin noch zu durchlaufen! Die größten Wei¬

sen, scue, in denen alles bisher errungene Wissen

sich zusammendrängte, jene, die den langen Strom

der Zeit zurückblickten, und mit Hellem Auge alle

Lichtpunkte überschauten, am Ende riefen sie alle:

Wie wenig Licht! — Es ist eine genügsame Selbst¬

täuschung, das männliche Alter der Welt in un¬

serem Zeitalter erkennen zu wollen. Unsre man¬

gelhafte Erkenntnis; der Erscheinungen der Körper¬

welt, die unvollkommenen Einrichtungen unseres
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gesellschaftlichen Zustandes, unsre geringe Erhebung

zu den Tugenden, welche das Ideal der Mensch¬

heit schmücken, so wie die schwachen Blicke, welche

unsere Vernunft bisher in das Reich des Geisti¬

gen, in die übersinnlichen Verhältnisse des Men¬

schen gethan, — dies Alles liefert uns zur Genüge

den Beweis, daß auf der Bahn zn dem vorgesteck¬

ten Ziele erst wenige Schritte zurückgelegt sind.

Jahrtausende waren vergangen; Millionen von

Erdbewohnern hatten die Gestirne des Himmels

geleuchtet, und Keiner hatte den Gedanken zu er¬

fassen vermocht, daß unser Erdball die Sonne

umkreise; Jahrtausende waren vergangen, und

Millionen hatten nebeneinander gelebt und gedacht,

bald den gesellschaftlichen Znstand ordnend und

gegenseitige Rechte anerkennend, bald jene Ord¬

nung wieder frevelhaft zerstörend, — und noch

hatte Keiner zu den einfachsten Begriffen von den

unveräußerlichen Rechten des Men¬

schen sich zu erheben vermocht! Wahrlich! kaum

die ersten Elemente des Wissens sind gefunden,

kaum die ersten Grundlagen sind gelegt zu dem

großen Ban, der die Aufgabe der Menschheit ist,

und kaum laßt sich die Bahn, welche zurückgelegt

ist, als Maßstab ansehen für jene, welche wir

zn durchlaufen haben.

Und dennoch; wie herrliche Blüthen hat auch

bis heute schon der menschliche Geist entfaltet;

wie viel Großes und Schönes steht in dem Buche

der Geschichte mit unvergänglichen Zeichen einge¬

graben; wie viel Hohes und Herrliches ist schon

gedacht und empfunden worden, das in das Reich



des Ewigen hinüberragt! Gewiß; wir dürfen un-

bekümmert sepn um das Loos der Menschheit; der

prometheische Funken erstirbt nicht: mit der Er-

kenntniß wächst die Sehnsucht nach höherer Er-

kenntniß, und mit der Anstrengung wachsen die

Kräfte; eine entdeckte Wahrheit erzeugt tausend

neue Entdeckungen; unzahlige Erfindungen, neue

Begriffe, neue Lehren, selbst neue Wissenschaften

beurkunden taglich aufS Neue, daß in dem mensch¬

lichen Geiste die Keime der ungeheuersten Kräfte

verborgen liegen, und daß mit der Zeit, und bei

günstigem Himmel, die Menschheit herrliche Früchte

zur Ncife bringen werde.

Keinen interessantem, der Betrachtung würdi¬

gem Gegenstand gibt es, als die BildungSgeschichte

des Menschen und der menschlichen Gesellschaft.

Sie zeigt uns die nothwcndige Folge aller Ent-

wickelungsstnfcn und Uebcrgänge, die das mensch¬

liche Geschlecht auf seiner vieltauscndjährigen

Wanderung zurückgelegt hat, und zurücklegen muß¬

te, damit dir große Metamorphose des Urmenschen

zum gebildeten Wcltmanne unseres Zeitalters vor

sich gehen konnte; sie belehrt uns, wie die Erkennt-

niß des Menschen sich mit jedem Augenblicke er¬

weitern, die moralische Entwicklung unausgesetzt

sich steigern mußte, welcher Anstrengungen, wel¬

cher Erfahrungen, Kämpfe und Umwälzungen es

bedurfte, damit die Formen des Zusammenlebens

zu ihrer jetzigen veredelten und verfeinerten Ge¬

staltung gelangen konnten; sie führt uns alle Fer¬

tigkeiten, Kunsttricbe und Erfahrungen vor, mit

denen, in geometrischer Progression fortschreitend.



der menschliche Geist bereichert worden. Sie zeigt
uns alle die Wunder der Kunst, alle die Riesen¬
werke des Fleißes und alle Meisterwerke der Ver¬
nunft, die, immer häufiger, immer größer und
herrlicher dem menschlichenGeiste entstiegen sind,
von dem Momente, wo er ans dem Nichts her¬
vorgegangen bis zu demjenigen, wo er den Schau¬
platz unserer Tage betreten hat.

Wie belehrend ist insbesondere die Bildungs-
geschichtc nnsrer Staatsgesellschaften, wie wunder¬
bar sind sie zu Stande gekommen, diese Bauwerke
des Geistes! — Betrachten wir die Staaten der
Wilden, wie sie sich noch hier und da jenseits des
Ozeans finden, und vergleichen sie mit dem feinen
Gewebe unsrer europäischen Staatskörper. Welche
Verschiedenheit zwischen jenen und diesen! kaum
gleichen sie sich mehr, wie der rohe Marmorblock
der reizenden Büste, die nach und nach ans ihm
hervortritt, unter des Künstlers bildender Hand!
— und dennoch sind auch die Staaten der Wil¬
den schon eine lange Reihe bildender Jahrhunderte
hinaus über den Urzustand des Menschen, bei wel¬
chem die Entwickclnng jeder politischen Gesellschaft
begonnen hat.

In gemessene Schranken ist nach und nach das
thicrische Element getreten, das der menschlichen
Natur beigegeben ist; lauter und verständlicher
wurde die Stimme Gottes in des Menschen Brust;
die sinnliche Begier, blindlings die Lust des Au¬
genblicks, die Geltendmachung des Ich erheischend,
der thierische Egoismus, (der noch immer von dem
Menschen nicht völlig gewichen) trat nach und nach



zurück, von den chloren Trieben der Geselligkeit

und der Liebe verdrängt, der Mensch fand sich —

fühlte sich wieder in denen, die durch die Bande

des Blutes zunächst an ihn gekettet sind. — Das

Familienleben, der erste Schritt zur Cultur, führte

zu dem zweiten ; größere Vereine erstanden, ganze

Stämme und Völkerschaften trafen in Einem Ge¬

fühle zusammen; allmählig stehen ganze Nationen

da, die in Einem Sinne leben, dieselben Gebrau¬

che und Gesetze befolgen, und deren Einheit in der

Regel dadurch befestigt ist und Form gewonnen

hat, daß der Wille eines Einzelnen, als lebendi¬

ges Gesetz gleichsam, die höchste Gültigkeit für

Alle hat — daß sie einem Oberhaupte gehor¬

chen. Nicht mehr treten einzelne Menschen, ein¬

zelne Familien und Stämme gegeneinander auf,

das Wohlbefinden des eigenen Ich durch Vernich¬

tung der fremden Eristcnz zu fördern strebend,

sondern, was zu Einem Volke gehört, erkennt ge¬

genseitig gewisse Rechte an, so weit sie in den

noch rohen Geistern zum Bewußtseyn gekommen

sind. Allein nur eine dauernde, eine gewaltige

Anstrengung konnte die Menschen zur politischen

Gesellschaft erheben.

Erst in der politischen Gesellschaft aber kon nte

der Mensch das werden, was er heute ist; erst

wo ganze Massen zusammenwirkten, wo das, was

Einer ersann, eine Aussaat in der Seele von Tau¬

senden wurde, konnte die Menschheit sich aufschwin¬

gen zu der Culturstufe, auf welcher wir sie heute

erblicken. — Betrachten wir den Cnltnrznstand ei¬

nes Fcucrlanderö, neben jenem eines Bewohners
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von Mittel-Europa, und wir sehen, was wir ge¬

wesen, ehe wir das werden konnten, was wir sind.

»Unser menschliches Jahrhundert herbeizufüh¬

ren—sagt Schiller — haben sich, ohne es zu

wissen, oder zu erzielen, alle vorhergehenden Zeit¬

alter angestrengt. Unser sind alle Schätze, welche

Fleiß und Genie, Vernunft und Erfahrung im

laugen Alter der Welt endlich heimgebracht ha¬
ben.

Wie viele Schöpfungen der Kunst, wie viele

Wunder des Fleißes, welches Licht in allen Fel¬

dern des Wissens, seitdem der Mensch in der trau¬

rigen Selbstvcrthcidigung seine Kräfte nicht mehr

vnnütz Verzehrt, seitdem es in seine Willkühr ge¬

stellt worden, sich mit der Noth abzufinden, der er

Sie ganz entfliehen soll; seitdem er das kostbare

Vorrecht errungen hat, über seine Fähigkeiten frei

zu gebieten, und dem Rufe seines Genius zu fol¬

gen! Welche rege Thätigkcit überall, seitdem die

vervielfältigten Begierden dem Erfindungögeist neue

Flügel gaben, und dein Fleiß neue Räume auftha-

ten! —Die Schranken sind durchbrochen , welche

Staaten und Nationen in feindseligem Egoismus

absonderten. Alle denkende Köpfe verknüpft jetzt

ein wcltbürgerliches Band, und alles Licht seines

Jahrhunderts kann nunmehr den Geist eines neu¬

ern Galiläi oder Erasmus beschcincn.«

Eine der schönsten Früchte gereister Humanität

5) In dem Aufsätze: „Was heißt und zu welchem Ends
studirt man Universalgeschichte? " ( Eröffnungsreds
von Schillers historischen Vorlesungen auf der Uni¬
versität Jena.)
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ist eine Erscheinung der neuesten Zeit, die auf
deutschem Boden gediehen ist: daß ganze Staa,
ten und ihre Häupter zusammen treten, um Ein
Gesetz, Ein Richter amt über sich gelten zu
lassen. — Ja, es ist nicht zu verkennen, daß selber
das Völkerrecht, (welches als positives Gesetz darum
nicht angesehen werden kann, weil es keinen Völ-
kcrrichter gibt) in den Gesetzen der Humanität,
welche über den größcrn, oder doch beachtenswcr-
thcrn Theil des Erdballes hin überall Wurzel ge¬
schlagen und Kraft gewonnen, sich einen gegen
Ucbertrctungen sichernden Bürgen errungen hat;
und wenn uns nicht das schöne Ideal mit der Hoff¬
nung auf Verwirklichung unmöglicher Dinge zau¬
berische Täuschungen vorspiegelt, so liegen in un-
serm heutigen Völkerrechte bereits die rohen Uran¬
fänge eines allgemeinen Welt- oder Staaten-
Gesetzes, welches alle Völker der Erde zu einem
harmonisch zusammenwirkenden Vereine verbinden
wird, der die Gesetze der Vernunft und die Ge¬
bote der Humanität in möglichster Reinheit
— denn was menschlich ist, ist nie ohne Fehle —
in Ausübung bringt.

Ob solches Ziel der Menschheit zu erreichen

Möge diese Aeußsrung zu keinen MißdeutungenVnlaß
geben! Ohne einein Pariser Demokratenbundeanzu¬
gehören. kann man den Gedanken hegen, daß mit der
Zeit ein weltbürgerliches Band alle Völker der Erde
umschlingen werde, daß die Prinzipien des Völkerrechts
eine positive Sanktion erhalten werden, man von ste¬
hende» Heeren nichts mehr wissen und Kriege nur
noch als Erekntionsmaßregelnder Staaten - Be¬
schlüsse kennen werde!
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beschieden ist, ob solche Resultate die Geschichte

der kommenden Jahrhunderte herbei führen wird

— hierüber kann unser Zeitalter nur Vermuthun¬

gen aussprechen. Erfreulich aber ist der Blick auf

die Richtung einer Zeit, die ein so hohes Ideal

zu fassen vermag, und so erhabenem Ziele entgc-

gcnstrcbt: erfreulich der Blick auf der Fürsten wohl,

meinenden Sinn, auf den in allen Kreisen und in so

manuichfaltiger Richtung rege gewordenen Geist des

Schaffens, Wirkens und Vcrbesserns! Mögen auch

vielfach die Meinungen verschieden seyn, mag

man uneinig seyn über den Weg, der am gera,

besten und sichersten zur Veredlung und Verbesse¬

rung führt, — es ist kein Grund zu bangen Be¬

sorgnissen; denn die Fürsten wollen das Rechte

und ehren das hingebende Vertrauen ihrer Volker,

und die Volker werden die Bahn nicht verfehlen,

die zur Wahrheit und zum Heile führt, wenn

Weisheit am Ruder sitzt, und Liebe und aufrich¬

tige Gesinnung auf den Thronen waltet!

Wie herzerhcbcnd ist daher das Bild eines

Staates, wo Herrscher und Untergebene im red¬

lichen Vereine ihr Streben auf fortwährende Ver¬

besserung des Auslandes der Staatsgesellschaft,

auf Vervollkommnung des bestehenden Guten, auf

Entfernung der Mißbrauche, auf Herstellung heil«

samer Einrichtungen gerichtet haben; wo bei der

größten Meinungsverschiedenheit doch immer der

gemeinsame edle Zweck die Denkenden befreundet

erhält, und einer redlichen, durchdachten Ueber«

Zeugung auch von Demjenigen die Achtung nicht

versagt wird, den seine Reflcrioucn und Er¬

fahrungen auf entgegengesetzte Resultate geführt
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haben; wo nicht bei jeder Meinungsverschiedenheit

von der einen Seite das Geschrei: »Ucbelgcflnnte l

Revolutionärs«! und von der andern die Losung:

»Tpranncy! Scrvitismus!« erdröhnt; wo Mäßi¬

gung auch die Ertreme in den Meinungen zu einer

billigen Vermittlung führt, weil jeder Thcil ein»

fleht, daß er auf alleinige Durchsetzung seiner

Anfleht keinen Anspruch mache» kann; wo weder

die Regierung GewaltSschritte sich erlaubt, noch

das Volk im wilden Aufruhr gegen die Ordnung

der Dinge sich empört; hingegen auch eine unbil¬

lige Maßregel der Regierung nicht gleich als eine

^ Verschwörung gegen das Volkswohl verschrien,

oder ein freimüthigcr Tadel der Regierungs-Hand-

lungcn als Majestätsbcleidigung verlästert wird,

wo aber alle Wohlgesinnten und Denkenden darin

übereinstimmen, »daß Verbesserungen am Bestehen¬

den das unausgesetzte Ziel des gemeinsamen Strc«

beus seyn müssen.«

Wenn Preußens Bürger mit Stolz sagen dür¬

fen , daß sie einem solchem Staate angehören;

wenn sie es sich mit Selbstgefühl sagen dürfen,

daß schon der gute Geist in ihrem Staate besser

wirke, als anderwärts die guten Formen, so

dürfen vorzüglich die preußischen Nhcinprovinzen

sich glücklich schätzen, welche mitten zwischen Auf¬

ruhr, Staatsumwälzungeu und Schreckenssccnen

aller Art, sich einer glücklichen Ruhe unter dem

Schirm gesetzlicher Freiheit erfreuen.

Von der großen Revolution des vorigen Jahr¬

hunderts , die allcrwärts Wunden geschlagen und

Thränen gebracht, hat dieses Land mannichfal-
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tigen Gewinn gezogen; aus den Händen des
großen Welterobcrers hat es beachtenswcrtheWohl»
thaten neben der Vcrderbniß empfangen; es hat das
Glück gehabt, bei der Restauration Deutschlands
und der dabei nothwendig gewordenen Ländcrvcr-
theilung mit demjenigenStaate verbunden zu wer¬
den, dessen Regierung vor allen andern Regie¬
rungen die materiellen und geistigen Interessen ih¬
res Volkes erkennt; mit demjenigen Staate, der
insbesondere auf dem Felde der Legislation mit
den gebildetsten Völkern seines Zeitalters in die
Schranken treten kann.

Grade der hohen Einsicht der preußischen Ne¬
gierung schreiben wir es mit freudiger Anerkennung
zu, daß sie, das prophetische Achselzucken Man¬
cher nicht beachtend, in den Rhcinprovinzendie
von Frankreich aus überkommenen Gesetze hat be¬
stehen lassen; Gesetze, deren erster Keim, wie man
ihnen vorzuwerfen pflegt — in der Zeit der Volks-
hcrrschast zu suchen ist, und die in der Zeit der
höchsten Despotie zur Reife gediehen und ins Le¬
ben getreten sind. Empfahlen diese Gesetze sich nicht
durch den Einfluß dieser Gestirne, so empfahlen
sie sich durch etwas Anderes. Genug! die Erfah¬
rung von achtzehn Jahren hat wohl allgemein die
Ueberzcugung hervorgerufen, daß dieses Beispiel
edler Toleranz nicht am unrechten Orte angewen¬
det worden; die Erfahrung von achtzehn Jahren hat
in den Rheinprovinzen allgemein das erfreuliche Be-
wußtstyn hervorgerufen, daß sie weder durch Wie¬
dereinführung der alten Landesgefetze, noch durch
Einführung des preußischen Landrechts blühender,
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glücklicher und zufriedener hätten werden könne»,

alS sie unter der von Frankreich ausgegangenen

Nechtsverfasfung geworden sind.

Gleichwohl hat unsre Regierung auf Verbes¬

serungen und Reformen der bestehenden Gesetze in

den Rhcinprovinzen, wie in den übrigen Thcilen

der Monarchie, keineswegs Verzicht geleistet. Von

ihrem hohen Berufe, der Förderung des Völker¬

glücks, durchdrungen, hat sie es sich zum Ziele gc-

setzt, die Gesetzgebung aller Provinzen des Staats

nach den Bedürfnissen der Gegenwart zu ordnen.

Der Plan, nach welchem hierbei verfahren wird,

ist bekanntlich der: daß ein allgemeines Landrecht

in allen Provinzen des Staates subsidiarische Gül¬

tigkeit haben, uothwendige provinzielle Abweichun¬

gen aber in eigne Provinziell-Gesetzbücher aufge¬

nommen werden sollen. Das Letztere ist in meh¬

reren Provinzen bereits zur Ausführung gekommen,

und ein jüngst von Berlin aus ergangenes amt¬

liches Schreiben macht uns die erfreuliche Mit-

theilnng, daß auch die Rhcinprovinzen an dem Ge-

setzgebnngswcrke ihren Antheil haben sollen; daß

namentlich »das Justiz-Ministerium die revidirten

Entwürfe des künftigen allgemeinen Landrcchts schon

gegenwartig, nach Maßgabe ihrer successiven Er-

Siehe die Nr. 164. der Kölnischen Zeitung von 18IZ.
Die Veranlassung dieses Schreibens war das in denRhein-
provinzen zirkulirende unbegründete Gerücht, daß die Re¬
gierung, im Widerspruch mit der durch einen förmlichen
Landtags-Abschied den Rheinprovinzengegebenen Ver¬
heißung, das allgemeine preußische Landrecht noch vor
dessen Revision daselbst einzuführen beabsichtige.
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scheiuung, ausgezeichneten Rheinischen Rechtsge«

lehrten zur Prüfung vorlege, und gleichzeitig eine

eben so genaue Sammlung und Erwägung aller

eigenthümlichen Rechtsverhältnisse der Nheinpro-

vinzen angeordnet habe.«

Somit können die Rheinländer der freudigen

Hoffnung leben, daß das Gute und für das Wohl

der Provinz Ersprießliche, das in ihren Gesetzen

sich findet, den Vorurtheilen keines Gegners,

keines hämischen Hassers, werde aufgeopfert wer¬

den; daß kein Widerstreit sich ergeben werde zwi¬

schen dem, was die Provinz will, und dem, was

sie soll. Diejenigen, in deren Hände die Entschei¬

dung über das Schicksal unserer Rcchtsvcrfassung

gelegt seyn wird, werden die Wahrheit des Satzes

nicht verkennen: »daß alle bürgerlichen Verhältnisse

das Werk des Geistes find, der in der Ge¬

sa mm th ei t waltet; daß der Rcchtszustand der

Völker nicht gemacht werden kann, sondern sich

im Leben selbst entwickeln muß, »daß der eigent¬

liche Sitz des Rechts, — wie Savigny sagt —

das gemeinsame Bewnßtscyn des Vol¬

kes ist;« daß hier das wahre, unverfälschte

Recht sich heraus bildet, das Veraltete abgestoßen

und das Fremde und Unpassende zurückgewiesen

wird; — daß das Haupt-Augenmerk des Gesetz,

gebcrs seyn muß, demjenigen, was als Vedürfniß,

durch geistige und physische Verhältnisse erheischt

und bedingt, sich herausstellt, den äußern Ausdruck

und die durch die bürgerliche Ordnung und den

etwa vorhandenen Staatsvcrtrag nothwendige Sank¬

tion zu verschaffen; daß das Erzeugende und
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Entscheidende immer die Geistesrichtung,
der Sinn des geistigen Ganzen ist.

Es soll hierdurch nicht ausgeschlossenwerden,
daß auch ein sehr großer Theil des Gesctzgebungs-
werkcs, selbst eine Menge positiver Anordnungen
des bürgerlichen Rechts, welches doch dem
Leben zunächst steht, insbesondere das Vereinigen
und Ordnen der geltenden Rcchtswahrheiten unter
gewisse Hauptgesichtspnnkte und das Zurückführen
derselben auf die leitenden Grundsatze ausschließlich
der gesetzgeberische» Kunst und Weisheit überlassen
bleiben muß; niemals aber darf die Wahrheit au¬
ßer Acht gelassen werden, daß die bedeutenderen
in das Leben am tiefsten eingreifenden Rcchtsinsti^
tutioncn erst durch das Leben selbst erzeugt, erprobt
und ausgebildetwerden für die Aufnahme in das
geschriebene Gesetz, und daß man vorzüglich aus dem
Leben selbst sich Raths erholen müsse, wenn es die
Befriedigung praktischer Bedürfnisse gilt: daß matt
das, wozu die gemeine Meinung, Volksgebrauch
und Sitte hinneigt, bei Abfassung der Gesetze ganz
vorzüglich zu berücksichtigen hat, und daß die Ueber-
zcugung der Verständigen im Volke, die durch ihre
Stellung im Leben, und durch immerwährende Be¬
rührungen mit dem Rechte am ehesten befähigt sind,
die Bedürfnisse der Gesetzgebung und die Licht- und
Schattenseiten des Positiven richtig aufzufassen,
deren Meinung daher die gemeine Meinung zu
leiten pflegt, und beinahe ausschließlich darstellt,
hierbei den Ausschlag geben muß.

Freilich kann die öffentliche Meinung und der
Volksgcbrauch heutzutage in wohlgeordneten Staa-
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ten nicht mehr in dem Sinne schaffend attstretcn,

daß z. B. eine Neuerung im Prozeßverfahren, eine

Veränderung in den strafrechtlichen Bestimmungen,

oder eine Abänderung in den Erbfolge-Rechten

durch allgemeine Annahme dem durch den Buch¬

staben firirten, von der höchsten Staatsbehörde

promulgirten Gesetze derogircn könnte; weil doch

immer dem allgemeinen Willen die verfassungsmä¬

ßige Sanktion fehlen würde: ja, es kann sich kaum

ein allgemeiner Gebrauch bilden, welcher dem

Gesetze zuwiderlauft, weil Strafen oder doch pe¬

kuniäre Nachtheile Denjenigen treffen, der vom Ge¬

setze abweicht; weil auch die richterlichen Behörden

die ihnen nothwcndig scheinenden Abänderungen

des geschriebenen Gesetzes lieber der Staatsgewalt

empfehlen werden, als eigenmächtig davon abgehen.

Indessen lassen die Gesetze und besonders die bes¬

seren Gesetze, durch Aufstellung allgemeiner Ncchts-

wahrheiten, für die Anwendung auf die unzählba¬

ren Fälle, wie sie im Leben vorkommen, der Aus¬

legung durch die Wissenschaft einen weiten Spiel¬

raum, so daß hundertfältige Abänderungen in der

Rechtsübnng vor sich gehen können, während die

Gesetze unverändert feststehen. Da gleichwohl in

den heutigen Ncchtsverfassungen jene einfacheren

aber für das Leben wichtigeren und am häufigsten

sich wiederholenden Verhältnisse durch den Buch¬

staben des Gesetzes unzweideutig firirt zu sepn

pflegen, so wird es hierdurch um so dringendere

Obliegenheit des Gesetzgebers: die Geistesrich¬

tung des Volks, leise Andeutungen seiner Wünsche,

jede Veränderung seiner Verhältnisse und seines

Culturzustandeö aufmerksam zu erforschen. Um
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mit den Worten des jüngst verewigten Feuerbach
zu reden: »Es ist heilige Sache jeder Staatsre-
gierung (die grade auch darum auf so hoher Warte
stehen), den Himmel über ihren Völkern, den Stand
seiner Gestirne, die an demselben aufgehenden Zei¬
chen sorgfältig zu beobachten, damit es ihr möglich
werde, der Zeit in ihren Geburtswehensanft zn
Hülfe zu kommen, den Bedürfnissen derselben nach«
helfend oder zuvorkommend zn begegnen, und fried¬
lich vermittelnd zu verhindern, daß nicht etwa die
alte Zeit mit einer neuen in allzuharten Kämpfen
zusammenstoße.Mit ihren regen Lebenskrästen ist
diese ihres Sieges stets im Voraus gewiß, und
kommt langsam oder schnell, im Stillen oder mit
Geräusch, im Kampf oder im Frieden doch immer
gewiß zum Ziele; denn sie schafft und zerstört nicht
bloß menschlicher Weise, nach menschlichen Absichten
und mit menschlichenKräften; sondern mit den
unwiderstehlichen Kräften der Natur, nach dem
ewigen Willen des großen Welt-Geistes, welchem
der blinde Eigensinn schwacher Sterblichen ganz
umsonst sich entgegen sträubt.«

In ewigem Wechsel entstehen und vergehen
die Einrichtungendes bürgerlichenLebens; ihre
Umgestaltung muß mit dem Wechsel der Ansichten
und Begriffe gleichen Schritt halten. Nur Wenk»
gcs ist in dem Gebiete des Denkens, was für den
Verstand aller Zeitalter ^ was absolut wahr
ist; nur Weniges ist in den Verhältnissen des Le¬
bens, was nothwendig allen Zeitaltern angehört,—
was absolut gut und recht ist. Allen diesen Um¬
wandlungen muß die Gesetzgebung folgen; sie kann
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und darf so wenig still stehen, wie es einen Still¬
stand der Zeit gibt. Wo in den Gesetzen Mangel
und Lücken sind, wo eine aus der Vorzeit über¬
kommene Rechtsvorschrift unpassend und drückend
ist, wo sich das Gesetz einer alten Rechtsthcorie an¬
geschlossen hat, welche neuere Untersuchungen als
unhaltbar ausgewiesen haben, wo die Philosophie
unseres Zeitalters eine Gesetzcsvorschrift verwirft,
zu deren Einführung den früheren Gesetzgeber seine
philosophischen und moralischen Ansichten veranlaßt
haben, — dies Alles gibt sich so von selbst, und
mahnt so laut und dringend um Abhülfe, daß eine
Regierung entweder in Apathie versunken, oder
hinter ihrem Zeitalter zurück geblieben sey» muß,
wenn es ihr an Willen oder Fähigkeit fehlt, sol¬
chen Anforderungen der Gegenwart ein Genüge zu
leisten.

Freilich mag das Eine Zeitalter nicht in dem
Maße, wie das andere die Fähigkeit besitzen, neben
den im Einzelnen vorzunehmenden Verbesserungen
auch die gesammte Masse der Gesetze neu zu rcdi-
giren und zu einem wohlgeordneten Ganzen abzu¬
runden; mit Einem Worte: alle geltenden Rechts¬
grundsätze zu einem in sich vollständigen Gesetz¬
buche zusammenzufassen; allein eines Thcils ist
unverkennbar die menschliche Erkenntniß nach allen
Richtungen im Fortschreiten begriffen, und da we¬
nigstens seit Erfindung der Buchdruckerknnst Rück¬
schritte in Hinsicht auf Wissenschaft nnd wissenschaft¬
lichen Sinn nicht wohl mehr zu fürchten sind, so
ist auch anzunehmen, daß in der Regel dem gegen¬
wärtigen Zeitalter die Fähigkeit, Gesetze abzufassen.
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in höhcrem Grade eigen seyn werde, als den frü¬
heren; andern Thcils aber wird da, wo die Ge¬
setze uns in guter und zweckmäßiger Gestalt von
dem vorigen Zeitalter überliefert worden, weder
das Bedürfnis? noch der Wunsch rege werden, diese
Gestalt umzuschaffen.

Der menschliche Geist ist großer Anstrengungen,
großer Leistungen fähig. Wo recht dringend und
recht lebendig das Vedürfniß der Reform hervor¬
getreten, wo dann auch die Staatsgewalt zu dem
ernstlichen Entschlüsse gekommen, dieselbe ins Werk
zu setzen, und die Fähigsten des Zeitalters nicht
die Mühe gescheut, sich der Arbeit zu unterziehen,
da hat der Geist noch uicmals kraftlos sich in ver¬
geblichen Versuchen abgemüht, da ist er noch nie¬
mals ohnmächtig zurückgeprallt von der Höhe, zn
welcher hinan er seinen Anlauf nahm; es liegt
hierin eine innere Unmöglichkeit. Die Menschheit
kann sich immer selbst helfen. Der Geist fühlt nicht
eher, daß er gewissen Einrichtungen und Formen
entwachsen ist, bis er die Einsicht gewonnen, durch
welche andere sie zu ersetzen sind; höhere geistige Be¬
dürfnisse setzen auch einen höhern geistigen Standpunkt
voraus; daher ist jedes Zeitalter fähig, die ihm
ersprießlichen und als Bedürfniß von ihm empfun¬
denen Neuerungen in der Legislation auszuführen.

Wenn daher das Bestehende hinter seiner Zeit
zurückgebliebenist; wenn im Verhältnis! zu dem
Charakter der Gegenwart die Bestimmungendes ma¬
teriellen Rechts, so wie die Formen des rechtlichen
Verfahrens veraltet, sogar häufig lächerlich und
abgeschmackt,dabei drückend und ungerecht erschei-
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,ien, so ist hiermit auch schon die unnachläßlichc

Pflicht der Machthaber und der Befähigten gege¬

ben, zur Verbesserung des positiven Zustandes das

Ihrige beizutragen.

Fehlt es dann anch an solchen Köpfen, die

«eben der Entfernung der drückendsten und augen¬

fälligsten Mängel auch noch der Verbesserung des

minder Fehlerhaften gewachsen sind, an solchen,

die über ihrer Zeit stehen, und mit schöpferischem

Geiste Institutionen ins Leben zu rufen vermögen,

durch welche sie auf ihren eignen, höheren Stand¬

punkt, die geistig untergeordnete Menge nach sich

ziehen; nun, wenigstens mit ihrer eignen Zeit

wird immer die Gesetzgebung gleichen Schritt zn

halten im Stande styn, und das allgemein und

lebendig erkannte Bedürfniß des Augenblicks durch

die geistigen Kräfte des Augenblicks gedeckt werden.

Gesetzt aber, auch Dieses gelänge nicht einmal;

sö ist dock eine Verschlimmerung des positiven Zu¬

standes von dieser Seite nicht zu fürchten, so lange

«och die Meinungen und Wünsche der Gesammt-

heit, so lange noch die Einsichten der Einsichts¬

vollsten einigen Einfluß auf die staatlichen Anord¬

nungen behaupten; denn wenn das neue Werk

der Gesetzgebung wirklich den Erwartungen und

Ansprüchen der Zeit nicht entspräche -- wenn es

selbst hinter Demjenigen zurückblicke, dessen Ver¬

besserung man bezweckte, — nun, so würde das

Mißlungene bei Seite gelegt, und der Versuch

wiederholt, — so oft und so lange wiederholt,

bis er ein befriedigendes Resultat lieferte.
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Wir kommen auf diesem Felde der Betrach¬

tung in Berührung mit Ansichten und Behauptun¬

gen, die im vorletzten Deceniilum zwischen der soge¬

nannten historischen Schule und den Freun¬

de n der Gesetzbücher gewechselt wurden. Seit

jenem Streite — seinen Gegenstand, so wie die

Waffen, mit welchen er geführt wurde, setzen wir

als bekannt voraus) ^) sind wir schon wieder

durch die Erfahrungen vieler, für die Wissenschast

*) Von den Schriften und Aufsätzen, welche hier ein¬

schlagen, heben wir hier nur folgende hervor: von

Savigny, vom Beruf unserer Zeit für Gesetzge¬

bung und Rechtswissenschaft. Heidelberg 1814.

Recension der Savignyschen Schrift von Hugo

in den Gotting. Anzeigen von 1814. Nr. 194.

Thibaut. Ueber die Notwendigkeit eines allge¬

meinen bürgerlichen Rechts für Teutschland. Heidel¬

berg 1S14. Mit mehreren Zusätzen abgedruckt in
dessen civilistischen Abhandlungen. Heidelberg 1814.

lXr. xix. — Recenstonen dieser Schrift in Nr. 150.
der Hallischen, Nr. 135. der Jenaischen, Nr. 93. der

Wiener allgem. Litteratur-Zeitung von 1314.

Vergl. auch den Savignyschen Aufsatz im 2tsn

Heft deS Zten Bandes der Zeitschr. f. gesch. Rechts-

wiss. — S. auch Heidelberg. Jahrbücher d. Litt, von
1814. Nr. 59., von 1816. Nr. 66. Seite 1041-1054.

r>. s. w. Ferner

Unterholzner's Vorrede zu seinem Entwurf ei¬

nes Lehrgebäudes d. bei d. Rom. gelt. bürg. Rechts.
Breslau 1817.

Gönner. Ueber Gesetzgebung und Rechtswissen¬
schaft in unsrer Zeit. Erlangen 1815. und des¬

sen Beiträge zur neuen Gesetzgebung in den Staaten
des Deutschen Bundes.
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hochwichtiger Jahre bereichert worden, und die
Zeit selbst, welche in den wiederholten und unbe,
streitbaren Erfahrungen des Lebens und der sich
hierauf stützenden Ansicht der gebildeten Mehrheit
das Richtigere und Bessere aufs Unzweideutigste
bezeichnet, ist Kampfrichtcrin geworden in der Fehde,
welche nicht minder durch die Wichtigkeit des Ge¬
genstandes, als durch das Ansehen der Männer,
welche an derselben Thcil genommen haben, allge¬
meines Interesse erregt hat.

Es hat sich so ziemlich allgemein die Ueber-
zeugung gebildet, daß die Gefahr, den Rcchtszn-
stand von Deutschland durch neue Gesetzbücher zu
verschlimmern, nur in der Idee derjenigen beste¬
hen konnte, welche über ihrem Ideale von dem
Entwicklungsgänge und der Vollendung des Rechts

Es würde zu weit führen, wenn wir hier alle jene
Schriftsteller aufzeichnen wollte», welche seit des geist¬
reichen Schlosser's Zeit der Verbesserung des Rechts¬
zuständigvon Deutschland auf dem Wege der Gesetz¬
gebung mit überzeugender Kraft das Wort geredet
haben, während eben so geistreiche Männer überzeugt
von der Schwierigkeit, die innere Vortrefflichkeit des
hergebrachtenRechtes, das sie in seinem ganzen Zu¬
sammenhangeund bis zur Wurzel hin durchdrungen
haben, in ein neues Gesetzbuchzu übertragen, es für
wünschcnswerthererklärten, die äußern Mängel des
bisherigen Rechtszustandesnoch ferner zu ertragen,
als zugleich mit diesen auch jenen, wie sse glauben,
noch unerreichbaren Vorzug aufzugeben, und
Verbesserung der Gesetzgebung als die gereifte Frucht
höherer Wissenschaftlichkeitvon dem kommenden Zeit¬
alter abzuwarten.
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durch die Wissenschaft, den Jammer der Wirklich«

keit übersahen, in der Idee derjenigen, welche über

ihrem persönlichen Bedürfnis und ihrer

persönlichen Fähigkeit, den ganzen Rechts-

stoff in seinem mehr als zwcitausendjährigen Ent-

wicklnngsgangc zu verfolgen und zu überschauen,

die Unfähigkeit des g c w ö h n li ch e n Prak¬

tikers, allcS Historische, Theoretische

und Positive im Rechte gleichmäßig inne zn

haben, übersahen, und das Bedürfnis der

Gcsammtheit, ein Gesetz zu haben, welches

mit Bestimmtheit und Faßlichkeit für

den gewöhnlichen Verstand die wichtigeren

Angelegenheiten des heutigen bürgerlichen Lebens

ordne, nicht nach seinem ganzen Gewichte in An¬

schlag brachten; es hat sich die Ueberzcugung ge¬

bildet, daß zwar das Quellenstudium, das Stu¬

dium der historischen Entwicklung des positiven

Rechts, eine sehr wesentliche Bedingung eines glück¬

lichen Nechtszustandes ist; daß aber erst dann,

wenn das an und für sich für unsere Verhältnisse

großen Theils ganz unpassende Römische Recht,

dessen Zuganglichkcit durch die Form so unendlich

erschwert ist, sammt den beiden andern veralteten

lateinischen Gesetzbüchern »jenem Haufen unvoll¬

ständiger, dunkler, verstümmelter Bestimmungen«

(Thibaut) und den mannichfaltigcn Deutschen Rech¬

ten aus verschiedenen Zeitaltern, die damit so wun¬

derlich vermischt sind, wie Schlosser sagt,

als Rechtsquelle mit gesetzlichem Ansehen abge-

5) Vorschlag und Versuch einer Verbesserung des Deut¬

schen bürgerlichen Rechts. Leipzig 1777. Seite 26.
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schafft sind, und an deren Stelle ein einfaches,
und bündiges modernes Civil-Gesetz getreten ist,
die Rechtswissenschaft eine Stufe der Vollendung
erreichen kann, welche jener Zustand für sie uner-
stciglich macht; daß nur dann die Rechtswis¬
senschaft an ihrer rechten Stelle steht, wenn
sie da beginnt, wo die Gcsctzkunde aufhört. ")
Es hat sich die Uebcrzeugung gebildet, daß Diejeni¬
gen, welche alles Heil von einer gründlichen und
unter den ganzen Stand der Juristen verbreiteten
Qncllcnkcnntniß erwarten, und darum in jenem
Streite dafür sich erklärten: daß als Rechts -
quelle beibehalten, oder an die Stelle
des Code wieder eingeführt werden
möge jene Verbindung des gemeinen
Rechts und der Landesrechte, welche frü¬
her in ganz Deutschland herrschend gewesen, —
weil diese Rechtsquelle hinreichend, ja vor¬
trefflich sey, sobald die Wissenschastthue, was
ihres Amtes sey, und was nur durch sie geschehen
könne; — daß Diese eine vergebliche Hoffnung
gründen auf die Voraussetzung, daß bei dem Fort¬
bestehen jenes chaotischen Zustandcs der praktische
Juristcnstand den aufgethürmten Rechtsstoff jemals
beherrschen werde, eine Voraussetzung, die sich
niemals verwirklichen wird. Somit möchte es mehr

S. Pfeiffers Ideen zu einer neuen Civil-Gesetz-
gebung für teutsche Staaten. Göttingcn 1515. Seite

89. — Diesem Punkte werden wir weiter unten noch
eine besondere Betrachtung widmen.

55) Savign y. Vom Beruf uns. Zeit für G u R-
Seite III,

2
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an der Zeit seyn, die deutschen Staaten zn Ver¬
suchen in der Legislation aufzumuntern, als
sie davon abzuschrecken, ihnen die Abfas¬
sung neuer Gesetzbücher zu empfehlen, als die
Wiederherstellung veralten anzurathcn! —

Gewiß hat unsre Zeit, wie jede Zeit, die Fä¬
higkeit, aus dem Ucbcrlicfcrtcn und Bestehenden
dassenige herauszufinden, was zur ferneren Er¬
haltung sich empfiehlt; am wenigsten gibt die In¬
dividualität des bedächtigen Deutschen Anlaß zu
einer gegründeten Bcsorgniß, daß man in der Ge¬
setzgebung das Gute mit dem Schlechten hinweg
erperimcntiren — das Kind mit dem Bade ver¬
schütten werde. Gewiß hat auch unsre Zeit die
Fähigkeit, den Inbegriff der bisher in den Ländern
des gemeinen Rechts befolgten Rcchtsgrundsätze,
modifizirt nach den veränderten Verhältnissen unsrcr
Zeit', nach den erweiterten Bedürfnissen der bür¬
gerlichen Gesellschaft, und nach den bis heute be¬
richtigten Begriffen der Rechtsphilosophie in einem
kürzer», bündigcrn, mehr in sich harmonischenCi-
vilrechte zu vereinigen, als in jenem »wunderli¬
chen Gemisch« zu finden ist.

Auch wir gehen, mit der historischen Schule,
von der Grundidee aus, »daß der eigentliche Sitz
des Rechts das gemeinsame Bewußtseyn des Vol¬
kes scy,« *) »daß ein guter Rcchtszustandnicht g e«
macht werden könne, sondern sich vielmehr aus
dem gesellschaftlichen Leben entwickele;«

») Savigny. V. Beruf u. Z. Seite 11.
»-5) Unterholzner a. a. O. S. xl,.
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aber gerade deswegen glauben wir auch, daß das
Gesetz mit dieser Entwickclnng auch gleichen Schritt
halten muß, und daß das Klagen im ganzen Volke
«ach Verbesserung des Nechtszustaudcs der drin¬
gendste Beweis ist, daß das positive Recht dem ge¬
meinsamen Bewußtseyn desVolkes ent¬
fremd e t ist. Auchwir sind einverstanden, »daß
es vor Allem darauf ankomme, den bestehenden
Rechtszustand gründlich und in seinem ganzen We¬
sen kennen zu lernen« — und »daß vor Allem
geschichtliche Ergründung uothwendig sey;« wir
glauben aber auch, daß eines Theils die Kennt-
uiß der Mängel des bestehenden Rechts-
zustandes (und diese Mängel zeigen sich in der
Praris augenscheinlicher,als alle Vortrcfflichkeiten,
die der Professor auf dem Katheder prcis't) schon
hinreichender Grund ist, um wenigstens einen Ver-
su ch der Verbesserung zu veranlassen; daß andern
Theils das Bcdürfniß der geschichtlichen Ergrün¬
dung nicht so zu verstehen ist, als müsse der Ge¬
setzgeber die höchste und vollständigste wissenschaft¬
liche Ergründung abwarten, und bis dahin die
Abfassung neuer Gesetzbücher verschoben bleiben.
Vielmehr stellen es, wie wir glauben, unser intel¬
lektueller Zustand, so wie unsre politischen Verhält¬
nisse als dringende Nothwendigkeit heraus: daß
von Zeit zu Zeit die gesetzgebende Behörde zum
Zwecke derjenigen Abänderungen, welche durch die
Fortschritte des gemeinsamen Bcwußtseyns, so wie
durch die geläuterten wissenschaftlichenAnsichten
vorbereitet worden sind, eine Revision der Gesetze,

5) n nte rh olzncr a. a. O, Seite XI.I,
2*
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oder, wenn eine organische Verbindung der Abän¬
derungen mit dem Bestehenden nicht mehr möglich
ist, eine gänzliche Reform (ncmlich in technischer
Beziehung) veranstalte.

Kein Wunder daher, wenn in jenen Jahren
der Hoffnung einer Wiedergeburt
Deutschlands, wo der Ruf: Ein Vaterland,
Ein Recht! Jetzt oder nie! ") die Losung aller den¬
kenden Deutschen war, auch die talentvollen Ken¬
ner des Rechts und Freunde der Rechtswissenschaft
großen Theils sich laut zu der Ueberzeugung be¬
kannten, daß der Zeitpunkt gekommen sey, wo durch
eine moderne, volksthümlicheGesetzgebungdem Le¬
ben des Volkes ein neuer Aufschwung gegeben
werden müsse. Kein Wunder, wenn die Warnung,
daß wir, bei der Anwendung des wundärztlichen
Messers auf unfern Rechtszustand, auf gesundes
Fleisch treffen könnten, das wir nicht kennen, und
so gegen die Zukunft die schwerste aller Ver¬
antwortungen aufuns laden würden, eindrncks-
los verhallte unter den Klagen um Abhülfe des
gegenwärtigen dringenden Bedürfnisses; die

*) „ daß unsre Zeit dazu nicht reif sey, könnte
nur die That beweisen; wir rufen vielmehr im feste»
Vertrauen auf die Kraft der Völker und den guten
Willen der Herrscher: Jetzt oder nie!" — In der
angeführten Nr. 98. der Wiener allgcm. Litter.-Zei-
tung von 1814. Beherzigungswerthist auch, was in
dieser Beziehung der hochherzige Schmid sagt in
seiner Schrift: „Deutschlands Wiedergeburt." Jena
181-1. Seite 123. folg.

*>5) S. Savigny r. Beruf», s. w. Seite 115.

WWWWWWWWWWDWWMDDWM'
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Praktiker verlangten mit Recht als erstes Erfor¬

derlich eines leidlichen Rcchtszustandes: Rechts¬

sicherheit. Mit Recht wandten sie den Gegnern

der Gesetzbücher ein: Ihr sagt es ja selbst, daß

die Wissenschast des Rcchtsstoffes nicht mehr Herr

ist; darin liegt grade das Nebel: daß nnsrc Rich¬

ter bei dem Wust des positiven Rechts die leiten¬

den Grundsätze nicht mehr heraus zu finden wissen,

die ans die Entscheidung des concretcn Falles füh¬

ren müssen; aber der erbärmliche Znstand des po¬

sitiven Rechtes selbst ist Schuld daran, daß die

Wissenschaft dasselbe nicht mehr lebendig zu durch¬

dringen vermag. Was ihr vom einzelnen Richter

verlangt, das verlangen wir nur von der Intelli¬

genz des ganzen Zeitalters; denn ihr wollt,

daß der Richter in jedem einzelnen Falle noch

fernerhin ans dem Chaos größtenthcits kasuistisch

gefaßter Rechtssätze und ohne Einheit zusammen-

gehänsterRechtsinstitutionen die leitenden Prin¬

zipien, von denen die Entscheidung des Falles

abhängt, herausfinde: wir wollen, daß diese

Prinzipien, in so weit die Wissenschaft un¬

seres Zeitalters im Ganzen sie als be¬

wahrt annimmt, in Gesetzbüchern zusammengestellt,

und in möglichst einfacher Form vorgetragen wer¬

den. — Wo die heterogensten Gesetze aus allen

Zeitaltern, Autoritäten der alten und neuen Ju¬

risten und zur Regel gewordene Aussprüche von

Gerichtshöfen ein trauriges Labyrinth bilden, in

dem Keiner heimisch ist, Keiner sich zurecht zu fin¬

den weiß, das dem Juristen seinen Stand verleiden,

und dem Nichtjuristen die Idee beibringen muß,

daß die Justiz von den Herrfchern zur Plage der
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Völker erfunden worden; wo das vielköpfige, viel-

züngigc Ungeheuer, das die Rolle der Thenns

spielt, mit dem Fortgang der Zeit zur immer graß»

lichcru Ungestalt geworden, die alles RechtSgcfühl,

Moralitat und Charakter, nebst dem äußern Wohl¬

stande im Volke zu verschlingen droht; — da

liegt freilich das Verlangen nach Linderung und

möglichster Entfernung des gegenwärtigen

Elends naher, als der nur für den Historiker reiz¬

volle Gedanke: daß man den von der Vorzeit über¬

lieferten Stoff, ohne eine Ständchen daran verrückt

zu haben, dem kommenden goldenen Zeitalter der

Rechtswissenschaft getreulich entgegentragen wolle,

— da kann wenigstens der Versuch einer Ver¬

besserung der Gesetze nicht mehr voreilig erschei¬

nen. 55) — Ob dann das neuverfaßte Gesetzbuch

O Ueber den beklagenswerten Nechtszusiand jener deut¬

schen Länder siehe: Aphorismen über bürgert. Gesetz¬

gebung und Rechtspflege u. s. w. Stuttgart» 1826.
Seite 66.

»5) Unsere Gelehrten sollten um so mehr Bedenken tra¬

gen. eine solche Ueberschätzung des historisch Ucber-
lieferten zu befördern, da sie schon in der Natur des

Menschen Grund und Veranlassung hat. Leider ist es

eine nur zu gegründete Erfahrung, daß das mittelmä¬

ßige Talent es immer bequemer und leichter findet,
aus dem Ueberlieserten zu schöpfen, als auS den rei¬

chern, aber auch hvhern und schwerer zu erringenden

Schätzen der Vernunft; daß die gröbsten Mißbräuche,

die handgreiflichsten Jrrthümcr durch Jahrhunderte

hin darum so fortgekrochen sind, weil man zur selbst¬

ständigen Prüfung sich nicht erhob, weil man gar nicht
einmal aus den Gedanken kam, daß es auch wohl

anders seyn könnte. CS gicbt so viele Dinge, die
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eines Theils mit dem Leben und andern Theils in

sich selbst den organischen Znsammenhang überall

festhalten wird, das mag der Erfolg lehren. Ge¬

wiß ist aber zu erwarten, daß die Gesetzgebung

unsrcr Zeit sich ganz von der höchsten Wissen¬

schaft, die dem Zeitalter zu Gebote steht, leiten

lassen werde, und dadurch ist für die Praxis un¬

endlich viel gewonnen!

Was in dieser Beziehung schon die preußische

Gesetzgebung im Verhältniß zu ihrem Zeitalter ge¬

leistet, ist bekannt, und wir werden davon später

noch ausführlicher reden. Hat sie auch nicht völlig

und nach allen Beziehungen das Problem der Ge¬

setzgebung gelöst; dennoch war sie eine Verbesserung

des Rechtszustandes und vermehrte die Sehnsucht

nur so lange noth wendig sind, als man sie

nvth wendig glaubt; wenn dann einmal Genie
oder die Gunst des Zufalls einen Lichtstrahl in die

Seele eines Einzigen geworfen, wenn Einer das Joch

des Vorurthcils abgeschüttelt hat, so sind bald Tau¬
senden die Augen geöffnet, und die Welt begreift eS

nicht mehr, wie sie so lange die Binde hat tragen

können, ohne eine Ahnung von dem Lichte zu empfin¬

den. Was uusrem Zeitalter am dringendsten obliegt,

— dringender wahrlich als sklavische Ehrfurcht vor

dem, waS die Vorzeit herübergetragen, daS ist selbst-

siä ndig e Fo rsch u n g und selbst ständige Thati

— Unsere Rechtsgelehrtcn und Staatsmänner aber,

denen auf das in Arbeit befindliche Gesetzgebungswerk
ein Einfluß vergönnt ist, mögen sie nur die Gegen¬

wart, ihre Richtung, ihre Bedürfnisse recht richtig

erkennen! Unendlich wichtiger für sie ist praktische

Einsicht und wahrhaste Lebenskenutniß, dann tiefe

Gelehrsamkeit!
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dcr Bewohner der andern deutschen Staaten nach

ähnlichen Fortschritten znm Besseren.

Es ist seitdem nicht mehr verstummt die Klage

um Abhülfe; es haben nicht nachgelassen die Vor,

schlage zu Reformen, und der Verfall des Rechtes

war so allgemein fühlbar, daß selbst achte Deut,

schc in dcr Einführung der neu-französischen Rechts-

vcrfassnng einen, wenn auch in mancher Beziehung

herben, Gewinn und eine, wenn auch gewaltsame,

doch heilbringende Erscheinung erblickten. Was

kümmert es den unbefangenen Denker, daß dcr

Code dem Eroberer diente »als ein Band mehr,

die Volker zu umschlingen;« *) er weiß auch: »daß

der selbstsüchtige Mensch niedrige Absichten zwar ver¬

folgen kann, aber absichtslos dadurch der Forderung

höherer Zwecke dient.« (Schiller). Was kümmert es

den Denker, daß dieser Bau aufgerichtet worden,

nachdem der Sturm der Zeit den alten zertrüm»

mert hatte; muß er nicht jene Zerstörung, dcr das

Bessere sein Dascyn verdankt, als ein Gluck an¬

sehen, und das Schicksal preisen, daß es auch des

Eroberers Hand mit Weisheit lenkte?

»Wäre aus dem Civilgesetz etwas als ver¬

werfliches Erzcuguiß dcr Revolution wegzuschaf¬

fen,« — bemerkte vor sechs Jahren von Op¬

pen, **) — »so würde das jetzige Frankreich über

diesen Punkt nicht lange schweigen.

»Die günstigen Verhältnisse bei Entstehung

des Gesetzes — so fahrt er fort — erklären einen

*) Savigny, Vom Beruf u. z. Seite 57.

55) Vergleichuug der französische» und preußischen Ge¬

setze. Cöln 1827. I. Heft. S. 69. 70.
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großen Theil des Erfolgs; einige Politiker wollen

denselben zwar schon nin dcßwillen verschmähen,

weil ihn ein übcrmüthiger Feind anfgedrungen,

der wohl gewußt, daß Vernichtung der deutschen

Gesetze der sicherste Weg scy, die Erinnerung deut¬

schen Ursprungs zu vertilgen; sie scheinen die Rhein¬

lander für Franzosen zu halten, welche durch eine

ähnliche Maßregel erst wieder zu Deutschen gemacht

werden müßten; aber die Rheinland«: sind deutsch

und werden es bleiben. War das deutsche Gesetz,

das ihnen genommen wurde, gut, so konnte ein

schlechteres Gesetz mit dem Gefühl des Verlustes

nur das Andenken an die Vergangenheit lebendiger

erhalten, war es schlecht, so konnten sie das Bes¬

sere auch von dem übcrmüthigstcn Feinde eben so

annehmen, als wenn er ihnen Summen Geldes

zugeworfen hätte; dies Verhältniß bleibt immer

gleich. Wie vieles Fremde wird nach und nach

bei uns einheimisch! Nicht in Verwerfung dessel¬

ben besteht die Nationalität, sondern in der Vor¬

liebe für das Eigene, ohne Rücksicht auf dessen Ur¬

sprung. Ist, wie ich glaube, Gerechtigkeit und

Politik Eine Person, so scheint es mir ein politi¬

scher Jrrthum, daß die Zerstörung eines guten Er¬

folgs der Entfremdung vorbeuge, so lange die Ge¬

wißheit des Besseren fehlt; denn die Erhaltung

des guten Erfolgs ist eine Wohlthat, und Wohl-

thaten gewinnen die Herzen; Verlust dagegen ist

immer ein Unglück, und das Gefühl desselben be¬

fördert mindestens die Vorliebe nicht, welche die

Mutter des Nationalsinncs ist.

»Politik wie Gerechtigkeit müssen daher in dem

Studium der Gesetze das Gute aufsuchen, und in
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Ermangelung des absolut Guten dasjenige einst¬

weilen anerkennen, was sich durch den Erfolg am

besten bewährt.« —

Auch wir sind der Meinung, daß das Bessere

sich durch den Erfolg bewähren, und eine einmal

bestehende Gesetzgebung, die der Geist der Ge-

sammthcit nicht von sich abstößt, sondern die in Le¬

benskraft mit dem Organismus des Ganzen sich

verbindet, die dem Volke eigen geworden ist,

ihrer Abstammung wegen nicht mehr angefeindet

werden darf; indessen ist in der Regel grade der

Erfolg noch Streitsache; bei der Erwägung der

Vorzüge und Mangel einer Gesetzgebung im Ver¬

gleich mit einer andern bringt in der Regel Jeder

ein eignes Gewicht mit, und was der Eine einen

glücklichen Erfolg nennt, das erfüllt den Andern

mit Mißbehagen. Der Gesetzgeber, der einen sichern

und ehrlichen Weg gehen will, wird also den Er¬

folg nicht nach seiner subjektiven Ansicht, sondern

nach dem Bcwußtseyn des Volkes, an¬

schlagen.

Es ist aber eine Thatsache, die nicht wegge¬

leugnet werden kann, daß jene Gesetze, durch die

Art ihrer Einführung schon Haß und Widerspruch

zu erwecken geeignet, aufgedrungen vom übcrmü-

thigcn Feinde, nicht das Werk deutschen Gei¬

stes, somit auch deutsche Nationalität

nicht berücksichtigend, und Manches berührend, was

unfern Fürsten nicht gefallen, unserem Volke nicht

frommen konnte, dennoch dem größten Theite nach

mit dem deutschen Leben verwachsen sind: daß in

einem nicht unansehnlichen Thcile von Deutschland
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eine fünf und zwanzigjährige Prüfung im Ganzen
ein vorteilhaftes Resultat festgestellt,und die Zu¬
friedenheit mit ihren mannichfaltigen Vorzügen in
hohem Maße das Verlangen nach Verbesserung ih¬
rer unleugbaren und vielfachen Mängel überwiegt.

Lange verhallt ist ja auch das Wort Derjeni¬
gen, welchen der erwachte Geist deutscher Einheit
und Freiheit (der dich, o Vaterland gerettet hat!)
den Fluch eingab über Alles, was von Frankreich
kam, und den Wahlspruch, daß das deutsche Volk
fortan nichts mehr gemein haben müsse mit der
blutigen Nation. — So etwas kann freilich auch
nur der Drang des Augenblickes rechtfertigen.
Französischem Ucbcrmuthe und französischem Leicht,
sinne, wo er feindlich entgegentritt der Wohlfahrt
unseres Volkes, wird des Deutschen Kraft mit
Nachdruck zu begegnen wissen: aber das Gute und
Rechte wird sich immer geltend machen durch sei¬
nen eignen Werth, es komme, woher es komme.
Sollen wir uns die Augen verbinden, damit uns
nicht die ncmliche Sonne leuchte, die auch dem

P Freilich sind jene Gesetze das Werk, nicht der neue¬
rungssüchtigen und plüuderungslustigen Masse, son¬
dern der Edeldenkenden und Gebildeten in der fran¬
zösischen Nation, und ob sie gleich von Frankreich
kommen, so gehören sie doch mehr unsrer Zeit über¬
haupt, als einem einzelnen Staate an: im Verfolg
dieser Schrift wird daher auch eine wiederholte Hin-
verweisuug auf die Herkunft nnsrer Zusiizverfassung,
da, wo es hierauf nicht ankommt, umgangen werden,
und von einem Rheinischen Civilrcchte, einer Rhei¬
nischen Rechtsverfassung die Rede seyn.
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verhaßten Feinde Licht bringt? — Das System
der geistigen Sperre ist heutzutage unausführbar,
unausführbarer noch, als jenes napolconischeCon-
tinental-Systcm. Den Schmuggler mit dem Kaffee¬
ballen können die Grcnzwächter fassen, aber frei
schwingt der Geist sich mit seinem Wissen, seinen
Schätzen von Land zu Land, und die Gedanken
sind zollfrei!
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II.
Ueber die Rheinische NechtS-

verfassung im Ganzen.

Historischer Rückblick.

lebt noch im frischen Andenken der erstaunten
Welt, und noch ist kein halbes Jahrhundert dar¬
über hingegangen, seitdem, durch das Zusammen¬
treffen der bedeutendsten Momente beschleunigt, die
fürchterliche Entbindung des Jahrhunderte lang
angesammelten Gahrungsstoffcs an den Ufern der
Seine das Dasepn eines neuen Zeitalters mit blu¬
tigen Spuren bezeichnet hat; seitdem die morschen
Ruinen der mittelalterlichen Bauwerke auf dem
Gebiete aller Staatseinrichtnngcn durch die Kraft
der neuen Philosophie, und sodann durch den
teuflischen Henkcrsarm eines empörten Geschlechtes
den entscheidenden Stoß empfangen haben.

Blinde Hasser der Revolution, kurzsichtige Ver¬
ehrer der Revolution, die den welthistorischen Werth
eines großen in seinen Einflüssen und Wirkungen
unübersehbaren Ereignisses nach dem Eindrucke be¬
messen, den einzelne, ans dem Zusammenhange her¬
ausgerissene Momente desselben auf ihr kleines
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Gemüth gemacht haben, sind beide gleich weit von

der Wahrheit: die Einen, Verdienste verach¬

tend, die sie nicht erkennen; die Andern, Verdienste

preisend, wo keine sind — die Affen des Zeitgeistes.

Schwer ist es, zu sagen: was geworden wäre,

ohne so gewaltsamen Umsturz; wenn sich in Frank"

reich damals die feindlichen Elemente beruhigt hät¬

ten, und das Werk der Reformation in den bür¬

gerlichen und politischen Einrichtungen einem ru¬

higen Entwickelungsgange überlassen worden wäre;

man kann nur sagen: daß die Revolution auf der

einen Seite beschleunigt, auf der andern Seite

gehemmt hat: aber Wer vermißt sich, das Facit zu

ziehen?

Schon hatten an allen Enden Europa's die

kräftigsten Stimmen sich erhoben, die Geburt eines

neuen Zeitalters verkündend, verkündend, daß es

Zeit sey, die Trümmer der alten erstorbenen Welt

zu versenken in das Grab der Vergangenheit:

») Wir knüpfen hier auszugsweise die Darstellung des
Ritters Filangieri an, der mehrere Jahre vor der
Revolution den Schauplatz des neuen Zeitalters in seiner
Kolau-ur Ustln I-eAistatious sdisuz,. 1780) also be¬
schreibt :

„Die Natur drückt so zu sagen in jeder Epoche al¬
len Gemüthern das nemliche Gepräge auf, und ei¬
nerlei Gegenstände geben ihnen einerlei Gedanken
ein. Die Gesetzgebung ist heutiges Tages der ge¬
meinsame Gegenstand aller Denker. Wir sind von
den Jrrthümern der Rechtsgelehrsamkeit umgebe»;
jeder Schriftsteller bemüht sich, ihnen abzuhelfen,
und von einem Ende EuropenS zum andern erschallt
nur Eine Stimme, welche uns zuruft, daß die Ge-
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und eines Struensee liberale Anordnungen in
Dänemark, der großen Catharina gesetzgeberische

setze Latiums für Europa nicht mehr taugen. —
Diese vereinigte» Stimmen, dieser Zuruf der Ver¬
nunft und der Philosophie ist bis zu den Thronen
gedrungen. Die Scene hat sich verändert und die
Fürsten haben angefangen einzusehen, daß es noch
ein anderes Mittel gebe, um groß zu werden, als
Waffen und Gewalt, — daß gute Gesetze die einzige
Stütze des Volksglücks seyen. Aber man hat
den SouverainS nicht nur gezeigt, daß die Gesetz¬
gebung eine Verbesserung verdiene, — auch die
Hindernisse sind schon aus dem Wege geräumt.

Das Volk ist nicht mehr Sklave und seine Edeln
sind keine Tyrannen mehr. Der Despotismus hat
in dem größten Theile Europens die Feudal - Anar¬
chie verbannt, und die Sitten benahmendem Despo¬
tismus seine Stärke wieder. So lange man nicht
die Hand an das große Lehens - Gebäude legte, so
lange war keine Verbesserung des Rechtsznstandes
zu hoffen. — Die Könige waren zu schwach die
Sache durchzusetzen; der Adel, der das Band zer¬
rissen hatte, das ihn mit dem Staate vereinigte,
war zu mächtig, als daß er eine Verbesserungsollte
zugelassen haben, die bei den Rechten, welche er
sich angemaßt, den Aufaug hätte machen müssen,
und der übrige herabgewürdigteund verachtete Rest
der Bürger war zu unwissend, als daß er sie hätte
unternehmenund leiten können. Die Sou-
verains mußten daher, um diese Hindernisse weg¬
zuräumen , und dem Geiste jene Erhebung zu ge¬
ben, die ein so schweres Werk erfordert, ansangen,
aus so vielen zerstreuten Massen feste Körper zu
bilden, und die Bande unter den Menschen wieder
herzustellen. Vor Allem that es Noth, daß die
Menschen aufhörte», Sklaven zu seyn, weil die Na-
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Thätigkeit in Rußland; dcs humancn Joseph geist¬
reiche Reformen in Ocstreich; seines weisen und

tue den Sklaven das Denken versagt hat.

Nachdem die Macht des Adels geschwächt war, mußte

man vor allen Dingen jene Zrrthümer verscheuchen,

welche der Fanatismus geheiligt und die so leicht

zu verführende Unwissenheit angenommen hatte. Zur

Erreichung dieses Zweckes kam die Philosophie der

Staatsgewalt zu Hülfe. — Der Aberglaube eristirt

nicht mehr, dieser erklärte Feind aller nützlichen

Verbesserungen, diese erderschütternde Maschine,

welche den Mittelpunkt ihrer Stärke im Himmel

befestigt hat, dieser Tyrann des Genie's, der zu

allen Zeiten Diejenigen bekriegte, welche die Natur

zum Glücke Andrer, aber destomehr zu ihren eignen

Nachtheil, bestimmt hatte, große Männer zu wer¬

den, — — und die Religion, welche der Fana¬

tismus Jahrhunderte hindurch mit dem Blute der
Nationen und mit dem Elende der Völker besudelt

hatte, ist wieder das geworden, was sie sevn soll.

Alles hat sich verändert; selbst die politischen

Begriffe haben den Charakter der Wildheit und der

Jntrigue verloren; vergeblich dürfte ein neuer

Machiavell sich bemühen, das Laster an die Throne

zu befestigen. Und zu allen diesen Vorthei¬

len haben wir noch Einen errungen: das Recht, den

Fürsten die Wahrheit ungestraft vortragen zu dür¬
fen. Wenn das Verbergen der Wahrheit

vor den Fürsten allzeit Schuld war an dein fort¬

dauernden Unglücke der Völker; wenn daS Schwei¬

gen in allen Jahrhunderten Bürge der Tyrannei

und der Unordnungen war; wenn man endlich

zur Erlangung einer verbesserten Gesetzgebung vor
Allem wider die Untauglichkeit der alten Gesetze,

und wider die Uebel, die eine fehlerhaste und schwache

Regierung über die Völker brachte, sich auflehnen
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edlen Bruders glückliche Verbesserungenin Toskana,
so wie in Deutschland der geistlichen Fürsten am

mußte: so war das kein kleines Hindernis, das

wir überwanden, als wir uns das Recht zu denken

und zu schreiben mit einer Freiheit errangen, die

den Fürsren, welche sie verstatten, und denen, die

Nutzen daraus zu ziehen wissen, gleiche Ehre bringt.
Nach Hinwegräumung aller dieser Hindernisse -

bleibt uns nun nichts mehr übrig, als die Verbesse¬

rung der Gesetzgebung vorzunehmen. Es scheint,
daß nur noch die letzte Hand anzulegen sei), um

das Werk des Menschenglückes zu vollenden; es

scheint, daß selbst in der Lage der Dinge schon die

Vorbereitung dazu liegt.

Europa, das eilf Jahrhunderte hindurch ein

Schauplatz des Krieges und der Zwietracht war;
Europa, das zerquetscht lag unter den Ruinen deS

römischen Reichs; das vor den Waffen eines Attila

schimpflich entfloh, erobert wurde, und abwechselnd

bald den Barbaren Asiens zur Wohnstätte diente,

bald den Einfällen der Normäuner, der Lehcns-

anarchie, den geheiligten Kriegen der Kreuzzüge,

dem unaufhörlichen Kampfe der geistlichen und welt¬

lichen Herrschaft und den NeligionSstreitigkeiten,

die die Moralität der Christenheit untergruben, und

der Unwissenheit Dauer gaben, ausgesetzt war; das
endlich von der Tyrannei so vieler kleiner Despoten

unterdrückt, mit Schwärmern und Kriegern bedeckt,

und von allen Seiten von der zerstörenden Flamme

der Sekten in lodernden Brand gesetzt wurde, die¬

ses Europa ist jetzt ein Wohnsitz der Ruhe und der
Vernunft geworden. Die Befestigung der Monar¬

chien, durch Alliancen und Bündnisse bewirkt, setzt
dem Ehrgeize der Fürsten eine» Damm entgegen,

und zwingt die Souverains, auf das wahre Jnter-

esse der Völker aufmerksam zu sehn. Schon redet
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Main und Rhein unverkennbare Verdienste um die

Administration und Gesetzgebung ihrer Länder,

endlich des großen Friedrich schöpferisches, um¬

fassendes Wirken im preußischen Staate, — dicS

Alles begründet gewiß die Vermuthung, daß auf

dem Wege des ruhigen Fortschreitens unendlich

viel hätte geschehen können, daß Manches auch

heute besser wäre, wenn nicht die französische Re¬

volution bedenkliche Aufregungen der Völker, und

ein betrübendes Reaktionssystcm hervorgerufen, wenn

nicht der zwanzigjährige Kriegesznstand die gesell¬

schaftlichen Verhältnisse zerrüttet, die geistige Entwick¬

lung unterbrochen hätte und manchen Verbcsserungen

in den politischen Einrichtungen hemmend entgegen¬

getreten wäre. Indessen ist es auch nicht zu ver¬

kennen, daß der Sturm der Zeit manches Ta¬

lent geweckt, daß die Not h selbst vielfach auf das

Gute hingeführt hat, daß der festgewurzelte Hoch-

muth der bevorrechteten Stände erst niedergetreten

werden mußte, die das Mark der Länder verzehr¬

ten und Angriffen auf ihren behaglichen Zustand

furchtbare Mittel entgegen zu setzen wagten; man

muß nicht vergessen, daß die hochherzigsten Ver¬

suche der Fürsten: die Resultate des Denkens ein-

man vor den Thronen von nichts als von Gesetzen
und Gesetzgebung. Schon wird zur Beglückung der
Menschen, welche Europa umfaßt, an einer fried¬
lichen Revolution gearbeitet." — Das Werk selbst
enthält die vortrefflichsten Vorschläge in Beziehung
auf politische und moralischeErhebung der Völker
und Verbesserung de» äußern Wohlstandes. Vor¬
schläge. an deren Realissruug unsre Zeit noch im¬
mer fortarbeitet.



43

zelncr erleuchteter Köpfe zu realisiren, und ver¬

nunftgemäßere Staatseinrichtungcn zn treffen, nicht

minder in der Unwissenheit und Versunkenhcit der

untern, als in dem Egoismus der bevorrechteten

Stände, größtentheils unüberwindlichen, häufig

empörenden Widerstand fanden, wovon die Ge¬

schichte Kunde gibt, und so kann mau nicht mit völ¬

liger Zuversicht jener Hoffnungen gedenken, welche

die Revolution feindselig zerstört haben möchte.

Doch sind dies Alles nur unsichere Reflexionen:

die Revolution hat ihren blutigen Kreislauf vol¬

lendet, und da wir ihre Schrecknisse und Gräucl

empfunden haben, so mögen wir auch, was sie

uns als Ersatz geboten hat, genießen.

Jede Revolution — gewaltsame Unterbrechung

des ruhigen, naturgemäßen Entwickelungsganges

des Völkerlcbens — ist ein Unglück; die guten

Früchte, die jene Revolution gebracht hat, sind

immer noch zn theuer erkauft, und wir rechnen sie

unbedenklich zu den schrecklichsten Ereignissen, welche

der Menschenfreund zu beweinen hat. — Anders

indessen ist schon die Sache für Frankreich selbst,

als für die andern Staaten.

Wenden wir von Frankreich den Blick weg,

und beschränken uns auf die Betrachtung: welche

Verdienste um Deutschland jener Gesetzgebung zu¬

geschrieben werden dürfen, in welcher die Erfolge

der Revolution in Beziehung auf bürgerliches

Recht niedergelegt sind, so stellt sich hier fol¬

gendes Verhältniß heraus. Hat che schnell und

durchgreifend Verbesserungen ins Leben gerufen,

in kräftigen Grundzügcn höhere bürgerliche Frei-
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heit, Gleichheit vor dem Gesetz, an die Spitze des

bürgerlichen Rechts gestellt nnd so vielen Ansprü¬

chen eines vernünftigen Zeitalters praktische Aner¬

kennung gegeben, so hat sie dagegen in jenen Län¬

dern, wo keine vorhergegangene Revolution die

bürgerliche Ordnung aufgelöst hatte, schonungslos

das woblcrworbeuc Recht zerstört, und häufig nur

durch den Ruin von Familien einen an sich bessern

Rcchtszustand hervorgerufen; und es ist nicht zu

verkennen, daß auf der Einführung ein Flecken

baftet, der vermieden worden wäre, wenn die deut¬

schen Staaten selbstständig, aus ihrem eignen Geiste,

die im Resultate übereinstimmenden Gesctzrcformen

ausgeführt hätten.

Das ist also keine Lobrede der Revolution,

wenn mau die glücklichen Resultate derselben in

Beziehung auf die gesellschaftlichen Einrichtungen

anerkennt, Resultate, die sie größtcntheils nicht

selbstständig geschaffen, sondern eigentlich nur durch

öffentlichen Mord und öffentlichen Raub vielfach

beschleunigt hat. Der Geist, der zu solchen Ver¬

besserungen reif machr, und, sich selbst und dem

ruhigen Gange der Alltagsordnung überlassen, lang«

sam und weniger energisch, aber doch sicher, eben

die Verbesserungen auch in Deutschland trotz allen

Widerstrcbungen durchgeführt haben würde, dieser

erwachte Geist einer neuen Zeit, —

dessen gewaltiges Werk eben jene Revolution, des¬

sen schreckhaftes Mittel sie nicht minder war zur

Vollführung des historisch Nothweudigen — dieser

Geist des neuen Zeitalters, der insbesondere auch im

preußischen Staate bereits früher die erfreulichsten

Regungen hervorgerufen hatte, hat alle die Wunder
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hervorgerufen, welche den Strom der letzten fünf¬
zig Jahre bezeichnen, hat schaffend in allen Kreisen
des Lebens gewirkt, und durchweht mit höherem
Gedankenflnge die ganze gebildete Welt. Die Be¬
griffe von der vernünftigen Natur des
Menschen und den daraus entspringen¬
den unveräußerlichen Rechten des In¬
dividuums; die Begriffe von der Natur
und den Zwecken staatlicher Vereine
und den daraus hervorgehenden not¬
wendigen Rechten und Verp fi cht u ng cn
aller ihrer Glieder; — diese Begriffe, an
sich so einfach, als schwierig in der Anwendung,
haben angefangen, praktische Bedeutung
zu gewinnen. Das ganze Streben der Volker hat
eine neue Richtung genommen, ihr Sinn ein neues
Ziel gewonnen und die praktischen Wissenschaften
des Lebens sind, gleich der philosophischenund po¬
litischen Bildung, mit Riesenschritten, vorangerückt.
Mit frischer Jngcndkraft hat der Geist der neuen
Zeit den wankenden Schatten des alten Westle¬
vens zu Boden gerungen; mit unwiderstehlicher
Gewalt hat die öffentliche Meinung sich
Geltung verschafft, und in allen gebildeteren Staa¬
ten Europas hat der veränderte Standpunkt der
ganzen Denk- und Lebensweise die gründlichste und
mannichfachste Umgestaltung des ganzen inner« Or¬
ganismus zur unerläßlichen Bedingung ihres Fort¬
bcstehens — oder doch ihres gesunden Fortbestehens
gemacht.

Dnrch eine Menge der weisesten Gesetze hat
daher auch die preußische Staats-Regierung knnd
gethan, daß sie die Ansprüche der Zeit und ihrer
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Volker ehre. Das allgemeine Landrecht, die erste

Grnndlage der Reform in der Nechtsverfassung

von Preußen, war, seit dem Augenblicke seiner Ent¬

stehung, unausgesetzt der Gegenstand unzähliger

Verbesserungen, Förderung der Gewerbe und Be¬

freiung des Eigcnthums war insbesondere das

Augenmerk der gesetzgeberischen Thätigkeit, und

eine eigne Commission wurde gebildet zum Zweck«

der Beschleunigung der in der Nechtsverfassung

nothwcndig gewordenen, durchgreifenden Abände¬

rungen. Dagegen wurde in der Rhcinprovinz der

größtcntheils auf den Fortschritten der Zeit ba-

sirten französischen Nechtsverfassung ihr vorläufiges

Bestehen gesichert; und Friedrich Wilhelm III.

legte bald nach der Besitznahme der Provinz das

unzweideutigste Zeugniß Seiner hohen Einsicht und

wahrhaft landcsväterlichen Gesinnungen gegen Sein«

neuen Unterthanen in der Cabinetsordrc vom 26.

Juin) 1816 nieder, in welcher der weise König

der mit der Prüfung der Rheinischen Prozeß-Ge¬

setzgebung beauftragten Jmmediat-Justiz-Commis¬

sion die Anweisung erthcilt:

»Ich will, daß das Gute überall, wo es sich

findet, benutzt, und das Rechte anerkannt werde«

Auch Institute und Einrichtungen in der Justiz¬

verwaltung, welche ans der Lage der dortigen

Verhältnisse als nothwcndig und überwiegend nütz¬

lich sich ergeben, sollen deßhalb, weil sie sich nicht

in dieser Art in Meinen übrigen Staaten finden,

nicht verworfen, sondern nur in eine solche Rich¬

tung gebracht werden, als sie der Zusammenhang

mit dem Ganzen verträgt.« —



Bekanntlich fiel das Gutachten der Commis-
sion zu Gunsten des Bestehenden aus, und seither
hat unsre Staatsregiernng nnr durch einzelne ver-
bessernde Gesetze, z. B. die Notariatsordnung vom
25. April, die Subhastationsordnungvom 1. Au¬
gust 1822 u. a. unseren Rechlözustand mit glück¬
lichem Erfolge zu heben gesucht. Dankbar erkennt
die Provinz diese, wie die andern unübersehbaren
Wohlchaten ihrer einsichtsvollen Regierung an;
zum Ruhme dürfte es aber auch den Rheinländern
anzurechnen seyn, wenn sie da, wo die Abschaffung
der bestehenden Gesetze, im Ganzen, Gegenstand der
Erwägung wurde, frcimüthig durch Wort und
Schrift, durch das Organ der Stände, durch Vor¬
stellungen, Bittschriften und Deputationen ihren
dringenden Wunsch zu erkennen gaben, daß ihnen
dasjenige erhalten werden möchte, was vorlaufig
noch durch nichts anerkannt Besseres ersetzt werden
könne, und daß die unberechenbaren nachtheiligen
Folgen einer übereilten Abschaffung ibnen erspart
werden möchten. Es war in der That eine er¬
freuliche Erscheinung, die Gesetzgebungzum Ge¬
genstaude der allgemeinen Thcilnahme erhoben zu
sehen; zu sehen, wie Stadt und Land an der gei¬
stigen Regung Theil nahm, weniger durch Rück¬
sichten auf Privatvortheilein Bewegung gesetzt, —
(nur Einzelne waren es, die selbstische Zwecke im
Auge hatten) — als vielmehr durch das Interesse
am allgemeinen Wohlbefinden: erfreulich war es,
zu sehen, wie Meinungen sich erhoben und Dinge
zur gemeinsamen Erörterung kamen, die auch die
Mehrzahl der Gebildeten früher, ohne Prüfung, blos
zu ertragen schien, und es ergab sich hier ein über-
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raschendcr Beweis, daß wirklich die Hauptanord-
nungcil der französischen Gesetzgebung denjenigen
Bedürfnissen der Gegenwart, die allen gebildeten
Nationen gemeinsam sind, größtenteils entspre¬
chen, daß der Buchstabe zwar französisch, der Geist
aber allgemein sey. Und wenn es nun auch von
der andern Seite unverkennbar ist, daß diese Ge¬
setzgebung manche Spuren der empörten Zeit, —
welche von ihr in das Geleise der bürgerlichen
Ordnung zurückgeführtwerden sollte, — selber an
sich tragt, daß ein großer Theil ihrer Institutionen
nicht das durchdachte Werk höherer Philosophie
und Geistesbildungdarstellt, welches unsre Zeit
von ihren Gesetzgebernerwarten darf, und manche
Fragen im Einzelneu noch einer besseren Lösung
harren, ^ Wer wollte deßwegen über einer Gesetz¬
gebung den Stab brechen, die im Ganzen die ewi¬
gen Gesetze der Vernunft und die Ansprüche unse¬
res Zeitalters wohl beachtet!

Der Strafkoder und die Criminal-
Prozeß-Ordnung.

Unstreitig die schwächste Seite dieser Gesetze ist
der Strafkoder, der in einem großen Theilc seiner
Bestimmungen den Charakter einer furchtbaren Zeit
offenbart. Nur die taglich in Anspruch genommene,
täglich gespendete Gnade eines allgemein und hoch
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verehrten Landesvaters, dessen milder Sinn den
Gebrechen der menschlichen Natur die mit der bür¬
gerlichen Ordnung nur immer vereinbarte Nachsicht
angedeihcn laßt, macht die Schrecken jener Be¬
stimmungen minder fühlbar.

Auch von der Strafgesctzgebungder alten Pro¬
vinzen hat indessen das Rheinland keine Vorthcile
zu erwarten, da die humane Philosophie der neue¬
sten Zeit von so unendlich viel neuen Bedürfnissen
die Empfindung und die Erkenntniß angeregt hat, da
die mannigfaltigsten Veränderungen in den Rcchts-
ansichtcn vor sich gegangen sind, und die Vervoll¬
kommnung der Strafgesetze, nach Geist und Form,
mit Recht überall unter die Lieblingswünsche der
Freunde der Menschheit und der Forscher des Rech¬
ten und Guten geHort.

Das höchste Ziel der Gesetzgebungist die Ver¬
edlung der Menschen: Schrecken macht sie nicht
besser, und die Furcht vor der Strafe erzeugt listige
Sklaven aber keine guten Bürger. Man wecke
durch Erhebung des Verstandes und Läuterung
des Gefühls eine höhere Moralität in der Nation,
und die Achtung vor den Worten des Gesetzes wird
sich geltend machen ohne die Furcht vor ihrer Gei¬
ßel! Es wird gewiß eine Zeit kommen, eine hu¬
manere Zeit, welche dsi Uebcrzcugung zur Reife
bringen wird, daß dem Staate das Recht der
Todtung eines Menschen nicht zustehen kann;
daß Todes-S träfe ein Unrecht ist, und die Tod¬
tung von Verbrechern nur als letzte Nothwehr der
Staatsgcscllschaft eine Rechtfertigungfindet. Schon
von Manchem ist der veredelte Sinn der Menschen

3
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zurückgekommen, was mit ihren Begriffen auss
Engste verwachsen, und doch weder nothwendig
noch vernünftig war!

Unleugbar hat indessen auch in neuester Zeit
in Teutschland, — namentlich im Königreich Bai¬
ern die Strafgesetzgebung ausgezeichneteFortschritte
gemacht, und insbesondere von dem vor einigen
Jahren verfaßten »revidirten Entwurf des bairi-
schen Strafgesetzbuches« darf man mit vollem
Rechte behaupten, daß er auf den gründlichsten
thcorethischen Untersuchungen seine Grundsatze baut,
und bei Bestimmung des Strafmaßes und der
Strafarten von den vernünftigsten, humansten und
zeitgemäßesten Prinzipien ausgeht.

Solche Muster und Vorarbeiten müssen das
Gesetzgcbungswerkim Gebiete des Strafrechtes für
uns unendlich erleichtern, und auch wir in Preu¬
ßen dürfen uns nicht schämen, aus Demjenigen
Nutzen zu ziehen, was des Deutschen Fleiß und
Talent anderwärts zu Stande gebracht hat. Wir
dürfen daher die gegründete Hoffnung hegen, daß
auch die Preußische Monarchie bald ein Strafge¬
setzbuch wird aufweisen können, welches mit dem
Standpunkte der Wissenschaftenund dem Charak¬
ter des Zeitalters im richtigen Verhaltnisse steht. —

'Z Erschienen zu München 1827. — Bei den Ständever-
sammlungenim Jahre 1827 und 18Z1 sollte das neue
Strafgesetzbuch zur Berathung kommen: bei der
Menge der zu verhandelnden Gegenstände indessen
mußte diese Arbeit der nächsten Zusammenkunftder
Reichsständevorbehalten bleiben,



Das am Rheine bestehende Vcrfabrcn in Straf¬
sachen möchte in Beziehung auf das correctionelle,
so wie ans das ganze Vor-Verfahren wenig zu
wünschen übrig lassen. Was die Assisen - Einrich¬
tung und insbesondere das Institut der Geschwor-
ncn betrifft, so würde eiu bestimmtes Urtheil hier¬
über eine gründliche und vollständige Prüfung aller
Gründe dafür und dagegen voraussetzen, die über
den Zweck dieser Blatter hinausgeht.

Daß die Geschwornenverfaffung unter gewissen
Staatsverfassungen und bei gewissen Grundsätzen
über die Wahl der Jury einen politischen Werth
haben wird, davon kann hier nicht die Rede scyn,
und hieraus dürfen für die Beibehaltung der Jury
in unsrcr Provinz, als Rcchtsanstalt, keine Fol¬
gerungen gezogen werden; überhaupt aber sind
wir der Meinung, daß da, wo neben den Ge-r
schwornen-Gerichten auch noch Spezial-Gerichte
nothwendig sind, die Gcschwornen-Vcrfassung selbst
nicht das scyn kann, was sie seyn soll.

Wenn indessen Sparrc-Wan gen stein*) nur
zwei Voraussetzungen anerkennen will, unter wel¬
chen eine Geschwornen-Verfassung gebilligt werden
könne, nemlich 1. wenn die Menschen das sind,
was sie ursprünglich waren, Kinder der Natur,
mit hoher Einfalt, von heiligem Wahrhcitsgefühle
durchglüht, wo das Gefühl, die höhere Sinnlich,
keit der einzige Erkcnntnißgrund ist; Z. das Zeit¬
alter der höchsten Vernunftentwickelung, wo wie¬
derum die höhere Sinnlichkeit rein gestimmt seyn

Ueber Geschwornen-Gerichte von C, Z. von Sperre-
Wangen st ein. Leipzig 1S19. Seite 65. w folg.

3*



wird, zugleich aber auch durch reknc Vernunftthatig-

kcit die Wahrheit gefunden werden kann, wo also

die Geschworncn entweder blos auf das Gefühl

oder blos auf den Verstand angewiesen werden

können; wenn bis zu diesem Zeitpunkte der ge¬

nannte Schriftsteller die Geschwornenverfassuug

aufgeschoben wissen will, so kann man ihm mit

Recht entgegnen, warum denn grade diese

Staatseinrichtung ans einen idealisirten Znstand

der Menschheit hinverwiesen werden soll, einen

Zustand, der nie bestand, weil die Gesammtheit

niemals zur höhern Sinnlichkeit vollkommen sich

erhob, und niemals bestehen wird, weil die

Gesammtheit sich niemals zur höchsten Vernunft-

eutwickclunz erheben wird. Vollkommuc Wahr¬

heit zu finden, ist dem menschlichen Geschlechte nicht

beschieden; Geschworne irren, und werden in kei¬

nem Zeitalter über den Irrthum sich erheben; aber

die Richter eben so wenig. Die Geschworncn sind

eben solche Menschen, wie die Richter; sie haben

ein menschliches Gefühl und einen menschlichen

Verstand, wie die Nichter; bei einem zweckmäßigen

Wahlprinzip kann man sogar annehmen, daß sie

noch in etwa mehr, und reineres Gefühl und mehr

Verstand haben wie die Richter — (weil die Aus¬

wahl größer ist). Dagegen haben sie nicht gleiche

Leidenschaften haben immer ihren Einfluß auf die
Menschen ausgeübt, und stärker, als heute, in rohen
Zeitalter». Die Sinnlichkeit w i rd erst eine höhere,
mit der Entwickelungdes menschlichen Bewußtseyns
überhaupt, und der „fromme Instinkt" hat niemals
den Menschendie Wahrheit und das Rechte mit völ'
liger Reinheit ins Herz gegeben.
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Ncchtskcnntnisse und in der Regel weniger ge¬

schärfte Urtheilskrast.

Man hat es so scharf getadelt, daß das fran¬

zösische Gesetz es völlig im Dunkeln läßt, ob der

Geschworne allein seinen Verstand, oder al¬

lein sein Gewissen (Gefühl) fragen solle, oder

beide zugleich? — Objektive Gewißheit ist

für den Geschwornen nicht zu erlangen; er kann

nur glauben. Hier ist kein mathematisches Erem-

pel, keine Gleichung, in der sich die unbekannte

Größe mit Unfehlbarkeit ans den bekannten berech¬

nen läßt. Verdächtigende Umstände liegen vor,

die Aussagen von Zeugen liegen vor: aber die

Folgerungen, die aus den vorliegenden Umstanden

am natürlichsten und wahrscheinlichsten gezogen

werden, können irrig seyn, die Zeugen können tau¬

schen, oder getäuscht scpn; aller Beweis ist also

mangelhaft, er bringt kein Wissen, sondern nur

eine Ueberzengung; das positive Gesetz kann be¬

stimmen, daß die übereinstimmende Aussage

zweier unverdächtiger Zeugen vollen Be¬

weis ausmache: aber Zwei können eben so wohl

irren, als Einer; was dem Richter unverdächtig

scheint, oder gesetzlich dafür gilt, ist darum noch

^ In der Eidesformel und der Instruktion der Ge¬

schwornen wird einerseits das Wort cousoienoo, an¬

drerseits der Ausdruck couvietiou und iiuxrossioa

sur leur r:ri«»n gebraucht.

S. Von Sparre-W. A .a.O. Seite 29. folg.—

Briefe über die jetzigen Angelegenheiten der deut¬
schen Rheinlande vom Professor Kol zu Wllrzburg,

Nürnberg 1818. II. Aefl. S. 20l. folg.
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nicht objektiv wahr, und was die größte Wahr,

scheiiilichkeit gibt, ist als Beweis immer noch unzu,

reichend. Deßhalb sind auch alle positive Beweis-

theoricn für Criminell - Sachen unvollkommen; sie

können gewisse Requisite festsetzen, bei deren Vor¬

handensein! die Schuld gesetzlich als vorhanden

angenommen werden und Vcrurtheilung erfolgen

soll: aber sie können nur formelle Wahrheit geben,

und in der Auffindung dessen, was objektiv wahr

ist, nicht vor Jrrthum schützen: die Unvollkommcn-

hcit der Beweistheorieu hat auf die Nothwendig,

keit hingeführt, für solche Fälle, wo jene gesetz¬

lichen Requisite nicht vollständig vorhanden sind,

und die Richter sich dennoch der Ueberzeugung von

der Schuld des Angeklagten nicht erwehren können,

nichts desto weniger die Anwendung des Strafge¬

setzes, — nur in vermindertem Maße, zu verfü¬

gen. Allein diese Marime rechtfertigt sich nur durch

denselben Grund, wodurch es gerechtfertigt Wied,

daß auch bei der Geschworncnvcrfassung, bei juristisch

unvollständigem Beweise, die über allen Zweifel

erhabene Ueberzeugung von der Schuld eine Vcr¬

urtheilung nach sich ziehen müsse.

Freilich hat nun das französische Gesetz dem

Geschwornen völlige Willkühr darin gelassen, wie

viel Gewicht er auf die Beweise legen soll; welche

Beweismittel vorliegen müssen, damit seine Ueber¬

zeugung von der Schuld eine Vcrurtheilung be¬

gründen dürfe; umgekehrt, in wie weit er noch

nach seiner persönlichen Ueberzeugung das Un¬

schuldig aussprechen dürfe, wo die vorliegenden

Beweise vor dem Criminell-Richter die Hoffnung

ans Lossprcchung rauben; faßt man indessen den
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Gegenstand von der praktischen Seite, so ist es
damit so schlimm nicht: der Geschworne wird deß-
wegen, weil er das Urtheil, das er üder die Schuld
fällt, nicht auf vollständige Beweismittel zu grün¬
den braucht, und umgekebrt von dem Nichtschul¬
dig, das er ausspricht, keine Rechenschaftzu geben
braucht, — weder nach Willkichr noch nach Instinkt
seinen Ausspruch thnn. Wo die Verhandlungen
den Zusammenhang der Ereignisse so sehr ins Klare
stellen, daß das Etwas, welches an der Gewiß¬
heit immer noch fehlen muß, so zusagen verschwin¬
det, da wird er kurz sein Schuldig aussprechen,
wahrend der Criminalrichtcr sich abmüht, seinen
Ausspruch mit unvollkommnen Gründen auszustaf«
firen; wo geringe Judicien der That vorliegen,
da wird auch der Geschworne die Ucberzeugung
von der Schuld nicht geschöpft haben, und frei
sprechen. Bei den Fällen, die in der Mitte lie¬
gen, können beide irre geben: der Nichter wird
manchmal die Beweise der Schuld nicht genügend
finden, wahrend dem Geschworne» seine Menscheu-
kenntniß und Lebenserfahrungen fest und unwan¬
delbar die Ucberzeugung in die Seele pflanzen:
daß es nicht anders scyn kann, daß der Angeklagte
wirklich die Tbat begangen; umgekehrt wird der
Richter durch Schlüsse das Unerwicsene zur Ge¬
wißheit zu bringen suchen, und dies manchmal er¬
reicht zu haben glauben, wenigstens in so weit,
um auf außerordentliche Strafe erkennen zu kön¬
nen, wahrend der Geschworne, dessen Uebcrzcu-
gung sich über die Schuld nicht festgestellt hat, das
Nichtschuldig erklären wird. Die Jrrthümcr wer¬
den steh auf beiden Seiten ziemlich ausgleichen;
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cs ist nicht zu verkennen, daß eine auf den Total-

Eindruck gebaute Ucberzcugung die Wahrheit eben

sowohl treffen kann, als ein Urtheil, ein Schluß,

das Resultat eines ängstlichen Abwägens aller ein¬

zelnen zum Theil mangelhaften, selbst unrichtigen

oder entstellten Prämissen. Daß auch die Not¬

wendigkeit des Beweises den Richter, selbst bei

redlichem Willen, wohl dazu verleiten kann, bei

bereits gefaßter Ueberzcugung von der Schuld, in

der Aufsuchung von Beweisgründen zu weit zu

gehen, in die Aeußcrnngen des Inknlpatcn Ge¬

ständnisse künstlich und sophistisch hinein zu kon-

strniren, und überhaupt durch Spitzfindigkeiten Er¬

gänzung des mangelhasten Beweises zu versuchen,

kann wohl nicht in Abrede gestellt werden: und

da nun einmal das Gesetz durch die Schranken

einer Beweistheorie, an die cs denjenigen bindet,

der die Wirklichkeit eines Faktums und die Schuld

des Angeklagten zur gesetzlichen Gewißheit erheben

soll, den Jrrthum eher befördert, als ausschließt,

so ist es eine schöne Idee: daß zwölf unbeschol¬

tene, unabhängige, mit den erforderlichen Einsich¬

ten ausgerüstete Bürger in ihrer aus der vollstän¬

digen Verhandlung der Sache gewonnene Ueber¬

zcugung eine gesetzliche Gewißheit bie¬

ten sollen. Ob nun aber das Gefühl oder der

Verstand die Ucbcrzcugnng ganz oder vorzugsweise

leiten sollen: hierüber kann das Gesetz nichts be¬

stimmen; denn die Ueberzcugung läßt sich an keine

Gesctzesvorschrift binden. Der Mensch kann über

eine bestimmte Sache nur Eine Ucbcrzcugnng ha¬

ben: den Einen mag mehr das Gefühl leiten,

wie man sich auszudrücken pflegt, den Andern
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bewußt, und können den Zergliederungen des Psy¬

chologen folgen. Dazu kann der Verstandesmensch

irren, wie der Gefühlsmensch, und Wer wollte am

Ende sich zum Ccnsor aufwerfen, wenn das Ge¬

setz wirklich nur Verstandes - oder nur Gefühls¬

menschen für tauglich zum Geschwornen - Amte er¬

klärte? oder wie lassen sich im Individuum über¬

haupt diese Gränzcn ziehen?

Will man nun überhaupt lieber die freie Ucbcr-

zcugung gebildeter einsichtsvoller Bürger als den

Ausdruck des Objektiv-wahren gelten lassen, als

durch ein strenges juristisches Beweisvcrfahrcn die

Wahrheit zu ermitteln suchen, so ist freilich die

Auswahl der Geschwornen von höchster Wichtig¬

keit. Die Einsichtsvollsten und Besten unter den

Bürgern werden auch die besten Geschwornen seyn.

Die geistige Fähigkeit, das Amt zu ver¬

sehen, nicht die Vermogensverbältnisse

und die Fähigkeit es unentgeltlich zu ver¬

sehen, müssen in Betracht kommen, wo es die hei¬

ligsten Interessen der Menschheit, der Mitbürger

höchste Güter gilt, und es ist eine Unvollkommcn-

hcit des Gesetzes, wenn es die Höchstbestencrteu

vorzugsweise zu der so hoch verantwortlichen Ver¬

richtung beruft. Unverkennbar machen auch ge¬

sunder Menschenverstand und unpartheiliche Recht¬

lichkeit den guten Geschwornen noch nicht aus,

wie man wohl zu glaubcu geneigt ist. Rcchts-

kenntnisse und philosophische Bildung sind wesent¬

lich erforderlich, um über den subjektiven Thatbc«

stand, um darüber entscheiden zu können: ob das

in concreto vorhqndene Faktum auch unter den
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Begriff des Verbrechens falle, auf welches die An»
schuldigung lautet; und eine Menge andrer Fra¬
gen, deren richtige Erkcnntniß einen richtigen Ur-
theilsspruch der Geschwornen bedingt, sind wissen¬
schaftlicherNatur, und setzen entweder eine Kennt«
niß der zum Theil schwierigen Grundsatze der all¬
gemeinen Strafrechtslehrc, oder wenigstens eine,
durch juristisches oder philosophischesStudium ge¬
schärfte Denkkraft voraus.

Hicdnrch stellt es sich dann als unleugbar her¬
aus: daß das Institut der Geschwornen in seiner
jetzigen Gestalt keineswegs dem Zwecke der Ge¬
setzgebung vollständig entspricht.

Soll die Entscheidung über die faktische Frage
überhaupt von dem eigentlichen Nichteramte ge¬
trennt bleiben, so mochte es am zweckmäßigsten
sepir, daß nach einer zeitgemäßen, auf einem ver¬
nünftigen Prinzip gegründeten Wahlordnung Eol-
lcgicn unbescholtener, einsichtsvoller, juristisch und
philosophisch gebildeter Männer eingerichtet wür¬
den, die, für längere Zeit erwählt, in dem Bezirke
des Appellationshofes das Geschwornen-Amtwahr¬
nähmen. Indessen läßt sich noch der Umstand

*) Aengstlich oerechnende Finanz-Männer, die der gegen¬
wärtigen Geschwornen-Verfassungdie Unentgeltlichkeit
der Verrichtung znm wesentlichen Vorzüge anrechnen
möchten, sollten vielmehr die Nachtheile in Anschlag
bringen, welche den Familien und mittelbar dem
Staate dadurch erwachsen, daß so viele Menschen ih.
rem Geschäfte und Gewerbe, so wie der Besorgung
ihres Hauswesensauf mehrere Wochen entzogen wer¬
den. Daß auch der Moralität das Juryleben nichts
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selbst wohl mit Recht in Zweifel ziehen, ob es in

der Natur der Sache gegründet sey, daß die Ent¬

scheidung über die That von andern Personen aus,

gesprochen werde, als das Strafcrkenntniß: nimmt

man dies aber an, so liegt kein Grund mehr vor,

die Funktion der Richter und Gcschwornen noch

ferner getrennt zu erhalten, nnd dann mochte es

also auch die zweckmäßigste Maßregel erscheinen,

die gewöhnlichen Civilrichter ganz aus dem Spiele

zu lassen, und eine wandernde Jury, wie wir

sie eben in Vorschlag gebracht haben, als Criminal,

gerichtshvf mit der vollständigen Criminaljnrisdik-

tion für den Zlppcllations - Gerichtsbezirk zu beklei¬

den. Das Vor-Verfahren und die Bestrafung der

correctionellen Vergehen würden, wie bisher, bei

den Landgerichten bleiben. Der Vorsitzer des Eri-

minalhofes würde dann auch in der Regel seinem

schwierigen Geschäfte mehr gewachsen seyn, als

ein aus den Rathen des Appellationshofes abwech¬

selnd erwählter Präsident: das zum Thcil ge¬

fährliche, zum Thcil-überflüssige Ilssuirue desselben

würde überdies füglich entbehrt werden können.

weniger als förderlich seyn kenn, bedarf keines Be¬

weises. Die Erfahrung liefert Beispiele, daß junge,

und selbst ältere Landwirthe grade durch diese Ver¬

anlassung in ein Schlaraffenleben gerathen sind, wel¬

ches sie in der Folge zu Grunde gerichtet hat.

P Auf den Namen kommt nichts an; wir sagen Jury,

um anzudeuten, daß bei der durch das Bedürfniß der

Rechtspflege erheischten Verbesserung unsrer Criminal-

verfassnng die Grundidee von dem jiniiclum parium,

bei richtigem Verständnis, nicht aufgegeben zu werden
braucht.
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Daß übrigens ein öffentliches und fei¬

erliches Sch lu ß v crsa h r e n vor dem ver¬

sammelten C r im i n a l g e r i ch t s h o fe in dem

höchsten Zweck der Gesetzgebung über¬

haupt und in den spcciellen Zwecken der

S t ra fge sc tz g eb u n g insbesondere seine eigenste

Begründung finde, dies spricht zu klar durch sich

selbst und hat schon zu allgemein die Ueberzengung

der Denkenden gewonnen, als daß es hier noch

einer Beweisführung bedürfte.

Es muß hier noch einer, diesen Gegenstand

berührenden Aeußcrung des Professors Hesst er

Erwähnung gethan werden, welche uns zu einigen

wichtigen Gegenbemerkungen Veranlassung gibt.

Sie lautet so:

»Die Criminalgesctzgcbung in den meisten

Staaten steht Veränderungen entgegen, wenn ste

nicht unter der Zeit zurückbleiben soll. Der erste

Schritt zur Vervollkommnung wird scyn:

»daß man ssch mehr und mehr von der Idee

losreißt: daß nur dem Staate allein es zukomme,

Verbrechen zu ahnden;

»daß ohne ein geschriebenes spccielles Gesetz

kein Verbrechen und keine Strafe anzunehmen sey.

»Man wird einsehen, daß es im Staat ein

dop peltes Strafrccht gibt, ein natürliches, das

5) In Feuerbach'S Betrachtungen über die Oeffenk-
lichkeit und Mündt, der Gerechtigkeitspflcge findet sich

ein Fragment aus einer amtlichen Erklärung Fener-

bach's aus dem Zahre 1L12 als Beilage abgedruckt,
in welchem die Grunde für die Ocffentlichkcit eines

feierlichen Schlnßrerfahrens in Criminalsachen kurz

und treffend zusammengestelll sind.
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dem Individuum, der menschlichen nnd Volksge¬
sellschaft, als solcher, ursprünglich angehört, über
alle, sie selbst unmittelbar betreffenden Verbrechen
rächend zu richten und sie zu strafen, als da sind
rechtlose Handlungen gegen Leib, Ehre, Gut, Re¬
ligion u. s. w., ein anderes, ein politisches
Strafrecht, dem Staat als solchem allein zustehend,
um seine Eristcnz nnd seine Rechte und Einrich¬
tungen durch Furcht und Zwang zu handhaben.
Man wird über Verbrechen der erstcru Art Bür-
ger-Geschworne als Repräsentanten der Gesellschaft
richten lassen, die freie Anklage des Beleidigten
zunächst abwarten, und menschlicher Verzeihung
Raum lassen; man wird dagegen die politischen
Vergehen durch eigne Tribunäle, die der Staat
ansetzt, richten lassen, nnd das höchste Gericht über
Hochverrath und Mascstätsverbrechen muß eine
Pairskammcr, die Kammer des ersten Standes des
Reichs, oder ein Staatsrath setin. Klar und in
innigem Einklang mit Staat und menschlicher Ge¬
sellschaft, mit dem Rechte des Individuums schwebt
eine solche Ordnung mir vor der Seele. Viel¬
leicht, daß sie das zwanzigste Jahrhundert bringt.» "I

Wir müssen gestchen, daß wir andre Hoffnun¬
gen, kühnere Erwartungen von den Leistungen des
zwanzigsten Jahrhunderts hegen. Was aber die
aufgestellte Theorie betrifft, so müssen wir unsre
Meinung dahin aussprechen:

Es sind dieses die Schlußworte der Hoffte eschen
Schrift: Gedanken über die Einführung der allge¬
meinen preußischenGesetzgebungin den preußischen
Nheinprovinzem Bonn 1627.
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j) Es gibt kein natürliches Strafrecht, so we¬

nig, wie es eine natürliche Pflicht gibt, sich

strafen zu lassen. Ucbcrhaupt kann man von

einem natürlichen Rechte nur in so weit reden,

als man diejenigen Prinzipien der Vernunft

darunter begreift, die in jedem Gesetze

zum positiven Recht erhoben werden müs¬

sen, »das Gesetz aller Gesetzgeber, und aller

Gesetzgebungen ewige Norm.« Gesetz

aber nennen wir das Ganze derjenigen Ver¬

pflichtungen, denen die in den Staatsverband

zusammengetretenen Personen zum Zwecke der

Erhaltung und der Wohlfahrt der Einzel¬

nen und dieser Gesammtheit (des Staa¬

tes) sich gegenseitig unterworfen haben.

In wie weit auch außerhalb eines politischen

Verbandes stehende Menschen jenes natürliche

Recht, jene Vernunftprinzipien gegen einander

geltend machen konnten, ist eine müßige Frage;

denn eben in jener Vernunft ist auch die Ent¬

stehung unsrcr politischen Vereine begründet;

die Menschen im Urzustände, die sich zur po-

Feuerbach. lieber Philosophie und Empirie in ih¬
rem Verhältnis zur positiven Rechtswissenschaft. S.II.
Wer in eine schon bestehende Staatsgesellschafttritt,

durch Geburt oder Einwanderung, bei dem kann na¬
türlich nur von einer stillschweigenden,gesetzlich prä-
sumirten Unterwerfung die Rede seyn. Wem die
Einrichtung des Staates, die er vorfindet, nicht ge¬
fällt, wer seinen individuellenWillen dem Gestimmt-
willen nicht unterordnen will, dem kann nichts weiter
übrig bleiben, als diesen Staat zu verlassen.
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Mischen Gesellschaft noch nicht erhoben hatten,
erkannten auch jene Vernunftprinzipien, jenes
natürliche Recht, noch nicht: ihre Vernunft
war noch nicht so weit zum Bcwußtseyn ge¬
diehen. Treffen aber auch heut zu Tage meh¬
rere gebildete Menschen zusammen, ohne Ge¬
setz in unbewohntem Lande: so wird, so lange
jeder seinen Begierden folgt, und höchstens
von seiner individuellen Ansteht von dem, was
vernünftig (natürliches Recht) ist, sich leiten
läßt, bei vorfallenden.Eollisioncn die physische
Uebermacht siegen, und von Recht und Strafe
kann keine Rede seyn. Sobald sie aber in
Anerkennung gewisser Rechte mit einander über¬
einkommen, bilden sie auch schon einen politi¬
schen Verein, der um so ausgebildeter wird,
je vollständiger dieses gemeinsam Aner¬
kannte die Lebensverhältnisse umfaßt, und je
fester es sich als Zwangs recht gestaltet.
Recht besteht daher nur im Staate, und um¬
gekehrt ist die Existenz des Rechtes von der
Existenz des Staates bedingt; denn das Recht
ist das Bindemittel, durch welches Personen
zum Staate vereinigt werden.

5) Wie sich stufenweise die besondre Vernunft eines Vol¬
kes entwickelt,d. h. die Eine, unwandelbare, ewige
Vernunft, aber in der individuellenGestalt, die durch
die unzähligenEinflüsse, denen der geistige und phy¬
sische Mensch ausgesetzt ist, bedingt wird, so cntwik-
kclt sich auch die politische Ordnung und das Rechts-
lcbeu des Volkes in seinein eigeuthümlicheuGeiste.
Nur der flachste Rationalismus will alle Völker, alle
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2) Welche Nachthcile an die Verletzung der über¬
eingekommenenOrdnung geknüpft seyn sollen,
bestimmt das Strafrccht. Das Objekt einer
solchen Verletzung der staatlichen Ordnung
kann ein einzelnes Individuum, es
kann auch die Persönlichkeit des Staa¬
tes seynz das Strafrecht ist in beiden Fal¬
len Attribut der politischen Gesammtheit. Es
gibt daher kein Strafrecht eines Individuums
oder eines Aggregats von Individuen (Volks-
gesellschaft.) Wo kein Staat, dem die In¬
dividuen untergeordnet sind, wo kein gegen¬
seitig anerkanntes Recht besteht, da ist das
eigne Gewissen, die Stimme der Moral, der
einzige Richter, und nur die Furcht vor der
zur Wiedervergcltnng gereihten Leidenschaft
kann von Angriffen auf das Wohlbefinden des
Andern zurückhalten. Ein Andres aber ist
Strafe — ein Andres Rache, Wieder-
vcrgcltung.

Staaten über Einen Leisten schlagen; aber von der
andern Seite kann sich auch nur Beschränktheitoder
Selbstsuchtdagegen auflehnen, wenn Recht und Staat
nach ihrer Quelle und ihrem Wesen erforscht werden
sollen, wenn eine» Theils der Maßstab der höchsten
(erkannten) Vernunft an die bisher aufrecht erhalte¬
nen Gebilde der besondern Vernunft früherer Zeit¬
alter angelegt werden soll, andern Theils die Miß¬
geburten der Vorzeit aus dem Gesichtspunktegeprüft
werden, ob ste als dem Charakter der Gegenwart an¬
gemessene Institutionen bestehen können: bekanntlich
fehlt es aber hier nicht an absichtlichen Verwechse¬
lungen.
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3) Der Staat, die politische Gcsammtheit, ver¬
folgt die Verletzungen der bürgerlichen Ord¬
nung, unabhängig davon, ob der, dessen phy¬
sisches Wohl unter dieser Verletzung gelitten,
diese Verfolgung wünscht. Die Beschädigung
seiner Rechte begründet für ihn nur einen
Entschädigungsanspruch, — die Bestrafung des
Attentats gegen die bürgerliche Ordnung hat
hiermit nichts zu thun.

4) Wem die Ausübung des Strafrechts, wem
die Entscheidung über das Vorhandcnseyn ei¬
nes Verbrechens anvertraut werden soll, hier¬
über müssen die äußern Verhältnisse und der
Bildungszustand des Staates als Entschei-
dungsnorm dienen: es kann zufällig zweck¬
mäßig in einem Zeitalter seyn, daß andern
Personen die Verfolgung oder Bestrafung öf¬
fentlicher Verbrechen übertragen wird, als de¬
nen, welche über Privatverbrechen richten, —
einer Parthei im Staate, einer Kam¬
mer des ersten Standes dieselbe aus¬
schließlich zuzuweisen, kann nimmer gerecht
erscheinen. —

Bürgerlicher Prozeß. Handelsgerichte.
Uebcrgang zum Civil-Rechte.

Ä)as die Rheinische Civ il-Pr oze ß -Or d-
nung betrifft, so getrauen wir uns nicht, über
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den absoluten Werth derselben hier ein Urtheil ztl
fallen. Wir müssen lediglich aus die Praxis ver¬
weisen, welche über den Grad von Vorzüglichkcit,
den sie in Vergleich mit andern Prozeß-Ordnungen
behauptet, die beste Auskunst geben kann. Auf
dem Gebiete der Prozeßgesetzgcbungkann auch die
gründlichste theoretische Untersuchungauf irrige
Resultate führen, weil es eine kaum zu lösende
Aufgabe ist, das Gewicht aller derjenigen Mo¬
mente, welche hier zur Berücksichtigung kommen
müssen, richtig abzuwägen.

Es sind keine ganz ungegründetcn Vorwurfe:
daß in unsrem Civil-Prozesse die Mündlichkeit leicht
zur Oberflächlichkeit führe, und Uugenauigkciten er¬
zeuge; daß die Formen zu sehr gehäuft und zum
Wesen erhoben sind; daß das Agiren der Advoka¬
ten zu sehr der Mitwirkungder Gerichte entzogen
ist, so daß der erste Zweck des Prozesses, nemlich
Auffindung und Herstellung des Rechts, zu sehr
in den Hintergrund tritt, indem die gerechte Sache
nicht selten durch ein geringes Versehen das Opfer
der Form wird, Chikanen vielfach begünstigt sind,
und der Rechtsstreit, beim Zusammentreffen ungün¬
stiger Umstände, zu einem Spiele werden kann, in
welchem Glück und Gewandtheit den Ausschlag
geben. Indessen ist es auch nicht zu leugnen, daß
da, wo, wie bei uns, der Staat für die Ausbil¬
dung eines tüchtigen Advokateustandeö Sorge tragt;
alle diese Nachtheile beinahe gänzlich verschwin¬
den ; daß die für die verschiedenenProzcßhandlun-
gen vorgeschriebenen Formen keineswegs willkühr-
lich gewählt, sondern der Natur der Sache ange-
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messen und durch die Erfahrung als zweckmäßig
bestätigt sind, daß man daher auch von dem Rechts¬
kundigen die Beachtung derselben billig erwarten
kann, und der Verlust des Vortheils der Prozeß¬
handlung mit der Vernachlässigung uothweudig
verbunden sepn muß, wenn man nicht auf Bün¬
digkeit, Naschheit und Ordnung in dem prozessua¬
lischen Verfahren zum größten Theile verzichten
will. Auch ist es nicht zu leugnen, daß es so gut
schlechte Richter, wie schlechte Sachverwaltcr geben
kann, daß die Einen wie die Andern vom Staate
angestellt sind, und es daber ziemlich gleichgültig
scyn kann. Wer von ihnen den bedeutendstenEin¬
fluß auf den Ausgang ausübt; daß zwar ein zwi¬
schen beiden Partheicn stehender, den Gang des
Prozesses leitender Richter den Sieg der Wahrheit
und des Rechtes in vieler Beziehung fördern kann,
daß es aber hierzu von seiner Seite einer großen
Thcilnahme an der Sache bedarf, die er nur sel¬
ten besitzt; daß hingegen eine unwillkührliche Par¬
teinahme auch in den edelsten Gcmüthern leicht
Platz greift, und die Glänzen zwischen pflicht¬
mäßiger und pflichtwidriger Einwirkung
häufig aufs Täuschendste in einander laufen, ins¬
besondere auch: daß die Partheicn immer mehr
Vertrauen in die Geschicklichkeit und den guten
Willen ihres sclbstgewahlten Anwalts setzen wer¬
den, als in jene eines ihr fremden Nichters; daß
überhaupt die Justiz nichts Andres thnn soll, als
die ihrer Entscheidung vorgelegtenFragen beant¬
worten, dem Rccht-Nehmcndcn hingegen es frei ste¬
hen muß, welche Ansprüche er geltend machen
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und wie er die Fragen stellen will. Wer

wird es endlich leugnen können, daß die Oeffent-

5) „Wo auf mündliche vor dem versammeltenSpruchge-
richt gepflogene Verhandlung der Partheien oder ihrer
selbstgewählten Anwälte entschieden wird; da muß
sich die Gesetzgebung ihre Staatsnnterthanen als voll¬
mundige Bürger denken, welche, unbeschränkte Her¬
ren des Ihrigen, auch in Ansehung der Geltendma¬
chung und Vertheidigung ihrer Rechte lediglich ihrem
selbstständigen Urlheile, ihrem freien Willen, ihrer
eignen Kraft und selbstthätigem Wirken, wie überall,
so auch vor Gericht zu überlassensind. Dem Unter,
suchungsprinzip bei streitigen Zivilsachen liegt Hingeger»
die wohlmeinendeIdee einer Staats-Ober vor.
mundschafl zum Grund, welche, wie sie überhaupt
darüber wachen soll, daß die erwachsenen Pflcgbefoh-
lencn von ihrer Freiheit keinen Schaden nehmen, so
auch bei streitigen Rechtssachen durch die Richter da¬
für sorgen läßt, daß keiner der Streitenden weder der»
andern, noch auch sich selbst beschädige, nicht durch Un¬
terlassung des Gebrauchs geeigneter Vertheidiznngs-
mittel, Einreden und dergl. aus Unwissenheitoder
Unachtsamkeit sich an seinem Recht verkürze." Feu-
erbach Ueb. Ocff. u. Mündt. Seite Zill), sstl.. Nach
dieser Darstellung kann wohl die Beantwortung der
Frage, welches Prinzip das vernünftigere sey, nicht
mehr zweifelhaft sepn. — Ueber die vielen und er¬
heblichen Mängel, die mit der protokollarischen In¬
struction nach der preußischen Prozeßordnung unver¬
meidlich verbunden sind, finden sich viele praktische
Wahrheiten in folgender Schrift des Land- und Stadt.
Gerichts-Direktors Justizrath Bühl zu Duisburg:
Ueber die Instruction des Civilprozessesauf mündliches
Vorbringen der Partheicn mit besvnd. Hins, auf die
vreuß. Prozeßordnung. Hamm 18S1.
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lichkeit dcr Rechtspflege in dem obersten Zweck der
Gesetzgebnng scibst ihre vernünftige und nothwen-
dige Begründung findet, und die Mündlichkeit de?
Verhandlungen, insbesondere des Schlnßverfahretts
vor dem Richter, durch die Erfahrungen dcr letzten
Jahrzehndc sich als eine weise und zweckmäßige
Einrichtung bewährt hat, so daß in dieser Hinsicht
nur uoch zu wünschen übrig bleibt, daß der Oes-
feutlichkcit mehr Würdigkeit gegeben, und de?
Mündlichkeit diejenigen Vorsichtsmaßregeln zuge¬
sellt werden mögen, welche eine vollkommneZu¬
verlässigkeit des mündlichen Verfahrens manchmal
nach Lage dcr Sache allerdings noch erfordern
möchte. **)

5) Hierüber vergleiche Feuerbach a. a. O. Seite
180. folg.

56) Merkwürdig ist, daß in der Verordnung vom 15. Ja¬
nuar 1776, welche Friedrich der Große zur Abkür¬
zung der Prozesse erließ, die wesentlichen Elemente
unseres mündlichen Versahrens sich wieder finden.
In dem ß. 1., der das mündliche Verhör vor
versammeltem Col l egi o befiehlt, heißt es„Nach
„der Regel müssen alle Prozesse, wenn sie nicht au¬
ßerordentlich wichtig oder verwickelt sind, durch Ner-
„höre () vor dem Landes-Justiz-Kvllegio
„traktirt werden. Der Advokat, sowohl des Klägers
„als des Beklagten, muß seine Acten und Dokuments
„mitbringen, auch beim Vortrag in den letztern die¬
ßenigen Stellen, worauf es hauptsächlich ankommt,
„am Rande zeichnen und anstreichen. Nach geendig-
„tem Vortrage wird sodann vom Gericht einem Rath,
„oder, nach Befinden, zweien Räthen aufgetragen, tis
„Acten, Dokumenteund Briefschaftengenau durchzu¬
gehen, zu eraminiren, und am folgenden Gerichts-
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Was die eklatanten Resultate betrifft, welche

die Rheinische Justiz in Beziehung auf Schnellig¬

keit und Wohlfeilheit der Prozeßführung liefert,

so ist hier der Ort nicht, dies tabellarisch nachzu¬

weisen. Die allgemeine Zufriedenheit unsrer Rccht-

suchenden ist der sicherste Beweis dafür, daß in

dieser Beziehung unsre Rechtspflege kaum etwas

zu wünschen übrig laßt, da doch in der Regel selbst

da, wo die Gerichte ihre Schuldigkeit thun, die

Kostspieligkeit und Langwierigkeit der Prozeßfüh¬

rung der dringendste und vorzüglichste Anlaß der

Klage für diejenigen Bürger sind, welche das Un¬

glück haben, einen Rechtsstreit führen zu müssen.

Wer überhaupt den ganzen Organismus unsrer

Justizvcrfassung, die Art, wie das öffentliche Mi¬

nisterium, die Richter, Anwälte, Notariell und Ge¬

richtsvollzieher zur Feststellung, Handhabung und

Erhaltung des Rechts mitwirken, in der Praris

kennen gelernt hat, der wird kaum einen Begriff

haben von dem Wunsche, daß hieran in den

Hauptgrundzügen Vieles geändert werde.

Das Institut der Friedens geeichte ist

zwar dem Prinzip der Collegialität zuwider, im

Uebrigen aber eine ehrenwcrthe Einrichtung. Es

„tage daraus mit Vorlesung der Hauptsrellcn den

„Vortrag zu thun, worauf, nach Deliberation des

„Eolegii, welches die Dokumente nachsieht und die

„Hauxtstellen verlesen läßt, der endliche Ausspruch

„erfolgt." —
Nur in besonders wichtigen und verwickelten Pro¬

zessen kann nach tz. 5. der Verordnung ein schriftli¬

ches Verfahren erlaubt werden.



ist durchaus zweckmäßig, daß die Justiz möglichst
allen Bürgern gleich bequem sei), und die Verthci-
lung der Friedensrichter über das platte Land eine
äußerst wohlthätige Erscheinung. Wie viel Gutes
ein würdiger Friedensrichterunter seineu Einge¬
sessenen stiften kann, durch gütliche Dazwischcn-
kunft, insbesondere auch durch seine Mitwirkung
hei den vormundschaftlichcu Angelegenheiten liegt
am Tage; auch sind die Vcdenklichkcitcn, die ge¬
gen eine Rechtsprechung von Einzelrichtcrnaller¬
dings bestehen, hier nicht von Gewicht, da der Frie¬
densrichter nur bis zur Summe von zwanzig Tha¬
lern in letzter Instanz entscheidet. Hingegen muß
durch eine verbesserte Besoldung und durch Be¬
setzung dieses Postens mit einsichtsvollen und ch-
renwerthen Mannern eine würdige Haltung dieses
Standes befördert werden.

Daß für Handelssachen eine abgesonderte Ge¬
richtsbarkeit bestehe, daß wenigstens in erster In¬
stanz eine Jury von Handelsgenossen entscheide,
darauf hat in den Ländern, wo die Handelsgerichte
eingeführt sind, das dringende Bedürfnis! geführt.
Kaufleutc von Verstand und Bildung, die durch
immerwährende Uebung des rechtlichen Verkehrs,
und durch das Vedürfniß einer genauen Kenntniß
der Handelsgesetze nothwendigzu einer allgemei¬
nen Rechtskcnntniß gelangen müssen, werden zur
Entscheidung von Handelsstreitigkciten im Ganzen
befähigter scyn, als die ordentlichen Richter; und
das Bedürfnis!, in handeltreibenden Städten, wo
kein Gericht erster Instanz besteht, durch die Ueber-
tragung der Jurisdiktion in Handelssachen an Ge-
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richte von Kauflenten ein schnelles und wirksames
Recht zu schaffen, rechtfertigt diese Einrichtung um
so mehr, da sehr häufig von Zweifeln über das
Recht gar nicht die Rede ist, sondern Alles daran
liegt, schnell cin Urtheil zu erlangen: überdies auch
im Falle der Berufung die gewöhnlichen Appella-
tionsrichtcr eintreten. Freilich mochte es aber eins
wesentliche Verbesserung der jetzigen Einrichtung
seyn, wenn in erster Instanz ein ordentlicher, wis-

- senschaftlich gebildeter Richter den Vorsitz führte;
hingegen in zweiter Instanz ebenfalls Handelskun¬
dige an dem Verfahren Theil nehmen.

^)ei den nachfolgenden Betrachtungen über das
Civilrecht, den Hauptgegcnstand dieser Blätter, wird
hauptsächlich dasjenige hervorzuheben seyn, was
die Rücksicht auf den Charakter der Zeit und nnsreö
Volkes, nach unsrer Ueberzeugung, als Bedürfniß
in der Gesetzgebungergeben möchte, was an den
bestehenden Gesetzen gut ist, und welche Abände¬
rungen und Verbesserungen für die Verhältnisse
der Provinz wünschcnswertherscheinen möchten.
Wenn daher auch die Rheinischen Institutionen
und die Bedürfnisse der Rheinprovinzen der Haupt--
gegcnstand unsrer Bcurtheiluug sind, so werden doch
die Bedürfnisse des ganzen Staats in so weit nicht
unberührt bleiben, als so Manches, was von der



Rhcinprovinz gilt, auch auf die übrigen Provin¬
zen der Monarchie Anwendung findet, und von
diesen mit demselben Rechte behauptet werden kann.
Daher werden auch die Institutionen dcö Land-
rcchts einer vergleichenden Prüfung unterzogen
werden, weil bei der im Werke schwebenden Re¬
vision die beiderseitigenGesetze im friedlichen
Kampfe gegen einander überstehen,und die wirk¬
liche, innere Vorzüglichkcit der einzelnen Institu¬
tionen des Rheinischen Gesetzes, da, wo sie sich fin¬
det, denselben nicht allein in dem künftigen Rhei¬
nischen Gesetzbuche den Vorzug vor den entspre¬
chenden Bestimmungen des Landrechtcs sichern, son¬
dern auch auf die Gesetzgebung der alten Provin¬
zen einen wesentlichen Einfluß verschaffen dürfte.

Neben den materiellen Bedürfnissen wird auch
das Erforderniß einer guten formellen Behandlung
des Civilrechts näher zu entwickeln und unser be¬
stehendes Recht, so wie vcrgleichungsweise das all¬
gemeine Landrccht einer Prüfung zu unterwerfen!
scpn. — Die Form ist ganz das Werk deö Ge¬
setzgebers; hier kann er vorzugsweise schaffend auf¬
treten, während er in materieller Hinsicht durch
die gemachten Erfahrungen, durch volkstümliche
Sitte und durch die lauten Anmahuungenseiner
Zeit größtentheils gebunden erscheint. Es ist daher
um so dringender notwendig, daß der Gesetzgeber
auf die möglichste Vollendung der Form den größ¬
ten Fleiß verwende, da der Werth seiner Arbeit
hauptsächlich durch die höhere oder geringere Aus¬
bildung derselben bestimmt wird, auch die Errei¬
chung eines Hauptzweckes der Gesetzgebung, —

4



ncmlich Beseitigung der Rcchtsungcwißheitcn und

Rechtsstreitigkeiten, beinahe einzig von dem Maße

technischer Vollendung abhangt, mit der das

Gesetz den Ncchtsstoff beherrscht. Wenn die Worte

des Gesetzes niemals eine» Zweifel über den Sinn

übrig lassen; wenn jede Regel so ausgesprochen

ist, daß alle Falle, aber auch nur die Falle, von

denen die Regel gelten sollte, durch die gewählten

Ausdrücke umfaßt sind; wenn Conscquenz und Zu¬

sammenhang durch das ganze Werk in dem Maße

durchscheinen, alle Verbindungslinien zwischen den

einzelnen Rechtsvorschriften so deutlich hervortre¬

ten, daß man auch bei der Bcurtheilung ganz

»euer, unvorgcsehcner oder verwickelter Falle durch

das Zusammenstellen aller derjenigen Gesetze, welche

den Gegenstand von verschiedenen Seiten her er¬

ledigen, zu einer nnzwcifelhaften Entscheidung nach

innerer Nothwendigkeit hingcleitct wird; wenn ein

Gesetz alle diese Eigenschaften im höchsten erreich¬

baren Grade besitzt, dann kann man erst sagen,

daß es den Rechtsungewißheiten und Ncchtsstrei-

tigkeitcn möglichst vorbeuge. Diese Eigenschaften

gehören aber sammtlich der Form an, und wenn

es nun eine anerkannte, auf Erfahrung gestutzte

Wahrheit ist, daß selbst unbillige Gcsetzcntscheidun-

gcn immer noch der Rcchtsungcwißhcit vorzuziehen

sind, so leuchtet es wohl recht dringend ein, wie

sehr unsrc Gesetzgeber Veranlassung haben, auf die

Ausbildung der Form die höchste Sorgfalt zu ver¬

wenden, keines Vorurthcilcs Spur aus den alten

Gesetzen in die neuen sich einschleichen zu lassen;

die Methode der Fassung überhaupt, so wie im

Einzelneu alle herkömmlichen scheinbar cingcbür-
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gerten Einthcilungen der Materien und ihre An¬

ordnung, alle Begriffe und Bcgriffsuntcrscheidun-

gen einer neuen, um so gründlichen! Prüfung zu

unterziehen, als Jrrthümer und Mängel in Dem-

senigcn, was sich durch lange Gewöhnung am stärk¬

sten festgesetzt hat, am schwierigsten erkannt wer¬

den. Eine solche Prüfung wird gewiß noch auf

manche Verbesserungen hinführen, und wir wollen

hoffen, daß von allen Fortschritten, welche unser

wissenschaftliches Zeitalter im Gebiete des Denkens

überhaupt, so wie besonders in Beziehung auf the¬

oretische Nechtsforschung seit Entstehung der be¬

stehenden Gesetzgebungen gemacht hat, auch die

Form unsrer neuen Gesetze das umfassendste und

vollendetste Gepräge an sich tragen werde.



III.
Ueber die Revision des Rhei¬

nischen Civil-Nechts im
Allgemeinen.

^s scheint der Natur der Sache angemessen, daß

diejenige Frage, welche die Grundlagen der Revi¬

sion des Civilrechts im Ganzen betrifft, hier zuerst

eine Erörterung finde, die Frage ncmlich:

Von welchem Gesichtspunkte mnß die Gesctz-

revision für die Rheinprovinzen ausgehen z auf

welche Grundlagen soll das für uns bestimmte

Provinzial-Gesetz gebaut werden? ist es insbeson¬

dre zweckmäßig, daß in unsrer Provinz, wie in den

übrigen, neben dem Provinzial-Gesetzbuch? auch

noch ein allgemeines Gesetzbuch mit subsidiarischer

Gültigkeit bestehe?

Es ist dies eine wichtige, eine eigentliche Le¬

bensfrage, und wenn es auch schon als eine ausge¬

machte Sache feststände, daß unsre Gesetzgeber von

dem so angelegten Plane nicht abgehen würden,

so wäre für die Wissenschaft die Frage doch kei-

nesweges abgethan.
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Ein Blick auf die Geschichte unsres Staates
und seiner Gesetzgebung gibt uns Aufklarung über
die Art, wie dies System der Gesetzgebung sich in
Preußen geltend gemacht hat.

Wenig hatte zur Zeit der Entstehung des all¬
gemeinen preußischen Landrcchts die Wissenschast
noch der Gesetzgebung vorgearbeitet; die positiven
Verhältnisse waren in einem Zustande unbeschreib¬
licher, endloser Verwickelung, und das Chaos von
Rechtsinstitutionen,an dem so viele Jahrhunderte
nach Bedürfnis! oder Willkühr hatten zusammen¬
tragen, aufbauen und austhürmcn, umgestalten,
herunterreißen, verwirren und verdunkeln helfen,
bot den Gesetzgebern viel Schutt zum Wegräumen,
aber wenig solides Baumaterial für die neue Ar¬
beit dar. Von der andern Seite war es aber auch
eine Sache der Unmöglichkeit, und konnte nicht im
Plane der Gesetzgebung liegen, gewaltsam einzu¬
greifen in den Znstand der Dinge und mit Zerstö¬
rung historisch begründeter Rechte einen neuen lc-
benöfrischen Zustand der Gesellschaft schaffend her¬
beizuführen. In dem Volke selbst hatten die Be¬
griffe vom Bessern und das Bedürfniß nach äuße¬
rer Herstellung desselben noch nicht über das träge
Beharren und über die blinde Ehrfurcht vor dem
Hergebrachten den Sieg davon getragen; höhere
Geistes-Bildung und unabhängige, von keinen Ein¬
flüssen einer vorurthcilsvollcn Zeit berührte philo¬
sophische Forschung war noch nicht das Besitzthum
irgend eines bedeutenderen Theilcs der Gesellschaft
geworden. Von oben herab mußte Erleuchtung
kommen. Friedrichs II. hohes Genie war berufen.
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dem Geiste des Volkes die veredelte Richtung zu
geben; — »das hehre Meteor des königlichen Hel¬
den und Weisen stieg am politischen Himmel auf
und erfüllte den Welttheil mit Lichtglanz und Tha-
tendrang. Seinem unmittelbaren Wirken und nicht
minder dem Widerstreben und der Nacheifcrung,
welche dasselbe erweckte, entquollen die größten Be¬
wegungen, zerstörend, schaffend, umstaltend, über
den wichtigsten Ländern Europas, — ja in ihren
weitern Schwingungen die gcsammte Menschheit
umfassend.« — So spricht Rotteck. —

Wenn daher die Abschaffung mancher Miß¬
brauche in Staat und Kirche, die Hebung mancher
gemeinschädlichcrLasten, Lösung mancher Fesseln,
Erhöhung der Aufklärung, Beförderung der Hu¬
manität : wenn rasche Schritte zum Bessern in
Wissenschaft und Kunst, in Handel und Industrie,
in Gesetzgebungund Staatsverwaltung, wenn selbst
Sicherung der Privatrechte (leider zu sehr mit Hintan¬
setzung des öffentlichen Rechts!) und sogar einige
Schritte zur gemcinbürgerlichcn Gleichheit zu den
erfreulichen Erscheinungen jenes Zeitalters gehören,
welche durch das Genie des großen Königes ange¬
regt und zum Theil ins Leben gerufen wurden, *)
so müssen wir es auch mit Wärme anerkennen,
daß das allgemeine Landrecht, in welchem Frie¬
drichs Verdienste um die Gesetzgebung Preußens
niedergelegt sind, als eine der großartigsten Er¬
scheinungen jener Zeit zu betrachten ist; daß es
der Masse seiner Zeitgenossen den Vorsprung in

Siehe: Allgemeine Geschichte von Carl v> Rotteck
im siebenten Bande I. Cap. Z. 11.
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das Gebiet eines gebildeten,', bessern Wcltalters

abgewonnen, und daß es die erste Grundlage ist,

auf welcher die preußische Regierung die später«

Fortschritte in der Verbesserung des gesellschaftlichen

Zustandcs fortbauen konnte.

Die Geschichte der Entstehung des Landrcchtcs

kann die vollständigste Belehrung darüber crtheilen,

daß niemals eine Staatörcgierung mit so redlichem

Willen, das Mögliche zu leisten, das Geseizgebungs-

werk begonnen, niemals dabei mit so eifrigem Be¬

streben, alle Interessen zu berücksichtigen, das un-

parthciische, gute Recht allerwärts zu fördern,

nirgend zu verletzen, und, nach Maßgabe der Mei¬

nungen der Zeit und der positiven Angewöhnungen,

überall die Rücksichten der Billigkeit mit den For¬

derungen des strengen Rechts zum billigen Vergleich

zu bringen, zu Werke gegangen ist. Man bot mit

Einem Wort alle Kräfte der Zeit zur Leistung des

Möglichen auf, und ergriff alle diejenigen Maßre¬

geln, die auch noch heute den guten Erfolg sichern

würden. Der Entwurf zum Landrcchte, welcher in

den Jahren 1784—88 in lZ Abteilungen erschien,

hanpsachlich die Arbeit des fleißigen, talentvollen

Suarez, jedoch unter besonderer Leitung des

Großkauzlcrs v. C arm er abgefaßt, wurde nicht

nur den Landcskollcgien mitgetheilt, und einzelnen

damals berühmten praktischen und theoretischen

Juristen und Sachverständigen, namentlich auch

den Ministerien und andern Obcrbehördcn in Be¬

ziehung auf Gegenstände ihrer Verwaltung, zur

Begutachtung vorgelegt, sondern es ergingen selbst

öffentliche Aufforderungen zur Prüfung des Eilt-
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Wurfes, Prämien wurden auf die besten Ausarbei¬
tungen gesetzt, und insbesondere wurden auch die
Stande zu Rathc gezogen, sowohl wegen Abwei¬
chungen der Prooinzial-Gesctze, als auch zum Zweck
der Prüfung des allgemeinen Gesetzbuchesselbst.

Was insbesondere die Zuziehung der (Provin-
zial-) Stände betrifft, so war diese Maßregel na¬
mentlich für jene Zeit so glücklich gewählt, und in
der Natur der Sache so wesentlich begründet, daß
sie beinahe allein den glücklichen Erfolg der Ge¬
setzgebung verbürgen könnte.

Die Neuheit der Verbindung mehrerer großen
Provinzen mit der Monarchie; dann die bei so
großer Verschiedenheitder örtlichen Verhältnisse so
vielfach von einander abweichenden, sich durchkreu¬
zenden Provknzial - Interessen, selbst gänzlich ver¬
schiedene Sitten und Gewohnheiten, deren erste
Quelle zum Theil noch in der Verschiedenheitder
Abstammung zn suchen ist; endlich die häufig sehr
grellen Unterschiede in den positiven Formen in
Landestheilen, die früher verschiedene kleine Herr¬
schaften gebildet oder größern Staaten angehört
hatten, welche ganz andere politisch)? Einrichtungen
besaßen als Preußen, alle diese Umstände, die dem
Gedanken an Schaffung einer gleichförmigen Ge¬
setzgebung für den ganzen Staat ohnehin nicht
Raum gaben, und zn denen noch der Umstand hin¬
zukam, daß die Regierung (so wie fast alle Regie¬
rungen damaliger Zeit) noch viel zu wenig mit
den Interessen und Bedürfnissenaller einzelnen
Provinzen bekannt war', mußte es der Regierung
als die zweckmäßigste Maßregel erscheinen lassen.



daß den Provinzen selbst bei der Gesetzgebungdas
erste, gewichtigste Wort gestattet werde. Daß das
Letztere wirklich geschehen ist, dies wird durch eine
amtliche Erklärung des Justizministeriumsaußer
Zweifel gesetzt, indem dieses die Versicherung gibt:
»daß die eingegangenen Monita der Stände alle,
insoweit sie eine Majorität für sich gehabt, berück¬
sichtigt worden scpcn. « Daß diese Mittheilungcn
der Stände übrigens reichhaltig und wohlgelungcn
ausfallen mußten, lag in der Natur der Sache,
indem gewöhnlich die fähigsten Köpfe in solchen
Versammlungen sich am meisten geltend zu machen
wissen. So führten denn meistens Anwälte, die
eine geordnete Kenntnis! der praktischen Bedürfnisse
besaßen, die Arbeit im Auftrage der Stände aus.

Indem man nun aber vollkommne Einheit in
der Gesetzgebung mit blinder Aufopferung aller
andern Interessen herbeiführen weder konnte noch
wollte, von der andern Seite hingegen bei dem
zur politischen Einheit im modernen Sinne sich
heranbildenden Staate möglichste Einheit auch in
der Form von höchster Bedeutung war, so konnte
man unseres Erachtcns allerdings nicht zweckmäßi¬
ger verfahren, als daß man ein allgemeines Ge¬
setzbuch für den ganzen Staat schuf, welches in
wissenschaftlich geordneter Darstellung alles Dasje¬
nige enthielt, was entweder für den ganzen Staat,
— hieher gehört der theoretische Theil des Rechts,
und das öffentliche Recht, — oder doch für den
größten Theil der Provinzen Gesetzes-Kraft haben
sollte, hingegen die durch »sehr erhebliche Gründe«
empfohlucn und erheischten provinziellen Abwei-
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chungcn, »welche etwa auf die besondere Verfassung,

natürliche Beschaffenheit und Lage der Provinz oder

auf gewisse cigenthümliche Arten von Gewerben

und Beschäftigungen der Einwohner, oder endlich

ans gewisse ursprüngliche, ohne Nachrhcil wohler¬

worbener Rechte nicht aufzuhebende Einrichtungen

und Anstalten sich bezogen,« in besondre nach

dem Plane des allgemeinen Landrechtcs angelegte

Provinziell-Gesetzbücher aufnahm.

Nicht völlig, wie damals, laßt sich jetzt die

Sache betrachten. So wie überhaupt die nationcl,

len Verschiedenheiten unter den gebildeten Völkern

Europas seit einem halben Jahrhundert merklich

abgenommen haben, so haben sich noch mehr die

provinziellen Unterschiede im Innern unserer Staa¬

ten verwischt. Eine höhere, allgemeinere Geistes¬

bildung muß nothwendig die Provinzen und Na¬

tionen einander näher bringen. Die schroffen Ei-

gcnthümlichkeitcn, durch welche sich Geschlechter

und Stämme, die sich lange unvcrmischt erhalten,

Jahrhunderte lang erkennbar machen, verlieren sich

immer mehr, so wie in erweiterten Kreisen, Fami¬

lien, Stämme, Völker mit einander in Berührung

kommen; Sitten und Begriffe, Erfahrungen und

Kenntnisse austauschen, und in Beziehung ans äu¬

ßere und geistige Bildung sich mehr und mehr

assimilircn. Je größer derjenige Thcil der Mensch¬

heit ist, der zur Erstrebung höherer Geistesbildung

seine Kräfte vereinigt, in so größerem Maße steigt

auch diese Bildung, und indem nun die Resultate

S. §. Vi. deS Publikations - Patents für das allg.

L. R. v. bten Februar



des gemeinsamen Steedens selbst wieder Gemeingut
werden, wird die Menschheit selbst der Einheit
immer naher gebracht.

Diejenigen Verschiedenheiten in den Rechts¬
verhältnissen der Völker, welche nicht sowohl in
dem Unterschiede der klimatischen und lokalen Ver¬
hältnisse ihren Grund hatten, sondern vielmehr aus

5) Geist und Gefühl gehen in dieser Hinsicht gleichen

Schritt. Höhere Cultur, allgemeinere, vielseitigere

Bildung ist eine Erhebung des Geistes über das Ein¬
seitige und Besondere in den Begriffen und im Wis¬

sen. in Lebensansichten und Sitten. Eine höhere Er¬

hebung des Gefühls ist es aber auch, wenn unser

Herz der ganzen Menschheit schlägt, als wenn seine

Regungen nur der Nation oder dem Einzel-Staats

gelten, und diese Erhebung und Erweiterung deS Ge¬

fühls nimmt in demselben Maße zu. wie die geistige

Erziehung der Völker sich zu jenem höhern Standpunkte

erhebt. Gemeinsame Erziehung und das Bewußtseyn
der gemeinsamen Abstammung knüpft Geschwisterliebe,

das Bewußtseyn geistiger Verwandtschaft Freundesliebe:

eben so knüpft die gemeinsame Geistesbildung der
Nationen, und das gesteigerte Bewußtseyn der Ein¬

heit der ganzen Menschheit ein coSmopolitisches Band

an zwischen den Gliedern aller Nationen. Wahr ist es
und erfreulich, daß schon heute bei den Edleren und

höher Gebildeten die Stimme der Menschheit, das all-
gemein-menschliche Gefühl den Patriotismus, das blos

Nationelle Gefühl überragt, und einseitige National-

Znteressen nicht mehr für den Leitstern echter Politik

gelten: allein das Weltbürgerthnm in seiner Blüthe
liegt noch im Ideale, und verdächtig sind die Einla¬

dungen zum allgemeinen Bruderbunde, wenn sie von

der Seite kommen, wo Leidenschaft und Herrschsucht
am meisten ihr Spiel treiben.
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der Verschiedenheit der Bildung und der geistigen
Eigentümlichkeiten hervorgegangen waren, sind
daher in dem heutigen gebildeten Europa, im Ver¬
gleich mit der Vorzeit, außerordentlich unbedeu¬
tend. Die Verschiedenheit, welche sich noch findet,
ist verhältnismäßigam wenigsten durch innere Not¬
wendigkeit begründet, sondern die Schuld liegt
größtenteils darin, daß die positiven Formen zu¬
rückgeblieben, stehen geblieben sind, während die
Geister sich zu einander genähert haben. Völker,
gleich in Hinsicht auf Erziehung und Geistesbil¬
dung, müssen auch gleiche Ansichten über Dasjenige
haben, was sich in ihren äußern Einrichtungen als
vernünftig herausstellt; auch in Beziehung auf
Recht müssen sie daher im Wesentlichen notwendig
einerlei Begriffe und einerlei Begehren haben.

Alle Provinzen Frankreichs, früher unzähligen
verschiedenen Rechten und Gewohnheiten folgend,
erhielten von Napoleon Ein Gesetz, und das
Gesetz war allen Provinzen gleich gerecht, den Be¬
dürfnissen aller in demselben Maße entsprechend.
Die bis dahin beibehaltenen Unterschiede des Pri«
vatrcchtcs waren daher offenbar wohl nicht viel
Anderes mehr, als der stehen gebliebene Abdruck
einer längst verwischten Verschiedenheit der Ab¬
stammung und politischen Vergesellschaftung.

Dasselbe französische Gesetz wurde in einem
großen Theile Deutschlands eingeführt, und wo es
die Fürsten nicht wieder abgeschaffthaben, da hat
sich weder das Bedürfniß, noch die Sehnsucht ge¬
regt, hier, was hier, und dort, was dort früher
rechtens gewesen, wieder hervorzurufen, an die
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Stelle des Gesetzes, welches für 6V Millionen

Gültigkeit hatte: Beweis genug für den Satz,

daß die Menschen gleicher geworden sind.

Nichts destowcnigcr wagen wir es nicht, der

Ansicht zu widersprechen, daß auch heute noch in

unserm preußischen Staate die Verschiedenheit der

geistigen Individualität, in Verbindung mit der

Verschiedenheit der äußern Lage eine so wesentliche

und bedeutende Verschiedenheit der Bedürfnisse der

Provinzen erzeuge, daß dadurch die Nothwendig-

kcit begründet wird, solche Unterschiede zwischen

den Provinzen unseres Staates durch die Gesetze

selbst zu firiren. Ueber die Unterschiede der geistigen

und äußern Verhaltnisse der verschiedenen Provin¬

zen erkennen wir gern Jene als die kompetenten

Nichter an, welche »auf so hoher Warte stehen,«

daß sie das Gebiet des ganzen Staates und der

ganzen geistigen Gcsammthcit zu überschauen ver¬

mögen. Wie könnten wir auch der Nichtbeachtung

Durch diese allgemeine Bemerkung soll indessen weder

einer rücksichtslosen Vernichtung wohlerworbener (wenn

auch drückender und den allgemeinen Interessen zu¬

wider laufender) Vermögensrechte das Wort geredet,
noch auch die absolute Vorzüglichkeit der französischen

Gesetzgebung dargethan werden; aber die unleugbare

Thatsache, daß der Code sich nirgend als durchaus

fremdartig und unverträglich mit den Sitten'und Le¬

bensverhältnissen ausgewiesen, scheint aufs Unzwei¬

deutigste zu bestätigen, daß die Anforderungen aller

jener Länder, wo der Code eingeführt worden, an

die Gesetzgebung verhältnißmäßig nur wenig von ein¬
ander abweichen.
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wesentlicher provinzieller Unterschiede das Wort
reden, da wir es als des Gesetzgebers höchste Norm
aufgestellt haben: Dasjenige zu beachten, was im
Volke sich findet. Gewiß aber möchte die mit die¬
sem Grundsatze nur immer vereinbare Ausgleichung
der provinziellen Unterschiede zur Forderung der
Staatszweckc mehr dienen, denn ängstliches For¬
schen nach solchen Abweichungen,die keinem Vc-
dürfniß der Gegenwart mehr entsprechen. Uns
kann kein Bedürfniß dringender erscheinen, als
dieses: daß in allen Theilcn des Staates das In¬
teresse an den bürgerlichen Institutionen geweckt,
und rege, eifrige Prüfung befördert werde. Bald
werden dann die Bewohner des ganzen Staates
zu einer vorurtheilsfrcien, klaren Ucbcrstcht über
ihre Bedürfnisse gelangen: das Bessere wird
dann bald überall die Uebcrzengung der Ein¬
sichtsvolleren für sich haben, und wenig werden
die Wünsche der verschiedenenProvinzen in Be¬
ziehung ans das bürgerliche Recht von einander
abweichen: in kurzen Uebergangsstufen wenigstens
wird allmählig eine völlige Gleichförmigkeit in dem
(Zivilrecht aller Provinzen zu Wege gebracht wer¬
den können.

Hierdurch ist Dasjenige vorbereitet, was sich
in dieser Beziehung von der Gesetzgebung der
Nheinprovinzen sagen laßt.

Unsre alten, durch das französische Recht ver¬
drängten Statutar-Rcchtc können unter den Begriff
von nothwendigen provinziellen Eigenthümlichkeitcn
nicht mehr gefaßt werden; sie haben langst aufgehört,
der Provinz eigenthümlich zu seyn. Einzelne Bestim-
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mungen des alten Rechts möchten sich allerdings

wohl auffinden lassen, die auch nach fünfund

zwanzigjähriger Abschaffung wieder ins Leben ge¬

rufen zu werden verdienten, weil sie wirklich den

Bedürfnissen der Provinz angemessen waren, und

die entsprechenden Bestimmungen des Code auf an¬

dere Verhältnisse berechnet sind; indessen wird in

Demjenigen, was so unbcdaucrt zu Grabe gegan¬

gen, sich schwerlich Vieles finden, das aus ver¬

nünftigen Gründen und mit gutem Erfolge wieder

aufgenommen werden könnte in das revidirte

Gesetz.

Anderer Art sind unsere Wünsche und Er¬

wartungen in Beziehung auf unsre jetzige Gesetz¬

gebung, — die seit einem Viertel Jahrhundert in

der Provinz besteht, und bei der dieselbe sich wohl¬

befindet; und wenn auch im Allgemeinen das Ver-

einzeluugs- und Absondernngs- System wenig Bei¬

fall verdient, so möchten doch in Beziehung auf

die Nheinprovinz die dringendsten Gründe dafür spre¬

chen, daß ihre Civil-Gesetzgebung wenigstens den

Hauptgrundsätzen und dem bei Weitem größten

Theile ihrer einzelnen Bestimmungen nach auch bei

der jetzt im Werke schwebenden Revision beibehal¬

ten werden möge. Die Kcnntniß der individuellen

Lage unserer Provinz muß uothwcndig zu dieser

Ucbcrzeugung führen, und wir wollen die nähere

Begründung dieser Behauptung nicht schuldig
bleiben.

Die vorher aufgestellte Behauptung, daß der

wahrhaft noth wendigen provinziellen Ab¬

weichungen von einem allgemeinen Landesgesctze
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in unscrn heutigen Staaten nur wenige seyn kön¬

nen, ist natürlich -auf die Voraussetzung gebaut,

daß dieses allgemeine Landcsgesetz auch im Geiste

der Zeit, und im Geiste der Staatsgesammtheit

abgefaßt scy, daß daher der Standpunkt und Cha¬

rakter jeder einzelnen Provinz, eine billige, ver-

hältnißmäßige, Berücksichtigung indem allgemeinen

Gesetze (der Darstellung des allgemeinen Wil¬

lens) findet. So lange ein allgemeines Gesetzbuch

aber dieser Bedingung noch nicht genügt, oder ge¬

nügen kann, ist es offenbar eine sehr heilsame,

weise Maßregel, daß man in jeder Provinz Dasje¬

nige, was sie von ihren abweichenden Rechtsgrunds

sätzen und Einrichtungen festhält, zumal was der

intelligente Theil unter den Bewohnern mit der

aus Ucbcrzeugung geborncn Kraft als das Bessere

der Provinz zu erhalten strebt, vorlaufig noch be¬

stehen laßt. Unsere besonnene Staatsrcgicrung,

die Schwankungen, Erschütterungen und Rcchts-

verwirrungen wohl erwägend, welche ein Gesetz-

gcbungswandel unfehlbar nach sich zieht, geht von

einem sehr richtigen Gefühl aus, indem sie Anstand

nimmt. Dasjenige in der Gesetzgebung, was in der

allgemeinen Ucbcrzeugung einer Provinz für gut

gilt, und hierin einen Bürgen wenigstens seines

relativen Werthes aufzuweisen hat, mit etwas

Anderem zu vertauschen, von dem keineswegs ge¬

wiß ist, daß es vor Jenem den Vorzug verdient,

oder demselben an Werth auch nur sonahe kömmt,

daß die Rücksicht auf die Einheit in der Gesetz¬

gebung die Rücksicht auf das Bessere überwiegen muß.

Dabei trifft in der Nheinprovinz noch der be¬

sondere Umstand ein, daß hier ein modernes Gesetz
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und eine vollständige Rcchtsvcrfassung durch eine

andre Gesetzgebung ersetzt werden soll. Will mau

nun ans unsern bisherigen Gesetzen nur einzelne,

durchaus unentbehrliche Bestimmungen in unser

Provinzial-Recht hinübertragen, unsre Gesetzgebung

im Ganzen aber ausheben, und an deren Stelle

das allgemeine Landrccht einführen, so wird mau

nicht leicht die beruhigende Ueberzeugung haben

können, daß man für das Schlechtere überall daS

Bessere an die Stelle gesetzt. Das französische,

setzt Rheinische Gesetzbuch hat in seinen leiten¬

den Prinzipien, so wie in partikularen Rechtsvor¬

schriften, so viele vortreffliche Seiten aufzuweisen,

daß dieselben sich nicht in wenige provinzialrccht-

liche Bestimmungen zusammenfassen lassen.

Wie auch das revidirtc Landrecht ausfallen

mag, wie bedeutend auch die Veränderungen seyn

mögen, auf welche die Fortschritte der Rechtswis¬

senschaft und die vielfach umgestalteten Lebensver¬

hältnisse bei der Umarbeitung des alten Landrcchts

mit Nothwendigkeit führen müssen, es wird mit

unsern bestehenden Gesetzen in formeller Hinsicht

nur wenige Ähnlichkeit haben, und das Materielle

des Rechts wird auch von so vielfach verschiedenen

Grundansichten ausgehen, so ganz andere Verfü¬

gungen im Personenrechte, wie in den Vermögens¬

rechten ausstellen, daß die Einführung desselben in

der Rheinprovinz auch dann, wenn dieser selbst

ganze Rechtsinstitutionen aus den bestehenden Ge¬

setzen als provinzielle Abweichungen gelassen würden,

dennoch eine völlige Umgestaltung ihres Rechtszu-
standcs herbei führen würde.



90

Alles, was die sogenannten Gegner der Ge¬

setzbücher gegen eine plötzliche Abänderung des

Rechlszustandcs durch neue Gesetzbücher sagen,

würde hier eine traurige Auwendung finden: es

würden sich alle die Uebel zeigen, welche nothwcn-

dig erzeugt werden, wenn die Rcchtsvcrfassung »in

Sprüngen« abgeändert wird, während das Volk

doch »niemals seine Persönlichkeit auszieht, und

auch sein gesellschaftliches Leben in der Regel nur

schrittweise sich fortbewegt.« "I Schon einmal

haben die Nheinlande bei Einführung der fran¬

zösischen Gesetzgebung die nachtheiligen Folgen eines

plötzlichen Gesetzgebungswcchsels empfunden: schon

einmal hat der Gcsctzgebungswechsel eine reiche

Aussaat heilloser Prozesse über die Provinz gebracht,

ist die Quelle unzähliger Harten und Unbilligkeiten

geworden, und hat schon einmal jene unvermeid¬

liche Rcchtsungewißhcit und Rechtsvcrwirrung er¬

zeugt, die sich durch viele Jahre so sortgczogen hat,

und zum Thcil noch fortwährt. Und dabei kommt

der höchst wichtige Umstand noch in Abrechnung,

daß der Code an dieStelle einer schlech¬

ten, veralteten, verworrenen Gesetzge¬

bung trat, dringenden Bedürfnissen der

Zeit Abhülfe gewährte, und neben der au¬

genblicklichen Rechtsunsichcrheit eine dauerndeRechts-

sicherheit versprach, wie man sie früher nicht ge¬

kannt; es kommt hier wesentlich in Betracht, daß

die Zeit den gewöhnlichen Entwicklungs¬

gang ebenfalls verlassen hatte, und die Rechts-

vcrfassung gewissermaßen »der Sprünge« be-

^ Unterholzner. a. a. O. S. XI..
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durfte, um mit der Entwickclung des gesellschaft¬

lichen Lebens gleichen Schritt zn halten.

Ein andres Verhältniß stellt sich heraus, wo der

Code nach fünf und zwanzig jährigem Bestehen gegen

ein Gesetz vertauscht werden soll, von dem man nicht

vorauszusetzen berechtigt ist, daß es mehr Rechts¬

sicherheit bringen werde, als gegenwärtig be¬

steht; ein Gesetz, welches dringenden Bedürf¬

nissen schon dcßhalb nicht in demselben Maße

wird Abhülfe gewähren können, weil Bedürf¬

nisse nicht in dem Maße vorhanden und

Sprünge in der Rcchtsverfassung nicht an der

Zeit sind.

Wenn es hiernach nicht als Uebertrcibung er¬

scheinen kann, daß wir einer Veränderung der

Gesetzgebung unserer Provinz in diesem Sinne

mehr Nachtheile zuschreiben, als eine vortreffliche

Gesetzgebung in zehn Jahren wieder gut machen

kann: wenn es nun noch problematisch bleibt, ob

das revidirte Landrecht, selbst in Verbindung mit

einigen wesentlichen Bestimmungen unsrcs jetzt gel¬

tenden Rechts, für unsre Provinz als ein vor¬

treffliches Gesetz sich bewähren wird, wenn eS

zudem nicht unwahrscheinlich ist, daß das revidirte

Landrecht nach Verlauf eines kurzen Zeitraums

eine abermalige Revision wird erleiden können.

Wer möchte dann noch in einem solchen System

der Gesetzgebung für unsre Provinz ein Heil er¬
blicken wollen?

Nur meiner gründlichen Revision ihrer Ge¬

setze, mit unvoreingenommenem Sinne und voll-
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standiger Sachkenntnißunternommen, können die
Rheinländer daher eine Wohlthat erblicken, und
ein neues Rheinisches (Zivilgesetzbuch, an
die Grundlage des bestehenden Rechts die durch
die Wissenschaft und Erfahrungen unserer Zeit
empfohlenen Verbesserungen anschließend, würde
ihnen das theucrste Pfand der landesväterlichen
Huld, das ehrwürdigste Denkmal hoher Negierungs-
weishcit scyn.

Vertrauensvoll bauen sie aber auch auf ihres
Königes huldreiches Wort: daß das Gute überall
erhalten werden soll, wo es sich findet. Sie leben
der festen Ueberzeugung, daß alles Dasjenige, was
aus ihrer Gesetzgebungdurch vieljährige Erfahrung
sich als gut und zweckmäßig bewahrt hat, ihnen
auch bei der von ihnen selbst gewünschten Revision
ferner erhalten werde; sie leben der Ueberzeugung,
daß man, während man anderwärts mit Samm¬
lung der Provinziell-Gesetze beschäftigt, und mit
der größten Gewissenhaftigkeit die Interessen der
Provinzen mit dem Interesse der Gesammtheit
gleichmäßig zu berücksichtigen bemüht ist, — ihr
bereits bestehendes Provinzialgesetz nicht
vernichten wird. Was an der Fassung der
Rheinischen Gesetze im Ganzen und was in einzel¬
nen Bestimmungen einer Abänderung bedarf, das
wird leicht an dem Gesetze selbst geändert; selbst
manche Bestimmungen, die man bisher an der Voll¬
ständigkeit des Gesetzes vermißt (und hieher gehört
die Entscheidung mancher wichtigen, bereits durch
die Wissenschaft hinreichendbeleuchteten Fragen)
werden bei Weitem am zweckmäßigsten an der Stelle
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des Zusammenhanges,wohin sie gehören, einge¬
schoben. Fängt man aber aus diese Weise mit der
Revision unsrcs Provinzial-Gesetzesan, so wird
unser Recht schon vollständig in sich seyn, und für
ein subsidiarischesGesetzbuch werden wenig Fragen
mehr zu beantwortenübrig bleiben.

Ueberhaupt möchte es auch bedenklich seyn,
zwei ausgebildeteRechtsganzeso neben einander
zu stellen, daß das Eine das Andere im Falle des
Stillschweigens ergänzt. Häufig gehen zwei Gesetze
bei der Behandlung einer Rechtsmaterie von ver¬
schiedenen Grundansichtcn aus, oder nehmen ei¬
nen ganz verschiedenen Gang, und die Entschei¬
dung des subsidiarischen Gesetzbuches wird daher
leicht die entgegengesetzte von derjenigen seyn, welche
man herausbringen würde, wenn man das Haupt¬
gesetz aus sich selbst, in seinem eignen Geiste er¬
gänzte. In den Rheinprovinzcn ist der Fall ein
ganz andrer, wie in den übrigen Thcilcn unsrer
Monarchie. In den lctztcrn bildet das allgemeine
Landrccht doch immer die Grundlage des Ganzen,
die theoretischen Grundprinzipien und das allge¬
meine Obligationen-Recht erleiden in keiner Pro¬
vinz Abweichungen; nur über partikuläre Rechts¬
materien, z. B. die Güterverhältnisse der Ehegatten
oder das Erbrecht können in einzelnen Provinzen
abweichende Grundsätzebefolgt werden: Verwir¬
rung ist aber hierbei um so weniger zu befürchten,
da diese Provinzial-Gesetze nach dem Plane des
allgemeinen Landrcchteö geordnet werden, und die
Gesetzgebungin jeder einzelnen Provinz doch wie¬
der in der That ein Ganzes bildet, indem man
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sich die provinzialrcchtlichen Bestimmungen an den

geeigneten Stellen eingeschoben, und die dafür

ausfallenden Bestimmungen des Landrcchtcs gc-

strichen denkt. Der Code Napoleon hingegen ist

für sich ein selbstständiges, wissenschaftlich ausge¬

bildetes Rechts - Ganzes : neben diesem kann ein

andres, ebenfalls systematisch ausgeführtes Subsi-

diar-Recht fast gar nicht zur Anwendung kommen.

Nicht in Abschaffung des Code aber — selbst

mit Beibehaltung einiger seiner vorzüglichcrn Be¬

stimmungen — kann das Heil unsrer Gesetzgebung

gesucht werden, sondern in der Verbesserung der

Unvollkommenheitcn und Ausfüllung der Lücken,

die an diesem unscrm Provinziell-Gesetze sich noch

finden. Freilich, wenn wir hoffen dürften, daß

Preußens neues allgemeines Civil-Gesetzbuch de»

Gesetzen unsrer Provinz den Hauptgrundsätzen nach

ähnlicher würde, — freudig würden dann auch die

Rheinländer einen Theil ihrer bestehenden Gesetze

opfern, um das schöne und große Werk der allge¬

meinen Vereinigung zu erleichtern; zu groß und

mannichfaltig aber ist die Verschiedenheit zwischen

dem allgemeinen Landrechte, welches der Revision

zur Grundlage dient, und zwischen dem Rheini¬

schen Civilrcchte, als daß wir einige Hoffnung he¬

gen dürften, daß eine solche Vereinigung schon jetzt

erreichbar wäre. Zuverlässig aber dürfen wir der

Hoffnung uns überlassen, daß nicht auf Kosten

unsrer Gesetzgebung allein die Einheit der Ju¬

stizverfassung gefördert werden wird. Unser Aller

Streben ist nach dem Bessern gerichtet. Möge

darum aber auch nichts voreilig zerstört werden.



dessen Verlust schmerzliche Rückerinnerungen erregen
kennte: möge uns nichts genommen werden, was
uns lieb ist, weil es uns eigen, weil es bei uns
eingebürgert ist, und unseren geistigen wie unsrcn
materiellen Bedürfnissen entspricht: möge nur das
anerkannte Bessere für das minder Gute uns
werden! — Doch warum sollten wir Zweifel hegen
gegen eine Staats-Rcgierung, die immer grade in
der Achtung der öffentlichen Meinung ihre Stärke
gefunden; die Wohlwollen und Einsicht in gleichem
Maße in sich vereinigt, und kein Interesse findet
in der Kränkung Einer Provinz, sondern in der
Beglückung aller Provinzen. Von ihr haben wir
ein rücksichtsloses Verfahren, welches unfern in den
meisten Beziehungen so glücklichen Rechtszustand
vernichtete, gewiß nicht zu befürchten. Wird sie
das allgemeine Landrccht nach seiner Revision als
subsidiarischesGesetzbuch in unsrcr Provinz einfüh¬
ren, so wird sie ebenfalls für die möglichste Ver¬
vollkommnung unsrcr provinziellen Institutionen
Sorge tragen. Mit der Zeit werden dann auch
gewiß bei längerer Vereinigung unter der Acgide
einer aufgeklärten Regierung dieRheinische Gesetz¬
gebung und die allgemeine Preußische mehr
und mehr zu denselben Resultaten gelangen, ziem¬
lich zu denjenigen, zu welchen ein richtiges Ver¬
ständlich der Zeit und ihrer Bedürfnisse, so wie der
geläuterte Begriff vom Rechten und Guten noth-
wendig hinführen muß.
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IV.
Systematische Behandlung

deö Civil-Rechts.

--Oer den Fragen, welche die systematische Behand¬

lung des Rechts betreffen, tritt uns zuerst ein Er-

forderniß entgegen, welches sich auf die Gesetzge¬

bung im Ganzen bezieht, und somit auch beim Ci-

vil-Rcchte zur Sprache gebracht werden muß, die¬

ses nämlich: daß die verschiedenen Hauptgegcn-

stände der Gesetzgebung eben so viele äußerlich für

sich abgeschlossene Ganze bilden. Ob man die Ge¬

setzgebung im Ganzen dann auch wieder unter Ei¬

nem Namen zusammenfassen will, dies ist zur Sache

unerheblich, aber es ist von wesentlicher Bedeutung

und praktischer Bequemlichkeit, daß die Hauptab¬

theilungen in der Gesetzgebung auch äußerlich so

behandelt werden; daß das bürgerliche Recht und

die bürgerliche Prozeßordnung, das Strasrecht und

das Criminal-Verfahren, nicht minder aber auch

das öffentliche Recht, welches im allgemeinen Land¬

rechte mit dem bürgerlichen Rechte in Eins ver-
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bundcn erscheint, auch in der äußern Form eine

gesonderte Abtheilung des Rechts darstelle. Für

diejenigen Lander, wo ein ausgedehnter und wich¬

tiger Handelsverkehr eine umfassende Handelsgc-

setzgebung zum Bedürfniß gemacht hat, erscheint

es ebenfalls zweckmäßig, diesen Thcil der bürger¬

lichen Gesetzgebung als Spezialrecht auszuscheiden.

Eine solche Ausscheidung findet freilich weniger m

der Natur der Sache als in der praktischen Be¬

quemlichkeit ihre Rechtfertigung: je wichtiger aber

einzelne Verhältnisse des bürgerlichen Lebens sind,

je ausführlichere gesetzliche Bestimmungen dadurch

Bedürfniß werden, wie das außer dem Handel

auch noch vom See- Feld- Forst- Bergwesen u. s- w.

gelten möchte, um so mehr wird es sich als zweck¬

mäßig bewähren, daß solche Materien als Spe-

zial-Ncchte in besondere Gesetze gefaßt werden, da¬

mit nicht das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch durch

Materien überfüllt und zum täglichen Gebrauche

unbequem gemacht werde, welche für den größten

Thcil der Besitzer gar kein Interesse haben. Nicht

für den Rechts gelehrten allein nemlich, —

denn Dieser darf keinen Zweig der Gesetzgebung

vernachlässigen, - sondern für jeden Bürger

sind die Gesetze bestimmt, und das bürgerliche

Gesetzbuch insbesondere sollte sich in den Händen

eines jeden Bürgers befinden, der so viel Bildung

hat, als erforderlich ist, um seine Dispositionen zu

verstehen.

Da es im Sinne der preußischen Gesetzgebung

liegt, daß die Provinzialrechte nach der Anordnung

des allgemeinen Landrechtes verfaßt werden sollen,
5
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so wird auch für die Rheinische Gesetzgebung das

in dem revidirtcn allgemeinen Landrechte befolgte

System, in sosern dies Landrecht auch in der Nhein-

provinz als Subsidiarrecht eingeführt werden soll,

als Muster dienen. Auch wenn unser neues Gesetz

im Uebrigen größtcuthcils an das jetzt beste¬

hende angeschlossen werden sollte; wenn also im

Innern der einzelnen Rechtsmatcrien die bedeutend¬

sten Abweichungen unserer Gesetze von den Be¬

stimmungen des allg. L. N. auch nach der Revision

noch bleiben sollten, so wird dennoch die Anord¬

nung der Materien im Ganzen ohne Schwie¬

rigkeit nach demselben Plane angelegt werden

können. Der Plan, nach welchem in dem neuen

Landrechte die Eintheilung und Anordnung der

Materien ausgeführt wird, ist daher auch für die

Rbeinprovinz von Wichtigkeit; und auch für den

Fall, daß hier das allgemeine Landrecht keine

subsidiarische Gültigkeit erhalten sollte, dürfte eine

Prüfung derjenigen Systeme, die bei der Revision

zunächst zur Benutzung vorliegen, nemlich des im

Landrechte und des im Code befolgten, hier nicht

überflüssig erscheinen. Ueberhaupt ist die Frage

nicht ohne Interesse: welche Eigenschaften von ei¬

nem zweckmäßigen Plane des Civilrcchts gefordert

werden müssen, da bedeutende Autoritäten sich aus¬

gesprochen haben, daß der wissenschaftliche Werth

des Systems des Civilrcchtes ziemlich gleichgül¬

tig sey.

Es ist in dieser Beziehung die erste Aufgabe

Siehe Gönner Archiv für die Gesetzgebung. Band
IV. S. W7.
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des bürgerlichen Gesetzgebers: daß das Privatrccht
möglichst für sich gesondert werde; daß solche Be¬
stimmungen, welche die Privatverhältnisse der
Staatsangehörigen nicht berühren, und bei der
Entscheidung der Prozesse vor dem bürgerlichen
Nichter gar nicht zur Anwendung kommen können,
auch dem Civil-Gcsctze fremd bleiben.

Die Hauptaufgabe sodann ist die, daß die ge-
sammte Materie des bürgerlichen Rechtes in einem
wissenschaftlichgeordneten Zusammenhange darge¬
stellt werde. Dies ist bei dem positiven Rechte um
so schwerer, da dasselbe kein reines, wissenschaftli¬
ches Ganzes bildet, welches schon durch die höchste
Vernunft selbst gegeben wäre, und nur n xoslerio, i
der Auflösung in seine Theile bedürfte; da es sich
vielmehr darum handelt: in die Masse der positi¬
ven, nach und nach durch verschiedenartige, zum
Theil blos zufällige Bedürfnisse erzeugten Rcchts-
sätze eine erschöpfendeOrdnung zu bringen. —

Wie wenig ein leeres Schematisiren, ein fort¬
gesetztes Eintheilen und Unterordnen dem Zwecke
der Gesetzgebung entsprechen würde, ist einleuch¬
tend. Nur in einer gewissen Ordnung soll das
Gesetzbuch die Rechtsmatcricn, so wie im Innern
der einzelnen Rechtsmaterien wieder das Detail
derselben vortragen, so daß die angenommene Folge
mit den Grundsätzen einer vernünftigen Theorie
und mit den Regeln des Denkens nicht in Wider¬
spruch gerath. Die Theorie muß dem Gesetzgeber
hier erst vorarbeiten. Sie muß genau die Begriffe
bestimmen, die Rechte streng nach ihrem Wesen un¬
terscheiden. Wie sehr aber die von unfern Juristen

5*
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bisher aufgestellten Systeme des Rechts von ein¬
ander abweichen, obschon fast allen die auch in
unsre Gesetzgebungen übergegangene römische Rechts--
bildung und römische Rechtsanstcht zum Grunde
liegt, dies weiß Derjenige, der sich unter unfern
Pandektisten ein Wenig umgesehen hat, die, seitdem
sie angefangen haben, die Unfehlbarkeit der Justi¬
nianischen Institutionen-Ordnung in Zweifel zu
ziehen, auf alle denkbare Weise den vorhandenen
Rechtöstoff zu erschöpfen sich bemüht haben.

Der vernünftigste Eintheilungsgrund der Rechte
scheint uns in dem Gegenstande zu liegen, der das
Objekt des Rechts seyn kann. Die große Verschie¬
denheit der Gegenstände, auf welche sich Rechts
beziehen können, muß nothwendig einen ganz ver¬
schiedenen Charakter der Rechte erzeugen, ganz ver¬
schiedene Art ihrer Entstehung und Geltendmachung.
So viel Gegenstände es gibt, an denen ein Recht
statt finden kann, so viele wesentlich unterschiedene
Classcn von Rechten muß es auch geben.

Um eine Definition von Recht voraus zu
schicken, die zur Erläuterung des Folgenden dient,
so nennen wir ein Recht denjenigen Willen des
Einzelnen, der durch den Gesammtwillen (Recht
im objektiven Sinne) zur positiven Gültigkeit, zum
Zjwangsrechte erhoben wird.

Tic Grundsatze darüber: in wiefern dem In¬
dividuum im Staate überhaupt ein solcher recht¬
licher Wille zusteht, sind das erste Element des
Rechts; das Recht, einen rechtlichen Wil¬
len zu haben, die Rechtsfähigkeit, ist das
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einfachste Recht, welches alle übrigen Rechte vor¬

aussetzen.

Die Grundsätze darüber: in wiefern der bloße

rechtliche Wille, wenn er auf Sachen gerichtet ist,

das Wollen einer Sache, ohne ein Recht

auf die Sache, positive Gültigkeit hat, bilden das

B e s i tz r e ch t.

Beides, Rechtsfähigkeit und Besitz-

recht, sind also reine Attribute der Persönlich¬

keit, ihr Objekt ist die eigne (juristische) Person des

Berechtigten.

Die erste Classc von Rechten bilden also

die Rechte der Persönlichkeit.

Hieran knüpft sich am leichtesten, obschon nicht

mit Notwendigkeit, das Sachenrecht; von den

Gegenständen außer uns, welche Gegenstände des

Rechts scyn können, bieten sich am ersten und na¬

türlichsten die Sachen dar.

Die vollständigste Unterwerfung einer Sache

unter meinen rechtlichen Willen heißt Eigenthu m.

Daneben gibt es verschiedene Arten partikularer

Unterwerfung: Nießbrauch, dingliche Lasten u. a.

Das Sachenrecht bildet also eine zweite

Classe von Rechten.

Gegenstand eines Rechtes können serner die

Handlungen andrer Personen scyn. — Der Grund

dieser Unterwerfung der Handlungen einer Person

unter den rechtlichen Willen einer andern ist ent¬

weder eine ausdrückliche, freiwillige Bindung ihres

Willens an den Willen der Andern (Vertrag);
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ihr herrührende (Quast-Contract; Delict) oder als

herrührend fingirte äußere Thatsache (Quasi-Delict.)

Die Rechte auf Handlungen bilden daher eine

dritte Elasse von Rechten.

Gegenstand meines Rechtes kann ferner eine

fremde Persönlichkeit seyn. Das Vcrhältniß der

Unterordnung des rechtlichen Willens der einen

Person unter den rechtlichen Willen einer andern,

— welches in der Natur des Familienlebens und den

Bedürfnissen der bürgerlichen Gesellschaft begründet

ist, wird durch das Familien-Recht festgesetzt; dies

bildet also eine vierte Classe von Rechten.

Vermöge einer juristischen Fiktion geht der

rechtliche Wille einer Person, in so weit er auf

Vermögensrechte gerichtet ist, entweder nach ihrer

getroffenen Wahl, oder nach gesetzlicher Anordnung

auf andre Personen über. Die Rechte an der ju¬

ristischen Person eines Verstorbenen, welche den

Letzteren durch das positive Recht zuerkannt wer¬

den, bilden das Erbrecht, die fünfte Classe

der in unfern Gesetzen vorkommenden Rechte.

5) Es handelt sich hier bloß um die Construction des po¬
sitiven Rechts. Erbrechte hat es gegeben, nach Geist
und Bedlirfniß der Völker verschieden, ehe man
noch daran gedacht hat, das Recht in Systeme zu
bringen: die jnristische Fiktion geht blos die Fonn
an, und soll nur die Vorstellungsweisegeben, wie
man sich das Erbrecht im Zusammenhangemit dm
übrigen Rcchtsgrundsatzenund Institutionen zu den.
ken hat. — Ganz andre Gesichtspunkte hebt natürlich
die Philosophiedes Rechtes hervor.
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Diese (Klassifikation der Rechte erschöpft den

ganzen positiven Ncchtsstoff. Es ist also auch das

natürlichste, wenn in einem Gcsctzbuche die Ver-

theilung der Rechtsmatcrien ans diese Eintheilung

gestützt wird. Jene fünf Classen von Rechten be¬

stehen in unserm positiven Rechte, und sind durch

wesentliche Merkmale von einander unterschieden;

wenn sie auch nicht alle in der natürlichen Noth-

wendigkeit gegründet waren, wenn es auch nur

von unfern Rechtsbegriffcn und unfern positi¬

ven Einrichtungen herrührt, daß grade diese fünf

Classen von Rechten eine praktische Bedeutung ha¬

ben; nun, — so ist es Sache der Theorie, diese

Classen nach ihren Merkmalen zu sondern; der Ge¬

setzgeber aber darf die, von dem Theoretiker auf¬

gefundene, in der Natur der Rechte begründete

Unterscheidung nicht übersehen. Er braucht sich in

der äußern Abthcilung und Classifizirung nicht mit

angstlicher Genauigkeit an das durch die Theorie

aufgefundene System anzuschließen; er kann nach-

andern Gesichtspunkten die Materien ordnen, wie

der Theoretiker, aber er muß sich hüten, einen

Plan aufzustellen, in welchem das dem Begriffe

nach Verschiedene konfundirt, das wesentlich

Zusammenhängende auseinander gerissen, das dem

Begriffe nach Subordinirte koordinirt wird,

und umgekehrt.

Was die Reihenfolge der Rechtsmateriell be¬

trifft, so laßt sich die Frage aufwerfen, ob es nicht

vielleicht zweckmäßiger scy, von der oben angege¬

benen Ordnung in soweit abzugehe», daß die Per¬

sonen- oder Familien-Rechte schon vor dem Sa-
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chen-Rechteabgehandelt werden, wie dies z. B. im
Code Napoleon und im Oesterrcichischcnbnrgerli,
chen Gesetzbuch geschieht, wo dieselben gleich an
die Lehre von dem Rechte der Persönlichkeit an,
geschlossen werden. Die Entscheidung dieser Frage
hangt davon ab: welche Classe von Rechten ein«
fachcr ist, und welche die andre mehr voraussetzt.
Sie hängt also auch von dem Inhalte des ein»
zelnen Gesetzbuches ab; je nachdem in einem
Gesetzbuche die Bestimmungen des Personen-Rechts
an jene des Sachenrechts mit mehr Bequemlichkeit
angeschlossen werden, oder umgekehrt, hiernach er«
scheint es auch schicklicher, das Personen-Recht dem
Sachenrechte nachfolgen oder voraus gehen zu las¬
sen. Wir legen indessen auf diesen Umstand wenig
Werth, weil doch alle diese Classen von Rechten
koordinirt neben einander stehen, das richtige Ver«
standniß des Personen-Rechts die Kenntniß des
Sachen-Rechts und umgekehrt voraussetzt, und
also das Voranstehen der einen oder andern Rcchts«
marerie, wenn im Ucbrigcn bei der Fassung hier¬
auf die erforderliche Rücksicht genommen wird, in
Beziehung auf Nichtigkeit oder praktische Brauch¬
barkeit beinahe gleichgültig ist.

Die vorhin aufgestellte Classifikation der Rechte
wollen wir nicht weiter verfolgen, sondern wollen
nur aus den aufgestellten Grundsätzen einige Fol¬
gerungen ziehen, die sich daraus in Beziehung auf
den Code und das preußische Landrecht ergeben.

Die franzosischen Gesetzgeber haben auf eine
befriedigende systematische Anordnung wenig Werth
gelegt. Bekanntlich erfolgte die Sanktion des Ge-
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sctzcs - Entwurfes durch den gesetzgebenden

Körper nur nach und nach, so wie demselben

die einzelnen Titel vorgelegt wurden, und ebenso

erfolgte die Promulgation nach Maßgabe der Ver¬

wandlung des Entwurfes in ein Gesetz. Von der

Haupteinthcilung des Gesetzes in drei Bücher war

damals noch keine Rede. Erst beim Schlüsse der

Diskussion über das ganze Gesetzbuch und in den

Sitzungen vom 19. und 26. Voutoso Jahres XII.

(10. und 17- März 1804.) wurde die von den

Verfassern des Gesetzes gemachte Eintheilung in

die drei Bücher ohne Widerspruch durch das Ge¬

setz angenommen, welches die Ordnung bestimmte,

in welcher die Titel auf einander folgen.

Mit Recht läßt sich gegen diese Eintheilung

einwenden, daß sie keine theoretische Begründung

für sich hat, oder doch wenigstens, daß sie nach

einem vernünftigen Eintheilungsgrunde nicht voll¬

ständig durchgeführt ist.

Die Rechte der Person an sich werden in

den vier ersten Titeln des ersten Buchs, in den

übrigen Titeln desselben die Rechte an andern

Personen oder die Rechte der Person in der

Familie abgehandelt.

Das zweite Buch enthält die Lehre von den

Rechten an Sachen.

An den Rechtsverhältnissen endlich, die in dem

dritten Buche zusammen abgehandelt werden, griff-

mau ein gemeinsames Merkmal auf, nemlich, daß

sie alle in gewisser Weise Erwerbungsarten des

Eigenthums darstellen, und hieraus nahm man
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denn die Veranlassung, das Erbrecht, das Obliga¬

tionen-Recht und die Lehre von der Verjährung in

einem einzigen Buche unter dem Titel: »Von den

verschiedenen Arten, das Eigenthum zu erwerben«

zusammenzufassen.

Indessen ist dies offenbar eine verfehlte Idee.

Es ist allerdings eine Hauptbeziehung des Privat¬

rechts, eine Erwerbungen zu ordnen, und eine Er¬

werbung des Eigenthums ergibt sich gewissermaßen

aus allen den Rechtsverhältnissen, welche im dritten

Buche des Code Napoleon abgehandelt werden.

Das Recht auf ein Handeln oder Unterlassen einer

andern Person z. B. lös't sich im Fall der Nicht¬

erfüllung oder Uebertretung von Seiten des Ver¬

pflichteten in einen Anspruch auf Schadensersatz

auf, 5) und ist also mittelbar die Quelle einer

Erwerbung. Indessen lassen sich eben so gut auch

der Nießbrauch und das Zuwachsrccht, welche im

zweiten Buche abgehandelt werden, als Arten

der Erwerbung ansehen. Nicht minder ist auch

die Abwesenheit für die Erben eine Art der Er¬

werbung , und die Adoption für das Adoptiu-

Kind, obschon der Code beide Rechtsverhältnisse

im ersten Buche abhandelt, und, dem Wesen nach,

die Abwesenheit bei den Rechten der reinen Per¬

sönlichkeit und die Adoption bei den Familien-

Rechten abgehandelt werden muß. Wenn daher

die Personen-Rechte eben sowohl als Arten der Er¬

werbung des Eigenthums angesehen werden können,

so muß man zugeben, daß für die systematische

Art. 1142. des B- G. B.
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Behandlung des Rechts nicht viel gewonnen ist,
wenn der Gesetzgeber den größten Theil der Rechts¬
verhältnisse, deren wesentliche Natur eigentlich nicht
in der Erwerbung von Eigeuthum besteht, in zwan¬
zig Titeln als Erwcrbungsarten des Eigenthuins
aneinander reiht, lieber diesen Gegenstand äußert
sich Locrö ungefähr folgendermaßen:»der unmit¬
telbare Gegenstand der Verfügungen des bürger¬
lichen Rechts sey das Eigenthum. Alle Anordnun¬
gen des Code seyen deshalb dazu bestimmt, die
Eigenthumsvcrhältnisse zu ordnen. Aus den ersten
Blick sey es erkennbar, daß das zweite und dritte
Buch des Code durchaus keinen verschiedenen Ge¬
genstand hätten. Eben so wahr sey eS aber auch
vom ersten Buche, daß es nur auf Eigcnthum Be¬
ziehung habe, obgleich es den Titel Personen-Recht
führe. — Zweck des Privatrechts sey: Festsetzung
der Verhältnisse des bürgerlichen Lebens; sein Stoff:
das Eigenthum.«

Locrö schenkt also der im Code befolgten
Eintheilung des Rcchtsstoffes eben so wenig Bei¬
fall, wie wir, jedoch aus andern Gründen. Er
nimmt augenscheinlich den Begriff des Privatrechts
zu beschränkt, und den Begriff des Eigenthuinszu
ausgedehnt.

Das Vermögen ist nur ein Theil der Gegen¬
stände, auf welche das Privat-Recht Beziehung hat;
durch zweckmäßige und billige Anordnungen in Be¬
ziehung auf das Vermögen hat das Privatrecht
nur einen Theil seiner Aufgabe gclös't.

5) IZsprit Nu Loilo Napoleon. 'I'om. I. ?!>A. 6ö.
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Sodann sind auch Vermögen und Eigen¬

thum keine identischen Begriffe. Zu den Vermö-

gensrcchten gehören alle diejenigen, welche einen

äußern Werth, einen Tanschwcrth, haben. Einen

solchen Werth haben die Rechte an Sachen, und

unter den Rechten an Sachen ist denn das wich,

tigste das Eigcnthum, das vollkommenste Recht an

der Sache, die unbeschrankte Herrschaft über die¬

selbe. Dies ist zugleich das gewöhnlichste Sachciu-

recht, weil das Recht an beweglichen Sachen

beinahe ausschließlich Eigcnthum ist.

Zu den Vermögensrechten gehören aber auch

eben so die Rechte auf Handlungen und die Rechte

der Beerbung. '

Die Handlung, welche Gegenstand des Rechts

ist, ist häufig eine Sachenlcistung, oder richtiger

die Uebertragung des Eigenthumö an Sachen; auch

werden die Verträge, durch welche ein Recht auf

solche Uebcrtragungen entsteht, (z. B. Kauf, Tausch)

bei Gelegenheit der Rechte auf Handlungen eine

besonders ausführliche und abgesonderte Darstel¬

lung erfordern; aber hierdurch wird daran nichts

geändert, daß die Rechte auf Handlungen eine

Hauptklasse der im Civilrecht vorkommenden Rechte

bilden; weil immer die Handlung das Objekt des

Rechts bildet, der Kauf hingegen selbst kein Recht

ist, sondern nur eine Entstchungsart der Rechte auf

Handlungen, und die Sache dadurch nicht Objekt

des Rechts wird, wenn die Handlung die Ueber¬

tragung des Eigenthums an der Sache zum Ge¬

genstande hat.

Jedes Vermögensrecht läßt sich gewissermaßen
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in das Eigenthum an Sachen verwandeln: und

unter den Sachen ist wieder das Geld der allge?

mein angenommene Maßstab für den Tauschwcrth

eines Rechtes: wer mir ein lacero nicht leistet,

wozu er mir verpflichtet ist, muß mir den durch die

Nichterfüllung entstandenen Schaden ersetzen, indem

er mich zum Eigenthümer einer Summe Geldes

macht, welche dem Tauschwerthe der Handlung

gleich kommt. Indessen ist dicö kein Grund, diese

Vermögensrechte, welche schon, selbstständig betrach¬

tet, so gut einen Tauschwerth haben, wie Rechte

(insbesondere das Eigenthum) an Sachen, im

Rechte nur von dem Gesichtspunkte aus zu behan¬

deln, daß man das Eigenthum au Sachen durch

dieselben erwerben kann.

Es ist also unrichtig, das Eigenthum als den

einzigen Gegenstand des Privatrcchts anzusehen,

da es nicht allein Privatrechte gibt, welche keine

Vermögensrechte sind, sondern auch die Beziehung

sämmtlichcr Vermögensrechte auf Eigenthum viel

zu beschränkt und einseitig ist, wenn man nicht

etwa dem Worte Eigenthum noch eine weitere Be¬

deutung unterlegen will.

Wir wollen diesen Gegenstand nicht weiter

verfolgen, und nur den Wunsch aussprechen, daß

bei der Revision der Gesetzgebung die theoretischen

Juristen auch den Beitrag liefern mögen, der in

ihren Bereich gehört, damit nicht von vorn herein

die Anordnung der Gesetze aus einem imrichtigen

Gesichtspunkte erfolge.

Um einige Mängel und Unvollkommenheitcu

anzuführen, welche den Code im Einzelnen ent->
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stellen, so erwähnen wir, daß in dem Titel von

der Jntestat-Erbfolge auch die Grundsatze über die

Annahme und Theilung der Erbschaft aufgenom¬

men sind, die doch ebensowohl von dem testamen¬

tarischen Erbrechte gelten. Man konnte dadurch

wenigstens zu der Meinung verleitet werden, als

ob jene Vorschriften sich nur auf das Vcrhaltniß

der Jntcstat-Erbcn bezögen, und es ist schon un¬

geeignet, daß man beim testamentarischen Erbrechte

auf Dasjenige, was historisch erst folgt, ncmlich

jene Grundsatze über die Acceptation und die

Theilung der Erbschaft, in den vorhergehenden

Titel zurückgehen muß. — Selbst wenn Verwir¬

rung nicht zu fürchten ist, so beleidigt doch eine

solche Unrichtigkeit unser logisches Gefühl.

Die Lehre vom Besitze ist im Code sehr ver¬

nachlässigt: es fehlt an einer bündigen und klaren

Theorie. Das Besitzrecht sollte gleich im ersten

Theile des Civilrcchts abgehandelt werden. Was

der Code über den Besitz sagt, das bringt er bei

Gelegenheit der Verjährung an. Das Besitzrecht

selbst, die Wirkungen des Besitzes, die Weise, wie

er erworben und verloren wird, dies Alles sind

Gegenstände von nicht geringer Wichtigkeit, und

die Schwierigkeit der Begriffe macht hier genaue

Bestimmungen des Gesetzes sehr nöthig:

Ucberhaupt aber trifft das Zivilgesetzbuch der

Tadel, daß manche Bestimmungen zu willkührlich

und ohne Zusammenhang eingeschoben sind, und

wenn nicht die außerordentliche Kürze desselben es

möglich machte, sich mit Hülfe eines gewissen Lo¬

kal-Gedächtnisses nach kurzer Praxis darin zurccht
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zu finden, so würde der Mangel einer dem Ganzen

zum Grunde liegenden scharf gezeichneten Skizze

noch weit fühlbarer scyn.

Die im allgemeinen Landrechte be¬

folgte Anordnung der Materien zeugt von dem

lobcnswcrthcn Bestreben, den Gegenstand der Ge¬

setzgebung mit wissenschaftlicher Gründlichkeit zu

erschöpfen. Der dem Landrcchte zum Grunde lie¬

gende Plan war, alle rechtlichen Verhältnisse des

innern Staatslcbens zu normiren. Hiernach theil-

ten die Verfasser das gesammtc Recht in

Rechte und Pflichten der Unterthanen und

Rechte und Pflichten des Staats.

Die Rechte und Pflichten der Unterthanen
wurden wieder in

Sachenrecht und

Pcrsonenrccht

abgetheilt. Das letztere endlich wieder in

Rechte der Personen in der Familie (Pri¬

vat-Recht der Personen) und

Rechte der Personen im Staate (politisches

Personcnrecht; Standesrecht u. s. w.)

Unter den Rechten und Pflichten des Staats

unterschied man wieder

solche, die Sachen zum Gegenstände haben,
und

solche, die ssch auf die Personen der Unter¬

thanen beziehen.

Wenn wir die Complikationen, die Unbestimmt¬

heit und Verwirrung erwägen, in welchen noch
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vor einem halben Jahrhundert in Deutschland das

öffentliche Recht darniederlag, wenn wir bedenken,

wie wenig die Rechtsverhältnisse zwischen Fürst

und Volk, Staat, Kirche, Standen und Coopera¬

tionen philosophisch geprüft und nach den Begriffen

geordnet waren; wenn es unleugbar ist, daß bei

der unv ollkomm neu Ausbildung, welche

uoch bis heute das öffentliche Recht ge¬

wonnen, noch heute einer wissenschaftlich ausge¬

bildeten Gesetzgebung des öffentlichen Rechtes die

bedeutendsten Schwierigkeiten, selbst in unscrm wohl¬

geordneten Staate, entgegenstehen, dann können

wir dem kühnen Versuche der Verfasser des allge¬

meinen Landrcchtes, Licht und Ordnung in das

ganze innere Staatslcben zu bringen, unsre Be¬

wunderung nicht versagen; wir können aber auch

nicht umhin, den Wunsch auszusprechen, daß un¬

sre Zeit mit eben so rastlosem und redlichem

Willen fortarbeiten möge an der organischen

Entwickelnng der öffentlichen nicht minder wie der

privatrechtlichcn Verhaltnisse.

Was nun den privatrechtlichcn Theil des Land¬

rechts angeht, so fehlt es auch hier eben so, wie

beim Code, an einem durchgreifenden Einthcilungs-

grunde in Hinsicht der Anordnung der Rechtsma¬

terien. Ein Blick aus das Schema des Landrech¬

tes zeigt uns, daß man auf anßerwescntlicbe Um¬

stände bald eine Sondcrung bald eine Zusammen¬

stellung von Rechten gegründet hat; und daß der

Mangel an richtiger theoretischer Anschauung von

dem Verhaltnisse, in welchem die verschiedenen

Rechtstheile zu einander stehen, die Quelle der
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Unrichtigkeiten ist, die bei den Einteilungen und

Unterabtheilungcn vorkommen.

Auch im Landrcchte findet sich der Fehler, daß

man zwischen Vermögensrechten überhaupt, zwischen

Sachen, Rechten an Sachen und Eigenthum die rich¬

tigen Unterscheidungen entweder gar nicht gemacht,

oder nicht festgehalten und rein durchgeführt hat.

Nachdem mau in sieben einleitenden Titeln

außer dem Recht der Persönlichkeit und der Be-

sitzlehrc auch noch die allgemeinsten Begriffe von

Sachen, Handlungen, Willenserklärungen, Ver¬

tragen und ihren rechtlichen Folgen abgehandelt,

so sieht man in dem ganzen übrigen Privatrcchte

nur noch die zwei großen Materien: Eigenthun»

und die Rechtsverhaltnisse in der Familie.

In der Lehre vom Eigenthum *) faßt man

unter dem Begriff Eigcnthum in H. 1. und 2. alle

Vermögensrechte zusammen; man definirt nemlich:

Eigenthümer heißt derjenige, welcher befugt

ist, über die Substanz einer Sache oder eines

Rechtes ausschließlich zu verfügen; und als Ge¬

genstand des Eigenthums wird Alles bezeich¬

net, »was einen ausschließenden Nutzen gewäh¬
ren kann.«

Wer also befugt ist, über die Substanz des

Nießbrauchs - Rechts ausschließlich zu verfügen, ist

Eigenthümer des Nießbrauchsrcchtes, und wer be¬

fugt ist, über die Substanz eines Fordcrungsrcchtcs

. A. L. R. °TH. l. Tit. 6.)
5P In der Ausdrucksweise des täglichen Ledens wird atz

lerdings alles Mein und Dein unter dem Wort Ei¬
genthum begriffen: von systematischer Ordnung ist da
aber auch keine Rede.
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ausschließlich zu verfügen, ist Eigcnthümer des For-

dcrungsrechtcs. Man nimmt hier Eigcnthum

in der umfassenden Bedeutung der Unterordnung

eines Rechtes unter den rechtlichen Willen einer

Person; der Begriff: daß etwas zu meinen Ver¬

mögensrechten gehört, wird durch das Wort

Eigenthum bezeichnet. So wie aber das Nieß-

brauchsrccht und das Fordcrungsrecht zu meinen

Vermögensrechten gehört, so gehört dazu auch das

Recht, über eine Sache ausschließlich und vollstän¬

dig zu verfügen. (Eigenthum an der Sache.) Das

Landrecht mußte also neben dem Eigenthum an

einem FordcrungSrechte und neben dem Eigenthum

am jus ususbeuotus auch ein Eigenthum am Eigen¬

tumsrechte kennen. Diese Vorstcllungsweisc hält

aber das Landrccht nicht fest, sondern stellt auf

eine verwirrende Weise Recht und Sache pa¬

rallel, indem es in den drei angeführten Fallen

ein Eigenthum an einem Forderungsrechte, Eigen¬

thum am Recht des Nießbrauchs, und Eigcn¬

thum an Sachen als entsprechend koordinirt.

Daß dies unrichtig scy, leuchtet wohl von

selbst ein; Recht und Sache können niemals koor¬

dinirt werden; dem Einen Rechte an der Sache

entspricht das andre, dem Nießbrauchsrechte das

Eigenthum. Nehmen wir z. B. den H. 17. deS

A. L. R. Th. l. Tit. 8.

»In wiefern mehrere Personen an einem dieser

Rechte (z. B. Nießbrauchsrecht) Theil neh¬

men, ist das Recht, nicht aber die Sache

selbst, ihr gemeinschaftliches Eigenthum.« —

so kann eines Theils eine Sache nicht Eigen-
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thum seyn, sondern nur der Gegenstand des
Eigen rhu ins, so wie der Gegenstand anderer
Rechte; andern Theils kann wohl die Sache Gegen¬
stand eines gemeinschaftlichen Eigcnthnms
(»Rechtes) und auch Gegenstand irgend eines andern
gemeinschaftlichenRechtes seyn; man kann aber
weder sagen, daß eine Sache gemeinschaftliches Eigen¬
tum sey, noch daß ein Recht gemeinschaftliches
Eigenthum sey, wenn man nicht etwa Sache für
Eigcnthum an der Sache und das Wort Eigen¬
thum in der oben angegebenen erweiterten Bedeu¬
tung nehmen will. Durch diese Theorie wird aber
der alte Begriff von Eigcnthum verwirrt, und ein
neuer, wie nus scheint, entbehrlicherBegriff unter¬
gelegt, für den man, wenn man eine Bezeichnung
wünschte, lieber ein neues Wort geschaffen hatte.

Wie überflüssig und unfruchtbar aber alle die
Distinktioncn sind, welche das Landrecht macht, um
jenen erweiterten Begriff von Eigenthum vollstän¬
dig durchzuführen, ergibt sich aufs Augenschein¬
lichste daraus, daß vom 22tcn Paragraphen der
Eigcuthumslchrean, wo die Definitionenaufhö¬
ren, und disposttive Bestimmungenfolgen, der
ganze Titel nur noch von Eigenthum an Sachen
und zwar insbesondere an unbeweglichen Sachen
handelt.

Fast alle Rechtsverhältnisse nun, welche nicht
in das Familienrccht gehören, werden durch die
Beziehung auf Eigenthum rubrizirt, und der er¬
weiterte Begriff von Eigenthum, wo man es thun¬
lich fand, festgehalten, indem man noch hier und
da vom .Eigemhum an Rechten spricht, und die
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Rechte als Gegenstand des Eigenthums abhandelt.

So hat denn in dem Titel »vom gemeinschaftlichen

Eigcnthume« (Th. I. Tit. 17.) das Wort Eigen¬

thum den Sinn von Vermögensrechten überhaupt,

und Aktiv- und Passiv-Obligationen werden mit

darunter begriffen; man hat hier jene vage Be¬

deutung des Worts Eigenthum noch festgehalten,

indem mit Eigcnthum das Zugchörcn, die Zustän¬

digkeit des Rechts bezeichnet wird, und gemein¬

schaftliches Eigenthum so viel heißt, als Rechte,

die Mehreren in Gemeinschaft zustehen, communis

jurium. Hingegen vom 18tcn Titel an ist Eigen¬

thum nichts weiter als das äominium des Römi¬

schen Rechts, abgesehen von der unrichtigen Theoriv

des subjektiv gcthcilten Eigenthums (clomimnm c!ö-

roctnm und utile.)

Die Rechte auf Handlungen führt das Land¬

recht überall auf Eigenthum zurück; daß dies

manchmal nur sehr gezwungen geschehen kann,

liegt am Tage. So ist z. B. das Mandatsver-

hältniß unter dem Titel: »Von Erwerbung des

Eigcnthumö der Sachen und Rechte durch einen

Dritten« (Th. I. Tit. 13.) abgehandelt, obschon

der eigentliche Gegenstand des Mandats gar nicht

nothwendig eine Erwerbung zu scyn braucht, und

die gegenseitigen Entschädigungsansprüche, in denen

eine Erwerbung gewissermassen liegt, nur eine zu¬

fällige Wirkung des Mandats sind. Wie viel rich¬

tiger wäre es nicht, dies Rechtsverhältnis selbst¬

ständig abzuhandeln: Grundsätze aufzustellen, wiv

es entsteht, und aufhört; welche Wirkungen es

hervorbringt. Die gegenseitigen Leistungen haben
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auch hier zwar einen Tauschwcrth; das Mandats-

verhältniß gehört ins Vermögensrecht, aber dies

ist nicht das Unterscheidende. —

Unbequem erscheint besonders die Zerstückelung

des Erbrechtes; zuerst handelt der 9tc Tit. des

I. Th. von der Erwerbung der Erbschaften, — der

t2te von den Testamenten und Erbverträgcn, der

17te von dem gemeinschaftlichen Eigenthum der

Miterben, und zuletzt der 2te und Zte Tit. des

II. Th. von den Jntcstat-Erbrechtcn.

Wie leicht würde dieser Ucbclstand dadurch ver¬

mieden, daß man das Recht auf Bcerbung gemäß

der von uns eben aufgestellten Classifikation der

Rechte als eine für sich abgeschlossene Parthie des

Privatrechts behandelte. Das Kapitel, welches

von Entstehung des Erbrechts handelte, würde d>e

Lehre von den Testamenten und die Intestat-Erb¬

folge-Ordnung aufnehmen, und so würde in we¬

nigen Untcrabthcilungcn das gesammtc Erbrecht

erschöpft werden.

Das Vormundschaftsrccht ist im Landrechte

unter die Rechte und Pflichten des Staats anfge-

uommen; gleichwohl ist es klar, daß die Grund¬

sätze über die Vertretung des Minderjährigen durch

den Vormund in bürgerlichen Angelegenheiten, über

die Verwaltung seines Vermögens, überhaupt das

gauze Rechtsvcrhältniß zwischen Vormund und Be¬

vormundetem privatrechtlicher Natur ist. Hieran

kann der Umstand, daß der Staat selbst die Obcr-

vormundschaft führt, keineswegs etwas ändern.

Da die vaterliche Gewalt über das noch nicht

zur geistigen Selbstständigkeit gelangte
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Individuum nicht nur ein, durch das Naturver-

hältuiß begründetes Recht des Vaters ist, sondern

auch eine, durch das Schutzbcdürfniß des Kindes

gebotene Pflicht, und ein von der Staatsgewalt

festgestelltes, durch das natürliche Bedürfniß erzeug¬

tes Recht des Kindes, und das Bedürfniß mit dem

Tode der Eltern nicht wegfallt, so hat das positive

Recht dem elternlosen Minderjährigen in dem Vor¬

munde einen Stellvertreter seines natürlichen

Vormundes zur Seite gesetzt.

An das Rechtsvcrhältniß der Eltern und Kin¬

der schließt sich also auch das Rcchtsverhältniß der

Vormundschaft an. Selbst wenn dem Vormund

keine Rechte über die geistige und physische Person

(das Individuum) des Mündels zuständen, so würde

das Rechtsvcrhältniß der Vormundschaft noch immer

als ein Recht an andern Personen abgehandelt wer¬

den müssen; denn das Recht des Vormundes würde

doch an der juristischen Person des Mündels, die

man von dem Individuum gesondert denken muß,

statt finden. Der Vormund vertritt oder ergänzt

die juristische Person des Mündels in rechtlichen

Geschäften; dies ist der uneigcntliche Ausdruck für

das Recht des Vormundes an der juristischen Per¬

son des Mündels; diese ist ihm vom Staate über¬

tragen. So ist also die Vormundschaft ein Recht

an der Person und gehört ins Privatrccht.
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V.
Fassung der Gesetze.

-ttlenn die oben aufgestellte Behauptung wahr ist:

daß Rechtssicherheit, das Hauptziel des Gesctzge-

setzgebers, vorzüglich durch eiue gute formelle Be¬

handlung des Rechts zu erlangen ist, daher die

Methode der Redaktion von unübersehbarer Wich¬

tigkeit für den heilsamen Erfolg der Gesetzgebung

ist, so muß hier auch darüber etwas gesagt werden,

welches die Erfordernisse ciucr guten Fassung der

Gesetze sind, in wie weit die bestehenden Gesetzge¬

bungen diesen genügen, und welche Wünsche wir

in Beziehung auf die Revision der Gesetze hegen.

Was war die Klage der Praktiker vor Ein¬

führung der neuen Gesetze in unserem Staate, so

wie in allen deutschen Landern? — Daß das

lebendige Wort des Rechtes unter dem

Uebermaß der verschiedenartigsten Ge¬

setze fast gänzlich erdrückt werde; daß die

verschiedenen fremden und einheimischen Rechts¬

quellen nicht ein künstlich zusammengesetztes und

wohlgeordnetes, sondern gewaltsam auf einander
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gestürmtes und ganz unzusammenhangendcs Ge»
bände der Gesetzgebung bildeten; daß sämmtliche
Thcile, wenn sie auch einzeln unübertrefflich wären,
dennoch in ihrer unorganischen Verbindung nur ein
sehr unvollkommenes Gesetz darstellten; daß aber
auch die einzelnen Theilc selbst durch ihre Form
die praktische Anwendung sehr erschwerten; daß es
Thorheit sey, ein in srcmder Sprache geschriebenes
Gesetz zu haben; daß das Römische Recht durch
den Zusammenhang mit dem Römischen Staats¬
und Volksleben, durch den Zusammenhang mit dem
alten Formelwesen und mit den übrigen Rcchtsal«
terthümcrn, so wie durch das Unzusammenhängend«
und Unzuverlässigeder Compilationen,als deut¬
sches Gesetzbuch wenig Werth habe, und alle
seine innere Vortrcfflichkeit,die in dem überall
nicht zu verkennenden und überraschenden Einklang
mit den Grundsätzen der Vernunft, der harmoni¬
schen Durchführung der Rechtsprinzipienund in
dem Reichthum an Entscheidungen interessanter
Falle bestehe, — demselben! gleichwohl nur als
Rechtsbuch, als doktrinelles Recht, eine besondere
Schatzbarkeitgeben könne; daß kanonisches und
longobardischcs Recht aus vereinzelten, zerrissenen,
größten Theilö unpraktischen und widersprechenden
Verfügungen beständen, daß endlich die deutschen
Rechte nicht minder dunkel, mangelhaft und un¬
sicher sepen. Einige glaubten daher damals schon
ein Heil zu finden in dem unglücklichen Ge¬
danken: daß der gesammte Rcchtsvorrath, so weit
er praktische Gültigkeit habe, aufgezeichnetwürde;
— das sicherste Ertödtungsmittelder Wissenschast;
— Andere wollten das Bestehende ganz vernichtet
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man ohne Bedenken unter die Absurditäten ver¬

weisen kann; Andre, die schon richtiger das Be-

dürfniß erkannten, und die Kräfte der Gegenwart

anschlugen, waren der Meinung: daß man auf

Vereinfachung der Ncchtsqnellen mittelst eines auf

die allgemeinsten Grundsätze beschrankten, durch

sorgsame Beachtung der einheimischen Rechte er¬

gänzten Auszugs aus dem römischen Rechte Ve,

dacht nehmen müsse.

Wenn es daher wahr ist, was die Praktiker

behauptet haben, daß es fast keinen Fehler einer

unzweckmäßigen Gesetzgebung gebe, der sich nicht

in jenem Rechtszustande von Deutschland vorge¬

funden, so muß ohne Zweifel die Kenntniß

jenes Rcchtszustandcs außerordentlich lehrreich feyn,

indem sie uns die manniehfaltigstcn Fingerzeige

gibt über das, was die Gesetzgebung vermeiden sott.

Vor allen Dingen ist die Sprache des Gesetz¬

buches zu beherzigen. Ein Gesetz für Deutsche sey

in deutscher Sprache abgefaßt. Was Tho masius

vom römischen Rechte sagte: stultum est, leges

Imsiere non in ec> icliomate, guoel iutelligit popu-

*) S. Schlossers Borschlag und Entwurf u. f. w,
Seite 27. — Briefe über die Gesetzgebung u. s. w,
Frankfurt 1789. S. 46. — Savigny (vom Beruf
u. s. w. S- 9Z.) führt diesen Vorschlag als Beleg
dafür an: daß Schlosser „mit den eigenthümlt-
chcn Bedürfnissen des bürgerlichen Rechts keineswegs
im Reinen gewesen." —

**) S. P fei ffe r s Ideen u. s. w. S. 82.
6
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Iu5, dies gilt auch vom französischen, und es ist
ein höchst schätzbarer Vorthcil, den die Gesetzcsrc-
Vision den Rhcinprovinzcn bringen wird, daß die
Originalsprache ihrer Gesetze die deutsche seyn
wird. Freilich ist der Nachtheil der französischen
Sprache, als Ursprache unsrer Gesetzgebung, we¬
niger fühlbar wegen der ausgebreitetenund all¬
gemeinen Kenntniß derselben, und überdies sind
bekanntlich in den Rhcinprovinzen die französi¬
schen Gesetze nebst einer authentischen Ucbcrsctzung
publizirt; wodurch indessen nicht ausgeschlossen
ist, daß auf den Urtext gleichfalls noch zurück ge¬
gangen werden muß, weil wir von der französi¬
schen Jurisprudenz, die an diesen letztern sich an¬
schließt, vor Einführung eines neuen Rheinischen
Gesetzbuches unS nicht völlig lossagen können-
Gewiß wird es aber eine wesentliche Verbesserung
unseres Rechtszustandcs seyn, wenn das deutsche
Idiom die Ursprache unsrer Gesetze ist, und wir
dürfen hoffen, daß die Absonderung von der fran¬
zösischen Rechtswissenschaft, die das neue Gesetz
nach sich ziehen muß, durch den aufblühenden
Reichthum einer einheimischen wissenschaftlichen Be¬
arbeitung des neuen Rechts mehr als reichlich er¬
setzt werden wird. -- Haben wir doch jetzt schon
in dem Rheinischen Archive, so wie in man¬
chen trefflichen Abhandlungen und Bearbeitungen
unseres Rechts durch einheimische Rechtsgelehrte
die Beweise, daß es an wissenschaftlichem Sinn
und an geistigen Kräften in unserer Provinz kei¬
neswegs fehlt!

Die Sprache des Gesetzes sey reines Deutsch;
die Sätze wohl gebildet und klar gefaßt: mögen
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von ausländischen Wörtern nur diejenigen beibe¬

halten werden, welche mit den Begriffen in unsere

Sprache übergegangen, und ohne eine, Wunderlick-

keitcn erzeugende Neucrungssucht nicht ausgemerzt

werden können; möge für jeden Begriff das genau

bezeichnende Wort gewählt, Umschreibungen ver¬

mieden, und die Unterschiede der Begriffe durch die

Unterschiede der Bezeichnungen strenge angedeutet
werden.

Die Gesctzcssprache geht nothwendig auf die

Rechtsgeschäfte und so ans den bürgerlichen Ver¬

kehr im Ganzen vielfach über; möge daher durch

unser neues Gesetz eine Beförderung der Sprach-

rcinheit und Sprachveredlung auch für das tägliche

Verkehrs-Leben erzielt werden.

Dies sind unsre Wünsche in Beziehung auf

die Sprache, und wir hegen die Ucberzcugung, daß

auch in dieser Beziehung die öffentliche Bekannt¬

machung der nach und nach erscheinenden Ent¬

würfe und der hierdurch aufgeweckte Prüfungs-

stnn aller Gebildeten die zuverlässigste Bürgschaft

dafür seyn wird, daß die neue Gesetzgebung auch

in diesem Punkte alles bisher Geleistete übertreffen,

und überhaupt das Mögliche leisten werde.

Wir gehen jetzt zu dem inner« Wesen der

Gesetzesfassung, zur eigentlichen Redaction der Ge¬

setze über.

Einheit, Consegucnz; Einfachheit, Kürze ; dabei

Vollständigkeit und Klarheit: — dies sind die

6*



Eigenschaften, die der Gesetzgeber in seinem Werke

vereinigen soll, — ohne welche auch die größte

Weisheit in den einzelnen Anordnungen einen glück¬

lichen Nechtszustand nicht sichern kann.

Einheit der Grundlagen ist das erste Er¬

fordernis. Was könnte man sich von einem Ge¬

fetzbuche versprechen, dessen einzelne Theile von

mehreren Verfassern herrührten, welche sich über

die leitenden Grundsatze nicht mit einander ver¬

ständigt, — dabei eine ganz verschiedene Nechts-

Lildung genossen hätten, und daher nothwendig

von durchaus verschiedenen Gesichtspunkten aus¬

gingen? Welche Ordnung und Sicherheit im Rechte

ist noch heute dort zu finden, wo Gesetzgebungen

aus verschiedener Zeit und von verschiedenen Völ¬

kern herrührend, — daher von verschiedenem Cha¬

rakter im Ganzen, und widersprechend im Einzel¬

nen, als geltende Rechtsquelle zusammen gewor¬

fen sind? —

Das ganze Privat-Recht soll ans einem

Guß seyn. Sogar die äußere Einheit ist in so

fern ein wesentlicher Nutzen, als gar zu bedeu¬

tende Vernachlässigung derselben unfehlbar zuletzt

auch Verstöße gegen die innere Einheit nach sich

ziehen muß. Was ein Ganzes bildet, soll auch

als ein Ganzes abgehandelt werden, — derselbe

Ausdruck auch immer denselben Begriff, und zwar

genau in demselben Umfange bezeichnen.

Zweckmäßig ist daher auch schon aus diesem

Grunde eine von Zeit zu Zeit wiederholte Ueber-

arbcitung der Gesetze. Abänderungen und Aus¬

nahmen von einer allgemein gefaßten Regel für
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einen besonders gearteten Fall, die sich im Laufe

der Zeit als nothwendig ergeben, überhaupt Ab¬

änderungen in dem Umfange der aufgestellten Rechts¬

sätze, Umarbeitungen einzelner Materien, vervoll¬

ständigende Gesetze, welche nach und nach bei den

Fortschritten der gesellschaftlichen Einrichtungen Bc-

dürfniß werden, erschweren allmählig den Ueber-

blick und trüben wenigstens die ursprünglich vor¬

handene Einheit. Ihre Einflechtung in das Ge¬

webe des ganzen Ncchtssystems wird daher um so

nöthiger, da die Abänderung eines einzigen Satzes

häufig eine Veränderung — wenigstens in der Fas¬

sung vieler anderen Satze von selbst nach sich

zieht, und manche durch das ganze Gesetzbuch sich

ziehende Verfügungen, welche durch die Aufnahme

von Abänderungen oder Zusätzen zwar nicht auf¬

gehoben werden, aber doch einen andern Umfang

der Anwendbarkeit erhalten, nach Maßgabe dieser

Abänderungen auch überall bei der Anwendung

im Einzelnen, — besonders also in casuistischcn Ge¬

setzbüchern, Modifikationen erheischen. Jedenfalls

aber thut es, hiervon auch abgesehen, der prakti¬

schen Bequemlichkeit bedeutend Eintrag, wenn eine

Unzahl nachträglicher Gesetze neben dem eigentli¬

chen Gesetzbuch? cristirt.

Die gröbsten Unvollkommenheitcn eines Gesetzes

sind innere Widersprüche. Eine Verletzung der

inncrn Einheit ist es, wenn dieselbe Frage in ver¬

schiedenen Gesetzesstcllen in entgegengesetztem oder

ungleichem Sinne entschieden wird; wenn die Ent¬

scheidung eines angenommenen Falles durch eine

Gesetzstelle mit einer andern nicht bestehen kann;
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— sofern ncmlich der Widerspruch kein scheinbarer

ist, und eine Vereinigung beider Sätze vermittelst

einer vom Gesetzgeber beabsichtigten Beschränkung

des Einen durch den andern, oder einer stillschwei¬

genden Beziehung auf verschiedene Voraussetzun¬

gen nicht herausintcrpretirt werden kann: wo also

ein direkter oder indirekter Widerspruch vorhanden

ist. Aber auch schon dann ist die wahre, vollkomnme

Einheit verletzt, wenn gleichartige Rechtsverhält¬

nisse ungleichartig aufgefaßt und behandelt werden,

ohne daß grade in ihrem Unterschiede selbst auch

die abweichende Behandlung eine vernünftige Be¬

gründung findet — wenn keine Proportion herrscht

in der Anwendung anerkannter Billigkeitsgrundsätze

auf entsprechende Rechtsverhältnisse, wenn über-

banpt keine Conscqncnz in der Anwendung der

Prinzipien auf diejenigen Rechtsverhältnisse herrscht,

bei denen diese Prinzipien gleichmäßig entscheidend

seyn sollten.

Der untrüglichste Weg, solchen Fehlgriffen zu

entgehen, ist: möglichste Einfachheit des

Gesetzes, — möglichste Zurückführnng des Rechts

ans allgemeine Grundsätze, möglichste Abstraktion

der Regel von den Fällen. Davon kann nicht die

Rede seyn, daß Regeln in todtcr Allgemeinheit

aufgestellt werden sollen, denen alle Anschaulich¬

keit fehlt, die Alles und auch wieder Nichts unter

sich begreifen, und sich zur Rechtfertigung der ent¬

gegengesetzten Entscheidungen gebrauchen lassen;

auf diese Art würde der oberste Grundsatz der

Rechtsphilosophie bei allen Völkern der Erde Ge-



setzesstcllevortreten können. Das Gesetz soll
aber nicht einzelne Fälle entscheiden, sondern Re¬
geln aufstellen, aus denen die Entscheidung der
Fälle gefolgert werden kann. Was kann eS dem
Richter nützen, wenn er tausend Fälle im Gcsctz-
buche entschieden, und sür hunderttausend andere
nicht einmal das Prinzip findet, aus welchem die
Entscheidung mit Zuverlässigkeit hergeleitet werden
kann. Eine Gesetzgebung, die aus noch so vielen
individuellen Entscheidungen besteht, wird grade
die unvollständigste sepn, da es unmöglich ist, auf
alle und jede mögliche Fälle im Voraus zu den¬
ken. So wie die Zeit fortschreitet, so enl-

5) Wissenschaft und Volksansicht wurden dann die An¬
wendung dieses Grundsatzesauf unsere Lebensverhält¬
nisse bestimmen, und das positive Recht bildete sich
von selbst, nach dem Beispiele Einzelner, denen die
allgemeine Meinung einen gewissen Einfluß zugestände;
was die Sachverständigen, die Richter und Anwälte
für Recht hielten, und als solches anwendeten,das
wäre dann das Recht. Dies ist ungefähr die Mei¬
nung Hugo'si, der gewissermaßen die Gesetzgebung
als etwas Entbehrliches und Aufgedrungenesin dem
Leben der Volker betrachtet. S. dessen Aufsatz: „Die
Gesetze sind nicht tie einzige Quelle der juristischen
Wahrheiten," im civilist. Magazin Band IV. S. 89.
folg. — Indessen ist es wohl einleuchtend, daß heutzu¬
tage die unentbehrlicheSicherheit und Festigkeit in
der Anordnung uusrcr Lebensverhältnisse nur vermit¬
telst Feststellung einer vernunftgemäßen und unseren
Bedürfnissen entsprechenden positiven Grundlage durch
das Organ des allgemeinen Willens, d. h. also: ver¬
mittelst einer Gesetzgebung auf verfassungsmäßigem
Wege, erreicht werden kann.
Zachariä Wissenschaft der Gesetzgebung. Seite S20.
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wickeln sich immer neue Lebens - mithin auch

Rechtsverhältnisse: bei einer rein casnistischen Ge¬

setzgebung würde für diese dann immer die Not¬

wendigkeit einer Einschreitnng von oben her ein¬

treten. Ein solches immerwährendes Einschreiten

und Entscheiden von oben herab aber müßte zur

Folge haben, daß es mit der Zeit so viele Gesetze

geben würde, daß es nicht mehr möglich wäre, sie

alle zu kennen, und für die unentschiedenen Falle,

deren doch immer noch genug übrig bleiben wür¬

den, gäbe es dann nur um so viel mehr wider¬

sprechende Analogien.

Das Gesetzbuch muß daher die Entscheidung

der möglichen Falle im Voraus enthalten, ohne

gleichwohl die Falle einzeln und unmittel¬

bar zu entscheiden. Nur durch Forschung nach

dem Allgemeinen im Besonder», und Beschränkung

der Gesetzcsvorschriften auf solche Regeln, unter

welche die einzelnen Fälle sich subsumiren lassen,

kann der Gesetzgeber diesen Zweck erreichen. Die

Anwendung der Regel muß der' Gesetzgeber der

verständigen Beurthcilung des Richters überlassen.

Inzwischen braucht das Gesetzbuch keineswegs

jene allgemeinen Prinzipien aufzustellen, welche bei

jeder Gesetzgebung vorausgesetzt werden müssen z

was jeden Gebildeten seine eigne Vernunft lehrt,

darf keinen Platz im Gesetzbuche finden. Was zur

Theorie gehört, ist im Gesetze überflüssig. Das

Studium der Rechtswissenschaft soll in dem Gesetze

keinen Leitfaden finden, so wenig auch das Gesetz-

Hugv'S Naturrecht. §. 120.



buch der Rechtswissenschaft entbehren, ober durch

eine ängstliche Casuistik das Bedürfniß derselben

ausschließen kann. Nur wahre Gesetze, nur posi¬

tive Sätze soll das Gesetzbuch ansnchnieu, d. h.

die Feststellung jener Rechtsverhältnisse, bei wel¬

chen die Rechtsphilosophie allein nicht ans eine un¬

zweifelhaft und uothwendig allein richtige Entschei¬

dung führen kann, sondern wo der Cnltnrzustand,

die gesellschaftliche und äußere Lage verschiedene

Anwendung der obersten Grundsätze des

Rechts nicht allein zulassen, sondern sogar mit

Nothwcndigkeit begründen; überhaupt da soll das

Gesetz sprechen: wo mehrere höhere Rück¬

sichten gleichmäßig zur Sprache kommen, und

die Art und das Maß ihrer Vereinigung durch

eine positive Anordnung bestimmt werden muß,

damit dem Rechte die unentbehrliche Festigkeit —

(welche die Wissenschaft und der Volksgebrauch

allein nicht schaffen kann) gesichert werde. *) Die

*) Hiernach können wir mit p. Oppen uns nicht ganz
einstimmigerklären, welcher in seiner „Vergleichung
der französischen und preußischen Gesetze" I. Heft.
S. 57. sagt: „Die Festigkeitdes Cwilgesctzes ist als
ein Hauptzweck guter Legislation anerkannt, ja
man kann sagen, daß einzig nur durch sie der Erfolg
des Gesetzes und sein segensreicherEinfluß gesichert
wird; Lykurg ns weißte sich, um sie zu erreichen,
dem Hungertode, und Soll Zahre änderte Sparta nichts
an seinem Gesetze. Alle Nechtssystemcstreben nach
diesem Ziele, das vollkommenste Gesetz ist ewig, wie
die Gesetze der reinen Moral."

Wenn Stillstand der Menschheit schon Vollkommen¬
heit beurkundete, so würde die Vollkommenheitdes
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Anwendung der so zum positiven Recht erhobenen
Rcchtssätze auf einzelne Falle bleibt dann aller¬
dings Sache der Wissenschaft, diese Anwendung
im Einzelnen würde, wie oben gesagt ist, ohne
größere Vollständigkeit zu bringen, das Gesetz des
wesentlichen Vorthcils einer angemessenen Kürze
nothwendig berauben.

Gesetzes ohne Zweifel in seiner Dauer sich bewähren.
In allen Zeitaltern der Menschbeit wird
indessen die Anwendung der höchsten Vernunftgc-
setze und der Gebote der Moral auf die Rechtsverhält¬
nisse des bürgerlichen und politischen Lebens manuichfach
verschiedene Gesetze als dem Ziele der Menschheit
und der Staaten entsprechendherausstellen.Die Mensch¬
heit wird nie still stehen, das vollkommenste Gesetz
immer im Ideale bleiben; und in der gleichmäßigen
Fortschreitung des Gesetzes mit der Menschheit selbst ; in
der Annäherung zum Ideale, also in der Verände¬
rung, ist seine relative Vollkommenheit zu suchen-

Wir bekennen uns daher zu der Meinung Schillers,
der, von dem obersten Grundsatze ausgehend, „daß
Fortschreitung des Geistes das Ziel des Staates seyn
soll" über die Gesetzgebung der Lykurg folgendes Ur-
theil ausspricht:

„Der Staat des Lykurgus konnte nur unter der
einzigen Bedingung fortdauern, wenn der Geist des
Volkes still stünde; er konnte sich also nur dadurch
erhalten, daß er den höchsten und einzigen Zweckeines
Staats verfehlte. Was man also zum Lobe des Ly°
kurgus angeführt hat, daß Sparta nur so lange blühen
würde, als es dem Buchstaben seines Gesetzes folgte,
ist das Schlimmste, was von ihm gesagt werden
konnte." —

S. d. Abhandl.: „Die Gesetzgebung des Lykur¬
gus und Solon."
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Daß bei gleicher Vollständigkeit die größere
Kürze des Gesetzes überhaupt ein nicht geringer
Vorzug scy, bedarf wohl nicht der Erwähnung.
Wie kann noch über Recht »das gemeinsame Be-
wußtseyn des Volkes« bestehen, wo mit den
Bestimmungen des Rechtes Folianten angefüllt sind?
— das Gesetz soll überall die Worte sparen, so
weit dies mit Vermeidung von Dunkelheiten ge¬
schehen kann. Eine Vorschrift, die in wenige Worte
sich zusammenfassen laßt, aus denen mit einigem
Nachdenken ihr ganzer Inhalt entwickelt werden
kann, soll nicht durch weitläufige Erklärungen an¬
schaulich gemacht werden.

Daß den Verfassern des allg. Landrechts eine
klare Anschauung aller dieser Bedürfnisse gefehlt
hat, zeigt die Wahl der Mittel, welche sie getroffen
haben, um denselben zu entsprechen. Der große
König hatte das vortreffliche Ziel vor Augen: »daß
durch das Landrecht ein gewisses Recht geschaffen
werden und die ewigen Edikte aufhören sollten.«
Das unverkennbare Bestreben der Verfasser des
Landrechtes war auch auf Einfachheit, Popularität
und Vollständigkeit gerichtet. Allem sollte durch
das Gesetz vorgesehen scpn, und Willkühr der Rich¬
ter sollte unmöglich gemacht werden. Indessen hat
der Weg, den man zur Erreichung dieses Zweckes
eingeschlagen, in der Folge sich als unzweckmäßig
ausgewiesen. Vollständigkeit und Gewißheit des
Rechtes hoffte man zu erreichen, indem man die
einzelnen Rcchtsfälle als solche vollständig aufzäh¬
len und einzeln entscheiden wollte. Nach dem
Entwurf des Gesetzbuches wurde sogar dem Richter
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die Interpretation völlig untersagt, die Entschei¬

dung vorkommender und im Gesetzbuche nicht be¬

rücksichtigter Fälle sollte durch Anfragen des Rich¬

ters bei der Gesctzkommission berichtigt, '*) hiernach

von Zeit zu Zeit eine Vervollständigung des Ge¬

setzbuches vorgenommen, und so allmählig die mög¬

lichst erreichbare Vollständigkeit der Gesetze herbei¬

geführt werden. Im Landrcchte ist die Interpre¬

tation dem Richter wieder gestattet, das An¬

frage-System beschrankt, und spater völlig Verlasien

worden. Doch ging man von der ursprüng¬

lichen Idee in soweit nicht ab, als der Richter

solche Falle, für die er im Landrcchte keine Ent¬

scheidung fände, dem Chef der Justiz zum Zweck

der Anfertigung eines neuen Gesetzes anzeigen

sollte. ****)

Die Erfahrung lehrt aber, und es liegt in

der Natur der Sache, daß die Falle und Fragen

des Rechts sich niemals erschöpfen, daß also ein

Gesetzbuch durch eine solche Entscheidung von Fällen

entweder etwas Unzureichendes oder etwas Uebcr-

flüssiges unternimmt; etwas Ucbcrflüssigcs: wenn

die Entscheidung dieser Fälle schon aus den aufge¬

stellten Grundsätzen nach innerer Nothwendigkcit

gefolgert werden kann; etwas Unzureichendes: wenn

diese leitenden Grundsätze gar nicht oder nicht ge-

5) S. die bekannte Cabmetsordre von 1780. S. Xll, Xlir
— Entwurf des allgemeinen GesetzbuchsEinl. §.34-36.

55) A. L. R. Einl. §. 46. 4t».
55>l-) zi. L. N- Einl. §. 47. 4L. — Erster Anhang zum

L. R. vom Z. 480?. §. Z.
»5»*) A. L. R. Einl. §. 50.
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hörig ausgedrückt sind. Beide Fehler sind im Land-

rechte nicht vermieden; hanfig werden aus einem

aufgestellten Grundsatze eine Menge Folgerungen

gezogen, wo der Grundsatz allein schon hinreichen

würde, um den Richter auch den abgeleiteten Satz

als darin begriffen erkennen zu lassen; und eben

so beruhen nicht selten eine Menge individueller

Entscheidungen auf einem und demselben Prinzipe,

welches sich aber nirgendwo mit praktischer Anschau¬

lichkeit ausgesprochen findet, sondern häufig in so

todtcr Allgemeinheit hingestellt ist, daß man die

Verhältnisse beinahe nicht zu erkennen im Stande

ist, auf welche es eine Beziehung haben soll. ")

Wie viel vollkommener in dieser Beziehung

die Methode der römischen Juristen ist, hat uns

Savigny gezeigt; »diesen ist Theorie und Praris

eigentlich gar nicht verschieden; in jedem Grund¬

sätze sehen sie zugleich einen Fall der Anwendung,

in jedem Rechtsfalle zugleich die Regel, wodurch

er bestimmt wird, und in der Leichtigkeit, womit

sie so vom Allgemeinen zum Besonder» und vom

Besonder» zum Allgemeinen übergehen, ist ihre

*) ,,Ln Ksnsrat il rsAuo äa»5 In, i'säavtion'uns inota-
pii^schus izui uö nou8 Parsit pas convsuir aux

Isis; Issels u'estpas toujsurs Mail ; il a guoll;no
clioss äs vaKiis, 6' «dsoiir. gui souvsiid laisss

cllsrolisi-la psnses än lsgislatsnr" drückt sich hier¬

über der Advokat Mangan? ai j, der in Hinsicht

auf materielles Verdienst das Landrccht übrigens sehr
hoch erhebt. Siehe de?? Artikel I-sKislation strau-

xsro in der Niblisiliegus Nu Larroau I. l'art, rsni.

4. I'iiA. 13.,
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Meisterschaft erkennbar;« wogegen »die meisten
Bestimmungen des Landrechts weder die Höhe all¬
gemeiner, leitender Grundsatze, noch die Anschau¬
lichkeit des Individuellen erreichen, sondern zwischen
beiden Endpunkten in der Mitte schweben.«

Und dennoch, wie mangelhaft sind, bei jener
anerkanntenMeisterschaft der römischen Elassikcr,
ihre in den Pandekten zusammengetragenen Satze,
als Gesetzbuch! Um wieviel mangelhafter
ist also noch jenes unvollkommne Jdealisirungs-
system des Landrechts, verbunden mit der analyti¬
schen Methode der Tarstellung! Grade indem
das Gesetz einen Grundsatz an einzelnen Fällen
entwickelt, macht es den Umfang der Anwendbar¬
keit des allgemeinen Satzes unbestimmt, und indem
es den allgemeinen Grundsatz zu dürr und abstrakt
hinstellt, läßt es die Fälle der Anwendbarkeit noch
zweifelhafter.

Anwendung der Rechtswissenschaftist bei einem
casuistischen Gesetzbuche nicht ohne einige Willkühr
denkbar. Die Wissenschaft ergänzt das Gesetz aus
sich selber, indem sie entweder aus den gegebenen

P Vom Beruf u. s. w. S. 50.

Ebendaselbst. S. 90.

Vgl. hierüber Pfeiffer a. a. O. Z. 6.

Wir verkennen es nicht, daß das ganze römische

Recht in Deutschland ursprünglich nur durch die Wis¬

senschaft rczipirt worden; nichts desto weniger ist es

aber wirkliches Gesetzbuch für Deutschland geworden:

und es kann daher sowohl die Art des Geltendwerdens

als auch der ursprüngliche Zweck der Sammlung Zu-

stinians nicht mehr wesentlich in Betracht kommen.
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Grundprinzipien vermöge der juristischen Con-

sequenz andre Sätze entwickelt; oder von solchen

Folgerungen aus dem Grundprinzip, die das Ge¬

setz selbst bereits gemacht hat, an alogisch zu

andern Folgerungen übergeht. Sind nun aber die

Grundprinzipien, auf welche die individuellen Vor¬

schriften des Gesetzes sich gründen, gar nicht oder

unvollkommen im Gesetze ausgedrückt, wie kann

dann die Wissenschaft sicher gehen, daß sie das

Gesetz auch wirklich aus sich selbst ergänzt und

nicht vielmehr neue Gesetze macht? Es ist also

ein großer Jrrthum, wenn mau glaubt, daß ein

casuistischcs, spczifizirendcs Gesetzbuch zur Vollstän¬

digkeit führen, dem Ediktcnwcsen ein Ende machen,

und die Willkühr des Richters beschränken könne-

alle neue Decisioncn müssen neue Zweifel erregen,

je mehr Fälle entschieden werden, desto mehr un¬

entschiedene Fragen müssen sich aufdrängen. Je

mehr das Gesetz von der eigentlichen Wurzel sich

entfernt und in das Detail sich verliert, desto

weniger werden Verstand des Richters und wissen¬

schaftliche Kcnntniß ausreichen, um überall das

Prinzip zu finden, und desto mehr muß also Will¬

kühr an die Stelle des Rechts treten.

Wie deutlich zeigen sich alle diese nachthcili-

gen Folgen der vom Landrccht befolgten Methode

in dem gänzlichen Mangel an echt-wissenschaftlichen

Bearbeitungen desselben? wie deutlich in dem Heer

von Modifikationen und Nachträgen, die durch den

überall und täglich neu fühlbaren Mangel fester

Regel und die überall und taglich neu sich erge¬

benden Lücken nvthwendig gemacht wurden, — aber



Festigkeit und Vollständigkeit noch immer nicht ge¬

breicht haben, vielmehr die Rcchtsunsicherhcit und

Schwierigkeit der Anwendung des Gesetzes bedeu¬

tend vermehren müssen, indem das Modifizircn,

Zusetzen, Abschneiden und Beschranken der Gesetze

den Zusammenhang der übrig bleibenden Thcile

immer mehr zerstören und den Umfang ihrer An¬

wendbarkeit immer unsicherer machen muß.

Unter diesen Umständen darf man wohl die

Behauptung aussprechen, daß nicht sowohl durch

eine einfache Revision des Landrechts diese Mängel

gehoben werden können, daß vielmehr eine ganzliche

Umarbeitung allein den glücklichen Erfolg sichern

kann. Wir wollen wenigstens alles Gute von der

Intelligenz unsrer Juristen und Staatsmänner hof¬

fen, wenn es uns gleich noch unbekannt ist, von

welchen Gesichtspunkten die Revisionskommission,

die schon einen Theil ihrer Arbeit vollendet hat,

bei der Ueberarbeitung des allgemeinen Landrechtes

ausgeht.

Glücklicher als die Verfasser des Landrechtö

haben die Ncdactorcn des französischen Gesetzbuchs,

zum Theil schon durch den Vorthcil ihrer Sprache

unterstützt, die schwierige Aufgabe einer guten Me¬

tbode gelvs't, und ihrem richtigen praktischen Blick,

ihrer Leichtigkeit in Auffassung der Hauptmomente,

ihrer Gewandtheit, mit der sie das Wesentliche

zusammendrängen, und aus dem gesummten Rcchts-

stoffe die leitenden Grundsätze hervorheben, verdan¬

ken wir es, daß wir ein Gesetzbuch haben, welches

in 3381 Artikeln die Vorschriften für die Beur-
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thcilung allcr Verhältnisse des bürgerlichen Lebens

beinahe vollständig enthält, »daß keine gc-

schliche Bestimmung von Publikation des «Zivil¬

rechts an gerechnet, bis zur Vereinigung der Rhein-

lande mit dem preußischen Staate, als verwerflich

aufgehoben worden, (wie später in Frankreich aller¬

dings z. B. durch das Gesetz vom 8. Mai l8l5,

welches die Ehescheidung verbietet, geschehen

ist) daß die Modifikationen, Ergänzungen und Er¬

läuterungen, deren Nothwcndigkeit nur durch die

Erfahrung sich ergab, der Zahl nach gering, und

einmal firirt, keinen weiteren Veränderungen un¬

terworfen waren, daß endlich auch die Praris des

Eassationshofcs, wenn gleich anfangs über Vieles

schwankend, sich doch so festgestellt hat, daß kaum

ein Zweifel eristireu kann, der sich nicht schon durch

eine gründliche Entscheidung über das Prinzip er¬

ledigt, und der noch unentschiedenen Kon¬

troversen sehr wenige sind.« **)

Indessen ist man davon wieder zurückgekommen und

die Ehescheidung in Frankreich seit Kurzem wieder
gestattet.

VZon Oppen a. a. O. I, Heft. S. 65.

Ein Mann, der selbst seit Jahren einem unsrer

Gerichtshöfe vorsteht, und dessen Scharfsinn und prak¬

tischen Blick seine Schriften bewähren, ist in dieser

Rücksicht eine beachtenswerthe Autorität. —

Uebrigens darf hier nicht übersehen werden, wie

auch von Oppen bemerkt, daß die Masse der spä¬

ter» Verordnungen, welche der hiesige Jurist aller¬

dings kennen, anwenden und zum Theil noch mübsa-

mer aufsuche» muß, als die altpreußischen Rescripre,

ihrem bei Weitem bedeutendsten Thcile »ach Negl»-
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In dem Vorwort zu dem ersten Entwurf des
(Zivilgesetzbuchs äußern sich die Verfasser über die
von ihnen befolgte Methode:

„1/ ollieo de la loi est de lixer, par ds

Krandos vuos, los maximos Kenoralos du droit;

d' ötablir dos prinoipos leoonds en eonsöguencos,

ot non do dosoondre dans lo detail des c^uestion^

«pii pouvont naitro sur olra^uo matiöro. — L' est au

inaKistrat et au furisoonsulto, ponotroz de 1' osprit

Konoral dos lois, ä on diriZor I' applioatson."
Noch ausführlicher sagt Portalis:
„lbn Lade doit otro doKmatic^ue. l^a Im n«

doli jamsis ötre nn raisonnoment ni nno dissor-

tation. Do plus il nous a paru saKo do laire la

psrt do la soionoo et la part do la legislation.

I,os lois sont dos volonte». 'l^out co c^ui est de-

linition, ensolKnomont, dootrine, est du rossort de

In soionoo; tont ev c^ui est oommandement, dispo-

sition proprement dito, est du rossort dos lois.

L' il est dos dolinitionz dont lo lögislatour

doit so rondro l'arlzitre, oo sont oellos <pd ap-

partiennent ä ootto Partie mualdo et puromont

positive du droit, gni est tonte ontiore sous la

döpondanoo du leKislateur meine; inais il en est

autrornont des dölinitions c^ui tiennent a la moralo

et a des olioso» c^ui ont uns oxistonoe indöpen-
danto dos volonte» arlntraires de 1' doinino."

mentar-Gegensiände betreffen, und großen Theils mit

dem Wechsel der öffentlichen Verhältnisse zusammen,
hangen.

*) Siehe Lxposö ckos motiks, 6u ritro pro! lnuvakre

grössntö ou p an X xar le cousoMor ä'Ltat?ortalis.
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Noch reiner, wie der Code, halt sich das ö st¬

reich i s ch e b ü vg c r l i ch c G c so tz b u ch auf allge- >

meine Grundsätze beschränkt, indem es alle, die

bürgerlichen Verhältnisse leitenden Rechtsvorschrif¬

ten auf 1502 Paragraphen reduzirt. Als im Jahre

1767 der Kaiserin Maria Theresia der Entwurf

eines neuen Gesetzbuches in acht Folianten über¬

reicht wurde, gab sie denselben der Commission

mit der Weisung zurück, daß man Lehrbuch und

Gesetz nicht mit einander vermengen, die Gesetze

so viel wie möglich simplifiziren und Alles in mög¬

lichster Kürze fassen solle. Man brachte also

diese Folianten in einen Auszug, der sodann von

Martini zu einem Gesetzbuche bearbeitet wurde.

Man hat wohl viel von der Oberflächlichkeit der
Franzosen und der Bvdenlosigkeit ihrer Raisvnns-
mentS gesprochen, und in der That findet fich auch
grade in den Verhandlungen über das Civilgesctzeine
reiche Aussaat von Belegen zu dieser allgemeinenBe¬
merkung. Die Wenigsten von denen, welche über
das Civilgesetz votirt haben, mochten völlig und in
jeder Rücksicht darüber im Reinen seyn, warum das
gut ist, was sie dafür hielten. Völlige Klarheit über
das Rechte setzt eine Summe juristischer Kenntnisse
und philosophischer Einsichten voraus, die der Mehr¬
zahl nothwendigfehlt, und in Frankreich gewiß viel
weniger als bei den Deutschen gesucht werden darf.
WaS Frankreich vor dreißig Jahren geleistet hat, liegt
vor uns; über den Werth desselben hat die Erfahrung
ein ziemlich sicheres Urthcil festgestellt. Bon der Gründ¬
lichkeit des deutschen Verstandes dürfen wir manche
Verbesserungen erwarten, doch bedarf es des angereg¬
ten Interesses und der gesteigertenWillenskraft,
von Zeiller Commentar über das östreichischeGe¬
setzbuch.B. I. S. 8.
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unverkennbar mit Benutzung des französischen Ge¬

setzbuches, sowohl in formeller als materieller Hin¬

sicht, und nachdem es von den östrcichischcn Lan-

deskollcgien und Universitäten geprüft und schließlich

rcvidirt worden, wurde es am 1. Juny 18>1 für

die deutschen Erbstaatcn publizirt.

Trotz der noch größern Kürze im Ganzen steht

aber "dennoch das östrcichische Gesetzbuch dem Code

an Kürze und Bündigkeit der einzelnen Verfügun¬

gen nach; und wenn es noch sorgfältiger, wie der

Code, alle Casnistik vermeidet, so kommt dagegen

in Betracht, daß der letztere da, wo er individua-

lisirt, in der Regel grade die wichtigsten Critcricn

hervorhebt, und den allgemeinen Grundsatz in dem

individuellen Falle nur verkörpert und anschauli¬

cher macht.

Die prägnante Kürze des Ausdrucks, die wir

an dem französischen Gesetze bewundern, ist freilich

auch zum Theil ein Vortheil der französischen

Sprache, die schon vermöge ihres Ursprungs mehr

Fügsamkeit als Gesetzcssprachc besitzt. Unverkenn¬

bar haben auch die französischen Rcdactorcn einen

praktischen Takt, der namentlich den Verfassern des

preußischen Landrechtö nicht gegeben war. Was

das preußische Landrccht in einem Dutzend Para¬

graphen abspinnt, um es recht populär und faßlich

zu geben, drängt der Code mit großet Leichtigkeit

in einen einzigen Artikel zusammen, so daß durch

die erleichterte Uebersicht mehr für die Faßlichkeit

gewonnen wird, als durch die Sorgfalt des Land¬

rechts, die Sache deutlich zu machen. Beispiels¬

weise führen wir nur an, baß die Grundsätze über
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Alluvion, Veränderung des Flußbettes und insula
III lliimiiio nain, welche das Landrccht in fünfzig
Paragraphen darstellt, im Code durch sieben Artikel
eben so erschöpfend ausgesprochen werden. Wäh¬
rend der Code über den Erwerb der insula in lln-
inins natu in zwei Zeilen sagt: olle .ipparttoiit
aux proprio t.iiros rivorains cles cloux ootös, ü
Partie clo la li^no gn '011 siipposo Iraeäo an milion
<ko la riviäro, sucht das klandrccht in mehr als
einem halben Dutzend Paragraphen den Fall und
Hie Art der Thcilung anschaulich zu machen.

Es wäre überflüssig, den Raum dieser Blätter
mit Belegen für nnsrc Behauptungen auszufüllen,
da eine Vergleichnng des äußern Umfanges der
Gesetzbücherden Unterschied hinreichend ins Klare
stellt. Tadel verdient auch noch insbesondre die
Jnconscqucnz, mit der das Landrccht hanfig den
einmal als Regel aufgestellten Grundsatz im Ein¬
zelnen, ängstlicher Billigkcitsrücksichtenhalber, wie¬
der verläßt, die nicht selten auch in dem Mangel
an innerer Haltbarkeit oder Zweckmäßigkeit des
aufgestellten Satzes ihren Grund hat.

Als Beispiel eines auffallenden Schwankens
dieser Art führen wir die Verfügungen an, die
das L. R. für das Anbringen eines Gesuches um
Aufnahme eines Testaments im Domizil des Tcsti-
rers trifft, wo die anfangs weitläufig vorgeschrie¬
benen Förmlichkeiten später wieder für unnöthig
erklärt werden.

§. 245. 247. folg. in Th. I. Tit. 9. des N. L- R. —
Vergl. Art. 56t. d. B. G. B.
A. L. N. Th. l. Tit. 12, - ES heißt hier nemlich.-



14?

Aehnlichc Verstöße gegen Einfachheit, Kürze,
Eonscqnenz und männliche Festigkeit des Gesetzes
finden sich im Code nicht.

öS. Dieses Gesuch soll in der Regel entweder
schriftlich, unter eigenhändigerUnterschrist des Testa¬
tors, oder durch zwei von ihm abgeordnete Personen,
bei dem Richter augebrachtwerden.

69. Diese Abgeordnetebedürfen weder einer
besonder!! schriftlichen Vollmacht, noch sind bei den
Personen derselben besondere Eigenschaften erforderlich.

„Z> 70. Auch entsteht blos daraus, daß bei dem
Ansuchen um die richterliche Deputation obige Vor¬
schrift (§. KS.) nicht genau beobachtet worden, noch
keine Ungültigkeit der letztwilligenVerordnung selbst.

„Z. 71. Vielmehr ist es hinreichend, wenn der
Richter auch auf andere Art, oder aus dem Mund«
des Testators selbst, von dem freien Entschlüsse dessel¬
ben, sein Testament oder Codicill errichten zu wollen,
sich überzeugt hat, so bald nur das Gegentheil nicht
ausgemittelt werden kann."
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VI.
Verhältniß der Nechtöwis,

senschaft zum Gesetz.

in Beziehung auf das Verhältniß der Rechts¬
wissenschaft zum Gesetze zu sagen ist, laßt sich füg¬
lich au Dasjenige anknüpfen, was v. Savigny
über die »Erganznngsmittel« des Gesetzes und de,
ren Anwendung beim Code äußert.

Nach dem bereits Gesagten, insbesondere nach
der oben angeführten Versicherung eines unserer
achtungswerthcsten Praktiker, »daß in unserem
Rechte kaum ein Zweifel eristiren kann, der sich
nicht schon durch eine gründliche Entscheidung über
das Prinzip erledigt,« kann Dasjenige nur sehr
wunderlich erscheinen, was v. Savigny über die
neben unserm Gesetze bestehenden Rechtsquellen
bemerkt. Indem er ncmlich von Demjenigen spricht,
»was in «udsiäinin gelten soll, wo der Code nicht
zureicht,« führt er alle bei den Franzosen er-

Vom Beruf n. s. w. Seite ?Z. folg.



wähnten Bezeichnungen solcher angeblicher » Sub¬

sidiär-Rechte« ans: ogiiltsi noUll-LlIo, Römisches

Recht, die alten ooulwmos, uscige, juriszii-uäoiro«

n. s. f. und vermißt eine Bestimmung ihres Ver¬

hältnisses zu einander. Er findet es auffallend,

daß die organische Ergänzung des Gesetzes aus

sich selbst, durch die Wissenschaft, nirgendwo er¬

wähnt wird; hält dies indessen für eine nothwen-

dige Folge des Mangels an organischer Einheit,

der denn freilich nichts übrig lasse, » als die Er¬

gänzung von außen zu suchen.«

Unseres Erachtcns sollte man von » Ergän-

zungsmittcln« des Gesetzes gar nicht reden; Das¬

jenige, was in suksiäinm des Gesetzes gilt, ist,

wie dies »othwendig schon im Begriffe liegt, sel¬

ber Gesetz. Durch die traurigsten Erfahrungen war

man auch in Frankreich zu der Ucberzcugung ge¬

langt, daß eine solche Zugabe von Ergänzungs¬

mitteln der Gesetzgebung kein Heil bringen könne,

und, was alle denkenden Praktiker auch in Deutsch¬

land anriethen: bei Einführung eines neuen deut¬

schen Gesetzbuches oder neuer deutscher Gesetzbücher

allen früheren Rechtsqucllen das gesetzliche Ansehen

zu entziehen, dies brachte der französische Gesetz¬

geber zur Anwendung, indem durch den Code alles

bisherige Recht in denjenigen Materien, die er be¬

rührt, aufgehoben wurde. Es war hierbei nichts

Bedenkliches; fehlte es dem neuen Gesetze an Ein¬

heit in sich, war es also auch nicht in harmonischem

Berhältniß auf den älteren Rcchtsquellen und auf

den neuern Einsichten und Grundsätzen fortgebaut,

so war die Ergänzung durch die.ältcru Rechts-
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quellen ebenso unsicher und gefährlich, wie die Er¬

gänzung aus des Gesetzes eigenem Sinn; entbehrte

aber das neue Gesetz der organischen Einheit nicht,

so war eine Ergänzung von außen vielmehr nach»

theilig als von Nutzen.

Allerdings ist nun der Code kein Meisterwerk

in Beziehung auf diese Einheit; eine organische

Fortsetzung seiner einmal aufgestellten Grundsätze

in allen Verzweigungen würde hier und da in der

That andre Bestimmungen erfordern, als wir auf¬

gestellt finden: indessen nenne man ein Gesetz,

welches in dieser Hinsicht nichts zu wünschen übrig

ließe! Unverkennbar war es beim Code für die

Einheit der Grundsätze sehr förderlich, daß er ge¬

wissermaßen auf einer Nabula rasa seinen Bau

konstruircn konnte; und diese Einbeit der Grund¬

sätze ist im Ganzen wohl durchgeführt, wenn auch

eine feine, künstliche Proportion im Einzelnen nicht

selten vermißt wird. Es trifft die Verfasser der

Vorwurf keineswegs, daß ihnen der Uebcrblick über

ihre eigne Schöpfung gefehlt habe; Widersprüchen

sind sie überall entgangen; und es möchte sich

schwerlich ein Fall auffinden lassen, daß eine Ent¬

scheidung, die sich auf eine Bestimmung des Code

gründet, mit einer andern unverträglich wäre, das

richtige Verstandiiiß beider Bestimmungen, und ih¬

res Verhältnisses zu einander vorausgesetzt. In

sofern ist also auch Einheit vorhanden; daß diese

nicht mit theoretischer Ausführlichkeit entwickelt ist,

alle Verbindungslinien zwischen den einzelnen Punk,

tcn nicht in das Gesetz eingezeichnet sind, ist eben

der unschätzbare Vorzug deS Code. Freilich stehen
7
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nun manche rein positive Satze vereinzelt da, so

daß der Wissenschaft ein weites Spiel gelassen ist,

nm richtig und im Geiste des Code die Anwen¬

dung des Prinzips auf individuelle Verhältnisse

durchzuführen; aber welches Gesetz läßt nicht noch

Zweifel übrig, wo der Richter selbst entscheiden

muß, und welchen Gewinn brachte es, die Wissen¬

schaft zu beschränken?

Wir wollen es noch naher ausführen, warum

die Befürchtung Savigny's, daß »ein Zustand

sehr großer Ncchtsungcwißhcit« *) eintreten werde,

unbegründet ist, und sich bei längerer Erfahrung

immer mehr als ungegründet bewähren muß, »wenn

ziemlich die Wissenschaft thut, was ihres Amtes

ist« und was sie zuverlässig thun wird.

Abgesehen von denjenigen Fällen, wo eine

Parthei es aus Unvcrmögcnhcit oder Chikane zum

Prozeß kommen laßt, so wird gegen die un¬

mittelbar gegebene Gesetzes? ntschei-

dung selten ein Prozeß geführt; daß aber hier¬

nach, durch eine erschöpfende Casuistik und Ent¬

scheidung aller Fälle in. Voraus, die Prozesse den¬

noch nicht beseitigt werden, weil eine Casuistik nie

erschöpfend scyn kann, ist schon oben ausgeführt

worden. Nur durch Schlüsse gelangen wir zur

Entscheidung des einzelnen Falles, und zwar nach

juristischer Consequenz oder nach Analogie. (S.

oben S- 134-35.) Läßt sich nun aus dem Zusam¬

menhang und der Combination der unmittelbar

gegebenen Rcchtssätze kein neuer (eigentlich also

5) S. L0. a. O.
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schon implieltö gegebener) Satz herleiten, der den

individuellen Fall entscheidet, was aber in der

Praris vcrhältnißmäßig schon sehr selten vorkommt,

so ist nun die allerdings schon schwierigere Auf¬

gabe des Richters die: das Gesetz in seinem eig¬

nen Sinne zu ergänzen; zweckmäßig wendet er

sich deshalb an die historischen Rechtsqucllcn in

denjenigen Punkten, wo das neue Gesetz aus dem

alten hervorgegangen; ist das neue hier nicht ab¬

ändernd und im Prinzip umstaltend zu Werke ge¬

gangen, so wird er hier häufig mit Gewißheit den

Faden aufnehmen können, den das Gesetz abge¬

brochen hat; neben dem ehemaligen positi¬

ven Rechte wird er also auch die ehemalige

Jurisprudenz zu berücksichtigen haben; eben

so wird auch die jetzige Jurisprudenz, ins¬

besondre werden die Entscheidungen der höch¬

sten Gerichtshöfe sein Urtheil leiten können.

Allen diesen Hü lfs m i t tc ln des Richters zur

Erkenntnis; des RechtS, d.h. zu der wahren,

unverfälschten Repräsentation des allge¬

meinen Willens, kann aber keine bestimmte

Rangordnung angewiesen werden; welches von

ihnen am meisten entscheidend für den Richter scyn

muß, kann nur im concreten Falle erkannt werden,

und muß der Einsicht des Richters überlassen blei¬

ben. Es muß als unwandelbarer Grundsatz fest¬

stehen, daß der Richter nach der ihm selbst inwoh-

ncnden Rechtsanschauung (seiner subjektiven Ver¬

nunft) die dem Sinn und Geist des Gesetzes ent¬

sprechende Entscheidung der ihm vorgelegten Rechts¬

fragen zu treffen hat.
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Jedem ist seine Ueberzcuguiig heilig: dem red-

liehen nnd denkenden Richter, der vor seinem eigne»

Gewissen damit bestehen will: wie er über Hab'

und Gut seiner Mitbürger das Urlheil gesprochen,

muß also auch seine eigne, auf das Gesetz gestützte

Ueberzcuguiig als Richtschnur seiner Entscheidun¬

gen gestattet werden; Dasjenige, woran man ihn

binden will, erhebe man zum Gesetz. Ist die Ge¬

fahr gar zu dringend, zeigt cS sich in der Praris,

daß eine und dieselbe Frage zu verschieden

abgeurtheilt wird, so lege man den Entscheidungen

des höchsten Gcrichthofes über solche Punkte gesetz¬

liche Kraft bei, oder erhebe sie zu Gesetzen, aber

noch ein drittes Entscheidendes zwischen das Ge¬

setz und des Nichters eigne Meinung zu schieben,

muß einen korrupten Rechtszustand, wo er nicht

schon besteht, herbei führen, und widerspricht den

Grundsätzen der Vernunft.

Will man daher eine gute Justiz, so sorge

man für gute Gesetze und gute Richter, man sorge

also namentlich für eine zweckmäßige wissenschaft¬

liche Ausbildung der Richter und für Publicität

der Jurisdiction.

Die wissenschaftliche Ausbildung des Richters

suche man so zu leiten, daß seine subjektive

Nechtsanschauung ihn zum unverfälschte»

Organe des objektiv-wahren Rechtes

macht. Dasjenige historische Recht, aus welchem daS

jetzige positive hervorgegangen, sey daher auch der

Gegenstand seines Studiums. Nicht minder wich¬

tig aber sind für den Richter Philosophie und prak¬

tische Lebenskcuntnisse, weck die Gesetze der Ver-
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der heutige Bildungsstand, Charakter und Sitte

der Völker einen eben so bedeutenden, oder bedeu¬

tenderen Zlnthcil an Recht nnd Gesetz haben, als

historische Begründung. Ein also ausgebildeter

Richter wird zu bemessen wissen, was aus den bei

Savigny aufgezählten » Ergänzungsmittcln «

unseres Zivilrechts dem Sinn des Gesetzes gemäß

ist, und hiernach spricht eS denn von selbst, daß

von Er g änz nu g s m i tt c ln des Gesetzes

nicht die Rede scyn kann, sondern von Hülss-

mittcln der Rech ts e r kc nn t uiß.

Damit nun diese Rechtserkcnutniß, so viel

möglich, gleichförmig werde, und dieselben Rechts-

anflehten den gesammten Richterstand beim Recht¬

sprechen leite», ist die Publicitat der Jurisdiktion

von höchster Bedeutung. Die verschiedenen Ge¬

richtshöfe müssen gegenseitig von ihren Entschei¬

dungen, in sofern dadurch zweifelhafte Fragen cineEr-

ledigung erhalten, Kenntniß nehmen, undinRechts-

zcitungen und Jahrbüchern müssen solche Erkenntnisse

durch den Druck zur öffentlichen Kunde gebracht

werden. Fehlt es den Richtern nicht an Einsicht

und gutem Willen, so wird sich das Rechte bald

allgemeine Geltung verschaffen, und dem Institut

des Cassationshofcs, als Fördernngsmittel dieses

Zweckes kann insbesondre unser Beifall nicht ver¬

sagt werden. Bei uns ist das ganze Verhaltniß

schon dadurch äußerst vereinfacht, daß die ganze

Rheinische Justiz von Einem Appcllationshofe ver-

S) Seite 74. a> a. O.
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waltet wird, und daher schon bei dem zweiten In-

stanzgerichte ihren Einigungspunkt findet.

Freilich kommen nicht alle Fragen an den

Cassationshofodcr an den Appellationshof; auch kön«

ncn die verschiedenen Senate des letzter» verschiedene

Ansichten haben, und es kann durch die geringste

Personal-Veränderung eine Acnderung in der Praris

/ nachgezogen werden; zudem ist es für den Gcwin«

nendcn hart, erst in letzter Instanz zu seinem Rechte

zu kommen, und für den Verlierenden härter, ne¬

ben dem Objekt des zweifelhaften Rechts auch noch

die Kosten mehrerer Instanzen einzubüßen; vollends

kann es Demjenigen, der durch ein schiefes Urtheil

zu Schaden gekommen ist, nichts helfen, das Ur¬

thcil im Interesse deS Gesetzes kassirt zu

sehen; überhaupt aber werden die Entscheidungen

der hohen: Gerichtshöfe die abweichenden lieber«

Zeugungen der Niedern Gerichte keineswegs durch¬

gängig zur Vereinigung bringen, es wird also

nicht vermieden werden, daß unter einem und dem¬

selben Gesetze immer noch hier und da die ncmli-

cheu Fragen verschieden abgeurtheilt werden: aber

wo war dies je anders? Ist nicht die Einführung

dreier Instanzen das unzweideutigste Vckcnnt«

niß der Unvollkommenhcit des Gesetzes und der

Unsicherheit des menschlichen Urtheils? — Ware

es auch möglich, daß dasselbe Personal alle Pro¬

zesse im ganzen Staate entschiede, was wäre damit

erreicht in Beziehung auf wahre, untrügliche An¬

wendung des Gesetzes? Menschen würden immer

auf den Nichterstühlcn sitzen; Menschen sind wan¬

delbar, eine Ansicht von heute ist morgen schon
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wieder aufgegeben; die größte Consequenz des Ge¬

setzes schließt Jlicvnseguenzcn in der Anwendung

nicht aus; irren ist menschlich, und was unrecht

ist, wird nicht Recht, wenn es auch vom höchsten

Gerichtshöfe ausgeht. Die zuverlässigsten Mittel

aber, das Bessere zu fördern, des Gesetzes leben¬

digen Geist in allen Richtern und Vertretern des

Rechts zum gleichen Bewußtseyn zu bringen, sind

allgemeine Verbreitung echt-wissenschaftlicher Juri¬

sten-Bildung, — dann die Einheit und Einfachheit

des Gesetzes selbst, und ein reges litterarisches Leben

der praktischen Jurisprudenz, insbesondere die Pu-

blicität der Rechtsprechung.
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VII.
Einiges lüber die leitenden

Grundsätze der bürger¬
lichen Gesetzgebung.

^,! den nachfolgenden Abschnitten dieser Schrift,

welche der Prüfung einiger der Hauptanordnungcn

des (Zivilrechts gewidmet sind, wird Dasjenige,

was bereits im Allgemeinen gesagt worden ist, im

Einzelnen zu rechtfertigen seyn; es wird an den

einzelnen Verhaltnissen des bürgerlichen Lebens ans

Dasjenige hinzudeuten seyn, was vorzugsweise den

Zwecken der Gesetzgebung gemäß ist, und die all«

gemein ausgesprochene Behauptung, daß unser be¬

stehendes Civilrccht in seinen Hanptgrundlagen

diesen Zwecken entspreche, und eine Verbesserung

unsres Nechtsznstandeö eher von einer Revision

unsrcr eignen, als der preußischen Gesetze zu er¬

warten scy, an den einzelnen Rechtsinstitutcn selbst,

wenigstens in kurzen Umrissen, nachzuweisen seyn.

— Bevor wir jedoch zur Prüfung der einzelnen

Materien übergehen, scheint es zweckmäßig, über
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jene leitenden Grundsätze, welche in materieller
Beziehung die gesetzgeberische Thätigkcit leiten müs¬
sen, Einiges zu sagen, damit im Voraus der Maß¬
stab angegeben sey, nach welchem der Werth des
Bestehenden zu bemessen ist, und der Standpunkt
feststehe, von welchem ans allein eine organische
Entwickclnng des Rechtes mit glücklichem Erfolge
versucht werden kann.

Dem Vorwurfe, daß wir in der Wiederholung
einiger Gemcinsprüche durchaus nichts Erhebliches
bieten können, glauben wir dadurch zu begegnen:
daß es einige Wahrheiten gibt, die nicht zu oft
gesagt werden können, und daß jene ersten und
einfachstenGrundsätze des Rechts, obwohl von den
Meisten gekannt, und von Wenigen bestritten, den¬
noch in der Anwendung auf das moralische und
rechtliche Leben der politischen Gesellschaftso man-
nichfach verfehlt werden; daß es also in der That
ein heilsames Geschäft ist, diese Grundsatze recht
häufig und dringend zu wiederholen, damit immer
mehr ein deutliches Bcwußtseyn an die Stelle blin¬
der, gedankenloser Gewohnheit trete, die Gesetze
selbst zu immer höherer Vernünftigkcit erhoben
werden, und Jene, welche die Gesetze geben, so
wie Jene, welche ihnen gehorchenmüssen, immer
mehr in der Ucberzengnng übereinkommen, daß in
allgemeinen Angelegenheiten immer die höchste In¬
telligenz den Ausschlag geben, die Gesetzgebungalso
immer der höchsten Einsteht ihres Zeitalters steh
anschließen muß, und der Werth einer Gesetzgebung
allein danach zu bemessen ist, je harmonischer in
sich, mit ihren Umgebungen, und mit den Eigen-
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beiten der menschlichen Natur dieselbe durchge¬
führt ist.

Schon früher haben wir den Fundamental,
Satz aller Gesetzgebung berührt: daß des Gesetz¬
gebers erste Richtschnur immer seyn müsse, das
Leben zu beobachten, und dem allgemeinen Willen
sich anzuschließen, weil das für das Leben Not¬
wendige und Ersprießliche durch das Leben selbst
und die Erfahrung sich am besten bewähre; weil
eS auch schon im Prinzipc der politischen Vereint,
gung liege: — nicht, die Willkühr eines Einzelnen
an die Stelle der Willkühr von Vielen zu setzen,
sondern das Gemeinschaftlichein der Ueberzeugung
Aller, oder aller Derer, welche einer wahr¬
hasten Ueberzeugung sähig sind, aufzufassen und
festzustellen, die Resultate der gemeinsamen Ver¬
nunft dieser Gesammthcit in eine positive Form
zu bringen.

In einer andern Weise muß natürlich dieser
Satz bei dem heutigen Bildungszustande der Gesell¬
schaft zur Anwendung kommen, als in den Urzeiten
der Staatenbildung, wo das noch durch keine Phi¬
losophie erforschte, durch keine Doctrin zergliederte
Recht sich erst in der Gewohnheit des Volkes, fast
instinktmäßig, in seinen rohen Umrissen zu bilden,
und nach und nach zu verbessern und zu läutern
anfing. Allein auch heute noch geht in gewissem
Sinne, Recht und Gesetz aus dem Volke selbst
hervor. Allerdings sind, wo es auf Meinungen
ankommt, nur die geistigen Größen im Volke zn
beachten; diese aber machen sich auf die Dauer
überall geltend. Wenn die höhere Einsicht und
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das Bessere sich nicht von je her nnd allerwärts
mit dem Fortgang der Zeit Geltung verschafft hätte,
trotz dem anfänglichen Mangel an äußerer Auto¬
rität, wie wäre die Welt zu der heutigen Entwik-
kelungsstufe gelangt? Die Weisheit und das Genie
war niemals der Großen und Mächtigen ausschließ¬
liches Erbtheil. Die oberste Staatsbehörde aber,
die, wenn sie Das ist, was sie dem Begriffe nach
sepn muß, das höchste im Staat vorhandene Wissen
in sich hat oder wenigstens zu benutzen weiß, hat
als höchste Potenz den Streit der Meinungen unter
den Regierten zu schlichten,und die schöne Tendenz
der Monarchie besteht grade darin, daß sie den
Zwiespalt der Vernunft, der, so weit wir heute
noch absehen können, nimmer ruhen wird, zur Ein¬
heit zurückzuführen hat.

Eine schwierige Aufgabe ist für die gesetzge¬
benden Behörden besonders diese: daß das historisch
Gegebene mit Demjenigen, was durch die Einsichten
der Gegenwart feststeht, in der Weise vereinigt
werde, daß der Vernunft des Zeitalters der Sieg
verschafft werde ohne Aufopferung derjenigen Rück,
sichten, welche die Billigkeit gegen historisch be¬
gründete Ansprüche fordert; und daß ohne Kränkung
Einzelner die Interessen der Gcsammtheit geltend
gemacht werden. Was die Gesetzgeber Frankreichs
zu einer Zeit konnten, wo das Bestehende zertrüm¬
mert, die politische Ordnung anfgclös't war, und
ohnehin, wenigstens eine Zeitlang, Leben und Gut
ihre Sicherheit und beinahe ihren Werth verloren
hatten, wo also der Zusammenhang mit der Ver¬
gangenheit abgeschnitten, und Dasjenige, was im
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gegen das Recht im Besonder» aufgestellt
werden durfte: dies ist unter andern Verhältnissen
ganz unthnnlich und wahrlich nicht wünschenswert!).
Auch wird es wohl Niemanden einfallen, die mit
der Einführung der französischenGesetze in deut¬
schen Ländern verbundenen Ungerechtigkeit recht¬
fertigen zu wollen; denn selbst da, wo ganze Rechts¬
verhältnisse wegen ihrer Gemcinschädlichkeit im In¬
teresse der Gesellschaft zerstört werden müssen, muß
demjenigen Theile, dem von seinen Vermögensrech¬
ten etwas genommen wird ein billiger Ersatz werden.

Unendlich schwer ist es hier manchmal, aus-
zmnitteln, was den Anforderungen der Billigkeit
unter solchen Umständen entspricht. So gibt es
manche Rechte, die gegenwärtig in einer drücken¬
deren Stellung gegen die übrigen Seiten des Lebens
da stehen, wie ehemals, und deren gänzliche Auf¬
hebung durch die Einsichten des Zeitalters schon
vorbereitet ist: ein Ersatz solcher Rechte nach ihrem
vollen Tauschwcrthc würde für den Verpflichtetenof¬
fenbar beschwerend fcpn, und so die Abhülfe, die man
bezweckte, durch das neue Gesetz gar nicht erreicht
werden; von der andern Seite ist aber auch zu be¬
rücksichtigen, daß der Berechtigte eine solche Be¬
rechtigung vielleicht zu ihrem ganzen Tanschwerthe
angenommen, z. B. angekauft hat, daß sie vielleicht
sein ganzes Vermögen ausmacht; hier kann also
der Gesetzgeber durch eine Berücksichtigungaller
Umstände seine Weisheit vorzüglich bewahre».

Besondere Aufmerksamkeit muß der Gesetzge¬
ber auch darauf verwenden, daß die Gesetze nicht,
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statt .die sittliche Erhebung der Gesammthcit zu
fördern und ihren geistigen Znstand zu veredeln,
verderblich und zerstörend auf die Moralität des
Volkes einwirken. Geistige Vervollkommnung sey
das erste Ziel der Gesetzgebung: nur dies kann
eine dauerhafte Wohlfahrt der Staaten gründen.
Moralische Rücksichten können manchmal selbst for¬
dern, daß die wirkliche oder scheinbare Wohlfahrt
Einzelner aufgeopfert werde, wie bei den Ehc-Ge-
setzen dies noch näher ausgeführt werden soll: denn
wo es sich um die Moralität, um die sittliche Hal¬
tung der Gesammtheit handelt, da ist es besser,
daß unter der gesetzlichen Vorschrift Einzelne lei¬
den, als daß der Keim zur Verdcrbniß des Gan¬
zen gelegt werde.

Die Gesetzgebung muß, nach Maßgabe der
Sinnesart des Volkes, mit welchem sie zu thun
hat, die richtige Mittclstraße halten zwischen zu
großem Vertrauen in die Moralität, Edelsinn,
Rechts- und Wahrheitsliebe der Bürger, wodurch
der Schlechtigkeit und Jmmoralitat ein weites Feld
zu gewissenlosem Treiben geöffnet wird, und zwi¬
schen einem ängstlich wachsamen, starren und lah¬
menden Mißtranen, das, überall auf einen schlim¬
men Geist berechnet, den Verkehr der Menschen zu
einem todten Mechanismus machen will, in welchem
die persönlichen Eigenschaften Dessen, mit dem man
zu thun hat, gleichgültig sind, und die Menschen
einander mehr nicht, als Zahlen gelten, so daß
der moralische Werth bedeutungslos wird, und mit
der Achtung vor dem moralischen Werth der Men¬
schen die Mvralitat selbst nach und nach aus allen
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den Kreisen des Lebens sich zurückzieht, denen sie,
und nur sie allein, wahres Leben und einen geisti¬
gen Reiz verleihen kann. Es ist nur eine sehr be¬
schrankte Ansicht, daß das Ziel der bürgerlichen
Gesetze sey, die Erwerbungen zu sichern, so wie
noch ein neuerer Denker den Zweck des ganzen
Staats darin gesetzt hat, die Arbeiten seiner Bür¬
ger zu schützen: sondern der Zweck der bürgerlichen
Gesetze, so wie aller übrigen Staatseinrichtungen
ist vorzugsweise die Erhöhung des sittlichen Werths
des Menschen, und es ist eine, des Menschen gött¬
liche Natur entwürdigendeIdee, daß die Gesetz¬
gebung nichts Wichtigeres zu thun habe, als die
Personen zu möglichst einträglichenBetriebskapi¬
talien, nach billigem Verhältniß für sich und für
Andere, zumachen. Alles Aeußere ist nur Mittel:
daß die Vertheilnng aller irdischen Pflichten und
Lasten, Rechte und Genußmittel,auf eine, möglichst
den Gesetzen der Vernunft entsprechende Weise
durch die Gesetzgebunggchandhabt werde, ist aller¬
dings ein dringendes Postulat dieser Vernunft;
aber all' das Gute, was die Gesetze auch in dieser
Rücksicht stiften können, ist nur deshalb ein Gut,
weil es Mittel ist, die sittliche Freiheit, den sitt¬
lichen Werth, und die Glückseligkeit unseres Ge¬
schlechtes zu fördern. Von diesen Gesichtspunkten
ausgehend kann man denn auch sagen, daß mög¬
lichste Freiheit und Gleichheit aller Glieder der
Gesellschaft auch im bürgerlichen Rechte herzustellen,
zu den höchsten Aufgaben der Gesetzgebung gehört.
In keiner einzigen Bestimmung der Gesetze darf
der erste und höchste Grundsatz alles Rechtes ver¬
leugnet werden:
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»Daß die Freiheit der Staatsangehörigen durch

Vre Gesetze nicht mehr beschrankt werden dürfe, als

die Ordnung des Zusammenlebens unumgänglich

erfordert.«

Zweck der Staatsvcreinigung ist nicht Aushe-

bung der Freiheit, sondern B eförderun g der

Freiheit durch Aufhebung der Willkühr, durch Zü¬

gelung der physischen Ucbergcwalt. Alle Abhän-

gigkcits-- und Untcrthänigkcits - Verhältnisse laufen

also da, wo die gesellschaftliche Ordnung auch

ohne diese bestehen kann, den Staatszwccken

gradezu entgegen. Bestehen daher in einem übri¬

gens gebildeten Zeitalter und unter einem gebil¬

deten Volke dergleichen Verhältnisse noch, und be¬

stehen sie vielleicht gar zur Zufriedenheit aller un¬

mittelbar Beteiligten, so kann hierin doch noch

kein Grund für die Zweckmäßigkeit ihres Fortbe¬

stehens gefunden werden, sondern es ist dann hei¬

lige Pflicht der Staats-Rcgicrung, in Denjenigen,

deren Vernunft sich noch nicht so hoch erhoben,

daß sie die mit der gesetzlichen Ordnung vereinbarte

möglichste Freiheit als das höchste der irdischen

Güter erkennen, ein höheres Bcwußtseyn der Vcr-

nünstigkeit durch Beförderung der Wissenschaften

und der Geistesbildung zu erregen, wodurch denn

am gefahrlosesten, eben so aber auch mit der

Die Gefahr droht hier von der V o lk s w i l l k ü h r ,
welche schlimmer ist, als Willkühr der Selbstherr¬
scher. Die äußere Freiheit ohne die mora¬
lische Freiheit, welche nur durch die Entwick¬
lung des vernünftigen Bewußtseynsund höherer Gei¬
stesbildung errungen werden kann, — ist nur Will¬
kühr.
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größten innern Notwendigkeit das Bcdürfniß und die

Sehnsucht nach Freiheit erregt wird. Es ist heilige

Pflicht der Regierung, nimmer aus den Augen zu

lassen: daß es nicht der Zweck des Staates scy,

eine Masse vegctirender Mitglieder zu willigen

Werkzeugen einiger Andrer abzurichten, und sie

durch Fürsorge für ihr materielles Wohlbefinden

bei guter Laune und gutem Willen zu erhalten,

sondern die höchste Aufklärung der Vernunft, die

höchste sittliche Freiheit zu fördern; daß aber die

sittliche Freiheit nur da gedeihen könne, wo daS

Gesetz selbst die Achtung vor der Menschenwürde

des Individuums über Alles heilig hält, das un¬

veräußerliche Recht des Menschen ans Geltend¬

machung seines, mit einer vernünftigen Ordnung

vereinbaren, freien Willens, ans den vernünftig-

freien Gebrauch seiner geistigen und physischen

Kräfte überall aufs Gewissenhafteste anerkennt; daß

also auch offenbar mit der Entwicklung des

Geistes überhaupt die äußere Freiheit er¬

weitert werden müsse.

Genau nach diesen Grundsätzen ist es also

abzumessen, welche Frcisinnigkeit der Gesetze ein

Volk vertragen kann; ein rohes Volk, welches bei

dcni Gebrauche seiner Kräfte weniger die Gesetze

der Vernunft, als sinnliche Begier beachtet, ein

Volk, das leidenschaftlich und ohne Selbstbeherr¬

schung zu Erzcssen und Verletzungen der gesellschaft¬

lichen Ordnung hinneigt, wird der beschränkenden

und bewachenden Gesetze mehr bedürfen als ein gemä¬

ßigtes, an Selbstbeherrschung gewohntes Volk. In

eben dem Maße, aber auch nur in dem Maße,
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wie der Mangel sittlicher Freiheit einen Mißbrauch

der geistigen und äußern Mürel fürchten laßt, müssen

die Gesetze diesem Mißbrauch vorzubeugen suchen;

oder, um den Grundsatz in einer speziellen Anwen¬

dung auf das Civil-Recht auszusprechen: nur in

dem Grade, als der Mangel vernünftiger Willens-

bestimmuug bei dem Individuum, zu seinem und

der Gcsammthcit Besten, Beschränkungen der recht¬

lichen Gültigkeit seines Willens nölhig macht, z. B.

beim Minderjährigen, Verschwender u. s. w,, liegt

es auch dem Gesetzgeber ob, diese Beschränkungen

zu verfügen.

Mit freudigem Danke müssen es die Untcrthancn

des preußischen Staates anerkennen, daß ihre Re¬

gierung durch eifrige Beförderung der Geistesbil¬

dung, wie fast keine Regierung neben ihr, den

glücklichen Erfolg freierer Formen vorzubereiten

und zu sichern, unablässig bemüht ist, und es blüht

uns die schöne Hoffnung, daß noch vor dem Er¬

löschen einer Generation die Früchte so segensrei¬

cher Aussaat in manchen vervollkommneten Ein¬

richtungen der politischen und bürgerlichen Verhält¬

nisse unserem Volke zu Gute kommen werden, so¬

fern nicht Hemmnisse, deren es auch noch gibt, dem

Gedeihen des Guten störend entgegenwirken.

Ein nicht minder wichtiger Grundsatz, als das

Prinzip der Freiheit, den unser Zeitalter eben ss

sehr als ein Bedürfniß der bürgerlichen Gesetzge¬

bung anerkennt, ist: Gleichheit der Bürger

vor dem Gesetze! Keine Privilegien, keine
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bevorrechteten Classcn! Es folgt dieser Grundsatz

schon aus dem Grundsätze möglichster gesetzlicher

Freiheit: denn wo Bevorzugte sind, da sind auch

Zurückgesetzte; die Regeln aber, in welche der Eine

geschmiegt wird, sind entweder dem Andern eben¬

falls gerecht, — oder Keinem von Beiden. Siuv

sie als Bedürfniß der politischen Ordnung aner¬

kannt, so laufen Ausnahmen zu Gunsten einzelner

Individuen oder Stände dieser Ordnung zuwider;

sind sie es nicht, so kann diese unnöthige Unter¬

drückung eines Thcils der Bürger, und sey er noch

so gering von Herkunft oder äußern Verhältnissen,

mit dem obersten Grundsätze aller, der moralischen

Natur des Menschen angemessenen, politischen Ver¬

eine nimmer bestehen.

Wohl ist es wahr, daß Das, was in der Zeit

entstellt, vor und nach aus Tausenden der mannich-

saltigstcn Elemente sich bildet, was Größen von

so verschiedenem Werth und Charakter umfaßt,

die alle ihre individuelle Eristcnz haben, und alle

lebendig eingewurzelt sind, so daß Keine nach dem

Maße der andern zugeschnitten werden, Keine an

die Stelle der andern gepflanzt werden kann, die

alle ihre besonderen Bedürfnisse haben, verschiedener

Nahrung bedürfen, und verschiedene Früchte tra¬

gen, — mit Einem Worte: daß die menschliche

Gesellschaft nicht nach reinen Vernunftideen kon-

struirt werden kann. Unpraktische Versuche der Art

haben Fanatiker angcrathen, haben selbst Fanatiker

unternommen; allein so wie die Rückkehr zur höch¬

sten Einheit und Reinheit überhaupt das Ideal

ist, dem das Menschengeschlecht nachzustreben hat.
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so ist auch zcde Annäherung zu diesem Ziele durch
Förderung der außen? und sittliche?? Freiheit und
der Gleichheit aller Menschen als ein bcachtenswer-
ther Gewinn zu betrachten; und grade die Gleich¬
heit in? bürgerlichen Rechte ist einer der herrlichsten
Erfolge, welche der Geist des neuen Wcltalters
hervorgerufen hat. Stände und Corporationen des
Mittelalters, Dynasten, Hörige und Leibeigene sind
von der Wcltbühnc abgetreten, und die Staaten
sind erst dadurch wieder zu wahren Staaten ge¬
worden, daß in dein Königthulnc die Einheit,
im Bürgerth?? me die Gleichheit auf eine der
veredelten Meuschcnuatur und den? Standpunkte
des Zeitalters innig entsprechendeWeise hergestellt
sind. Mit dein Begriffe und dem Wesen dieses
Staatsbürgerthums stehen Ausnahmen im bürger¬
lichen Rechte zu Gunsten einzelner Individuen oder
Classcn in direktem Widerspruch. Diese Ansicht
muß die Gesetzgeber unsrer Tage bei allen Aeuße-
rungcn der gesetzgebenden Gewalt, und seycn sie
noch so gering von Bedeutung, festhalten und zu
erkennen geben.

Völlige Gleichheit besteht nur im Reich des
Idealen: nur mit Vernichtung alles Schönen und
Edlen, und mit Aufhebung der wahren Moralität
ließe sich der Versuch durchsetzen. Alles gleich zu
machen, und selbst jene Ungleichheitenund Vor¬
theile auszugleichen, welche Genie und Fleiß sich
erringen oder das Glück zuwendet: aber fest und
gesichert für die kommendenJahrhunderte steht der
Grundsatz der Gleichheit der bürgerlichen Rechte,
und es gehört zur Aufgabe unserer Gesetzgebungen,
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die letzten Spuren so vieles eingewurzelten Un¬
rechts , das in den Begriffen der Zeit seine Stütze
zu finden aufgehört hat, völlig auszurotten.

Gewiß ist es eine große Einseitigkeit, wenn
man die Einsichten der Gegenwart als Maßstab
an die Formen verflossener Jahrhunderte legen will;
jedes Zeitalter muß auf seinem eignen Standpunkte
betrachtet werden, und um richtig zu bcurtheilcn,
was eö gewesen, und was es geleistet hat, muß
man zuvor erforschen, womit es angefangen, und
welche Kräfte ihm zu Gebote standen. Darin ha¬
ben selbst angesehene Geschichtschreiber gefehlt, daß
sie bei der Beurtheilung des Charakters einzelner
historischer Begebenheiten, oder ganzer Gcschichts-
periodcn das nothwcndige Resultat der vorhande¬
nen Werthe als eine Schmach seines Zeitalters
dargestellt, und ein nothwendiges Mittelglied in
der Kette der Weltbegcbenheitcn, — vielleicht, nach
menschlicher Einsicht, die einfachste und unentbehr¬
lichste Ucbergangsstnfe zum Besseren, als eine Ver-
irrung bezeichnet haben. Es ist aber eine noch
größere und gefährlichere Einseitigkeit, wenn man
einem Zeitalter die gereifte Frucht seiner Er¬
kenntlich als ein Gift zu verleiden und ihm die
Verwirklichung dessen vorzuenthalten bemüht ist,
was durch den Lebenstricb der vorhandenen Ele¬
mente bereits zu einem lebenskräftigen Daseyn her,
angebildet ist.

Auch ist der besondere Charakter eines
Z eitalters noch keineswegs seine Tugend: das
Höchst-moralische bleibt der ewige Maßstab,
nach welchem der absoluteWerth historischer Er-
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scheinungen geprüft werden muß. In seiner Reinheit

erkennen auch wir zwar diesen nicht, weil wir selbst

keinen absoluten Standpunkt haben; aber so wie

die Menschheit sich entwickelt, und zur höchsten er¬

reichbaren Klarheit der Erkenntniß empordringt,

so muß richtiger und wahrhafter ihr Urthcil werden

über die Individualität der früheren Zeitalter.

Wir erkennen, daß durch das Sklavensystcin das

Griechcnthum sich befleckt hat, durch Irrthümcr und

Barbareien unzähliger Art das Mittelalter; nur

in der Gegenwart sind wir Alle befangen: aber

unsere Aufgabe ist es, sorgfältig diese zu lösen von

der Vergangenheit. Freilich ist die Gegenwart nur

ein Moment, sie ist nur eine Linie zwischen Dem,

was war, und Dem, was werden soll: wir Alle

stehen mit einem Fuße in der Vergangenheit; unsre

Aufgabe aber lösen wir, indem wir einen festen

und sichern Schritt über jene Scheidelinie thun

in das Gebiet einer neuen, bessern Zeit; die Stär¬

kern müssen die Schwächer» mit sich fortziehen, und

je fester, ruhiger und besonnener, je allgemeiner

und weitgreifendcr der Schritt ist, desto rascher

geht die Menschheit überhaupt ihrem Ziele entgegen.

Deshalb muß unser Streben in Hinsicht auf

die Gesetzgebung dahin gerichtet seyn: Dasjenige,

was aus den überkommenen Einrichtungen nach

unserer Erkenntniß mit den höchsten Prinzipien

des Rechts sich nicht vertragt, so weit als unsre

Erkenntniß reicht, und das Zeitalter Umgestaltun¬

gen ertragen kann, aus dem Leben zu entfernen,

und das erkannte Bessere an die Stelle zu setzen.
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VIII.
Rechte der Person.

l>^a dic Rechte der Persönlichkeit, oder diejenigen
Rechtsvorschriften, die es lediglich mit der Person,
als Subjekt bürgerlicher Rechte, zu thun haben,
die ersten und gleichsam die einleitenden Elemen-
tar-Grnndsatze der bürgerlichen Gesetzgebung bilden,
so tritt auch bei der Beurtheilung der bürgerlichen
Gesetze in materieller Hinsicht dieses uns als die
erste Frage entgegen: ob in jenen Anordnungen,
welche überhaupt die Rechte der Person in ihrem
Verhältniß zur bürgerlichen Gesellschaft in privat-
rechtlicher Beziehung bestimmen, die erkannten
Rechts Wahrheiten mehr oder weniger richtig zur
Ausführung gebracht sind.

Eine der höchsten und dringendsten Aufgaben
der Staatsgewalt ist es, diese Rechte im Geiste
des neuern Staatsbürgcrthums festzustellen. Was
auch unserer Zeit zur Last fallen mag; — ein
Gewinn bleibt es immer, wenn auch kein gefahr¬
loser, und »oft, dem ersten Anscheine nach, das
Böse das Gute überwiegend,« wie Herder sagt:



167

daß die Wissenschaft so weit voraugcdrungen zu

den philosophischen Grundlagen aller privatrcchtli-

chcn und öffentlichen Verhältnisse, und daß Dasje¬

nige, worauf, wie uns scheint, die unbefangene

Vernunft uothweudig zurückkommen muß, was so

viele Jahrhunderte lang beinahe völlig verleugnet

worden, was die noch mehr als heute geläuterte

Erkenntniß in noch ausgedehnteren Beziehungen er¬

fassen und zur äußern Geltung erheben wird, we¬

nigstens in seiner Wurzel erkannt und in der Mei¬

nung des Zeitalters zum Recht geworden ist.

Deshalb ist es ein unschätzbarer Vorzug des (Zi¬

vilgesetzbuches, daß es, im Einklang mit den ueuern

Ideen von dem Wesen des Bürgcrthums, die Grund¬

sätze der bürgerlichen Freiheit und Rechtsgleichheit,

so weit sie unter unscrn Verhältnissen eine äußere

Geltendmachung erlangen konnten, zum Funda¬

ment des Rechts erhoben hat; heute, nachdem diese

Grundsatze einmal als das Rechte und Wahre er¬

kannt sind, genügt es nicht mehr, die, durch ver¬

altete Gesetzgebungen geheiligten Privilegien noch

mehr zu beschränken, unnvthige, den Staatszwccken

zuwiderlaufende Ungleichheiten vor dem Gesetze und

Freiheitsbeschränkungen noch sorgfältiger zu redu-

ziren, als bisher schon geschehen, sondern von einer

klaren Anschauung der Prinzipien selbst auszugehen,

diese, im Allgemeinen anzuerkennen, und nur in so

weit von denselben abzugchen, als es sich ergeben

sollte, daß durch den Culturzustand und die äußern

Verhältnisse des größten Thciles der Provinzen

gewisse Modificationcn erfordert werden.

5) Schon den Verfassern des Landrechts wurde zv ihrer
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Zn den nothwcmdigcii Modisicationen gehört
aber keineswegs ein privilogirtcr Gerichtsstand;
über diesen hat die Zeit aufs Vollständigste gcricl-,
tet; die Besseren unter den Erimirten haben die¬
ses Vorrecht selbst allgemein als ungeeignet er¬
kannt. Bereits im Jahre 1826 haben die Braun-
schweigischen Stände auf die Wiederherstellung des
privilegirten Gerichtsstandes Verzicht geleistet, und
im Jahre 1836 hat unser Landtag der Provinz
Westphalcn, wie verlautet, mit Ausnahme von
vier Stimmen einhellig dessen Aufhebungverlangt.

Nichts steht auch mit den Prinzipien der Ge¬
rechtigkeit und der politischen Ordnung so sehr im

Zeit der Dorwurff gemacht, daß sie zn wenig das hi¬

storische Unrecht von dem historischen Recht sonderten.

So heißt es z. B. in dem ..Versuch einer Critik des

allgcm. Gesetzb. f. d. prcuß. Staaten." von Chr.

Dan. Erhard. Dresd. u. Leipzig 1792. Th. I

S. IblZ. u. folg.

„Nur dann können rechtmäßiger Weise einem Theile

der Bürger Vortheile ertheilt. und also dadurch die

Freiheiten und Rechte der übrigen eingeschränkt wer¬

den, wenn es erweislich ist, daß die Erreichung deS

Zwecks der bürgerlichen Gesellschaft eine solche Ein¬

schränkung unentbehrlich erfordere." —
— Dieses ist aber nicht der Fall, heißt es ferner:

„wenn dergleichen Eremtionen und Begünstigungen

m Zeiten entstanden sind, da vom Zwecke deS Staats

und der Gesetzgebung falsche oder verwirrte Begriffs

herrschten, oder doch solche Gründe die Prärogative

schufen, die bei veränderten Zeiten, Sitten und Be¬

dürfnissen wegfallen, vielmehr leuchtet dann das Be¬

dürfnis der Abänderung und zweckmäßigen Modifika¬
tion unverkennbar ein." —
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Widerstreit, als grade dieses Vorrecht, welches da,
wo die Richter in,parteiisch sind, dem Erimirten
selbst an und für sich unnütz ist, und seinem Geg¬
ner nur in ungeeigneter Weise die Verfolgung
seines Rechts erschwert.

»Jeder Bürger hat gleichen Anspruch auf den
Schutz der Gesetze; Rang und Stand sind nichts
bedeutend in der Wage der Thenns. — Vernichtet
werde deshalb der Gerichtsstand besonderer Stände,
dieser Nachklang einer feudalistischen
Zeit,« *) ist darum auch die Sprache aller billig
Denkenden.

Daß überhaupt das Institut des Adels und
alle damit verbundenen Besonderheiten im Zivil¬
rechte im heutigen Preußen allen Sinn und Be¬
deutung verloren haben, dafür bedarf es kaum wohl
noch der Anführung von Autoritäten; am

*) VonPuttlitz. „lieber Ersparnisse im Justizhaushalts
des preuß. Staates." Berlin 1S2l. S. 25. 26. Anch
von ihrer ökonomischen Seite wird in dieser Schrift
die Exemtiongewisser Personen von der Jurisdiktion
der ordentlichen Richter mit Recht getadelt. Der¬
selbe Verfasser schrieb im Jahre 1L13, wo man die
Einführung der preuß. Gesetze in den Rheinprovinzen
vermnthete: „ Den Rheinlands rn ward durch die
Gesetzgebungder Franken viel Gutes: Einheit des
Rechts, Aufhebung zweckloserExemtionen, Zerstörung
veralteter Fcndalität und ihrer Zeichen; sie können
darum einer Gesetzgebung sich nicht freuen, der
ein Theil dieser Eigenschaften fehlt, und deren Vor¬
züge in diesen Gegenden nicht gekannt sind." Im
Vorwort zu seiner „Verthcidigung der preuß. Gerichts¬
verfassung." —
In Carl Ludw. v. Woltma nn's „Geist der neu. n

S
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wenigsten aber würde sich eine erneuerte Einfüh»
rung längst vergessener Standesunterschiedeund

prcuß. Staatsorganisation," Leipzig 1810 heißt eS
(Seite 157.) in Betreff des Adels: „Weder im Mili-
tair noch bei der ganzen Staatsverwaltung soll er
Hinsort eine Rolle spielen, wodurch in Erinnerung
käme, daß es noch einen andern Unterschied in der
bürgerlichen Gesellschaft gebe, als den zwischen Souve-
rain und Volk. — Des Adels Vorrecht, Gerichtsbar¬
keiten zu handhaben, wird aufhören; denn es soll nur
eine Justiz im Reiche seyn. Auch sein Vorzug bei
Erwerbung von Grundeigcnthum wird nicht ferner
gestattet" u. s. w. — Das Prinzip einer vernünftigen
und daher höchst einfachen politischen Ordnung ist in
unserm Staate bereits in seiner Reinheit ausgespro¬
chen. „Mit Verbannung der Feudalität und alles
dessen, was ihren Charakter trug" — sagt Wehnert
— „nahm der preußische Staat ohne gewaltsame Um¬
wälzung und mit Besonnenheit den neuen Geist der
bürgerlichen Gesellschaftdadurch in sich auf, daß er,
statt Verfassungstcnipelzu errichten, den Genius in
die Verwaltung übertrug, alle drückenden Fesseln aus
dem Wege räumte, die den Fortgang der Staatsbür¬
ger zur höhern Cultur und Ausbildung, materieller,
wie geistiger Freiheit hemmten, durch Eutwickelung
des Bürgerthums und des bäuerlichen Standes das
Emporkommen des Staates dauernd begründete, und
ein reines Königthum bildete, welches keinen andern
Unterschied in der bürgerlichen Gesellschaft, als den
zwischen Souverain und Volk zuläßt. Irgend einmal
mußte eine Zeit kommen, wo auch für Preußen der
Unterschied der Stände sich in die Gleichheit der Staats¬
bürger umwandelte; das Weltverhängniß führte sie
damals herbei, und das Weltverhängnißwird sie gegen
Versuche ctwaniger Reaktion beschützen."

S. die Schrift: „Ueber den Geist der Preußischen
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zweckloser oder zweckwidriger Exemtionen mit dem
Geist nnd Charakter der Nhcinprovinz vertragen.

Zum Ueberflnsse wird hier noch darauf hinge¬
wiesen, daß es in den Rhein landen bis zum
Werfall des Rittcrthums hin gar keinen Geschlechts»
adcl, als bevorrechteten Stand, gegeben; daß erst
in den spatesten Zeiten des Mittelalters sich hier
aus den reichsten Gutsbesitzern, die als sogenannte
Ritterschaft, jedoch ohne erblichen und ausschließ¬
lichen Anspruch, den Kriegsdienst wahrnahmen, ein
Analogen von Adel gebildet hat, welche nach und
nach, im Widerspruche mit der wahren Landcsvcr,
fassung, eigentliche Adelsrcchte an sich gezogen,
namentlich im sechszehnten Jahrhundert ein erbli¬
ches Standschaftsrccht, und in Gefolge dessen mit
Leichtigkeit die sinnlosesten Privilegien, namentlich
das Recht, die Staatslastcn den übrigen Ständen
allein aufzubürden, sich angemaßt, und sich fort¬
während in rebellischen Unionen, den geschärften
Verordnungen der Landesherren zum Trotze, zur
Aufrechtbaltung ihrer sogenannten »Privilegien,
Gewohnheit, Recht und Gerechtigkeiten« verbündet
haben.

Staatsorganisation und Staatsdienerschaft." Vom Re¬
gierungs-Rath I)r. Wehnert. Potsdam 18SZ.
Die nähere, überall mit Aktenstücken belegte Ausfüh¬
rung dieser „historischen Cigenthümlichkeiten"findet
sich in folgender Schrift: „Urkundliche Widerlegung
der von dem ehemaligen Adel der Lande Jülich, Cleve,
Berg und Mark dem Fürsten Staatskanzler überreich¬
ten Denkschrift." Von einem Nheinprenßen. Rbe.
nanien ISIS. — In diesem interessanten Werkchen

8*
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Auch über die Vorrechte des Fiskus muß hier

ein Wort geredet werden. In den Zeiten des De¬

spotismus und des Sittcnvcrdcrbnisscs sehen wir im

römischen Kaiserreiche vorzüglich die Vorrechte des

Fiskus und der öffentlichen Anstalten sich erheben!

dem Despotismus gilt es natürlich gleich, was

recht ist, vernunftgemäß und im Geiste des Volkes:

mag der Fiökus als ein gieriges, Nimmersattes Un¬

geheuer erscheinen, das, seine hundert Krallen ge¬

schärft, stets auf der Lauer liegt und nach Raub

späht, dessen Wollust es ist, zu drücken und zu krän¬

ken; was gilt dies dem Despotismus? Er muß

Nahrung haben für die tausend Arme, die ihn

tragen und schirmen. Auch das Sittcnvcrderbniß

solcher Zeitalter, wo das Interesse am Oeffcntlichen

erstorben, kalte Selbstsucht Prinzip ist, die Diener

der Krone zuerst an sich selbst und dann an ihren

Herrn denken, und der servile Bürger höchstens

noch so viel Moralität hat, daß er in dem Gedan-

kcn: für die Versorgung seiner Kinder zu wirken,

Beruhigung sucht, wenn er den Staat oder die

Gemeinde bestichst, macht Privilegien des Fiskus

und der öffentlichen Anstalten zu einer Art ent¬

schuldbarer Nothwchr. Recht kann nie werden,

was dem Rechte gradezu widerspricht. —

Mag man daher auch viele Bestimmungen des

positiven Rechts, namentlich des Preußischen Land¬

werden Ursprung und Charakter derjenigen Privile¬

gien ans Licht gezogen, deren erneuerte Heiligung bei

einer bekannten Gelegenheit einige Wenige, — wie»

wohl vergeblich, — einer einsichtsvollen Regierung

ans Herz zu legen sich bemühten.
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Herkommen begründen, namentlich die sogenannten

Niedern Regalien als wohlerworbenes Recht vcr-

thcidigen wollen; manche dieser Bestimmungen, z. B.

über das Bergregal, die durchaus gegen alle Grund¬

sätze verstoßen, sind gewiß der Abänderung bedürftig.

Mit der Gerechtigkeit kann es in keiner Weise

bestehen, daß nach Preußischem Rechte der Fiskus

nur vorbcdungene Zinsen, mithin also keine Ver¬

zugszinsen im Prozesse, zahlen soll, und daß es

nicht einmal ein E.rekutionsverfahren des erstritte-

nen Erkenntnisses gegen den Fiskus gibt. Hier

sind unbedenklich Mängel in der Gesetzgebung un¬

seres Staates, die der Verbesserung bedürfen.

Kleine Vermögensvortheile können den Staat

nicht stark, den Fürsten nicht reich machen; aber

die sichersten Stützen der Throne, die zuverlässig¬

sten Bürgen für die Wohlfahrt und Kraft des

Staates sind: Wohlstand, Zufriedenheit und Treue

des Volkes, und Gerechtigkeit der Gesetze, auch in

kleinen Dingen.

Was von den Vorrechten einzelner Stände

gilt, gilt auch von den Beschränkungen gewisser

Bürgerklasscn. Ganz richtig bemerkt v. Räumer:

»daß Vernunft und Freiheit gar nicht an-

Th. I. Tit. 9. Anhang ö- 26.
Auch die unsystematischen und drückenden Privile¬

gien des Fiskus in Beziehung ans die Verjährung
(vergl. A. L. R. Th. I. Tit. S. Z. 629. folg Th. II.
Tit. tt. §. 35. folg.) rechnen wir zu den Unvollkom-
menhcitendes Landrechts.
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dcrs, als in individueller Gestalt, erschei¬
nen können, (daher im Alterthnme die Frage nach
Aemtcrn und Stimmrecht, im Mittelalter die
Bildung der Stande, zur Zeit der Reformation
der Kampf um Glaubensfreiheit, in England der
Nachdruck aufStcuerbcwillignng gelegt); daß Der¬
jenige, welcher den allgemeinen Begriff
davon geltend machen will, am ehesten in das Ge-
gentheil, in den ärgsten Despotismus gcräth;« ^)
ein bestimmtes Objekt muß das Streben nach Frei¬
heit haben, und in einer individuellen Gestalt muß
die Freiheit errungen werden, wie Zeit und Volks¬
thum, Bedürfnisse und Neigungen ihr einen prak¬
tischen Werth geben: aber indem man Regeln und
Ordnungen konstruirt, um der Freiheit Form und
Festigkeit zu geben, muß man sich hüten, daß die
Freiheit nicht eben durch diese Regeln beschränkt
und zerstört werde, und das Prinzip selbst nicht
verloren gehe. Alle Kreise des bürgerlichen Lebens
müssen ihre Einrichtung erhalten ; es muß Gewerbe-
Ordnungen und Agrikultur-Gesetze geben; aber
Freiheit jedes S t a at s g e n o sse n in seinen
Willensäußerungen, in dem Gebrauche seiner phy¬
sischen Kräfte, seiner intellektuellen und äußern
Mittel ist der erste und höchste Grundsatz; nur
das dringendste Bcdürfniß der Gcsammtheit recht¬
fertigt hier Einschränkungen; ihre historische Be¬
gründung ist natürlich von gar keinem Wcrthe,
vielmehr muß der Beweis ihrer Notwendig¬
keit in der Gegenwart geführt seyn, wenn

Uebcr die geschichtliche Entwickelungder Begriffe von
Recht, Staat und Politik. Seite 141. —
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nicht ihr Fortbestehen in der Gegenwart
als drückendes Unrecht erscheinen soll.

»Merkwürdig war es, daß die ersten Könige
(des Mittel-Alters) es ihrem Interesse angemessen
fanden, die bürgerliche Freiheit gegen die Anma¬
ßungen der Fcudalitat in Schutz zu nehmen, aber
nicht allein merkwürdig war es, sondern auch höchst
erfreulich, und vollkommen in den innersten Be¬
dürfnissen der Monarchie begründet. Möchte man
überall so fortgefahren haben! Damals war es un¬
umgänglich nöthig und hinreichend, die Freiheit der
Korporation zu begründen, und wohl auch eine
Korporation zu schaffen, um durch sie die Freiheit
zn befestigen; jetzt steht oft die Korporation
der Freiheit im Wege und es muß die Freiheit
des Individuums begründet werden; diese ist
aber, wie auch die Geschichte erwiesen hat, grade
die minder gefahrliche, — und doch scheuet man sie
am meisten.« *)

Gar Vieles im Preußischen Landrechte,was
sich auf die Rechte der Stände, der verschiedenen
Gewerbe-Treibenden, der Zünfte, des Bauernstan¬
des u. s. w. bezieht, kann aber, abgesehen davon,
daß Institutionen dieser Art überhaupt in das bür¬
gerliche Gesetzbuch gar nicht gehören, sondern als
besondere Verwaltungs-Gesctze anzusehen sind, in
den Gesetzbüchern unserer Zeit billig keinen Platz

Von Ulmenstein. „Die neuesten Entwürfe zu einer

Gemeinde- Bezirks- und Departemental-Ordnung für

Frankreich, nebst einigen kritischen Bemerkungen."
Cöln 1SZ0. Seite 108.
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mehr finden: am wenigsten aber dürsten druckende

und einschränkende Bestimmungen, die bisher in

der Rhcinprovinz nicht bestanden haben, daselbst

neuerdings zur Einführung sich eignen. In unsrcr

Provinz sind keine Bedürfnisse gekannt, durch welche

sich die gesetzlichen Bestimmungen rechtfertigen lassen

möchten: daß Alle, welche zum Bauernstände ge¬

hören, ohne Erlaubm'ß des Staats weder selbst

ein bürgerliches Gewerbe treiben, noch ihre Kinder

dazu widmen dürfen; daß der Bauer durch

Zwangsmittel vom Staate zur Kultur seiner Grund¬

stücke genöthigt werden kann, — seine Früchte nicht

auf dem Halme verkaufen darf, — und dem Staate

zu Hand - und Spanndiensten besonders verpflichtet

seyn soll.

Es kann die Bemerkung nicht zu oft wieder¬

holt werden, daß die Forderung der geistigen

Kultur der erste Zweck des Staats ist; daß es

nur schlechte Früchte bringen kann, wenn man aus

Sorge für die Landkultur den Landmaun her¬

abwürdigt, und ihm seine wahre Stellung zur bür¬

gerlichen Gesellschaft vorenthält. — Darum steht

ja das Zlltcrthum bei all seiner Größe so tief unter

dem neunzehnten Jahrhundert, weil im Alterthume

hundert Sklaven-Hände beschäftigt waren,

um für alle Bedürfnisse und Bequemlichkeiten des

Einen Freien und Wohlhabenden, und zugleich

denkenden Menschen zu sorgen, wahrend un¬

ser Zeitalter das erste der Menschenrechte anerkennt,

-!-) A, L, R, Th, kl. Tit. 7. §, 1, 2.

»P Ebendas. §. 8. 9. 12, IS. —
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während bei uns die erste Sorge des Staats der

Geistesbildung, auch des Geringsten seinerZöglinqe,

gewidmet ist, und die Erfindung unzahliger Ma¬

schinen die Vergeudung von Millionen Menschen¬

leben an blos mechanische Beschäftigungen ersparen

gelehrt hat. Schon Homer sagt: daß Jupiter

einem Menschen an dem Tage, wo er ihn zum

Sklaven mache, die Hälfte seines Verstandes ent¬

ziehe: preisen wir daher die mildere Gottheit, die

den Menschen wieder zum Menschen erhoben hat!

Preisen wir aber auch die Lenker der Staaten,

welche die Gebote dieser Gottheit ehren, und

durch Beförderung der Aufklärung und der Huma¬

nität, durch Begünstigung des Gcnie's und seiner

freien Acußcrungen, durch Entfernung alles enteh¬

renden Zwanges, aller schädlichen Hemmnisse und

Lasten, einen Zustand der Gesellschaft herbei zu

führen steh bestreben, wo die geistigen Interessen

den größeren Theil der Kraft und Zeit des Men¬

schen in Anspruch nehmen können, und wo der

Mensch weniger, als jetzt noch, Sklave seiner phy¬

sischen Bedürfnisse, und mehr als heute, Herrscher

im Reiche des Geistigen scyn wird.

Historisch verdient hier bemerkt zu werden,

daß die landbaucnde Elasse bei uns in den Rhein-

landcn von je her, wenigstens dem Gesetze nach,

Das galt, waö sie eigentlich gelten sollte. »Sie

war nicht, wie leider sonst fast allenthalben, durch

Leibeigenschaft an den Boden gefesselt, nicht ge¬

zwungen, in Frohndeu ihren Schweiß für Andere

zu verschwenden. Die Güter, welche der Landbaucr

besaß, waren mit vollem Rechte sein; er konnte sie
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ganz oder stückweise verkaufen, unter seine Kinder

vcrtheikcn, mit der ncnitichen Freiheit und mit

dem uemlichen Recht, wie dieses bei jedem städti¬

schen Grundstück, oder bei jedem andern Eigenthum

der Fall ist. Hieraus folgt aber offenbar, daß

Bauer und Bürger bei uns nicht, wie in andern

deutschen Provinzen dem Stande, sondern nur dem

Gewerbe nach verschieden waren.« *)

Darum dürfen wir es auch zuversichtlich er¬

warten, daß keine Beschränkungen der Freibeit des

Individuums, keine Ungleichheiten in den Rechten

der Staatsbürger in die rcvidirte Rheinische Ge¬

setzgebung aufgenommen werden, als diejenigen,

welche die Erfahrung als unumgänglich nothwendig

ausgewiesen; wir dürfen es erwarten, daß der we¬

sentliche Vorzug der Rheinischen Gesetze in solchen

Bestimmungen, in denen ein Geist der höheren Hu¬

manität unverkennbar sich ausspricht, nicht gering¬

schätzig wird übersehen werden.

Um nur einige Punkte herauszuheben, in de¬

nen die Rheinische Gesetzgebung die höhere Ach¬

tung vor dem Individuum an den Tag

legt, so erinnern wir daran, daß nach Rheinischem

Rechte die Erfüllung von Verbindlichkeiten regel¬

mäßig nicht durch Gewalt gegen die Person, durch

persönlichen Arrest, erzwungen werden kann, und

nur in Handelssachen und einigen andern Fäl-

In der angef. Schrift: „Urknndl, Widerlegung u. f. w.
Seite SV.
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lcn, *) wo grober Mißbrauch des Vertrauens aus

Rücksicht für das gemeine Wohl und namentlich

für die Sicherheit des Verkehrs, strengere Maßre¬

geln erfordert, Ausnahmen von diesem Grundsatze

statt finden. Wir erinnern ferner daran, daß der

Code es nicht einmal erlaubt, persönlichen Arrest

im Falle der Nichterfüllung von Verbindlichkeiten

zu stipuliren, Bestimmung, die in den

Geboten der Humanität ihre vollkommene Recht¬

fertigung findet, um so mehr, da es auch das öf¬

fentliche Interesse nicht erlaubt, daß der Bürger

über seine Freiheit verfüge. ***)

Nicht zu ihrem Vorthcile weicht die Preußische

Gesetzgebung von diesen Grundsätzen des Rheini¬

schen Civilrcchts ab; schwankend zwischen Scho¬

nungslosigkeit und verderblicher Milde ordnet sie

bald die härtere Maßregel an, bald legt sie wieder

eine ungemcssene Gewalt zur Ausübung der Milde

in die.Hand des Richters, hier den Rechten des

Gläubigers zu nahe tretend, dort die Achtung vor

der Person verletzend.

Der Achtung gegen das Individuum angemes¬

sen und die Sicherheit der Person und des Eigcn-

5) Art. WM, d. B. G. B. Vergl. auch, was Bigot-

Pröameneu zu diesem Artikel sagt. »lotik«. 'lom.

7. l>a^. 4. Ferner Art. 1142. und llwtlls. i'vm. ö.
I>aZ> 19.

Art. 2063. d. B. G. B.

Mittermaier d. gem. beut. bürg. Prozeß IV.
Beitrag. Seite ISS. u. folg.
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thums fördernd ist der Grundsatz des Rheinische»

Rechtes: daß das Recht der Abwehr unbefugter

Angriffe auf Person und Eigcnthum dem Ange¬

griffenen selbst zusteht. Es ist irrig, wenn man

glaubt, daß dieser Grundsatz mit der gesetzlichen

Ordnung nicht bestehen könne; das Gesetz, welches

den Arm Dessen bindet, der sich ruhig und friedlich

auf den Kreis seiner Befugnisse beschrankt, entfesselt

den Arm Desjenigen, gegen dessen ungerechte An¬

griffe eS das Recht der Abwehr versagt, und ab¬

gesehen von der Unauöführbarkcit im Leben ist es

eine Bestimmung, welche die Würde des ehrenhaf¬

ten Bürgers verletzt und das Eigenthum des ruhi¬

gen Besitzers Preis gibt: daß Selbstvcrthcidignng

nur da erlaubt sepn soll, wo das Abwarten der

Hülse des Staates unersetzlichen Schaden zur Folge

haben würde. "0

Diese Beschränkung, welche bei deutscher Mä¬

ßigung üherhaupt, als Regel aufzustellen, durchaus

unzweckmäßig scheinen möchte, dürfte daher auch un-

anwcndbar seyn in den Rheinprovinzen, die zu den

Landern des fränkischen Stammes, des Stam¬

mes freier Männer, gehören, der erniedrigendem

Zwange und feiger Duldung immer abhold war vor

de» andern deutsche» Stämmen. ^ Noch heute

-) A. L. R. Th. il. Tit. 20. §. 517. 52». Vgl. auch
Eml. §. 78. u. Th. 1. Tit. 7. §. 1-11. 1»5.

55) tleiis li'e.iiieoi-uiii inctvtii, iiuctnie <!,-« ooiulita,

klirtls in -ii'inis, tieniii siiicis loeilvre, iirotunN» in

cousilin, oni'iioi'S nebilis et inciilumiz, — eimilvi's

et s»eini>. oxiexiii, iiuMix, vetvx et »siiern. — I>eo-

IvL- »N xnot. lex. Äül.
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weis't uns der Enkel der übcrmüthigcn Kölner auf
das Statut seiner Vorfahren, welches dem Grund¬
sätze huldigte: »Ein Hausmann in seinem Haus
solle so frei scyn, wie der Kaiser in seinem Land'.«
Mögen daher auch der Rheinischen Gesetzgebung
ewig fremd bleiben die Bestimmungen des allge¬
meinen Landrechts und der Preußischen Gesinde-
Ordnung vom 8- November 1810, wonach die Herr¬
schaft im Ausbruche des Zorns gegen das Gesinde
sich Thatlichkeiten erlauben darf, *) die Züchtigung
der als Gesinde dienenden Untcrthanen-Kinder
(deren es bei uns freilich keine gibt) gesetzlich ist,
und sogar dem Pächter übertragen werden kann,
und der Gebrauch der ledernen Peitsche sanktionirt
wird. 55)

Gewiß waren in Preußen diese Bestimmungen
ein Uebcrgang zur Milde, und den Mißbrauch
vielmehr beschrankend als befördernd, aber »es
wäre ein großer Jrrthnm, aus diesem Erfolge auf
die Brauchbarkeit des Gesetzes für alle Gebicts-
theile, insbesondere für das Rheinland, welches bei
der Lücke im Zivilrechte der Hülfe bedarf, aber
diese nicht mehr eben so, wie der frühere Leibei¬
gene oder gedrückte Untcrthan eines Grundherrn,
in der Preußischen Gesinde-Ordnung zu erkennen
vermöchte, zu argumeutiren.« Nach unseren

A. L. R. Th. II. Tit. 5. §. 77. — n. g. 7I. u. 77.

der Gesinde-Ordnung v. 8. Novbr. 1810.

A. L. R. Th. II. Tit. 7. 227.228. Anhang Z.105.

Bon Oppen. Beiträge zur Revision der Gesetze.
Cöln 18Z3. Der Verfasser liefert uns in dieser Schrift

schätzbares Material zu einer Gesinde-Ordnung für

die Rheinprovittzen, denen eine solche — abgesehen
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Begriffen beschimpft es den Herrn, wenn er sich
im Zorne an die Person des Dieners vergreift,
und den Diener, wenn er es zu ertragen gesetzlich
für schuldig erklart ist, noch mehr, wenn er nicht
nur Ausbrüchen des Zornes, sondern der kaltblütig
diktirten Züchtigung seinen Korper Preis geben
muß. Möge das Verhaltniß durch die Gesetzge¬
bung zu einem Bande der Treue und liebreichen
Theilnahme am gegenseitigen Wohl geadelt werden;
möge die Gesetzgebung aber auch nicht aus den
Augen verlieren, daß das Dienstbotenverhältniß
mehr der Sitte, als dem Rechte angehört; daß
das Recht es nur mit dem Vertrage, und den,
beim Maugel eines besonder«! Ucbereiukommcns,
gesetzlich anzunehmenden Rechten und Pflichten zu
thun hat, das Verhaltniß zwischen Herrschaft und
Dienstlcuten aber sich im Leben nach dein besonder«!
Bedürfniß auf unzählige verschiedene Arten gestal¬
tet, und die Staatsregicrung hier unendlich mehr
durch moralischen Einfluß, denn durch starre Gc-
setzesformen, einwirken kann. Freilich würde die
Gesetzgebung ein schönes Ziel verfolgen, wenn sie,
so weit sie es ohne Rechtsverletzungen und Jncon-
vcnienzen vermöchte, auf Geist und Geinüth der
Dienstboten durch die Herrschaft auf eine vorthcil-
hafte Weise zu wirken, und so die nieder«! Stande
durch die höhern allmählig heranzubilden und zu
veredeln sich bestrebte! Indessen denken wir mit
den französischen Gesetzgebern: On Avnvorne mal,
gunncl oa Aoavoimö bic»p>.

von den beiden Artikeln 1780. u. 81. d. V. G. B, —
gänzlich fehlt.
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Nicht zu verwundern ist es, wenn in der Rhein¬
provinz schon höhere Ansprüche an die Gesetze in
Beziehung auf Humanität und Achtung gegen das
Individuum gestellt werden können, da eine so tiefe
Erniedrigung der geringeren Classen, wie in andern
Provinzen unseres Staates, in dem Rheinlande zu
keiner Zeit bestanden hat. Bürger ist Bürger; Unter¬
schiede der Herkunft und Bildungsstufe erfordern,
nach des Rheinländers Begriffen, keine verschiede¬
nen Rcchtsstufcn, und die größte Befrcmdung würde
in der Rhcinprovinz die gesetzliche Bestimmung er¬
regen: daß Personen ans dem Bauern- oder ge¬
meinen Bürgerstande Schmerzen-Geld sollen ver¬
langen können, die andern hingegen nicht.

Als ungeeignet, nicht der Sache, wohl aber
der Form nach, möge daher auch die Bestimmung
des Landrechts ans der Gesetzgebung gelöscht wer¬
den: daß es verstattct scyn soll — »sich gegen
wilde Thiere zu vcrthcidigcn.« Die Acugstlich-
keit, mit welcher hier so sichtlich die Grenze zwi¬
schen dem ersten Menschenrechte auf der
einen — und dem Iagdgerechtsam auf der
andern Seite gezogen wird, beleidigt das humane
Gefühl.

Auch das Ncchtsverhältniß der Abwesenheit
darf hier erwähnt werden. In keinem Gesetze sind
noch die der Person schuldigen Rücksichten durch

A, L. R. Th. I. Tit. 6. §. 112. 114.
"*) A, L. R, Th. l. Tit. 9. §. 155.
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zweckmäßigere Bestimmungen über die Rechte der

Abwesenden festgehalten, als dies im Rheinischen

Rechte der Fall ist. Zwar gebührt hier den preu¬

ßischen Gesetzgebern das Verdienst, die Bahn ge¬

brochen zu haben in einer durch die früher» Gesetze

sehr vernachlässigten Materie, und den französischen

Gesetzgebern kann man nur das Verdienst der Fort¬

bildung und Vervollkommnung des bereits aufge¬

stellten Systems zusprechen; *) allein es bleibt

dies immer ein Verdienst, und gerade jener Um¬

stand berechtigt uns um so mehr zu erwarten, daß

die unverkennbaren Vorzüge unserer Gesetzgebung

in dieser Materie bei der Revision nicht allein

unsrer Provinz nicht werden genommen, sondern

auch bei der Revision der allgemeinen Gesetzgebung

Preußens einer bcsoudcrn Beachtung gewürdigt
werden.

Das Rheinische Gesetzbuch vereinigt offenbar

auf eine sehr billige und humane Weise die In¬

teressen der muthmaßlichen Erben mit der dem Ab¬

wesenden schuldigen Berücksichtigung seiner Rechte.

Stufenweise, mit zweckmäßigen Fristbcstimmungen,

werden die zu Gunsten des Abwesenden getroffenen

Vorkehrungen gemindert, mit der größeru Unwahr-

scheinlichkeit der Rückkehr die Befugnisse der Erben

erweitert, und zuletzt jede Beschränkung binweg-

genommcn; auch wird die Sache bierdurch nicht

merklich komplizirt; außerdem sind die Verfügun¬

gen des Code in Beziehung auf den Fruchtgenuß

P Vcrgl. hierüber Grolman's Handbuch üb. d. Code

Napoleon. Vd. i. S. stlü.
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und die Herausgabe im Falle der Rückkehr sehr
zweckmäßigangeordnet, und eine vorzügliche Be¬
achtung verdient die Bestimmung, daß Jeder, der
ein dem Abwesenden angeblich angefallenes Recht
in Anspruch nimmt, den Beweis führen muß, daß
derselbe den Anfall erlebt hat.

Eine besondere Aufmerksamkbit von Seiten der
Gesetzgebung, auch in unsrcr Provinz, erfordern
die Verhältnisse der Juden; die Aufgabe unsrcr Zeit
ist es in dieser Hinsicht, Dasjenige wieder gut zn
machen, was Vorurtheil und Kurzsichtigkeit der frü¬
heren Zeitalter gesündigt hat. Es ist nicht zu leug¬
nen, daß die völlige Gleichstellung der Juden mit
den übrigen Staatsangehörigen in den politischen
Rechten noch manchen Bedcnklichkcitcnunterliegt,
und allerdings müssen die Juden noch Manchem
entsagen, was in zu schroffem Mißvcrhältniß zu
den Sitten unsrer Völker und dem Charakter unsrer
Staaten steht; indessen ist auch nicht zu verkennen,
daß die Juden um so hartnackiger an manchem
Vorurtheile halten, je mehr man sie von der Ge¬
meinschaft des bürgerlichen und politischen Rechts
entfernt hält, und daß es immer noch besser ist,
auf die Gefahr augenblicklicher Uebel hin, den lan-
tcn Forderungen der Humanität nachzugeben, als

P S. Art. 135. d. B. G. B.
Natürlich erlöschen die Erbschaftsklagendes Ab¬

wesenden und seiner Rechtsnachfolgernur in der ge¬
wöhnlichen Verjährungsfrist. Vergl. Art. 13?. d,
B. G. B.
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der Furcht möglicher schlimmer Folgen die höchsten

Interessen der Gerechtigkeit und der Humanität

zum Opfer zu bringen.

Jede Emanzipation erzeugt für den Augenblick

Uebelständc, so wie überhaupt jede großartige Er¬

scheinung des Lebens augenblickliche Stockungen,

und von einem zu nahen und niedrigen Gesichts¬

punkte aus betrachtet, gefährliche Wirkungen er¬

zeugt. Selbst die Erfindung der nützlichsten Ma¬

schine kann für den Augenblick einem großen

Theilc der Bevölkerung eines Staates, indem sie

dieselbe ihre Nahruugsquclle beraubt, einen em¬

pfindlichen Schlag versetzen; diesen rasch durch

neue Anregungen der Thätigkcit in veränderter Rich¬

tung zu lindern, ist die Aufgabe der Staatsver¬

waltung, nicht, die Erfindung zu unterdrücken;

Wer wollte die Erfindung der Buchdruckerkunst

verdammen, weil sie Taufende von Schreiber-Hän¬

den außer Thätigkeit gesetzt hat?

Eine Gleichstellung der Juden im Rechte liegt

im Wunsche aller humanen und denkenden Rhein¬

länder. In andern Ländern mag diese Gleichstel¬

lung unausführbar scyn, in den Rheinprovinzen

ist sie es nicht, weil hier die Juden sich dem Geist

der Zeit gefügt, beinahe bis zur Unkenntlichkeit

unter das übrige Publikum sich jgemischt haben,

und ihr Glaube an sich keineswegs mit der

politischen Ordnung der Staatsgesellschaft unver¬

einbar ist.

Höchst unwürdig unseres Zeitalters erscheint

es überhaupt, die äußere Form des religiösen Le¬

bens, die mit jener der Mehrzahl oder des Herr-
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sehenden Thcilcs nicht übereinstimmt, mit Nachthci-

len im Rechte zu belegen. Nur solche Religionen,

welche Grundsätze ausstellen, die den ewigen Ge¬

setzen der Moral zuwiderlaufen, oder mit der be¬

stehenden, und als vernünftig erkannten bürgerli¬

chen Ordnung sich nicht vertragen, darf der Staat,

wenigstens in ihren Aeußerungen, verbieten; Mei¬

nungen kann er nicht verbieten, auf diese kann er

nur durch Belehrung einwirken.

Das Reinere und Bessere, das den Menschen

mehr veredelt, der treuere Spiegel des Ewigen,

Göttlichen, macht sich leicht erkennbar vor den Nc-

belwcrken einer ungelautcrten Vernunft und den

Erfindungen einer beschränkten Einsicht. Bei höhe¬

rer allgemeiner Bildung und allseitig gewecktem

Nachdenken kann der Sieg der Wahrheit nicht

ausbleiben; durch Anregung des freien, geistigen

Verkehrs mit Fernhaltnng alles dessen, was die

Moralitat und die bürgerliche Ordnung zerstört,

befördere man daher den Sieg der Wahrheit, und

man wird die Menschheit ihrem Ziele näher füh¬

ren. Deshalb ist auch zwischen im Staate aner¬

kannten, zwischen herrschenden und tolerirten Re¬

ligionen billig kein Unterschied mehr zu machen.

Es ist höchst charakteristisch, wenn man sogar in

diesen Dingen auf das historische Recht fußen will;

die Begriffe von wohlerworbenen Rechten

noch biö hiehcr verfolgen und von einem Besitz-

stande der Neligionsparthcien u. s. w. reden zu

wollen, ist die krasseste Sünde gegen die Vernunft,

mit der ein gebildetes Zeitalter sich beflecken kann.
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Man muß überhaupt den Grundsatz mehr fak¬
tisch anerkennen, daß die Religion mit dem Rechte
gar nichts zu thun hat; daß es gar nicht darauf
ankommt, was der Mensch glaubt, wenn es sich
um den Schutz seiner äußern Rechte und um Vortheile
bandelt, die er aus dem Staatsvcrbandc ziehen
soll. Darum tragt die Gerechtigkeit die Binde, weil
sie nicht auf die Person sehen darf: sie fragt nach
den Handlungen der Menschen, aber nicht nach
dem Glaubensbekenntnisse; im Gegcnthcil ist das
ihre höchste Pflicht, heilig und unverletzlichzu hal¬
ten das Individuum, und Alles, was ihm eigen
ist, sein Gut, sein Leben und was ihm am theucr-
sten und höchsten gilt: seine Uebcrzcugung, seinen
Glauben, sein Recht, zu denken, was seine Ver¬
nunft ihn lehrt. Und nicht allein völlige Gleich¬
stellung aller Religionen im Rechte; sondern auch
die höchste Delikatesse bei allen Gelegenheiten zu
beweisen, wo es sich um Anerkennung des Verdien¬
stes und um Beförderungen in den Staatsämtcru,
überhaupt um alle Ehrcnvorziigc und äußern Vor-
theilc handelt, muß der Negierungen erstes und
heiliges Bestreben seyn! —

Das Verhältniß der Kirchen und der Religi¬
on?-Diener zum Staate gehört dem öffentlichen
Rechte an, es liegt daher außer unsrcr Aufgabe,
zu prüfen, in wiefern das Landrecht hier die Be¬
fugnisse der Staatsgewalt und die Stellung der
Kirchen richtig aufgefaßt habe; doch darf hier der
Wunsch ausgesprochen werden, daß so Vieles, was
hier noch im Dunkeln liegt, ins Klare gestellt wer¬
den möge; daß das Verhältniß aller Religions-
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parthcicn, die eine förmliche Kirche bilden, gegen

den Staat, möglichst übereinstimmend festgesetzt,

und die Kirchen-Ordnungen durch den Staat und

die geistlichen Vorsteher gemeinsam gegründet, und

der politischen Ordnung angereiht werden; manche

Bestimmung des Landrcchts, welche zu sehr in das

Wesen der geistlichen Dinge eingreift, oder an sich

schon in ein Gesetzbuch nicht paßt, wird dann ge¬

wiß nach den geläuterten Begriffen der Gegenwart

und mit der Zartheit, welche der Humanität unsres

Zeitalters^ angemessen ist, verändert oder modifizirt

gegeben werden können. Einzelnes sogar ganz weg¬

bleiben müssen; z. B. der H. 74. des Th. II. Tit. 11.

Die Bestimmung des allgemeinen Landrcchls,

daß der Staat berechtigt ist, »jeden Einwohner zur

Beobachtung der äußern Kirchengcbräuchc und Ein¬

richtungen derjenigen Ncligionsparthei, zu der er

sich bekennt, in so weit anzuhalten, als davon,

vermöge der Gesetze, die Bestimmung oder Gewiß¬

heit bürgerlicher Rechte abhangt,« zeigt in

ihrer völligen Prinziplosigkeit, zu welchen Jncon-

„Zn wie fern sie (die Geistlichen) bei innerer Uebcr-
zeugung von der Unrichtigkeit dieser Begriffe (ihrer
Meligionsparthic) ihr Amt dennoch fortsetzen können,
bleibt ihrem Gewissen überlassen." — Freilich bleibt
eS ihrem Gewissen überlassen;denn welchem Gesetzgeber
konnte es einfallen, an eine innere Ueberzeu.
gung, die nicht äußerlich hervortritt, äußere Folgen
zu knüpfen? aber es ist eine Unflttlichkeit des Gesetzes,
wenn es der Heuchelei noch eine positive Sanktion
angedeihen läßt.'

**) z, 1(2. des Th. tt. Tit. 11.
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scgnenzcn und Collisionen dcr Mangel einer reinen

und richtigen Sondcrung kirchlicher Dinge vom

bürgerlichen Rechte führen muß.

Trauen, Taufen und Begraben sind geistliche

Geschäfte; de» drei wichtigsten Momenten des mensch¬

lichen Lebens ist durch die Religion, die einen so

allmachtigen Einfluß auf die sittliche Ordnung be¬

hauptet, mit großer Weisheit eine Weihe und Hei¬

ligung gegeben; es ist eine schone Idee, daß die

Religion uns ins irdische Leben einführt, daß

sie uns wieder einführt in das erhöhte mo ra¬

sche Leben, das mit der Verbindung dcr Ge¬

schlechter beginnt, und uns zuletzt hinüber geleitet

aus dem irdischen Seyu in das erhöhte geistige

Leben, das rein ist von irdischer Zuthat, wie des

Christcnthums geläuterter Glaube lehrt. In deu

Zeiten einer unvollkommncren Staatöorganisation,

und besonders bei einer völligen Einheit dcr Reli¬

gion, mochte man dcr Controlle, welche die Geist¬

lichkeit über die Geburten, Heirathcn und Stcrb-

fälle in ihren Tauf- Trainings- und Stcrbcbüchcrn

führte, ein öffentliches Ansehen und eine Bedeutung

in Beziehung auf das bürgerliche Recht beilegen;

damals war die bürgerliche Verwaltung noch nicht

in dem Maße geordnet, um über diese Verhaltnisse

Aufsicht und Nachweise führen zu können. Gewiß

aber erfordert die Wichtigkeit dieser drei Momente

für das bürgerliche Recht die Mitwirkung eines

bürgerlichen Beamten in unserer Zeit um so mehr,

da die Grenzen dcr kirchlichen Gemeinden mit de¬

nen dcr bürgerlichen Gemeinden regelmäßig nicht

zusammenfallen; da überdies so vielerlei Rcligions-
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parthcien in der bürgerlichen Gemeinde durch ein«

ander wohnen, und überhaupt die Vollziehung oder

Unterlassung der religiösen Handlung in Beziehung

auf das bürgerliche Recht billig ohne allen Einfluß

bleiben muß. — Dieser letztere Umstand wird beim

Ehercchte noch einmal zur Sprache kommen.

Die kirchlichen Nachweise werden hierdurch

noch nicht für überflüssig erklärt; für kirchliche

Zwecke müssen sie, wie dies auch bei uns geschieht,

immer noch geführt werden: wer in den geistlichen

Stand eintreten will, muß nachweisen, daß er ge¬

tauft ist; ein kirchliches Ehchinderniß kann durch

die Kirchenbücher coustatirt werden; aber das bür¬

gerliche Recht hat hiermit nichts zu thun: ob das

Kind durch die Taufe einer Kirche angehört, dies

kann bei der Frage: ob das Kind dem Staate an¬

gehört, und welche bürgerliche Rechte es geltend

machen kann, gar nicht in Betracht kommen; hier

muß der Ungetanste dem Getauften gleich stehen.

Die kirchlichen Register können in gewissen Fallen

bei der Beweisführung des bürgerlichen Standes

noch immer zur Berücksichtigung kommen; aber im

Allgemeinen können sie nicht alS genügend ange¬

sehen werden; so steht z. B. die Trennung von

Tisch und Bett mit der kirchlichen Ordnung in

keiner nothwendigcn Beziehung: hierüber kann also

auch nicht füglich eine kirchliche Coutrolle angeord¬
net werden.

Es ist daher ein unbestreitbares Verdienst des

französischen Gesetzes um die bürgerliche Ordnung,

daß es die Führung von Geburts- Trauungs- und

Sterberegistern den bürgerlichen Beamten übergeben
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Dingen, welche sie gar nichts angehen, beseitigt,

und unzähligen Unordnungen, Betrügereien und

Ncchtsungewißhcitcn vorgebeugt ist. Auch ist es

nicht zu leugnen, daß die vom französischen Rechte

vorgeschriebenen Formen im Ganzen zweckmäßig

sind, und so dürfen wir erwarten, daß dieses In¬

stitut bei dcr Revision unsrcr Gesetze nicht wieder

werde ausgehoben werden: die Nhcinprovinzen san¬

gen eigentlich erst jetzt, mit dem Ablauf einer Ge¬

neration, an, die Vortheilc dieser, dcr Sicherheit

der Privatrechtc und dcr öffentlichen Ordnung so

sehr förderlichen Einrichtung, in ihrem ganzen Um¬

fange zu genießen. Gewiß wäre es auch sehr zu

wünschen, wenn dies Institut, wenn auch vielleicht

nur modifizirt, im ganzen preußischen Staate bal¬

dige Aufnahme fände: und dic Einsicht und dcr

gute Wille unsrer Staatsregierung, die keine Ver¬

besserung übersieht oder verachtet, läßt uns dies

sogar mit Zuversicht erwarten.
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IX.

Familien- Rechte.

Eheliches Verhalt n iß.

^ic Ehe ist das Grundvcrhältniß der Gesellschaft;

sie ist der Anfangspunkt der Familie, und die Fa¬

milie ist der Anfangspunkt des Staates. Das un¬

mittelbar mit der menschlichen Natur gegebene Be-

dürfniß der Annäherung und Vereinigung der Ge¬

schlechter ist das Urprinzip aller irdischen Ordnung.

Kein Gesetzgeber brauchte den Weg zum Herzen

zu zeigen, kein Staat brauchte Familien zu stiften;

er findet die Familien schon vor, und auch der Geist,

in welchem sie bestehen, ist nicht das Werk der

Staatsgewalt. Der Geist der Familie geht in die

politische Ordnung über, deren Lenker dann hinwie¬

derum durch ihre höhere oder geringere Weisheit

einen mehr oder minder vortheilhaften oder selbst

verderblichen Einfluß auf ihn ausüben können.

Dieser Geist der Familie nun ist die bedeu¬

tendste und inhaltreichste Aeußerung des Volkscba-

rakters; er ist vielfach bedingt durch die äußere9
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Lage, Clima mid besonderes Bedürfniß. Vor Allem
bedeutend wirkt die Volksrcligion auf ihn ein, (die
freilich auch wieder mit Charakter des Volkes selbst
schon unmittelbar gegeben ist,) und bestimmt ihn
schon in seinen Grundzügen, die der bürgerliche
Gesetzgeber nicht verlassen darf, wenn er nicht auch
die Religion selbst stürzen oder umstalten will. Bei
roheren Völkern, in den Zeiten der ersten Entwik-
kelung der Staaten, bemerken wir, wie noch ein
und dasselbe Gesetz alle moralischen, religiösen,
privatrcchtlichcn und politischen Begriffe umfaßt;
der Gesetzgeber beherrscht noch alle diese Verhält¬
nisse zugleich, die in ungesonderter Masse da lie¬
gen; jene wichtigsten Anordnungen, die er am un¬
erschütterlichstenbefestigen will, von denen er den
durchgreifendsten Einfluß erwartet, wo es aber
auch um so festerer Bande bedarf, weil es gilt,
den Naturtrieb zu bändigen und die Sitte un¬
wandelbar zu bestimmen, — diese kettet er an den
Himmel; er gibt ihnen das Mysterium zur Seite,
und versschert steh des gewaltigen Eindrucks, den
der Glaube an eine unmittelbare Theilnahmc und
Einwirkunghöherer, unsichtbarer Gewalten aus die
rohen Geister ausübt. Die Gebote der Vernunft,
die in dem unentwickelten Geiste des Volkes noch
nicht zum Bewußtseyu gekommen sind, gibt er als
unmittelbareBefehle der himmlischen Mächte, und
die einzelnen Lehren des Sittengesetzes, welches in
des Menschen eigner Brust wohnt, holt er für Jene,
welche die Würde ihrer göttlichen Natur verken¬
nend, denAeußerungen des menschlichen Geistes
ihre Achtung versagen würden, zum Schein und
Blendwerk vom Himmel herab. So haben es die
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größten Gesetzgeber aller Völker gcthan, und so
haben sie insbesondere den Geist des Familienle¬
bens, welcher die bedeutendste Seite der Sitte dar¬
stellt, und zur tüchtigen Grundlage einer tüch¬
tigen Ordnung des gesellschaftlichenZnstandcs
gebildet werden mußte, gewöhnlich durch mysteri-
sche Formen in die politische und religiöse Ordnung
aufs Innigste verflochten. Aber auch seit der Zeit,
daß Religion, Sitte und Recht ein mehr getrenn¬
tes Daseyn haben, sind sie immer bedacht gewesen,
durch weise Gesetze über das eheliche Verhältniß
den Geist der Ehe und der Familie auf der mög¬
lichst erreichbarenHohe zu befestigen, durch Gesetze,
welche dem Geiste der Völker angemessen, und zu¬
gleich den Geboten der Sittlichkeit entsprechend
waren, durch Gesetze, die in möglichster Veredelung
die spezielle Moralitat des einzelnen Volkes
darstellten.

In nnscrm Zeitalter sind alle Seiten des Le¬
bens durch gereifte Erkenntnis! gesondert; die Re¬
ligion hat ihren Kreis; die Moral ist in Systeme
gebracht: und diejenigen Vorschriften, welche die
besondere Vernunft unsrcr Völker als nothwendige
und unnachläßliche Grundlage ihrer gesellschaftli¬
chen Ordnung denselben bezeichnet, sind zum Zwangs¬
rechte erhoben worden; unsre bürgerliche und öffent¬
liche Gesetzgebungbilden schon, so zu sagen, eine
rein vertragsmäßige Grundlage unsrer Staaten,
und werden dies bei zunehmendem Bewußtscyn
noch mit immer mehr Wahrheit thun; das eheliche
Verhältniß hat durch des Christenthums ewige
Wahrheit, (welches die höchsten moralischen

9*
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Einsichten der heutigen gebildeten Welt in sich
schließt oder doch ausgebildet hat,) schon eine be¬
stimmte und allgemein gültige Grundlage erhalten.
Diesen Charakter soll der Gesetzgeber nicht verletzen:
— er schreibt kein Sittengesetz, und die höchsten
Vorschriften des Sittengesctzcszum Zwangsrechte
erheben wollen, wäre ein unglücklicher Versuch, die
Menschen zu ihrem Ideale herauf zu schrauben;
aber dennoch soll das positive Gesetz die Sitten¬
gesetze so hoch hinauf verfolgen, wie die schon wirk¬
lich vorhandene oder doch möglicher Weise herbei¬
zuführende moralische Erhebung des Volkes es nur
immer gestattet, und nur da darf es sie verlassen,
wo überhaupt der Zwang nicht mehr förderlich für
die Ordnung und Glückseligkeit der Gesellschaft,
und somit auch, gegenüber dem natürlichen An¬
sprüche des Individuums auf Freiheit, nicht mehr
gerechtfertigt erscheint; — wo auch schon die Rück¬
sichten der Klugheit zur Verhütung größerer Uebel
Nachsicht mit den Schwachen der menschlichen Natur
erfordern. Ter gewaltigste der Naturtriebe, der
den Mann zum Weibe hinreißt, und das Weib an
den Mann fesselt, der unter der Leitung der Ver¬
nunft zur ersten Quelle alles Heiles der Menschheit
wird, er ist auch durch die Lenkung weiser Anord¬
nungen des Privatrechtsdas umfassendste und nim¬
mer sich erschöpfendeMittel zur Förderung des
höchsten Ziels der Staatsgescllschaftcn, so wie um¬
gekehrt eine verkehrte Gesetzgebung in Beziehung
auf das eheliche Verhältniß die Völker dcmoralisi-
ren und die Staaten selbst zum allmähligen Unter¬
gange hinführen muß.
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Große Lehren kann hier der Gesetzgeber aus

der Geschichte schöpfen. Die lange Bahn aller hi¬

storischen Gestaltungen im Leben der Völker entlang

laßt sichs verfolgen, wie kräftige sittliche und po¬

litische Haltung der Völker auf der einen, und

strenge Ehegcsctze und ein würdiges Familienleben

auf der andern Seite in ununterbrochener Wech¬

selwirkung stehen: wie der kräftigere und reinere

Volkscharakter auch in einer höhern Moralität der

Ehcgesetze sich kund gibt, mit der allmahligen Ver¬

derbnis? stufenweise auch die Lockerheit der Ansichten

und Sitten in Beziehung auf das eheliche Leben

hervortritt, und wie nachher, wenn die Gesetzge¬

bung ihren eigentlichen Standpunkt verkennt, und

keinen festen und kräftigen Damm den immer ra¬

schern Fortschritten der Sittcnvcrschlimmernng ent¬

gegensetzt, die Staaten in einem Strome von Ver¬

derbnis? untergehen.

Freilich läßt sich ein verderbtes Geschlecht zur

Tugend nicht zwingen; doch muß das erste Augen¬

merk des Gesetzgebers scyn: die Schranken der

Sitte zu befestigen, dem Laster nirgendwo auch nur

mittelbar Begünstigung angedeihen zu lassen, von

der Unsittlichkeit nicht die Schande hinwegzuneh-

mcn, und der scheinbaren Glückseligkeit Weniger

oder der Billigkeit gegen Einzelne das wahre

Heil des Ganzen nicht aufzuopfern. Die Kraft

der Staaten beruht in der Kraft der Sittengesetze;

wer diese verachtet, wer die engsten, am innigsten

das eigne Individuum umschlingenden Bande schän¬

det, und als Mensch und als Familienglied von

grober Makel steh nicht frei erhält, dessen Sinn
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für das mehr fern stehende Allgemeine, —

dessen Bürgersinn kann mir von sehr zweifelhaftem

Werth seyn: so wie umgekehrt der bessere Geist,

der die Familienverhältnisse dnrchdringt, auch in

das gestimmte Staatslebeu übergeht. Je mehr also

in der rechtlichen Anordnung der Familienverhält¬

nisse die Sittengesctze d. h. die durch das erkannte

Sittcngesctz gegebenen Wahrheiten festgehalten sind,

desto kräftiger ist das Wobl der Staaten und das

Gedeihen der Menschheit im Allgemeinen gefördert-

Daß diesen Grundsätzen gemäß die Rheinische

Gesetzgebung im Vergleich mit dem Landrcchte durch

wesentliche Fortschritte zum Bessern geadelt wird,

wollen wir in möglichster Kürze zeigen.

Der erste Vorzug des Code besteht darin, daß

er die religiöse Bedeutung des ehelichen Verhält¬

nisses von der rechtlichen rein absondert und

die Ehe, wie das bürgerliche Gesetz es auch der

Natur der Sache nach thun muß, als bürgerliches

Institut behandelt. Was den Einzelnen seine be¬

sonder» religiösen Begriffe lehren, darauf kann es

im Rechte nicht ankommen, und das bürgerliche

Gesetz kann nicht die Lehren des Sittengcsetzes,

wie jede einzelne Religion im Staate sie gibt, auch

für die Angehörigen dieser verschiedenen Religionen

zum Gesetze erheben; denn die Religion steht neben

dem Staate, sie hat einen andern, und zugleich

böhcrn Kreis: so wenig der Staat den Bürger zu

der äußern Uebung irgend einer Religion und zn

der Beachtung ihrer Vorschriften zwingen darf, —

weil er ihn zur Religion selbst nicht zwingen kann,

und die Uebcrzeugung frei ist, so wenig er ihn



199

zwingen darf, seine Ehe priesterlich einsegnen zu

lassen nach dem Ritus der Religion, in der er ge¬

boren ist, so wenig er ihn zwingen darf, die Ehe¬

verbote seiner Religion zu rcspektiren, von denen

das bürgerliche Gesetz nichts weiß: sowenig darf er

einen Diener der Religion zwingen, einer vom bürger¬

lichen Rechte nicht verbotenen Verbindung die reli¬

giöse Weihe zu ertheilen, wenn die Religion, deren

Diener er ist, eine solche Verbindung untersagt, —

weil die Religion frei ist in ihren Lehren und Dog¬

men, wie der Einzelne in seinem Glauben. Gegen

diese einleuchtenden Wahrheiten finden wir nun im

Landrechte die auffallendsten Verstoße. Indem es

die pricsterliche Einsegnung als integrirendcs Merk¬

mal der ehelichen Verbindung auch in Beziehung

auf die rechtlichen Wirkungen der Ehe ansieht, sah

es sich von der einen Seite gcnöthigt, gegen alles

Prinzip, den Staat für berechtigt zu erklären, den

Bürger zur Beobachtung gewisser äußern Kirchen-

gebränche und Einrichtungen derjenigen Religions-

parthei, zu der er sich bekennt, zu zwingen

von der andern Seite aber der Staatsgewalt eine

ungeeignete Einmischung in kirchliche Dinge zuzu¬

gestehen, und namentlich für den Fall, daß »ein

katholischer Pfarrer Anstand nimmt, eine Ehe,

welche nach den Landcsgesetzen, erlaubt ist,

um deßwillcn, weil die Dispensation der geistlichen

Obern nicht nachgesucht oder versagt worden, durch

Aufgebot und Trauung zu vollziehen,« die Ge¬

richte mit der Sorge für eine priesterliche Ein¬

segnung, allenfalls durch den Geistlichen einer frem-

P Der bereits angef, §. 112. des A. L. R. Th. Il, Tit. Lt.
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den Rcligionsparthei zu beauftragen. "0 Aus dem¬

selben Geiste hervorgegangen ist die eben so unhalt¬

bare Bestimmung des Landrechts, daß die Trau¬

ung Derer, welche zur Militärgerichtsbarkeit gehö¬

ren, ohne Unterschied der Religion von dem Feld¬

oder Garnisonprcdiger geschehen müsse. Diesen

und unzahligen andern Ucbelstäuden ist nach Rhei-

nischcm Rechte durch das Institut der bürgerlichen

Ehe von Grund aus abgeholfen. Hier kann der

Katholik, welcher eine nach kanonischem Rechte

wegen zu naher Verwandtschaft verbotene, nach

Civil-Rccht erlaubte eheliche Verbindung eingehen

will, oder der bei Lebzeiten seines für bürgerlich

todt erklärten oder seines gerichtlich von ihm ge¬

schiedenen Ehegatten sich wieder verheirathen will,

das bürgerliche Band der Ehe knüpfen, wel¬

ches die rechtlichen Wirkungen der Ehe bestimmt;

die religiösen Gebrauche einer fremden Religion in

einem solchen Falle zu subsiituircn, hat gar keinen

Sinn, und geht höchstens auf Proselptcnmacherei

hinaus.

Wenn das Rheinische Gesetzbuch den Formen

der Religion, wie billig, alle Bedeutung in Be¬

ziehung auf das bürgerliche Recht genommen, so

hat es sich um so mehr dem Geiste unsrcr gött¬

lichen Religion angeschlossen, die hohern Gesetze

der Sittlichkeit mit weisen Beschränkungen des er¬

sten Grundsatzes durch dringende Ncbenrückstchtcn

zum Rechte erhoben, und das veredelte Volksge¬

fühl überall festzuhalten gesucht.

A. L, N. Th, ll. Tit. 11. §. 442-41». Anh. §. IN.
Cbendas. §. 4S7.
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Schon bei dcr Bestimmung der Eheverbote

wegen zn naher Verwandtschaft bewährt das Rhen

nische Gesetzbuch seinen edlern Standpunkt. Wer

in der Familie hcirathet, geht regressiv gegen die

Natur zn Werke; so weit das verwandtschaftliche

Band noch vorherrschend und mit Bestimmtheit

dem Gefühle erkennbar ist, muß die Geschlechts¬

neigung ausgeschlossen bleiben; Ehen zwischen Oheim

und Nichte, zwischen Tante und Neffen sind darum

dem richtiger» Volksgcfühle ein Grauel. Daß dies

so ist, ist ein Gewinn für die Sittlichkeit: das Ge¬

setz, welches dies Gefühl durch Hinwegnahmc des

Eheverbotes zu vernichten sich bemüht, bringt die

Sittlichkeit in Gefahr; das vertraute Zusammen¬

leben, welches sehr häufig zwischen dem unverhci-

rathcten Oheim oder Taute, und dcr Familie des

verhcirathctcn Bruderö Statt hat, und der beinahe

dem elterlichen gleich kommende Einfluß des Oheims

und der Taute auf die sittliche Eutwickelnug und

den Sinn ihrer Geschwisterkinder überhaupt, kann

leicht mit Hülfe der unbedingten Freiheit dcr ehe¬

lichen Verbindungen dieser Art die Reinheit dcr

Sitten im Schooße der Familie zernichten, die dem

Gesetze so heilig seyn soll, und für Kuppeleien oder

doch solche Verbindungen, wo es wenigstens von

dcr einen Seite an einer wahrhaften Gcschlcchtö-

ncigung fehlt, ist hier ein weites Feld geöffnet.

") Auf eine genauere Begründung der Eheverbote zwi.

scheu nahen Verwandten kann hier nicht eingegangen

werden. Die Familien sollen sich nicht in sich selbst

zusammenziehen, sondern sich in den Staat hinein,

nach außen, auflösen: die Einheit, nach deren Her-



Sehr wohlgowählt sind also die Bestimmungen des

Rheinischen Gesetzbuches, welches dergleichen Ehen

allgemein verbietet, und nur ans dringenden

Gründen Dispensation durch den König gestattet.

Nach Preußischem Landrechte sind solche Verbindun¬

gen regelmäßig erlaubt, und nur der Sorge für

die Bevölkerung des Staates scheint die Vorschrift

ihre Entstehung zu verdanken, daß zur Verheira-

thung des Neffen und der an Jahren alteren Tante

die Erlaubniß des Staates nachgesucht werden

muß.

Auch die Möglichkeit der Ehe zwischen dem

einen Ehegatten und den unehelichen Kindern des

stellung die menschliche Natur ringt, sollen sie herzu¬

stellen beitragen, indem sie sich nicht in sich abschließen,

und in sich eine beschrankte Einheit festhalten, sondern

in der Gesammtheit die Einheit fördern. Das höchste

Prinzip der Menschheit selbst fordert also das Verbot

der Verwandten-Ehen schon; hiermit kann es aber

wohl bestehen, wenn, nach dem Buche Genesis, die

ersten Geschwister mit einander sich verbinden: wen»

die Menschheil mit Einem Paare begann, so war das

geschwisterliche Verhältniß die größte Extension deS
Menschengeschlechts.

Wahres liegt übrigens auch in dem, was lVlontos-

guiou üö I' osp. N, I. liv. XXVI. obnp. 1-1. über

diesen Gegenstand bemerkt, und die Erfahrung bestä¬

tigt es, daß die Verbindungen naher Verwandten auf

die Individualität der Nachtommenschaft einen nach¬

theiligen Einfluß haben, und die Freiheit solcher Ver¬

bindungen die Moralität gefährdet.

5) Art. 163. 161. d. B. G. B.

»-!-) A. L. N. Th. II. Tit. 1. Z. 8.



andern findet sich noch im Anhange ausgesprochen,
und nur Dispensation wird erfordert. Mit
Recht verbietet das Rheinische Gesetzbuch solche
Ehen schlechterdings. Wo die Vaterschaft ge¬
setzlich gar nicht cristirt, da ist freilich das Verbot
vergeblich; indessen fallen in diesem Falle regel¬
mäßig auch die Motive des Verbotes weg', und
der große Vorzug dieses Gesetzes ist es überdies :
daß es durch die Strenge des Grundsatzes auch
da, wo das Verbot an sich vergeblich ist, im All¬
gemeinen auf die Ansichten zu wirken, und das
bessere Gefühl zu bewahren und zu bestärke» sucht.
Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, ist es
auch eine Veredelung des Rechts, daß Schwägcr-
schaft, gleich dem geschwisterlichen Vcrhaltniß, als
Ehehinderniß gilt.

Der größte Vorzug des Rheinischen Gesetzbu¬
ches aber besteht unstreitig darin, daß es den Cha¬
rakter der Ehe selbst wahrhafter erkennt, und in
den daraus entspringendenFolgerungen richtiger
festhält, als das Preußische Landrecht. Das Wesen
der Ehe besteht in der physischen und moralischen
Verbindung von Personen verschiedenen Geschlechts:
das moralische Band, welches die Vereinigung adelt,
besteht in der Dauer, in der Treue und Ansschließ-
lichkcit. Ausschließung dieser Eigenschaften, so wie
Ausschließung der Befriedigung des Geschlechts¬
triebes würde dem Sinn der Ehe zuwider scyn.
Kindcrerzcngung ist die gewöhnliche Wirkung dieser
Verbindung: Kinderlosigkeit ändert an der Ehe

P A. L. N. ebendas. Anh. §. 62.
Art. 161. d. B. G. B.



selbst und ihrem Wesen nichts. Erziehung der

Kinder ist eine natürliche moralische Verpflichtung,

die auch der natürlichen Mutter gegen ihr unehe¬

liches Kind obliegt. ") Da durch die Ehe das

Kind beiden Eltern gesetzlich angehört, so muß

das bürgerliche Gesetz die Verpflichtung beider Ehe¬

gatten zur Erziehung der Kinder als rechtliche

Wirkung der Ehe aussprechen. Wechselseitige Un¬

terstützung der Ehegatten ist dem Wesen der Ehe

angemessen und unerläßlich; aber es ist unrichtig,

wenn das Landrecht die beiden Satze an die Spitze

stellt, »daß der Hauptzweck der Ehe Erzeugung

und Erziehung der Kinder sey, aber auch zur wech¬

selseitigen Unterstützung allein eine gültige Ehe ge¬

schlossen werden könne.«

Daß das Rheinische Gesetzbuch das Wesen der

Ehe richtiger aufgefaßt hat, obschon eine Defini¬

tion nirgendwo gegeben ist, wird sich aus den ein¬

zelnen Bestimmungen ergeben, eben so, wie sich

das, was in den System des Preußischen Land¬

rechts Verfehltes ist, durch das Hervorheben der

Grundznge desselben leicht darlegen läßt.

Die Daner der Ehe gibt dem Verhältnisse der

Geschlechter erst die moralische Würde; eine bloß

auf Zeit geschlossene Verbindung kann bloß sinn-

Die moralische Verpflichtung hat auch der Vater

eines unehelichen Kindes. Eine andere Frage aber ist

es: in wie weit das positive Recht hier einen Zwang

in Auwendung bringen kann. Hierüber im folgenden

Theile dieses Abschnittes.

55Y Th. It. Tit. 1. §. 1. 2.
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lich, und dem Wesen der Ehe zuwider seyn. Ehe

ohne Liebe ist ein Leichnam ohne Leben; die Liebe

aber gehört der Ewigkeit, die sinnliche Lust dem

Augenblicke an. Das erste Ziel des Gesetzes muß

daher dies seyn: die Festigkeit und Dauerhaftigkeit

der Ehen möglichst zu befördern. Es ist ein fürch¬

terlicher Grundsatz, der sich in einer Anmerkung

zum Entwurf des allgemeinen Gesetzbuches ausge,

sprechen findet, »daß die Freiheit eines jeden

Jndividui, die unmenschliche Grausamkeit, die

der Gedanke an eine unauflösliche unglückliche Ehe

in sich fasse, erfordern, daß diese Unglücksszenen

so viel als möglich verbannt, und dem Individuum

möglichste Freiheit der Trennung gewährt werde.«

Die wesentlichen Eigenschaften der Ehe be¬

stimmt das Sittengesetz: sie beginnt mit dem Ehe¬

vertrage; Gründe der Auflösung dieses Vertrages

muß es geben; aber der Vertrag ist für das Leben

abgeschlossen; die Gründung der Familie durch die

Ehe gehört dem Staate an, auch der Staat hat

ein Recht ans die Dauer der Ehen; das Recht des

einen Ehegatten an der Person des andern ist

durch den Ehcvcrtrag für Lebenszeit bestellt; es

gibt dafür keinen Ersatz, es kann verwirkt und

durch festen und unwandelbaren gegenseitigen

Entschluß aufgehoben, aber es darf nicht entzo¬

gen werden. »Je larer das Gesetz ist, je leichter

ein geknüpftes heiliges Band zu zerreißen, ein ge¬

schlossener Vertrag durch einseitigen Entschluß

aufzuheben ist, um so veränderlicher wird im Fort¬

lauf der Zeit die Gesinnung , um so unüberlegter

und übereilter der Entschluß, vm so starker der
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Einfluß der Leidenschaften,um so häufiger der
Wechsel, Tausch oder Kauf ehelicher Verhaltnisse,
um so unhciliger die Ehe, um so verwahrlos'ter
bei der großen Mehrzahl die Kinderzucht, um so
verderbter dem zufolge die Generation. Durch das
strenge Ehegcsctz wird hin und wieder der Einzelne,
durch das lare ein ganzes Volk unglücklich.« *)

Der Gedanke an die Unauflöslichkeit des Ban¬
des, wo keine verminderte Neigung, keine getausch¬
ten Erwartungen, keine vorher unbekannten Män¬
gel nnd Unannehmlichkeiten der Person des Aus-
ermählten einen Grund zum Rücktritt abgeben kön¬
nen, fordert Denjenigen, der den wichtigen Schritt
zu t hun im Begriffe ist, zu einer ernsten und reiflichen
Prüfung ans; ist die Wahl aber einmal getroffen,
ist der Abschluß des frühern vereinzelten, und der
Antritt des neuen gemeinschaftlichenLebens einmal
erfolgt, so hilft dass Bewußtsein? der Unmöglichkeit,
das Geschehene ungeschehen zu machen, auch grö¬
ßere Unannehmlichkeiten, denen man sich einmal
unwiderruflich unterworfen hat, als unabwendbare
Notwendigkeit ertragen. Die idealischen Hoffnun¬
gen der Jugend gehen ohnehin selten in Erfüllung:
dennoch lernt der vernünftige Mensch in der Regel
das Loos lieben, das er gezogen hat; nur bedarf
es strenger Religions - und bürgerlicher Gesetze,
welche den Impuls zur Resignation, den dem Men¬
schen sein veredeltes Gefühl gibt, nicht leichtsinnig

Aus der vortrefflichen Abhandlung d> H. Präs. von

Oppen. „Ueber Ehe und Ehescheidung." Siehedes¬

sen Beiträge zur Revision der Gesetze. S. 124. 12S.
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schwachen, und den schlüpfrigen Pfad nicht zeigen,
auf welchem man dem leidigen Joche sich entwin¬
den kann. Erhaben ist von dieser Seite betrachtet
die Satzung des katholischen Kirchenrcchts von der
Unauflöslichkeit der Ehe, welches von dem Grund¬
satze ausgeht: daß der sehr seltenen Fälle wegen,
wo Scheidung vielleicht eine Wohlthat scyn könnte,
dem Leichtsinne der muthwillig ihr Wohl verscher¬
zenden Menschheit nicht so großer, verderblicher
Spielraum gelassen werden müsse; daß das Leben
eine Prüfungsschnlesep; daß überhaupt die Ehe
ein Band der Tugend sey, und die Tugend grade
darin bestehe, die Prüfungen und Ucbcl eines har¬
ten ehelichen Loses zu ertragen; daß die Gefahr
sittlicher Uebel durch persönliche Trennung entfernt
werden könne, daß aber das Eheband selbst nur
durch den Tod zerrissen werde, und kein Grund so
triftig sep, um dessen Auflösung und die Gestat¬
tung einer anderweitigenVerheirathung zu recht¬
fertigen.

Treue ist das Wesen der Ehe; sie ist ein Ver¬
trag für das Leben, Glück und Unglück sind für
den Einen, wie für den Andern; erst im Unglücke
bewahrt sich die Treue: verderblich muß es also auf
den sittlichen Zustand des Volkes einwirken, wenn
das Gesetz selbst die Treue grade da, wo sie mit
Opfern verbunden ist, zur überflüssigen Empfindeley
stempelt; dem Geist der Ehe zuwider bezeichnet da¬
her das A. L. R. Unglück des einen Ehegatten,
nemlich körperliche und geistige Gebrechen, als trif¬
tige Gründe der Scheidung.

*) Th, II. Tit. t, s> KSK. KW.
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Gänzliche Freiheit der Scheidung nach einsei¬
tiger Willkühr zu gestatten, mochte auch der Phi¬
losophie des Landrechtcs zu bedenklich erscheinen;
es wird daher festgesetzt, daß bloß wegen behaupte¬
ter Abneigung keine Scheidung statt finden solle.
Indessen fand die verirrte Philanthropie auch diese
Bestimmungzu hart, und gestattet dem Richter,
»in besonderen Fallen, wo nach dem Inhalte
der Acten (?) der Widerwille so heftig und tief
eingewurzelt sep, daß zu einer Aussöhnung und
Erreichung der Zwecke der Ehe gar keine Hoffnung
mehr übrig bleibe, eine solche unglückliche Ehe zu
trennen,« wobei dann derjenige Ehegatte, welcher
solchergestalt ohne eigentlichen gesetzmäßigen Grund
wider den Willen des andern auf der Scheidung
beharre, für den schuldigen Theil erklärt, und in
die Ehcscheidungöstrafevcrurtheilt werden solle.

Sonach kann man also, wenn man nur ernst¬
lich will, nemlich wenn man ein Geldopfer nicht
in Anschlag bringt und es an recht häufigen und
derben Aeußerungen des Widerwillens nicht fehlen
läßt, jedesmal zu seinem Zwecke gelangen; von
der andern Seite können in diesem Paragraphen
listigere Charaktere die empörende Anleitung fin¬
den, wie man erst aus Spekulation heirathcn, dann
den andern Ehegatten durch ein unerträgliches Be¬
tragen zur Scheidungsklage reizen, und so den
Preis seiner Bemühungen sich zuletzt in einem
Anthcile aus dessen Vermögen vom Nichteramte

») Cbendas. §. 717.
«P Cbendas. h. ?1S. a. und b.
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zuerkennen lassen kann. — Auch zeigt dieser Para¬

graph den Ehegatten, welche sich gegenseitig über¬

drüssig sind, einen unfehlbaren Weg, nm unter

der Maske dcS eingewurzelten Absehens von der

einen, und des Widerspruchs gegen die Scheidung

von der andern Seite unfehlbar das Ziel zu er¬

reichen, welches das Gesetz auf direktes Ansuchen

versagt, außer bei kinderlosen Ehen, die auf Ue-

bereinkommen aufgehoben werden können.

Noch eine Menge andrer Mittel bietet das

Landrecht, durch welche Ehegatten, die beider¬

seits die Scheidung wünschen, unfehlbar zu ihrem

Ziele kommen können, ohne daß grade durch eine

wirkliche oder erdichtete Schandthat — z. B. Ehe¬

bruch — der Erfolg der Prozedur erzwungen zu

werden brauchte. So tritt also indirekt das Ge¬

setz aufs Deutlichste mit dem Grundsatze hervor, den

man direkt auszusprechen vermieden hat, daß die

Ehe als ein Vertrag zur Befriedigung körperlicher

Zwecke, zur wechselseitigen Unterstützung und Erzeu¬

gung und Erziehung von Kindern, ihr Wesen nicht

in der Dauer habe, sondern, nach der Natur

der Verträge überhaupt, die Dauer von der bei¬

derseitigen Uebereinkunft abHange, und nur die Rück¬

sicht auf das Wohl der Kinder den fortgesetzten

Bestand der Ehe wünschenswcrth mache.

Wie wenig das Landrecht den wahren

Charakter der Ehe aufgefaßt hat, beweisen auch

schon die vielen Nichtigkeiten der Ehe, die an au-

») Th. Ii. Tit. 1. §. 716.

Ebendas. §. 680. 634. 636. 6ök. u. s. w.
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ßerwesentliche Umstände geknüpft werden. So

werden z. B. die von Militarpersoncn ohne Cou-

sens der Obern eingegangenen Ehen, oder die we¬

gen Standcsnnglcichheit verbotenen Ehen für nich¬

tig erklärt. Möge man den Soldaten aus sei¬

nem Stande, den Edelmann aus seiner Kaste aus¬

stoßen, wenn Jener für die abgeschlossene Ehe die

Genehmigung der Obern, Dieser die Einwilligung

der interessirten Personen (??) nicht erlangen kann;

in diesen Ständen gibt es einen Ein- und Austritt:

der Offizier kann seinem Dienste, der Edelmann

seinem Adel entsagen, es find dies nur Staats-

einrichtungcn; die Ehe ist alter als Staat und

Stände, und das Naturgesetz heiliger als Dienst-

reglements.

Das Eherecht des Rheinischen Gesetzbuches,

O Ebendas. §. S3S. SV.
*5) Zm schroffsten Widerspruchmit dem wahren Geiste

der Ehe steht eine Anordnung des Landrechts, welclp!
von Oppen (S. 98. 99. a. a. O.) hervorhebt.
Nach §. 3?. Tit. t. des li. Th. ist eine, vor zurück¬
gelegtem löten Jahre von einer Mannsperson abge¬
schlossene Ehe ungültig; innerhalb sechs Monaten
nach erreichtem Alter kann diese Nichtigkeit nach §. 990-
gerügt werden. Dennoch soll das obervormundschaft-
liche Gericht auch Mannspersonen vor zurückgelegtem
löten Jahre die Che gestatten können, in so fern die
Braut und deren Vater sich der Bedingung unterwer¬
fen , daß diese Ehe innerhalb der ersten sechs Monat«
nach erreichtem löten Lebensjahresoll widerrufenwer¬
den können. Hier haben wir also eine gültige Eb«
mit einer Kündigungsfrist, welcher die Brauk und
deren Vater sich rechtsverbindlich unterwirft.
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wenn auch der Verbesserung und weiter» Ausbil¬

dung noch fähig, hält doch im Ganzen das eigent¬

liche Wesen der Ehe nach unfern veredelten sitt¬

lichen Begriffen fest. Ein reiches Feld von Er¬

fahrungen der früheren Perioden hatten die Gesetz¬

geber vor sich, und die Anforderungen der bürger¬

lichen Ordnung, welche sich im Laufe der Zeit als

unerläßlich ergeben hatten, führten auf die richtige

Mitte zwischen Schcidungsfreiheit und Ehczwang,

zwischen unmenschlicher Härte und verderblicher

Nachsicht. Schcidungsgründc mußten sie anneh¬

men; die meisten Religionen unsrer Staaten ge¬

statten die Scheidung in gewissen Fallen, und da

die Religion in der Regel die sittlichen Begriffe

bestimmt, so durfte das positive Recht eine Freiheit,

die den sittlichen Begriffen gemäß ist, nicht be¬

schränken. Auch ist es immer noch besser, daß das

Gesetz die Trennung gestatte, als daß ihm Duldung

des im Verborgenen schleichenden Lasters zur Noth-

wcndigkeit werde, und in der Conseqncnz der Grund¬

satze lag es überdies, daß die bürgerlichen Rechte,

welche mit der Ehe verbunden sind, gleich wie andre

Rechte durch Verletzungen der bürgerlichen Ordnung
verwirkt werden können. Von der andern Seite

mußten aber auch dem Leichtsinne und der Gewis¬

senlosigkeit feste Schranken entgegengesetzt, und des

Lasters sündliche Hoffnungen im Keime zernichte^

werden. Dabei mußte auch der Grundsatz: daß

die Ehe, welche durch gegenseitige Einwilligung

gestiftet wird, dem Begriffe gemäß auch durch ge¬

genseitige Einwilligung aufgehoben werden kann,

ebenfalls in soweit in das bürgerliche Recht über¬

gehen, daß der dauernde Entschluß, die Ehe



aufzulösen, wenn er in den Jahren der rcifcrn

Besonnenheit, und nachdem man sich hinreichend

gegenseitig kennen gelernt, gefaßt wird, nach vor-

gängigcr Befriedigung aller Interessen, welche hier

zur Berücksichtigung kommen müssen, die Scheidung

begründet.

Durch eine Menge beschrankender Vorsichts¬

maßregeln, als Genngthuung für das öffentliche

Interesse hat daher das Rheinische Gesetz, insbe¬

sondre bei der Scheidung ans wechselseitige Ein¬

willigung, dem Leichtsinne gänzlich den Weg zu

vertreten, und sogar durch die Ausnahme, durch

die Acngstlichkcit, mit der es sie zuläßt, und die

engen Schranken, mit denen es sie umgibt, die

Regel selbst noch zu befestigen gesucht. Die Auf¬

lösung ist an so viele Bedingungen geknüpft, so

viele Formen sind vorgeschrieben, so lange Zwi¬

schenfristen sind angeordnet, und so viele Schwie¬

rigkeiten sind herbeigezogen, daß man da, wo zwei

Ehegatten auch durch alle diese Schwierigkeiten

nicht abgeschreckt werden, die Scheidung kaum noch

als ein Uebel ansehen kann. Auch kann man diese

Prozedur als einen humanen Ausweg betrachten,

den das Gesetz gelassen hat, damit auch in solchen

Fallen, wo beiden Thcilcn daran liegt, die äußere

Ehre zu retten, und einen Schleier über die eigent¬

lichen Scheidungsgründe zu ziehen, der eine Ehe¬

gatte durch die bloße Einwilligung des andern in

die Scheidung der Nothwendigkeit überhoben ist,

durch Aufdeckung der eigentlichen Schcidungsgründe,

— vielleicht grober oder empfindlicher Blößen des

Letzter», die Auflösung der Ehe zu erzwingen. Ob

diese Blößen dann wieder auch eigentliche gcfttz-
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liehe Scheidungsgründe sind, darauf kann es nicht

ankommen, weil das Rheinische Gesetz üdcrhaupt

den Grundsatz: daß wechselseitige Einwilligung die

Ehescheidung begründe, gar nicht, wie das Land-

recht, verleugnet, sondern nur die Freiheit der

Scheidung auf gegenseitige Einwilligung, aus mo¬

ralischen und politischen Rücksichten, möglichst ein¬

zuschränken sucht. Mit weiser Einsicht ist daher

die gegenseitige Einwilligung allgemein für unzu¬

reichend erklärt, wenn der Mann das 25te, die

Frau das 21te Lebensjahr noch nicht erreicht hat,

oder wenn die Ehe noch nicht zwei Jahre besteht.

Mit Recht haben die Gesetzgeber angenommen, daß

die Prozedur, welche nur ein Rcttungsmittel gegen

größere sittliche Ucbcl scyn soll, eine größere Eile

nicht erfordern kann, als ihr durch diese Fristen

gestattet ist.

Für solche Ehegatten, welche schon bei gesetz¬

tem Alter sind und eine Reihe von Jahren mit

einander gelebt haben, möchte ebenfalls das Verbot

der Scheidung auf gegenseitige Einwilligung in

vieler Rücksicht zweckmäßig erscheinen. Der Staat

hat wenig Interesse mehr dabei, ihnen die Mög¬

lichkeit anderweitiger Wiederverheirathung zu ver¬

schaffen ; können sie sich nicht mehr vertragen, so

mögen sie sich absondern und einander meiden-

durch ein förmliches Schcidungsvcrfahren würden

sie ein öffentliches Aergerniß geben, und zwar noch

um so mehr, wenn Spekulation auf neue Verbin¬

dungen die Triebfeder wäre.

-P Art. 275. 27b. d. B. G. B.
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Hiernach erlaubt das Rheinische Gesetzbuch dir

Auflösung einer Che nicht, welche bereits zwanzig

Jahre bestanden hat. Weniger ist die Bestim¬

mung, daß auch das fiinf und vierzigste Lebensjaiw

der Frau der Scheidungsfreiheit ein Ende machen

soll, durch ein Prinzip begründet. Dennoch hat

sie Manches für sich; ist der Mann älter, als die

Frau, so treten auch hier die Motive des vorigen

Falles ein, mag nun die Ehe bei reifcrem Alter

abgeschlossen scyn, oder mag sie schon lange beste¬

hen. Jüngere Männer aber, die leider nicht selten

durch Eigennutz zu Mißhcirathen in Hinsicht des

Alters verleitet werden, werden durch diese Bestim¬

mung, wenn auch von der Schließung solcher Ehen

selbst nicht abgehalten, doch wenigstens, und zwar

mit Recht, der Aussicht beraubt, bei bereits ge¬

schlossener Ehe dem andern Thcile durch üble Be¬

handlung die Einwilligung in die Wiedcrauflösung

der Ehe abzudringcn. Das haben wir ja grade

am Landrechte getadelt, daß es der Niederträchtig¬

keit so viel Spielraum lasse: diesem Fehler haben

die Verfasser unseres Gesetzbuches wenigstens

theilwcise zu entgehen gewußt. Ganz wird dies

keiner Gesetzgebung gelingen. Das weiseste Gesetz

kann nicht alle Schleichwege versperren: wenn

auch in vielen Tausend Punkten das Gesetz den

Mißbräuchen zuvorkommt, so findet doch die mo¬

ralische Verderbtheit hundert Auswege, um daS

Ziel des Gesetzgebers zu vereiteln. Auch ist die Be¬

schränkung der Scheidungsfreiheit auf eine gewisse

Art. 277. d. B. G. B.

»») Ebendas.
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Periode immer nur von relativem Werthe, da söe
niemals ganz genau, sondern nur nach einem Un¬
gefähr, in durchschnittlichem Verhältniß, das Wesen
der Sache aufzufassen sucht. Indessen ist ein sol¬
ches Verfahren von dem Charakter des posstiven
Rechts untrennbar: Gleichförmigkeitund Bestimmt¬
heit sind wesentliche Erfordernisse des bürgerlichen
RechtS; so ist es z. B. unstreitig besser, den Ter¬
min der Großjahrigkcit durch das Gesetz ein für
alle Mal festzusetzen, als die Bestimmung desselben
in jedem einzelnen Falle dem Arbitrium zu über¬
lassen.

Nach dem Wesen und Geist der Ehe hat der
Code auch diejenigen Fälle bestimmt, wo Ein Theil
einseitig die Auflösung der Ehe verlangen kann
und der andre das Ehe-Recht verwirkt hat.

Bürgerlicher Tod, das Aufhören aller Rechts¬
fähigkeit schließt auch die Aushebung des bürger¬
lichen Rechtsverhältnisses der Ehe, und aller dar¬
aus dem Vcrurtheilten bis dahin zustehendenBe¬
fugnisse in sich. '") Mit der religiösen und mora¬
lischen Verbindlichkeitdes anders Theils haben wir
es hier nicht zu thun; aber im Rechte kann dies
nicht anders scyn.

Die Verurtheilung des einen Ehegarten zu
einer infamirenden Strafe berechtigt den andern
zur Aufhebung des ehelichen Verhältnisses.
Der Staat kann, indem er den Einen zum Misse-
thäter und Ehrlosen stempelt, durch das bürgerliche

Art. 227. d. B. G. B.
5*) Art. 232. ebsndas.
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Gesetz einem Andern nicht die Verpflichtung auf¬
legen, mit dem vor den Angcn der Mitbürger Gc-
brandmarkten das vertraute gemeinsame Leben fort¬
zusetzen.

Schwere Mißhandlungen und grobe Injurien
sind nach Rheinischem Rechte gleichfalls ein Grund
der Ehescheidungfür den Beleidigten; das We¬
sen der Ehe ist hier bereits faktisch verletzt.
Schreiende Beweise des Mangels an ehelicher Ge¬
sinnung, Angriffe, welche die Würde des Indivi¬
duums in dem Gatten kranken und sogar Gefabr
für Gesundheit und Leben besorgen lassen, müssen,
dem Prinzip nach, dem beleidigten Thcile das
Recht geben, die Aufhebung der Ehe selbst zu ver¬
langen.

Ehebruch ist Grund zur Ehescheidung nach
RheinischemRechte, jedoch beim Manne nicht un¬
bedingt. Diese Einschränkung in Beziehung
auf den Ehebruch des Mannes ist dem Prinzip
zuwider. Treue und Ausschließlichkeit gehören zum
Wesen der Ehe; ob der Mann grade eine Con-
cubine gehalten, ob er sie im gemeinschaft¬
lichen Hause gehalten, das kann hier nicht in
Betracht kommen. Die Verletzung der Treue ist
tu jedem Falle ein Angriff auf das innerste Wesen
der Ehe, und muß im bürgerlichen Rechte für den
Gekränkten die Befugniß begründen, die Aufhebung
des von dem andern Theile faktisch nicht mehr an¬
erkannten, zerstörten Verhältnisseszu verlangen.
Ob der Treubruch der Frau noch ein schaudern-

Art. 221. ebendas.
»') Art. 229. 220.
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deres Gift ist, als der des Mannes, und weniger

entschuldbar, darauf kann es nicht ankommen. Der

Mann hat ohnebin den Vortheil, daß seinem Trei¬

ben, seinen Abschweifungen von den Wegen der

Sittlichkeit schwerer nachzuspüren ist; und wollte

man auch annehmen, daß ein einzelner Akt der

Untreue von Seiten des Mannes, als Eheschei¬

dungsgrund für die Frau, wohl an und für sich

ungenügend seyn möchte, so dürfte dies im positiven

Rechte dennoch nicht ausgesprochen werden, weil

der Beweis der That so schwer gelingt, der Be¬

weis des einzelnen Faktums die Präsumtion der

häufigeren Wiederholung involvirt, und deshalb

schon gesetzlich Ein Treubruch für tausend Treu¬

brüche gelten muß. Gegen diese Gründe verschwin¬

den alle Refleriouen Monte squieu's; freilich

aber dürfen wir auch nicht übersehen, daß Mon¬

tesquieu in einer andern Zeit und unter einer

andern Generation lebte und schrieb, als die unsrige

5) I,es Io!s xol!t!quss st civllss 6s tous leg zisuxlss
out 6s»illn6s 6es seiumes >>n 6eg,re üs is-

tsllus st 6s caiitillsuss yu' süss w sx!°snt poiot lies

Iionimss, Miesaus M violstio» 6s Iii piMoiii' sup»
I>oss 6mis Iss keinuiss uu rsuvussmöllt :i toutes

Iss vsitus; p-iroequo I» ksinills, Sil vinliiut Pols

6u uilli'iüAö, soit 6s I' stüt 6s s» 6si,eii6miss on-

turells; Mi'csyus viiturs » m-irclus I' iuli6olits

6ss ksiuiuss >>sr 6ss slAuss esrtiiivs, kiutes quo Iss
suksots i»6ultsiius 6s Ii» kemms sollt llsssssnirellieud

Mi lliM'i st ii Iii oliüi'AS 6u lliiiri, ou lien qus leg
Sllküllts ü6iilterios 6u innri vs sout i>üs ü Iii teiuiss

lli » I» oli.ii-AS 6s Ii» koiums. — Lsi>r. 6. lois. liv>

XXVI. ediii>. 8.
10
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ist, daß das in Beziehung auf Moralitat und Sit»

tcn berüchtigte Zeitalter Ludwigs XIV- in Frank¬

reich allerdings die moralische Seite dieser Ver¬

hältnisse nicht so richtig aufzufassen vermochte, wie

das uusrige, und daß überhaupt nicht Alles dem

deutschen Geiste gemäß seyn möchte, was wohl mit

der Rücksicht auf französische Sitte und französischen

Charakter eher bestehen kann. Der Geist und die

Sitte des gebildeten Mittelstandes in Deutschland,

welche für den Charakter unsrer Zeit und unsreS

Volkes überhaupt vorzugsweise als Maßstab anzu¬

sehen sind, ächten jene Sünden und Schaudthatcn,

mit welchen in der Mitte des vorigen Jahrhun,

derts der tief herabgewürdigte Sinn der herrschen¬

den Stände, wenigstens des Hofadels, Trophäen

einzusammeln wähnte; und wenn auch bei uns die

äußere Scham und die Scheu vor der öffentlichen

Meinung heute noch vielleicht mehr wirksam ist zur

Aufrechthaltung der Sittengesetze, als wahre Tu¬

gend und die Kraft der Moralitat selbst', so ist

doch eben dieses Vorhandenseytt einer, das Sittliche

und Unsittliche richtig unterscheidenden öffentlichen

Meinung, — es ist dieses edlere Volksgefühl, mag

ihm auch in den meisten Gemüthern keine freie

Erkenntnis! zum Grunde liegen, dennoch eine er¬

freuliche, höhere Hoffnungen für die Zukunft erre¬

gende Erscheinung.

Hohe Verantwortlichkeit ruht daher auch übe?

der bürgerlichen Gesetzgebung; sie darf ihr großes

Amt nicht verkennen, daß sie erkannte sittliche

Wahrheiten nicht durch lockere, den Leichtsinn an¬

reizende Verfügungen entkräften, sondern durch eine
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richtige Verbindung von Strenge und Milde, Tu¬

gend und Resignation auf der einen Seite zur Sitte

erheben, auf der andern die Freiheit und Wurde

des Individuums nicht durch beschimpfenden Ehe¬

zwang verletzen, und nicht durch übertriebene

Strenge selbst das heimliche Sittenvcrderbniß pro-

vvzircn soll.

Wenn daher auch den Beschränkungen der

Scheidungsfreihcit, welche das Rheinische Gesetz¬

buch aufstellt, namentlich also auch der Beschrän¬

kung der Scheidung pur consentemont mutusl auf

gewisse Fristen, im Einzelnen betrachtet, eine durch¬

greifende Zweckmäßigkeit nicht zugesprochen werden

kann, so geben sie doch dem Gesetzbuch in einer

allgemeineren Rücksicht einen hohen Werth, indem

sich darin der Geist der Gesetzgebung im Ganzen

offenbart, hohe Achtung vor des Ehebandes Hei¬

ligkeit und moralischem Sinne und ein Abscheu

vorder Frivolität sich darin ausspricht, der dem

Sinne des Volkes eine veredelte Richtung geben

5) Rehberg ist anderer Meinung: „Nur der Code
Napoleon enthält die freche Erklärung, daß die Ehe
blos als ein bürgerlicher Contrakt angesehen werden
solle." (Ueber dem Code Napoleon und dessen Ein¬
führung in Deutschland. Hannover 1314. Seite 121.)
Diese Erklärung findet sich weder ausdrücklich im Code,
noch läßt sie sich aus dem Geiste, in welchem das
Eherecht abgefaßt ist, ableiten. Ein großer Unter¬
schied ist noch zwischen einem bürgerlichen In¬
stitut, und einem bürgerlichen Contrakt.
Es dürfte wohl überflüssig sehn, die Unhaltbarkcitman¬
cher ähnlicher Jnvektiven nachzuweisen.

w*
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muß; ein Geist, den wir leider beim Preußischen
Landrechte schmerzlich vermissen.

Wem diese Gründe für die Beschränkungder
Scheidungsfreihcit noch nicht genügend erscheinen,
der möge nur den Gedanken recht lebendig auffassen,
daß die eigentliche Ehescheidungüberhaupt nur ein
Interesse hat, weil dadurch die Anknüpfung eines
neuen Ehebandes möglich gemacht wird: sonst be¬
dürfte es ja keiner Scheidung, und bloße faktische,
oder die gerichtliche Trennung der Personen und
des Vermögens würde den Zweck der Ehescheidung
vollkommen ausfüllen. Grade diese Möglichkeit
aber, das gewählte Loos mit einem noch reizender»,
mehr versprechendenzu vertauschen, erregt leider
so häufig die Unzufriedenheit mit Dem, was man
hat, die Begier nach Dem, was, zu begehren, schon
Laster ist, den geistigen Ehebruch: und so ist das
Gesetz, welches die Aussicht auf einen leichtfertigen
Wechsel des Ehebandcs eröffnet, selbst der erste
Anlaß der Sinncsverderbthcit,welche schamlos die
Treue aufzukündigen wagt, die sie geschworen. Je
weniger das Gesetz darauf bedacht ist, das Bcwußt-
seyn zu erwecken, daß die Ehe das Leben abschließt
und das Band unlösbar ist, um so weniger wird
cs auch die Augen verschließen für andre Reize,
als die des Gatten, um so weniger das Herz Ein¬
drücken entfremden, die das eheliche Band schwä¬
chen und dessen Lösung zuletzt dem verirrten Gc-
müthe als das einzige Heil erscheinen lassen. Dcß-
wegen muß der Gesetzgeber den hohen Ernst des
ehelichen Verhältnisses nie aus den Augen verlie¬
ren; dem Wankelmuthe, der dadurch erst gefährlich
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wird, daß ihm Mittel geboten werden, zu seinem

Ziele zu kommen, muß er unübersteigliche Schran¬

ken entgegenstellen; kann er auch den Mißbrauch

nicht vertilgen, so muß er doch dem Gesetze im

Ganzen einen Geist einhauchen, der die Scheidung

ohne Roth, als eine Schandthat bezeichnet, die

nicht geringer ist, als der Ehebruch selbst. Dieser

Geist aber ist dem Preußischen Landrechte nicht e>

gen: ja in Erreichung dicseö Ziel sahen die Ver¬

fasser nicht einmal den ersten Zweck der Ehcgcsetze,

und den nächsten Schritt zur Beförderung des

geistigen Wohls. Ihr nächstes Augenmerk war

möglichste Freiheit der Scheidung: diesen Grund¬

satz hüllten sie aber ein, und glaubten so, wie es

scheint, von der einen Seite durch die Vcrschwei-

gung des Grundsatzes schon vorgebeugt zu haben,

daß nicht die gesetzliche Anerkennung des Grund¬

satzes die Ehebande lockere und zerreiße; von der

andern Seite aber glaubten sie durch die faktische

Anerkennung des Grundsatzes den Bürgern die

wohlthätigc Freiheit verschafft zu haben, die wirk¬

lich lockern Bande völlig zu lösen, so die Mensch¬

heit zu beglücken, und dem Staate lauter glückliche

Ehen und einen zahlreichen Zuwachs der Bevölke¬

rung zu sichern. Leider aber begünstigte man aus

diese Weise die äußere Freiheit mehr, als die sitt¬

liche Freiheit des Volkes vertragen konnte; und

wir dürsten wohl den Gesetzgebern, wenn sie heute

wieder auferständen, mit der Frage entgegentreten l

ob denn wohl die vielen Tausende von Eheschei¬

dungen, die seit Einführung des Landrcchts z. B.

in der einzigen Stadt Berlin gerichtlich ausgespro¬

chen worden sind, das geistige Wohl wirklich be-
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fördert, oder nur unbeschadet gelassen haben? od
nicht vielmehr die Religion, höhere Geistesbildung
und veredeltes Gefühl, die mit den Gesetzen in
Widerspruch stehen, der Damm sind, der den Strom
des Verderbens noch aufhält? ob es aber dabei
nicht ein unersetzlicher Nachtheil bleibt, daß das
tägliche Beispiel unausgesetztmit überredender Kraft
die leichtsinnige Lüsternheit mit sich fortreißt?

Wollte man die Freiheit der Scheidung auf
einseitiges Anrufen weiter, wie das Rheinische Ge¬
setzbuch ausdehnen, so müßte wenigstensdurch
Würde und Weisheit des gerichtlichen Verfahrens
dafür gesorgt werden, daß diese Erweiterungdck
Schcidungsfreiheit doch nur eine Wohlthat für den
Besseren, dem Mißbrauchemöglichst entzogen und
dem Tugendgeiste mehr förderlich als gefahrlich
würde. Wer die Fortsetzung der Ehe unerträglich
fände, müßte vor eine Jury würdiger, einsichts¬
voller Bürger treten, hier müßte er offen, allenfalls
von einem Freunde oder Rechtskundigen unterstützt,
über die Gründe Rechenschaft ablegen, die ihn zn
dem wichtigen, die Interessen der Gcsammtheit so
innig berührenden Schritte bestimmten: und dem
andern Theile müßte es hier frei stehen, seine Ent¬
gegnungen zu machen; die beiderseitige Indivi¬
dualität und alle bestimmten Umstände müßten ge¬
nau erforscht und erwogen, und hiernach das Ur»
theil gesprochen werden. Diese Prozedur würde in
den bei Weitem meisten Fällen Jene, deren Motive
das Licht nicht ertragen können, von den Gcrichts-
schranken zurückschrecken, und würde überdies, statt,
wie eine verkehrte Gesetzgebungdie Uebel, welche
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durch die Scheidung entfernt werden sollen, erst zu

erzeugen, vielmehr die Verderbniß schon im Keime

ersticken; dazu wurde derjenige Ehegatte, der ur¬

sprünglich die Scheidung nicht wünscht, wo die

Gründe des Andern triftig sind, und ihm selbst

deren Erörterung unwillkommen, um so eher be¬

stimmt werden, seine Einwilligung in die Schei¬

dung zu geben, und die Ehe in diesem Falle zmr

eonsontemeut uruiuel getrennt werden. Bei solcher

Einrichtung dürfte dann auch die Beschränkung die¬

ser letzter« Scheidungsart auf gewisse Lebensalter

und gewisse Jahre der Ehe wegfallen»

Möchte auch, was wir nicht glauben, diese

ober eine ahnliche Einrichtung in der Gegenwart

unausführbar erscheinen und eine höhere, edlere

Haltung, ein würdigeres Bürgerthum voraussetzen,

so dürfte ihr doch ein großer Vorzug vor der be¬

stehenden Rheinischen Gesetzgebung nicht abzuspre¬

chen scyn. Die causes cketermiuees des Code sind

ncmlich keineswegs ausschließlich Dasjenige, was

das Wesen der Ehe zerstört, und also auch deren

äußere Auflösung erheischt, oder wenigstens be¬

gründet. Dauernde Lieblosigkeit, ein rohes und den

Zwecken der Ehe völlig widersprechendes Verhal¬

ten, eine Ungleichheit der Charaktere, jdie auf die

Dauer eine gänzliche Anfreibung und Vernichtung

des einen, schwächern Theils zur Folge haben

würde, alle diese Umstände zerstören das Wesen

der Ehe eben so sehr, wie die cause» äetermiuees

des Code, und es ist ein wichtiger Schritt zur Ver¬

besserung der bürgerlichen Gesetze, wenn diese Ver¬

hältnisse und Thatsachen mit solcher Behutsamkeit
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zu Veranlassungen des Trcnnungsspruches erhoben
werden können, daß der Mißbrauch abgewendet,
und die Grundidee von der Dauer und Unauflös¬
barkeit der Ehe nicht in ihrer Kraft geschwächt wird.

Dem Wesen der Ehe angemessen ist auch die
Ansteht des RheinischenRechts, daß man sich durch
kein Verlöbniß zur Abschließnng der Ehe im Vor¬
aus verpflichten kann. Bis zum Moment der Ab¬
schließnng der Ehe soll das Gefühl gesteigert wer¬
den, vorher muß kein Nuhcpunkt gegeben Heyn.
Wer kennt nicht die traurigen Folgen der voreili¬
gen Verlobungen ? tausend kalte und mißvergnügte
Ehen werden gar nicht abgeschlossen, wo völlige
Freiheit des Rücktritts bis zum Abschluß der Ehe
statt findet. Größere Vorsicht müssen allerdings das
Mädchen und deren Eltern den Annäherungen des
Mannes entgegensetzen, damit sie nicht am Ende
einer langen Liebschaft zuletzt sich getäuscht und
verlassen sieht; aber Zwang macht die Sache nicht
besser, und wenn auch ein grundloser Rücktritt aus
einem schon zu großer Vertraulichkeit herangediehe-
ucn Nerhältniß den Schuldigen in der öffentlichen
Meinung brandmarkt, so darf doch, gerade weil
die einmal abgeschlosseneEhe ein so festes Band
ist und seyn soll, vor dem Abschluß die Freiheit
weder direkt noch indirekt beschränktwerden.

Kaum scheint es nöthig, daß hier auch über
das Institut der Ehe zur linken Hand et¬
was gesagt werde. Als der bürgerlichen Ordnung
und dem Grundcharakter der Ehe nach den ver¬
edelten Begriffen unseres Zeitalters widersprechend,
dürfte es wenigstens zur Einführung in der Rhein-
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Provinz sich nicht eignen. Im Staate gibt es nur
noch einen Gegensatz zwischen Fürst und Volk;
dem Fürsten muß es frei stehen, eine Ehe nur als
Privatmann abzuschließen, so daß seine Rechte als
Staats - Oberhaupt weder der Gattin noch den
Kindern aus einer solchen Verbindung einigen
Anspruch geben: im Volke gibt es hierfür kein
analoges Verhältnis — Gleichheit und Gegensei¬
tigkeit gehören zum Wesen der Ehe; eine ange¬
traute Maitrcfse, die Stand und Rang des Man¬
nes nicht theilt, die sclbststandigc Verwaltung
ihres Vermögens behalt, **) oder wenn sie noch
minderjährig ist, unter Vormundschaft bleibt,
ist noch keine Ehegattin; es kann aber nur Eine
wahre Ehe geben: und deren Geiste sind Be¬
stimmungen, wie die angeführten, zuwider. Nach
dem Entwürfe zum allg. Gesetzbuche war die Ehe
zur linken Land ein durch Vertrag bestelltes Eon-
cubinat, Eopulation unnöthig, und dem Ehcherrn
die Verstoßung schon um einer Vermögcnsverbcsse-
rung willen, welche ihn in den Stand setzte, eine
standcsmaßige Ehe einzugchen, gestattet. ****)

-) A. L. R. Th. II. Tit. 1. tz. 8SZ.
«O Ebendas. §. 874.
*5») Ebendas. §> 887.

zuz Grund dieses Instituts gab man an: „die
durch den Mangel eines zur Befriedigung des
Lurus erforderlichen Einkommens in den höhern
Ständen bewirkte Verminderung der Ehen und die
damit in Verbindung stehende Zunahme der Jmmora-
lität." - Entw. z. allg. Ges. P. Th. l Tit. 1. §. 810.
Anmerkung. — Um diesen Uebeln abzuhelfen, setzte
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Diese neue Dex llulia würde vielleicht zum Ver¬
derben der Menschheit sehr praktisch geworden seyn:

man das Concubinat an die Stelle der Ehen, den
Egoismus an die Stelle der Moralität. Hier können
wir mit den Worten der französischen Gesetzgeber aus'
rufen: ttuullcl los ubus llo sollt gus I' ouvi -ÄAS (los
l>ussious, ils peuvollt sitre oorriz;ös pur los lois;
Iiuris guuncl Iis sollt 1'ouvrnxs des lois, lo mal est
koourublo, pur oo gu ' il est Nuus lo romöilo memo.
— Diso. pröl. «Z. z>. p. ä. o. o. — Zu ihrer Zeit
fand diese „Erfindung" der preuß. Gesetzgeber selbst
bei Ausländern großen Beifall; siehe z. B- dllrio-
bona <>o Zu Zlollarclilo pi-ussjeuuo sous Idröllerio to
KrnocI. t'oiu V. p-iA. L63. ( Paris 1788.) Allerdings
mochte auch das Institut bei sehr korrupten Ansichten
und Sitten noch Verbesserung versprechen: daß man
übrigens bei großer Genialität in große Jrrthümcr
gerathen ist, wird auch von den wärmsten Verehrern
nicht in Abrede gestellt. Derselbe Mirabean sagt,
lbiil. zmx. LtN. ,,llais cortuilloinvllt lo nouvoau
sg'stomo I>rllsstoll — die neue Prozeßordnung — <tol«
älminued iutiulmont lo uombro «los i>rooös;" —
wogegen es in einem in Beziehung auf die Revision
der Gesetzgebung erlassenen Zustizministerial-Neskripte,
dessen wesentlicher Inhalt in der allg. Zeit. v. 3ten
Febr. 1826 abgedruckt ist, heißt: „Bei der Prozeß¬
ordnung soll es hauptsächlich darauf ankommen, den
gerechten Klagen zu begegnen, daß die Kräfte der Ge¬
richtsbehörden und der Einzelnen auch bei pflichtmä»
ßiger Anstrengung nicht mehr hinreichen, die Masse
der Geschäfte zu bestreiten, welche sich seit 1760 we¬
nigstens um daS Sechsfache vermehrt haben,
und nach Ausweis der Prozeßlisten noch immer im
Steigen sind." —

Die Einführung der Schiedsgerichte in meh¬
reren Provinzen ist ein redender Beweis von dem gu-



da ihr aber ihr eigentlicher Reiz durch das Land¬

recht genommen wurde, so erhielt sie nur geringe

Anwendung.

ten Willen unserer Regierung, den Bedürfnissen ihrer
Unterthanen überall Abhülfe zu bringen, aber auch
das unzweideutige Bekenntniß der wahren Lage
des Rechts. So viel Gutes die Schiedsgerichtezuver¬
lässig stiften können, so geht ihnen doch die Fähigkeil
ab, das Nebel in der Wurzel zu heben, und ihr Werth
ist nur problematisch. DaS bürgerliche Recht und daS
Prozoßgesctz müssen so gestaltet scpn, daß das wahre
Rocht noch erkennbar ist und ohne große Schwie¬
rigkeiten geltend gemacht werden kann. Dies ist
der Zweck der Justiz : ste entscheidet auf den Grund
des Gesetzes, nach Anleitung der Rechtswissenschaft;
ein Arbitrium, Hillkühr, ist ein unvollkommenes Sur¬
rogat: der Knoten soll aufgelöst, nicht zerhauen werden-

Nicht mindere Bedenken, jedoch zum Theil andrer
Art, bestehen gegen die so beliebten Gcneral- Kommis-
sionen. Schnelle, wohlfeile und unpartheiische Abhülfe
lokaler Bedürfnisseist von einer Behörde, die an ei¬
nem entfernten Hauptorts restdirt, eine gewisse selbst,
ständige Herrschaft ansüb., und persönlich dabei intcrcs.
ssrt ist, daß das Geschäft Dauer habe, wohl schwerlich iu
dem Maße zu erwarten, als von den ordentlichen Rich¬
tern, die in der Nähe find, und mehr natürlichen Antrieb
haben, im wahren Interesse ihrer Mitbürger zu wirken.

Als eine sehr erfreuliche Erscheinung hingegen dürfte
die Verordnung vom tten Iuny tLZZ über den
Mandats-, den summarischen und den Bagatcll-Prozeß
zn betrachten sepn: wir schon ste als die Borlänferin
einer revidirten Gerichtsordnungan, die, ohne von der
theoretischenVortrefflichkcit der Gerichtsordnungvom
Lten Inly 1792 etwas aufzugeben, an praktischem
Werth Alles in der Prozeßgesetzgcbnng bisher Gelei¬
stete übertreffen wird.



228

Außereheliche Zeugung, Legitimation,

Anerkennung, Adoption.

Erhebung des Volkes zur höhern Sittlichkeit ist

der erste, einzige Zweck des Staats. Die Gebote

der Moral erfordern daher im Rechte die erste Be¬

rücksichtigung; ein Gesetz, welches Nebenzwecke vor¬

walten laßt, oder die ersten Anforderungen der

Sittlichkeit verkennt, wirkt dem Zwecke der Gesetz¬

gebung entgegen.

Der Grundsatz: daß die Gesetze die Schranken

der Sitte befestigen, der Unstttlichkeit nirgendwo Be¬

günstigung gewähren sollen, dient der Bestimmung

des Rheinischen Gesetzbuches zur Rechtfertigung,

daß die Untersuchung der Vaterschaft, abgesehen

von dem Falle der Entführung, gesetzlich unzulässig

ist. Das Pr. Landrecht ging von der wohlmei¬

nenden Idee aus, daß das schwächere Geschlecht in

Schutz genommen werden müsse; es übersah aber,

daß dies am wirksamsten geschehen konnte, wenn

es gegen sich selbst zuerst in Schutz genom¬

men wurde: indem es die Verführte, dem Verfüh¬

rer gegenüber, begünstigen wollte, begünstigte es die

Verführung selbst, und erleichterte dem Verführer sein

Art. 3W. d. B. G. B.: ttu, ruoiierelis Us Zu pa-

ternits est iutsrMts. virus Ig ous cl' enZevsinent,

lurslzus I' «choinis cle est suluveinsud ss rirppvrtieru

A, oelle äs tu eoncsptwu, Is ruvisseur iwurru. ßtrs,

sur tu. döiiururlö Ues Mrtiss iutsrossees, Neelure xero
rio 1' ellMut.
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Spiel; indem es Rcchtsvorthcilc an die Hingebung
knüpfte, schläferte cö das Gewissen ein, und schwächte
die Angst vor den Folgen. Ein solches System
muß die Tugend des Geschlechtesuntergraben, zu
dessen Beschützer es sich aufwirst; es macht die
Sünde zur Erwerbsquelle, und muß die Zahl der
unehelichen Geburten ins Ungeheure vermehren; es
ruft die gemeinsten Jntrigucn der Buhlerei, die
schmuzigsten Prozeduren, die ruchlosestenMeineide
ins Leben, und setzt den ordentlichen Bürger, wenn
die Schlechtigkeit nur recht listig den Schein gegen
ihn zu erregen weiß, der Gefahr aus, daß seinen
Betheurungen und Einreden zum Spotte, — den
pekuniären Nachtheil unangesehen, eine Schmach
an ihn geheftet wird, die ihm jeden Tag seines
Lebens verbittern muß.

Man wollte den Kindsmord verhüten; diesen
Zweck hoffte man zu erreichen, indem man die Ver¬
heimlichung der Geburt mit harten Strafen be¬
drohte, den Vater des Kindes zur Entschädigung
und Alimentation verpflichtete, und überhaupt durch
Assimilirung des ganzen'Verhältnisses mit der wah¬
ren Ehe das natürliche Gefühl verschuldeter Schmach
auf der Seite des Weibes zu beschwichtigen suchte.

Man konnte ans diesem Wege seinen Zweck
nicht erreichen. Aus Roth wird das Verbrechen
selten begangen, sonst befänden sich die ehelichen
Kinder armer Eltern in derselben Gefahr. Mag aber
auch die Roth häufig dazu beitragen, das Gefühl
einer Unglücklichen zu bestürmen, gleich viel: man
wollte die Gefahr, welche aus der Noth entspringt,
vermindern, indem man den Vater mitverpflichtete;
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Wer ist aber der Vater? ?ator est, grwm nnp^

ti-ie äemonstrant. Allein beim unehelichen Kinde,

zu dessen Vater sich Niemand bekennt, ist höchste

Wahrscheinlichkeit in manchen Fallen, —

Gewißheit nie zu erlangen. Indessen vorausgesetzt,

der Vater laßt sich ermitteln: indem man aber

Diesen einer schimpflichen Untersuchung bloß stellte,

verdoppelte man die Gefahr, die über dem Haupt

des unschuldigen Kindes schwebte, und weil man

die Zahl der unehelichen Geburten im

Ganzen so unendlich vermehrt hatte, so mußte

trotz aller Bemühung, den Charakter der Schande

hillwegzunehmen, die Zahl der Kinds morde

im Ganzen sich auch vermehren. Ein Gesetzbuch

kann wohl durch Anordnungen, denen das religiöse

und sittliche Gefühl des Volkes nicht zur Seite

steht, im Einzelnen die Moralität untergraben

und verführerisch den Sieg der Sinnlichkeit beför¬

dern, aber es kann die Begriffe des Sittlichen und

Rechten gar nicht, oder doch nur langsam und

theilweise zerstören. Wenn auch in den Stunden

der Lust, wo der Gedanke an die Folgen in den

Hintergrund tritt, das Schamgefühl sich leichter be¬

schwichtigen, die Angst sich einschläfern läßt!, so

muß dennoch in der Stunde der Roth das Bewußt?

seyn der Schande, welches kein Gesetz vertilgen

kann, um so stärker und schrecklicher wieder er¬

wachen.

Mit dem ersten und höchsten Zwecke der Ge¬

setzgebung steht also 'das System des Landrechts

gradezn im Widerspruch, weil es, statt die Unsitt-

lichkeit zu vermindern, dieselbe zur Sitte ausprägen



S31

will. Für die unehelichen Kinder mag das Ge¬
setz, welches die Untersuchung der Vaterschaft ver¬
bietet, dadurch das Weib in Zucht und strenger
Sitte sein Heil suchen lehrt und somit die unehe¬
lichen Geburten vermindert, — durch Anstalten
sorgen, wie für arme und verwahrloste Kinder
überhaupt; dem Staate wird dadurch immer noch
eine geringere Last aufgebürdet, als wenn beim
entgegengesetzten Grundsatzedie unehelichen Zeu¬
gungen überhand nehmen. Dieser Zuwachs der
Bevölkerung durch uneheliche Geburten kann wahr¬
lich nicht als eine wohlthätige Frucht der Gesetz¬
gebung angesehen werden. Er ist weder als Be¬
weis von der guten Wirkung der zur Verhütung
des Kindsmordcs getroffenen Maßregeln, noch auch
an sich als eine gute Spekulation der Staatsver¬
waltung zu betrachten: man möchte denn etwa die
völlige Zernichtung der bisherigen sittlichen Be¬
griffe und die Abolirung der Ehe als einen erfreuli¬
chen Erfolg ansehen. Diese Philosophie würde den
Ruin der moralischen Welt herbei führen; über¬
haupt kann die Rücksicht auf die Bevölkerung des
Staats hier gar nicht in Anschlag kommen, so we¬
llig wie die Bereicherung der Sportclkasse, die auch
bei den vielen Schwängcruugsprozcsscn nicht übel
fahrt. Die Welt wird nicht entvölkert durch Ver¬
minderung der Unzucht, und lieber ein paar tau¬
send Bürger weniger als eine verderbte Race.

Diese Gründe dürften für hinreichend gelten.

*) lieber diesen Gegenstand sergleichevon Oppen'S
Beiträge. S. 103. und folg. — Desselben Berglei»
chung der franz. und preuß. Gesetze. Heft l. S- 5?.
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um das System des Rheinischen Rechts zu recht¬

fertigen, welches eine erzwungene Anerkennung der

außerehelichen Vaterschaft außer dem Falle der

Entführung nicht kennt, und rechtliche Verbindlich¬

keiten des natürlichen Vaters nur durch freiwillige

Anerkennung begründet. ") Die Erfahrung

bewährt, daß diese Anordnung dem allgemeinen

Besten zuträglich ist, sie bewahrt auch die Rich¬

tigkeit der Unterstellung, daß die Begünstigung der

Geschwächten nach dem System des Preußischen

Landrechts ihren Zweck in der Regel schon darum

verfehlen muß, weil eines Theils edlere Gefallene

ihre Schande nicht zur Schau tragen und offen

damit im Angesicht des Gerichtes hervortreten wer¬

den, um den Kaufpreis für Dasjenige einzu¬

ziehen, was ausLiebc hingegeben ward; weil

aber, auf der andern Seite, der Niederträchtigkeit,

die sich um der Hoffnung auf Lohn willen Preis

gibt, oder doch ex post aus dem Kothe eine Gold¬

wäsche zu machen sich entblödet, durch solches Sy¬

stem ein dem Wohle des Staates, der Ruhe der

Familien, und der Sittlichkeit im Allgemeinen ver¬

derblicher Vorschub nicht geleistet werden darf.

In der Consequenz der richtigeren Grundsätze

ist es daher auch begründet, daß das Rheinische

Gesetzbuch nur eine lb,oAitimaiio per subsegnens

matrimoninm kennt, und zwar auch diese nur zu

Gunsten derjenigen unehelichen Kinder, welche ent-

Siehe Buch I. Tit. 7. Cup. 3. Art. 334. u. folg. —

Buch in. Tit. 1. Cup. 4. Art. 756. u. folg. d.
B. G. B-
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weder schon früher von beiden Eltern anerkannt

worden sind, oder doch im Ehekontrakte selbst an¬

erkannt werden. ")

Wahrend der Code die Eristcnz der nnehelichcn

Kinder durch Anerkennung auf eine zweckmäßige

Weise sichert, im Ucbrigen aber Geschlechtsverbin-

dnngcn außer der Ehe ächtet, für die Legalität der

Abstammung durch die Ehe kein Surrogat bietee,

und so die Ehe, das edelste sittliche Verhältnis und

die Sittlichkeit selbst befördert, laufen die Institu¬

tionen des Landrcchts auch hier wieder auf daS

entgegengesetzte Ziel hinaus. Indem es mit der

größten Humanität für die Wohlfahrt der nnebc-

lichen Nachkommenschaft Sorge trägt, beschwichtigt

es das Gewissen der Erzeuger, und begünstigt die

unsittlichen Verhältnisse; indem es den Erzeugern

die Aussicht eröffnet, die Vvrtheile der ehelichen

Abkunft auch den in ordnungswidriger, unmora¬

lischer Geschlechtsvcrbindung erzeugten Kindern ver¬

schaffen zu können, ladet eS selbst zu Umgehungen

der Ehe ein und demoralisirt den Znstand der bür¬

gerlichen Gesellschaft.

Dem ganzen Systeme des Landrechts, daß un¬

eheliche Kinder durch höhern Orts genehmigte An¬

erkennung des Vaters hinsichtlich seiner legi-

timirt seyn sollen, mit den Verwandten von

Vater und Mutter aber nur durch Familien-Ver¬

träge in ein Familien-Verhältniß treten,

O Art. Wl. d. B. G. B.

S-) A. L. R. Th. Ii. Tit. 2. §. 601.

Ebendas. Z. 60H. 60S. WS.
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es überhaupt an einem richtigen Prinzip'. Man
kann wohl davon sprechen, daß das natürliche Kind
durch Anerkennung gegen seinen Vater Rechte er¬
lange, hingegen auf das Vermögen der Verwand¬
ten von Vater und Mutter keinen Anspruch von
Rechts wegen habe, und die Anerkennung von
Seiten des natürlichen Vaters hieran nicht ändern
könne: mit diesen Grundsätzen vertragt sich auch
noch die rechtliche Fiktion, daß natürliche Kinder
durch nachfolgende Hcirath die Legimitat ox posl
erhalten, und die Bestimmung, daß sie dieselben
Rechte haben sollen, als wenn sie in dieser Elze
erzeugt worden wären; aber von dem Grund¬
satze, daß die Legimität eines Kindes einzig durch
die Ehe selbst begründet wird, darf das Gesetz,
welches nicht die bürgerliche Ordnung zerstören
will, nicht abgehen. Das Gesetz mag an die An¬
erkennung von Seiten des Vaters noch so bcdeik-
tende Rechte knüpfen, und selbst von einer Thcil-
nahme der Verwandten desselben an diesem Aucrken-
mmgsakt Ansprüche gegen Diese abhangen lassen;
aber die Bestimmung des Begriffes von legitim
ist juris publioi, und beruht ursprünglich auf Sitte
und Lolksansicht, Privat-Dispositioncnund Fami,
lien-Verträge können hieran nichts ändern, und
selbst das Wort des Landesherrn kann nur den
Namen, nicht die Sache geben.

Deßwcgen können die Rheinländerauch in die¬
ser Hinsicht keine Veränderung ihrer Gesetzgebung

*; Art. 758. d. B. G. B.
5") Art. kW. Ebendaf.
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wünschen. Die Adoption mag da zn Hülfe kom¬

men, wo ein subsoguons m-lU'iip.muuin unstatthaft

ist; sie mag selbst den unglücklichen Geschöpfen cur

Familicnband geben, die ihr Daseyn solchen Ver-

irrungen verdanken, daß das Gesetz aus weisen

Rücksichten ihnen selbst die Anerkennung versagt. 'ch

Die Adoption kann auch in diesen Fällen mit dem

Prinzip bestehen; sie laßt über der Geburt den

Schleier, und will für weiter nichts gelten, als

für ein Analogen des natürliche n Verwandt¬

schaftsverhältnisses. Besonders nach Rheinischem

Rechte ist dieses Mittel, unehelichen Kindern ei¬

gentliche Kindcsrechtc zu verschaffen, weniger ge¬

eignet, zu Zerstörungen der bürgerlichen Ordnung

anzulocken und unsittliche Geschlechtsverbindungen

zu begünstigen: denn die eigentliche Adoption kann

vor der Großjahrigkeit des Adoptandcn nicht statt

haben und auch die sogenannte 'I'ettollo ollieiouso,

daspflcge-elterliche Vcrhältniß, kann vor dem löten

Jahre des Kindes nicht angetreten werden. Es ist

also die Einsetzung des Kindes in eigentliche Kin-

dcsrechte für dessen erste Jugendjahre, wo doch

Art. 225. d. B, G. B. „vettg reconuuisLMiLL uo xourrn,
uvoir Neu uu proüt dos enkuiNs nes M uu oommLiLS

inoLstuoux ou !tt!uN5ri,r." 242. „Hu Lukuub

lls sorn sumuis udmis :>. In ivLlieroliL, sott ds In

putornils, soie (iL Nr muternite, duns iL L!(S, »ü,

snivunt 1' rrrt. 33Z, In reoonnuissuULö n' est xus

-Mmiss." Wie mit diesen Grundsätzen die Bestim¬

mung: daß solche Kinder einen Anspruch auf Alimente

machen können, (s. Art. 762. 762.) zu vereinigen ist,

darüber vergl. Leere Lsxrit du Lods ktuxoteoo,
tcim 4. xuZ. 184. SS,
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diese Fürsorge für das Kind den meisten Werth hat
und der natürliche Vater auch noch am ersten
zu dem Schritte sich entschließen wird, der ihn
hinsichtlich des Kindes beruhigt, gar nicht anders
möglich ist, als durch die Ehe selbst. Dieses
Adoptionssystem befördert also viel weniger, wie
das System der b.ogitiinmic> z-or i-esorchtum z-rio-
«üchs, den verderblichen Glauben, daß man dem
heiligen Bande der Ehe sich entziehend, frivoler
Lust sich hingeben dürfe, und seinem Gewissen schon
genüge, wenn man den Kindern einen Schein von
ehrlicher Geburt verschaffe.

Die Lehre von der Adoption selbst ist im Rhei¬
nischen Gesetzbuche mit viel mehr Umsicht abge¬
faßt, als im Pr. Landrcchte; nur verdient die Aus¬
nahme, welche der Code von seinem verstandigen
Grundsätze: daß die Adoption die Großjährigkcit
des Adoptanden, und eine vorgängige sechs Jahre
lange Obsorge während seiner Minderjährigkeit
voraussetze, zu Gunsten Desjenigen macht, der den
Adoptirer aus Wasser- Feuer- oder Kampfesnoth
gerettet, (S. Art. 345. d. B. G. B.) keinen Beifall-
Frei mögen die Acußerungcn des Dankes bleiben:
warum soll die Dankbarkeit sich im übereilten Ge¬
fühl eine Fessel anlegen, die sie so leicht wieder
bereuen könnte! Im Landrechte ist die Adoption
der letzte, sichere Port, um die Frucht der Sünden
unterzubringen, »nd wenn dies im Allgemeinen rein
Uebcl ist, so ist es doch im Landrcchte ein Uebel,
welches durch die Gesetze über die Wirkungen der
außerehelichen Zeugung diese letztere selbst so sehr
begünstigt und so durch jede Maßregel, in welcher

»»»



es einen Ausweg bietet, um, mit Umgehung der
Ehe, das Gewissen durch eine genügende Fürsorge
für die außerehelicheNachkommenschaft abzufinden,
der Moralitat einen doppelten Nachtheil zufügt,
nnd es ist dies um so bedenklichcrj,da das Land-
recht dem Manne sogar das Adoptircn ohne die
Einwilligung der Frau gestattet. Auch hierin
weicht das Rheinische Gesetzbuch vom Pr. Landrechte
ab, indem beide Arten von Annahme an Kindes
statt, die Nutollo «ilioioustz,wie die Adoption, von
der Einwilligung beider Ehegatten abhängig ge¬
macht ist; die Verfasser des Landrechts, durch
unrichtige Begriffe von der Herrschaft des Man¬
nes, wie es scheint, irre geleitet, übersahen, daß
es dem Wesen des ehelichen Verhältnisses zuwider
läuft, daß während der Ehe Ein Ehegatte ohne
den andern legitime Kinder soll erwerben können.

Ter Code dehnt diesen Grundsatz mit Recht
anch auf die Anerkennung aus; er erlaubt es gar
nicht, daß ein Ehegatte während der Ehe, weder
den andern Thcil, noch die aus dieser Ehe abstam¬
menden Kinder, durch Anerkennung eines mit einer
andern Person gezeugten Kindes irgend in eine
schlimmere Lage bringe. *55) In welcher unbe¬
schreiblich traurigen Lage befindet sich dagegen bel
dem Systeme der Schwängerungsklagcn die ehr¬
bare Gattin! Der ganze Schimpf einer solchen ge¬
gen den Ehemann gerichteten Klage trifft sie mit.

A, L. R- Th. II, Tit. 2. §. 676.
»») Art. LÄ». S62. d. B- G- B.
»55) S27. d. B. G. B.
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trifft den zarteren weiblichen Sinn unendlich em¬

pfindlicher als den Mann selbst, mag die Klage

nun gegründet, oder vcrläumdcrisch scyn; das Fa¬

milienglück ist ans immer vernichtet, und der häus¬

liche Friede dahin; und dies Alles zum Vorths

einer liederlichen Dirne, die vielleicht, oder vielmehr

höchst wahrscheinlich, nnr des gesetzlich stipulirten

Vortheiles willen nach dem Gatten einer Andern

angelte. Wenn die Ausnahme nicht die Regel

lächerlich machte, so wäre wahrlich Grund genug

vorhanden, wenigstens gegen die Ehemänner keine

Schwängerungsklagen zuzulassen, wo auch imUcbrr»

gen das System beibehalten werden möchte.

Uebcrhaupt sst das Familienrccht des Land¬

rechtes reich an Bestimmungen die sich mit der

Würde der Personen, und insbesondere des schonen

Geschlechts, nicht vertragen; die üppigsten Belege

dazu sind bereits gewürdigt: überdies enthält es

eine Menge des kleinlichsten Details, welches lie¬

ber den Sitten überlassen wird; Vieles, worüber

wohl schwerlich je, so lange die Welt steht, Streit

vor Gerichte erhoben werden wird. *) Kanin möchte

sich von einem einzigen Artikel des Code Dasselbe

sagen lassen.

5) S. z. B. Th. N. Tit. 1. §. 17S. IM. 132. 1W

Tit. 2. Z. 67. 68. n. s. w.

Bei manchen dieser Bestimmungen möchte man

das Sprüchelchen: nemo aä laotum oo^i xroxrZs

potest in Erinnerung bringen; bei andern muß es

uns einfallen, daß wir Deutsche sind, von denen T a -

eitus tssrm. oap. 1S.Z sagt, „Ms ibi boni moros

valLM, gnam ulllü konno leZos."
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Verhältniß der Eltern und Kinder.
V orm u ndsch aft.

^as Verhältniß zwischen Eltern und Kindern ist
ein Natnrvcrhältniß: die Eltern haben dem Kind?
sein Dascyn gegeben, dadurch ist für sie, wie unsrc
vernünftige Natur uns sagt, die moralische Pflicht
begründet, das Kind nach Kräften seinem vernünf¬
tigen Lebenszweck entgcgcnzuführen; dieser Pflicht
entspricht auf der Seite des Kindes: willige Un¬
terordnung, wie das unverdorbene moralische Ge¬
fühl sie schon lehrt, dankbare Anerkennung der
Wohlthatcu, welche die elterliche Liebe unablässig
erweisit, so wie das lebenslängliche Bestreben, ab¬
zutragen an der nie ganz auszutilgenden Schuld.

Diese Gesetze der Natur soll der bürgerlich?
Gesetzgeber achten; durch den echt-humanen Geist
seiner Anordnungen soll er die moralischen Bande
noch zu befestigen suchen: aber es ist dies nicht di?
einzige Rücksicht die ihn bestimmen muß; mchrerv
Forderungender Vernunft kommen hier gleichzeitig
zur Sprache, und eine billige Vermittlung zwischen
allen zu beobachtenden Rücksichten muß das Ziel
der Legislation scyn.

Die Ehe ist die Genesis der Familie; die
Gatten bilden eine moralische Einheit, die auch
im Rechte bis zu einem gewissen Punkte festgehal¬
ten wird. Aus der Ehe entwickelt sich die Fami¬
lie ; auch diese, wenn auch schon lockrere, und med?
partikuläre Einheit muß das Recht bis zn einem
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gewissen Punkte festhalten: in ihr hat das Jnte-
stat-Erbrecht seine philosophische Begründung. —
Aeußerungen dieser Einheit sind: Vertrauen und
Einheit des Willens. Vertrauen ist da, wo ein
Bewußtsevn gemeinsamer Interessen, wo die wech¬
selseitige Ueberzeiigung vorhanden ist, daß Keiner
ein abgesondertes Interesse verfolgt, gleichgültig
ist gegen die Interessen des Andern, und diese sei¬
nen persönlichen Interessen aufopfert. Die Einheit
des Willens stellt sich besonders in dem Gehorsam
gegen das Familienhaupt dar, ohne welchen keine
Einheit besteht. Die Familie vollendet sich in der
Erziehung der Kinder, und lös't sich dann aus;
der erwachsene Mensch, der zum Bewußtseyn seiner
geistigen Selbständigkeit gekommenist, sondert sich
von der Familie ab, gehört dann dem Staate als
besondres Individuum an, und gründet, der Re-
<gel nach, eine neue Familie; auch dann bleibt ihm
zwar die erste Familie, als der Ausgangspunkt
der scinigen, heilig, aber das Interesse an derselben
tritt gegen das Interesse an der neuen zurück.

Das Verhältniß der Eltern zu den Kindern ist
mehr sittlicher als rechtlicher Art; nnr wenig kann
das Gesetz in Beziehung auf die Erziehung der
Kinder gebieten; das Zwangsrccht dringt regelmä¬
ßig nicht in den Schoß der Familie; dagegen muß
das Recht, dessen erste Aufgabe es ist, den ver¬
nünftigen Willen des Individuums, die rechtliche
Persönlichkeit zu schützen, den Satz aussprechen:
daß die elterliche Gewalt, so weit sie dem Rechte
angehört, mit dem Erziehungsbcdürfniß, d. h. mit
der Entwicklung der vernünftigen Persönlichkeit,



aufhört; diese vernünftige Persönlichkeit erleidet
noch unendlich viele Stufuugcn und Steigerungen,
und das ganze Leben ist nur eine lange Erziebungs-
schule des Menschen: indessen das Bedürfniß der
elterlichen Erziehung reicht so weit nicht. Der
größte Jrrthum ist es, die elterliche Gewalt als
eine Art von Oberherrlichkeit anzusehen, wie dies
im römischen Rechte geschehen ist; freilich kann bei
einer Staatsgesellschaft, die selbst noch auf einer
Niedern Stufe der Entwicklung steht, ein solches
verkehrtes elterliches Recht mit der politischenOrd¬
nung in einem richtigen Verhältnisse stehen, und
ein andres Bedürfniß zeigt sich bei der mehr patri¬
archalischen, aus dem Urzustände sich allmählig her¬
ausbildenden Verfassung, ein andres bei dem ge¬
drängten Zusammenleben>n den civilistrtcn Staaten
unsres Zeitalters, wo die häusliche Erziehung sich
so sehr schon durch die Nothwendigkeit abkürzt, und
die Erziehung durch das Leben so viele
Seiten hat, so früh beginnen, und so weit aus¬
reichen muß.

Schon Montesquieu zieht die Zweckmäßig¬
keit der römischen Gesetze über diesen Gegenstand
für seine Zeit in Zweifel, *) und es dürfte die

puissnnoo pnteinells ss peräit u koms nvee I»,
repulil««zue. vuns les mon.irelnss, ou I' on n'n «zu«
kuiro <Iö inneurs si pures, on vsut «zue vlmcuu vive
souz In puizsnues c>os inuAist-rnts.

I,ss lais «ie Uonis, «zu« nvoisnt ncooutuine !e«
zouus« ge»8 n In äopeuclituvö, etnlilirent uns lov^n«
oiluoeitiz. Neul-etee nvous nous eu tort 60 prerulre
»et usngs: «Inns uus in onnrcbie, ov u' n xns besoin
Ns t-uit 6e ouutrninte.

1t
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Beschränkung der Minderjährigkeit auf das 2lte
Lebensjahr unscrin Culturzustaudc und den Bedürf¬
nissen des Zeitalters völlig angemessenseyn. Be¬
sonders wo die Eltern todt sind, bei der Kostspie¬
ligkeit einer vormnndschaftlichcn Verwaltung er¬
scheint diese Bestimmung als eine dringende Anfor¬
derung der Gerechtigkeit. Es möchte daher den
Rheinländern mit der Einführung der Bestimmung
des Preußischen Landrcchtö, welches den Majori-
tatstcrmin mit Vollendung des 24tcn Lebensjahrs

Oette maiiie Subordination dans In, ropubliguo ^
pourroit demander guo Is poro rcstat, pendaut sa

vis, lo maitro dos bious de ses ontants, ooinmo il
tut roZIo a Numv. Slais oola W est pas de I' esprit

do In monarcliio. Iis 1' esprit d. I. I -iv. V. onp. 7,
— Indessen hat Montesquieu wohl darin gefehlt,
daß er in dieser Beziehung Republik und Monarchie
gradezu einander gegenüber stellt, so wie darin, daß
er in der Monarchie der puissanco des umKlstrats
eine wesentlichere Wirksamkeit beilegt, als in der Re¬
publik, und noch dazu irgendwo den Grundsatz äußert!
„daß in der Monarchie das Gesetz der Bürger-
Tugenden überhebe."— Freilich ist der Unterschied
zwischen einer, noch in der Entwicklung begriffenen
Republik ungebildeterVölker, und der verderbten Mo¬
narchie hochcivilisirterZeitalter sehr groß: in jener
gilt die Tugend Alles, in der letzter» Nichts; in der
erstem liegt die Stärke im Geist und in der Sitte,
und nur diese halten die Form aufrecht: in der letztern
hat die Form nur in Erschlaffung auf der einen, und
in einer, dem wahren Geist der Gerechtigkeit entfrem¬
deten, machiaoellistischen Politik auf der andern Seite
eine schwache Gewähr ihres Bestehens, und jeder Sturm
droht ihr de» Einsturz.
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eintreten läßt, nichts weniger als eine Wohlihat
erwiesen werde.

Sehr wahr sagen die französischen Gesetzge¬
ber: „Dans notro siizclo, mill«z csri8es concourent
c> loi'invi' plutüt la jeuns88s; trozi souvent mvmo
vll«z toinds dsns la osdncitä su 8vrtii' de; 1' en-
lanco. I.' <Z8piit do 8ociötä et I' e8ZZiit d' indu-
Stils, eeisoui d' liui si Aeneeslemont re^>endu8, don-
nont nn ressort snx am es, <^ni sii^plss sux lesons
de I' ox^>erienee, et gid dis^oss cbsgus iiidividii
a pei'tee flutet lo ^>oids de ss ^>io^ie de8tinee."

Lange Abhängigkeit in den Jahren, wo grade
der freie Gebrauch der eignen Kräfte eine kräftige
und sclbstständi'geEntwicklung des Geistes fördern
soll, muß erschlaffen. Es ist ein großer Jrrthum,
zu glauben, »daß, wenn man einem Jünglinge von
21 Jahren, grade in dem Alter, wo die Leiden¬
schaften sich am heftigsten äußern, und noch keine
Erfahrung demselben Mäßigung und kluge Berech¬
nung lehrt, die freie Benutzung seines Vermögens
überlassen wollte, dies in den meisten Fallen ihn
dem Verderben für sein ganzes übriges Leben preis
geben hieße.«

Einen gewissen Grad von Geistesentwickelung
muß der Gesetzgebung bei dem Individuum ab¬
warten, ehe ihm der freie Gebrauch seiner Kräfte
und Mittel überlassen wird. Der gute Gebrauch
soll möglichst gesichert, der Mißbrauch möglichst ver¬
hütet werden: weis't aber nicht die Erfahrung dar¬
auf hin, daß beim 21ten Lebensjahre das Herz noch

Pfeiffer's Ideen u. s. w. S. 162.
11*
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dcn Einflüssen der Jugendlehrcr mehr offen steht,

wogegen beim 24tcn schon das Selbstvertrauen

den Menschen zu viel einnimmt? scheint es also

nicht schon aus diesem Grunde gcrathener, die

rechtliche Selbstständigkeit mit der Vollendung des

21 ten Lebensjahres eintreten zu lassen, so, vorbe¬

reitend, eine Fessel zu heben, und dcn guten Er¬

folg der spater erst sich befestigenden moralischen

Selbstständigkeit zu sichern ? — Es kann ja doch wohl

davon nicht die Rede seyn, einem freien Bürger

den Genuß seiner Rechte bis zur völligen Reife der

Einsichten, »- bis dahin vorenthalten zu wollen,

wo die Leidenschaften ihre Stärke verloren haben;

denn diesen Zweck wurde auch eine Vormundschaft

bis zum 24ten Lebensjahre nicht ausfüllen. Eine

solche Verletzung der natürlichen Rechte würde über¬

dies in der Regel zwecklos seyn; Wer Hoffnung

hat, nächstens in den Besitz eines bedeutenderen

Vermögens zu kommen, findet überall Credit, selbst

wenn das positive Recht die Klage wegen der an

Minderjährige geleisteten Vorschüsse versagen sollte,

und der junge Mann, der es weiß, daß er näch¬

stens ein freies Vermögen selbstständig in die Hände

bekommt, ist in der Regel mit mehr Leichtsinn dar¬

auf bedacht, den Genuß, so viel er kann, zu an-

tczipircn, als derjenige, den das Gesetz in den freien

Besitz des Seinigen setzt, Antrieb fühlt, Dasjenige,

was er in Händen hat, an unsittliche und leicht¬

sinnige Genüsse zu vergeuden. Wenn Shakespeare,

zu Fallstaffs Erstaunen, durch dcn Besitz einer

Königskrone den leichtsinnigen »Bruder Harry?

plötzlich zum würdigen Fürsten umgewandelt uns

darstellt, so ist dies recht eigentlich in der mensch-



liehen Natur begründet. Einen ähnlich'» Einfluß,
wie auf einen leichtsinnigen Prinzen die Sorge für
die Verwaltung eines Reiches, muß eine selbststän-
dige Vermögensverwaltung auf jeden jungen Mann
haben; wenn Ehre und Moralität ihn nicht im
Zaume halten, so wird man dadurch, daß man
ihm erschwert, sich die Mittel zu seinem Verderben
zu verschaffen, das Verderben selbst nicht abwenden.
— Ucberdies werden die Eltern, wenn sie in der
That verstandig sind, auch über das 2lte Jahr hin¬
aus ihren Einfluß auf den Sohn behalten, und ihr
elterliches Ansehen geltend zu machen wissen: wenn
nicht, so ist dies der sicherste Beweis, daß auch
eine erzwungene Abhängigkeit bis zum 24ten oder
25ten Jahre nur ein fruchtloser Versuch gewesen
scyn würde, eine verderbte moralische Natur in
Schranken zu halten.

Durch die Ehe tritt der Mensch gleichsam aus
seinem Individuum heraus; er begibt sich seiner
abgesonderten Persönlichkeit, vereinigt sein indivi¬
duelles Daseyn mit dem einer Person des andern
Geschlechtes, und stellt sich als Gründer einer neuen
Familie dar. Mit dem 21ten Jahre darf sich zwar
der Sohn von der elterlichen Familie absondern; "I
sehr richtig setzt aber das Rheinische Gesetz der Be-
fngniß, eine neue Familie zu gründen, für den
Jüngling bis zum 25ten Lebensjahre die Einwilli¬
gung der Familie, ans welcher er heraus tritt, als
Bedingung vor; den wichtigsten Schritt des

«Z Art. 372. 374. d. B. G. B
»») Art. 148-150.



Lebens zn begehen, der so wesentlich die Interessen

der Angehörigen berührt, wird mit Recht bis znm

stltcu Jahre dem Mädchen, bis zum ststten Jahre

dem Manne ohne die Einwilligung der Eltern

(oder, in deren Ermangelung, des entfernteren Fa-

mit'ienhauptcs) rechtlich nicht gestattet, und selbst

nach Ablauf dieser Frist ist die Freiheit der eheli¬

chen Verbindung noch von der Beobachtung ge¬

wisser ehrerbietiger Akte und Fristen abhangig ge¬

macht, die geeignet sind, den Ucbcrcilungen unbe¬

sonnener Jugend Schranken in den Weg zu stellen,

ohne zugleich den hartnackigen Eigensinn der Ascen-

denteu zu begünstigen. *)

Nur die Bestimmung des Rheinischen Gesetz¬

buches, daß das elterliche Gcnußrecht nur bis zum

achtzehnten Jahre der Kinder dauern soll, "*) laßt

sich wohl nicht mit den billigen und schöneren Prin¬

zipien vereinigen. Dieser Genuß ist mit der vä¬

terlichen (oder vielmehr elterlichen) Gewalt innig

verbunden: er gehört dem Eltern-Rechte, könnte

mau sagen, recht eigentlich dem Begriffe nach an,

und gewiß darf das positive Recht für die tausend¬

fachen Sorgen und Lasten der elterlichen Erziehung

denselben auf die ganze Zeit der Minderjährigkeit

ausdehnen. Mäßig hiervon Gebrauch zu machen,

und allmählig dem, zur natürlichen und rechtlichen

Selbstständigkeit sich heranbildenden Jüngling grö¬

ßere Thcilnahme an Genuß und Verwaltung, und

größeren Spielraum zur eignen, freien Thätigkeit

-!-) Art. 151—15Z.
5-5) Art. 3S). d. B. G. B.
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einzuräumen, bleibt füglich bis zum 21tcn Lebens¬

jahre des Sohnes der elterlichen Einsicht überlas¬

sen : offenbar ist es unpassend, daß der Vater, dem

minderjährigen Sohne gegenüber, gegen den ihm

das Gesetz ein uugcschwächtes Ansehen sichern sollte,

als rcchnnngspflichtigcr Verwalter dastehen soll.—

Hingegen hat das Rheinische Gesetzbuch vor dem

Preußischen Landrechte den großen Vorzug, daß es der

Mutter gleichen Vorthcil, wie dem Vater, zusichert.

Dieser Unterschied vom Preußischen Rechte hängt

wesentlich mit den mannichfaltigcn Unterschieden

des eigentlichen Vormnndschaftwescns zusammen.

Nach Preußischem Rechte ist das Weib viel mehr

beschränkt, wie nach Rheinischem: volljährige un-

verheirathcte Personen weiblichen Geschlechts kön¬

nen dort gewisse Rechtsgeschäfte nur unter Zu¬

ziehung eines Beistandes vornehmen; nach Rheini¬

schem Rechte haben sie vollkommene Freiheit, über¬

all selbstständig ihre Angelegenheiten wahrzunehmen,

oder nach Bedürfniß einen Rcchtsbeistand zu Nathe

zu ziehen. Diese Freiheit ist dem Charakter unsrer

Gesetzgebung überhaupt angemessen; bei einem ge¬

läuterten Rcchtsgcfühlc, verbunden mit Einfachheit

des Rechtes selbst und Popularität der rechtlichen

Formen ist sie ungefährlich, und die Erfahrung

weist hier im Ganzen kein Bedürfniß der Abän¬

derung aus. Dazu besitzt auch bei uns ein men¬

schenfreundlicher Ad.vokatcnstaud das Vertrauen sei¬

ner Mitbürlser und Mitbürgerinnen, und es ist so

zu sagen feste Sitte, daß Solche, die nicht selbst

die hinreichende Umsicht, Erfahrung und Kcuntniß

besitzen, kein wichtigeres Rechtsgeschäft abschließen.
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ohne den Advokaten, oder auf dem Lande auch wohl
den Notar oder andere rechtskundige Personen zlk
Rathe zu ziehen; mit Recht genießt der Juristen«
stand unsrer Provinz durchgehendseines ehrenvollen
Vertrauens.

So wenig sich in der Rheinprovinz das Be-
dürfniß eines Rechtsbcistandes oder Gcschlechtsvor-
lnundcs für die llnvcrheirathetcn des weiblichen
Geschlechts — die Verhciratheten sieben natürlich
unter der Autorität deS Mannes — zeigt : so we¬
nig dürfte es ihren Bedürfnissen angemessen sepn,
die Mutter ihres thcucrsten Rechtes, der Vormund¬
schaft über ihre Kinder, zu berauben. Wenn schon
die Unvcrheirathete der selbstfländigenVerwaltung
ihres eignen Vermögens nicht für unfähig erklärt
werden kann, so darf man auch wohl die Wittwe
in der Verwaltung des Vermögens ihrer Kinder,
dessen Genuß bis zu der Großjährigkeit der Kinder
ihr ohnehin nach billiger Bcstinnnnng des Gesetzes
zukommenmuß, mit völliger Beruhigung lassen, so
fern sie die Vormundschaftzu übernehmen wünscht;
mit doppelter Wachsamkeit nimmt eine Mutter
die Interessen ihrer Kinder wahr, und die übrig
bleibenden Bedenken werden auch dadurch noch sehr
vermindert, daß der vorversterbcndc Vater ihr ei¬
nen Rathgcber zuordnen darf, ohne den sie keine
oder nicht alle Vormundschaftshandlungen vorneh¬
men kann; ferner dadurch, daß ihr bei der Wie-
dervcrhcirathung nach Befinden die Vormundschaft
genommen, oder ihr Ehemann zum Mitvormnnde

*) Art. 291. d. B. G. B.
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mit solidarischer Verbindlichkeit beigegeben werden

kann; und überdies auch durch das Institut des

Gegenvormundes.

Die Sorge sür die Person des Kindes und

das Recht der Erziehung desselben erkennt auch das

Preußische Recht der überlebenden Mutter zu, jedoch

so, daß sie, wie auch «ach Rheinischem Rechte, an

die Dispositionen des VaterS gebunden ist.

Dies Recht gesteht das L. R. sogar den entfern¬

ten! Ascendenten und selbst den Scitenvcrwandtcn

zu, jedoch nach Bestimmung des vormundschaftli-

chcn Gerichtes. ***) Das ganze Vormundschafts-

wcsen steht hier überhaupt unter unmittelbarer ge¬

richtlicher Leitung: das Landrecht sieht die Bevor¬

mundung Derer, welche für sich selbst zu sorgen nicht

im Stande sind, und außer väterlicher Gewalt

und Aussicht sich befinden, schlechtweg als Sache

des Staats an. Daher kennt es nur eine

'Dcrtela äativa, und auch die Eltern können einen

Vormund nicht ernennen, sondern nur vorschla¬

gen; »**»») per Vormund steht als l^ologauis des

Gerichtes unter dessen Aufsicht und Eontrolle, und

jede nur einigermaßen bedeutende Angelegenheit

wird von dem Gerichte selbst entschieden.

Das Rheinische Gesetzbuch geht von der An¬

sicht ans, daß die nächsten Verwandten und Freunde

in der Regel mit mehr Kcnntniß der besondern

Art. 39S. 396.

»*) Th. II. Tit. 13. §. 215. 216.

Cbentas. §. 213. 219.

Cbendas. §. 1. 2.

» »5»« ) Ebe ndas. §. 56. 172. 174. 184.
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Verhältnisse, und mit mehr Theilnahme sich der

Sorge für die Person und das Vermögen der Ver¬

lassenen Waise unterziehen werden, als fernstehende

Richter, denen die Besorgung von mehreren hun¬

dert Vormundschaften obliegt, denen es an Kennt-

niß der persönlichen und lokalen Verhältnisse fehlt,

und von denen unter diesen Umstanden kaum mehr

als eine mechanische Thätigkcit erwartet werden

darf: — und in der That muß man den Familien¬

rath, unter der Leitung eines einsichtsvollen und

wackcrn Friedensrichters, der Regel nach für ge,

eigneter halten, den wahren Zweck der Vormund¬

schaft zu erfüllen, nemlich: möglichsten Ersatz für

den verlornen elterlichen Schutz zu gewähren, als

eine gerichtliche Behörde.

Es darf nicht übersehen werden, daß, so wie

das Verhattniß der Eltern zu den Kindern mehr

sittlicher als rechtlicher Natur ist, so auch die vor¬

mundschaftlichen Einrichtungen starren Rechtsfor¬

men nicht völlig angcschmiegt werden können. Es

ist nicht ganz richtig gedacht, daß der Staat

selbst und seine Organe, die Gerichte, in die

Stelle der verstorbenen Eltern unmittelbar eintre-

ten müssen: Wer wird es nicht vielmehr einleuch¬

tend finden, daß großjährige Geschwister, vielleicht

Männer, die schon bei Lebzeiten der Eltern alle Fa¬

milienangelegenheiten in deren Namen geleitet ha¬

ben, auch nach dem Tode der Eltern auf die fer¬

nere Verwaltung der Familicn-Angclegcnhciten und

die Fürsorge für die jüngeren Geschwister ein na¬

türliches, nothwendiges Recht hahcn? Wer wird

cs nicht lästig und drückend finden, wenn in einem
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solchen Falle die Gerichte sich in die Familicnvcr-

hältnissc cinmischcn? Und ist nicht in der Regel

auch da, wo Geschwister nicht vorhanden sind, so

viel Thcilnahme noch unter den nächsten Verwand»

tcn, daß ihnen unabhängig von einer hemmenden,

unablässig beaufsichtigenden, beschränkenden rich¬

terlichen Behörde die Stellvertretung der Eltern

überlassen werden kann? — Der Staat thnt wahr¬

lich unrecht, wenn er dem Familicngciste gar keine

Acußcrungcn und kein selbstständiges Wesen mehr

gönnen will: findet sich im wirklichen Leben nicht

immer die Theilnahme und verwandtschaftliche Ein»

heit der Gesinnungen, so liegt der Fehler nicht

sowohl im Prinzip der Gesetzgebung, als in der

Trägheit und dem Egoismus; zuweilen nur in

äußern Hindernissen, z. B. Armuth und eigner

Noth. Der Familiengeist ist der erste und leichteste

Schritt zur Förderung eines cdcln Gcmeingcistcs:

eine Aufopferung für die Kinder der Geschwister

oder Freunde ist das Opfer, das der Egoismus

noch am willigsten bringt; hier treibt den sonst

weniger edlen Menschen noch ein Gefühl sittlicher

Pflicht: soll der Staat diesen Trieb nicht aufgrei¬

sen, und zur gemeinen Wohlfahrt davon Gebrauch

zu machen suchen? Besonders der deutsche Fami¬

liensinn und deutsche Rechtschaffenheit muß auf die

Dauer dem Institut des Familicnrathes einen guten

Erfolg immer mehr sichern: auch unsre Vorfahren

haben Familicnrath gehalten, und bei ihnen war

er ein heilsames Institut.

Mitt er maier Prozeß. 2. Aust. II. Beitr. «.55.

Desselben „Grundsätze des deutsche» Privatrechts."



Die Familienrache war ein Auswuchs des Fa¬
miliensinnes, der den wilden Zeiten und ungere¬
gelten Verfassungen zuzuschreiben ist; soll es aber
denn überall das Schicksal der Menschheit seyu,
daß sie das Schöne aufgeben muß mit dem Schlech¬
ten? Wenn der Staat seine Stellung nicht ver¬
kennt, so wird er sich so wenig wie möglich in die
Familienverhältnisse der Bürger einmischen; mehr
nicht, als eine zweckmäßige Sorge für ihre Wohl¬
fahrt erheischt. Wo das strenge Recht der Natur
der Sache nach weniger festen Fuß fassen kann,
da überlasse der Staat der Sitte und dem guten
Willen so viel als es nur immer eine vernünftige Vor¬
sicht gestattet. Unangenehm muß für jede Familie
die Einmischung der Gerichte in ihre innersten Ait-
gclegenheiten sepn, doppelt unangenehm, wenn sie
nicht einmal durch Notwendigkeit oder überwie,
gcndcn Nutzen eine gewissermaßen rechtmäßige
Begründung für sich hat.

Ueberhaupt verfehlt es aber den Zweck der
Vormundschaft in Beziehung auf die Erziehung und
die gewöhnlichen Vcrwaltnngs-Angclcgenheiten rich¬
terlichen Behörden, die in einem ausgedehnten Kreise
administriren, ein Anfsichtsrecht oder eine Aufsichts¬
pflicht beizulegen: selbst die Thatsachen, daß man
im Preußischen durch Testamente die gerichtliche
Verwaltung so viel wie möglich auszuschließen be¬
müht ist, ja, daß ganze Familien, namentlich Witt-

§,?K5, — Bergk. auch Gönne r' s Archiv f. d. Gesetz¬
gebung B. i. S. IM, u. s. >v. Baner' s Charakte¬
ristik deö Code Napoleon. S- 7-t.
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wen mit ihren Kindern ihre Hcimath verlassen

haben, um dem Vormundschaftszwange der Pupil¬

len-Collegien zu entfliehen, — diese Thatsachen

liefern das unzweideutige Zeugnis), daß ein solches

Institut den positiven Bedürfnissen nicht entspricht

und zum Geiste der Zeit nicht paßt. Tie Vermö¬

gensverwaltung fordert nur hansvätcrlichen Ver-

waltuugsverstaud: warum soll man die Justiz mit

Geschäftszweigen überladen, die ihr nicht wesentlich

angehören, und was bleibt dem Nichter, der eine

Anzahl von Vormundschaften zu leiten hat, und

zu der einzelnen sonderlich kein Herz fassen kann,

anders übrig, als, bei seiner Unbckanntschast mit

den persönlichen und lokalen Verhaltnissen, seine

Bescheide nur recht fabrikmäßig anzufertigen?

Das Rheinische Gcsctzbnch, welches der Witkwe

die Vormundschaft über ihre Kinder überlaßt, auch

den natürlichen Anspruch des Großvaters und der

übrigen männlichen Asccndenten ehrt, und selbst

die Großmutter, ohne ihr gleichwohl ein gesetzliches

Vormundschaftsrccht zu geben, von der Vormund¬

schaft nicht ausschließt, ergänzt die väterliche

Fürsorge auf eine wohlcrsonnene Art durch dicCon-

trolle des Gegenvormundes, der durch einen, nach

zweckmäßiger Anordnung gebildeten Familienrath

gewählt, und beim Tode der Mutter eben¬

mäßig auch dem überlebenden Vater zur Seite ge¬

stellt wird. Auch ist der Vormund bei allen wich¬

tigen: Angelegenheiten der Verwaltung das Gut-

«-) Art. 402, Ml.
Art 442.

Art. 405. folg.
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achte» des Familienrathcs einzuholen verpflichtet,
und überdies können Veräußerungen, Verpfändun¬
gen und Theilungen von Immobilien nur unter
Mitwirkung der ordentlichen Gerichte vor sich ge¬
hen, so wie auch Vergleiche in Angelegenheiten des
Minderjährigen gerichtliche Genehmigung erfordern,
wobei insbesondre das öffentliche Ministerium für
das Interesse des Minderjährigenzu wachen hat.

Ohne an den Grundzügen dieses Systems et¬
was zu ändern, könnte die Gesetzgebungdas rhei¬
nische Vormundschastswesen noch sehr vervollkomm¬
nen, wenn der Gegenvormund noch zu strengerer
Aufsicht, der Vormund allenfalls zu jährlicher Rech-
nungsablagc verpflichtet, und die gerichtliche Pro¬
zedur in Angelegenheiten der Minderjährigenbei
Theilungenund Vergleichen, die nicht selten einen
bedeutenden Theil des Objekts verschlingt, mit ge¬
ringeren Kosten zugänglich gemacht würde. Diese
Maßregeln würden einen besseren Erfolg sichern,
als die Einführung des preußischen Bormundschafts-
wesens, das bei seiner wohlmeinenden Tendenz
dennoch nicht mit dem Zwecke im richtigen Verhält¬
nisse steht, nnd von den wahren, aus der Natur
der Sache selbst genommenen Grundlagen der vor-
mundschaftlichcn Anordnungen weiter entfernt ge¬
blieben ist, als die Vormundschaft der rheinischen
Rechtsvcrfassung.

») Art. 457-67.
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X.
Vermögens - Rechte.

Dom Grundeigenthum.

^s ist eine Bemerkung,deren Richtigkeit die Ge¬
schichte bewahrheitet, daß die Freisinnigkeit einer
Gesetzgebung überhaupt vorzüglich nach den Grund¬
sätzen bemessen werden kann, denen das Gesetz in
Beziehung auf Freiheit und gesetzlichen Schutz dcS
Grundeigcnthnms huldigt. —

Für die Sicherheit des Eigenthums gegen die
Eingriffe der Staatsgewalt ist durch kein bürger¬
liches Gesetz eine sorgfaltigereFürsorge getroffen
worden, wie durch das mistige, und Montes¬
quieu's Wort hat hier seine vollkominne Anwen¬
dung gefunden: loosquo lo zzublio a bosoin clu
koncls öl' un zzantloulion, il no käut fsinsis agü' pai?
!a 1'iAuoui' ölo la loi ziolitiquo; inois o'08t
lä quo öloit tnionipbor la loi oivilo, qui,
uvoo clos voux ölo inöro, regaiclo ob aquo z?-utb
oulior eoinino touto la cito rnomo. Ohne daß

vo I' LsjU'N Sos lois. Zlv. XXVI. ub-w. IS.
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die Staatsverwaltung in ihrer Wirksamkeit für das
allgemeine Beste gehemmt werden darf, muß jeder
Einzelne doch in dem Kreise seiner Rechte möglichst
vollständig geschützt werden: und wo auch das
Interesse eines Einzelnen und seine Neigungen den
Rücksichten des öffentlichenWohls weichen müssen,
da muß doch für jede Entziehung, für jedes Opfer,
welches in dieser Beziehung die Staatsverwaltung
fordert, voller und gleichzeitiger Ersatz gegeben
werden.

Freilich ist auch hier Maß und Ziel nöthig:
das Interesse der Einzelnen soll den allgemeineren
Interessen nicht aufgeopfert werden, aber umgekehrt
muß es auch nicht höher gelten, als diese. Es
ist daher eine sehr unerfreuliche Erscheinung, wenn
Privat-Besitzungen, die noch jüngst um geringen
Preis kaustich waren, sobald der Staat, eine Ge¬
meinde oder öffentliche Anstalt ihrer bedarf, sofort
um den vierfachen Betrag nicht mehr feil sind, und
wenn selbst Diejenigen, denen das Geschäft einer
unpartheilichen Abschätzung übertragen wird, da¬
durch ihre Aufgabe am würdigsten zu lösen wäh¬
nen, daß sie ihren Nachbar auf eine bequeme Art
bereichern, die ihnen selbst nichts kostet, sondern
Freunde macht. — Hier kann das Gesetz indessen un¬
mittelbar nicht einwirken; es kann nur dadurch ein¬
wirken, daß es im Allgemeinen den Sinn und das
Interesse für die Gesammtheit weckt, und besonders
den Institutionen des öffentlichen Rechts ist das
hohe Ziel gesteckt: die Glieder des Staates in alle
die Kreise, in welchen sie sich bewegen, die Ge¬
meinde, die Provinz, und den Staat selbst, aufs



Bestimmteste und Lebendigste zu verflechten; das
Bcwußtscy» in jedem Einzelnen recht deutlich zu
erregen, wie er allen diesen Kreisen angehört, und
so den Egoismus zum Gcmeiusiune zu veredeln,
jenen Egoismus, jene niedrige Besorgniß für das
eigne Wohlbefinden, welche ihren elenden Thron
überall da aufgeschlagen hat, wo die Freiheit zu
Grabe gegangen ist, und der Staatskörper nur
noch so sortsiecht — eine modernde Leiche. Eine
Staatsverfassung, die jene Eigenschaften besitzt,
welche die Verwirklichungder Staatszweckc fest und
dauernd sichern, organisch aus dem Leben selbst
entwickeltund der Vernunft des Zeitalters huldi¬
gend, die die Freiheit der Staatsbürger überall in
konkreten Formen darstellt und festhält, das Allge¬
meine und Unsichtbare verkörpert, und dem Staats¬
bürger da ein wirkliches Leben zeigt und es ihn
lieben lehrt, wo er sonst nur einen schwebenden
Schatten wahrnahm, den er nicht greifen konnte,
für den er keine Empfindung hatte, eine solche
Staatsverfassung ist also unstreitig eine der vor¬
züglichsten Bedingungen eines edeln Geineinsinnes,
der die Herzen in allen Ständen durchdringt.

Nur da aber, wo dieser Gcmcinsinn in seiner
Blüt he sich findet, ruht auf kräftigen Pfeilern das
Dach, das Alle beschirmt: und dicsc Hingebung des
eignen Vorthcils, diese Aufopferung der eignen Per¬
sönlichkeit für die edleren Zwecke des allgemeinen
Wohls, diese ist der reiche Quell all' des Großen
und Herrlichen, das die Geschichte aufweis't. Diese
aber huldigt nicht dem falschen Scheine; der reine
uneigennützige Zweck, das Bewußtseyn, sein mo-
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mcntancs Daseyn an Werke der Ewigkeit verwen¬

det zu haben, ist für sie ein höherer, reicherer Lohn

als Nang und Sold und Ordensband.

Anerkennung des Verdienstes durch äußere Ehre»

ist billig: Wer möchte dem Ruhme seinen Lorbeer,

dem friedlichen bürgerlichen Verdienste die Palme und

die Bürgerkrone ^mißgönnen ? aber es ist nicht ganz

richtig, wenn Montesquieu über den Werth der

eingebildeten Ehre für die monarchischen Staaten

bemerkt: «et lionneur ksux est sussi uiils sn pu-

Izlio e;uo ko vrai lo goioit mrx portrouliors qrii

xcmrrslont I' avoir. Der Egoismus, der nach

dem Schimmer, nach Titeln und Bändern hascht,

findet in der Monarchie nur gar zu leicht Gelegen¬

heit, dieses Ziel durch Mittel zu erreichen, die dem

Volke und dem Regenten nicht helfen und nützen;

das Gute, welches er stiftet, ist immer nur zufäl¬

lig; sein Ziel ist sein eignes Selbst, und es ist eine

nur zu begründete Erfahrung, daß Jene, welche

in der Monarchie auf der Ehrcnleiter emporzuklim¬

men sich bemühen, grade die Ehre vor ihren Mit¬

bürgern, die Ehrfurcht und den Dank, der dem

wahren Verdienste von der erkenntlichen Menge

so gern gezollt wird, am wenigsten achten. Nur

die Tugend, nur das Ringen nach höherer Erkennt-

uiß, und die lebendige Begeisterung für das er,

kannte Gute, das Wollen.und das Wirken für die

allgemeineren Interessen, durch Wort und That,

gleich viel, ob man personlich dadurch gewinne oder

verderbe, steige oder sinke, nur diese Tugend, die

dem Egoismus abgeschworen, kann auch in der

Ire I' esyrU äo lois. INv. III, cknp. 7.
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Monarchie das Fortschreiten znm Bessern dauer¬
haft nnd nnwandelbar sichern: diese Tugend, die
man die rcpubticanische genannt hat, ist das Lc-
bensprinzip aller woh lge ordnet en S taats-
Verbindungen, möge nach Erbrecht ein Ein¬
zelner den Staat reprascntiren, möge ein Einzelner
auf bestimmte Dauer oder auf Lebenszeit oder mö¬
gen Mehrere als Organe des Ganzen an der Spitze
stehen, mit geringcrn oder ausgedehnteren Befug¬
nissen z nnd was Montesquieu mit schmerzlicher
Bitterkeit von dcu Monarchien sagt, das konnte
und wollte er nur von den Monarchien sei¬
ner Zeit sagen:

„I/clat subsista iirclcponclainmorN ste l'amour
pour la palrio, clu, stesir cl<z ta vraio gioiro, clu ro-
noiiosmenr a so! mburs, <la sacrilico clo sos plus
cliars inrörcls, et cko doules cos verlas bcroiguss
t^uo nous lrouvons clans los anoious, cd stoad
nous avous ciNencku seulemeird parier. — Zi,es lois
^ dieuiitzud la place cle doutes ees vertus cloird ocr
n' a auouu besoin; 1' etat vousen clispenso!^>

Um zum Civilrechte zurückzukehren, so bemer¬
ken wir, daß nicht allein die Eigcnthumsrechte der
Bürger der Staatsgewalt gegenüber durch das
Rheinische Gesetzbuch nach richtigen Grundsätzen
festgestellt und gesichert sind, sondern daß dem Ci-
vilgcsctzc selbst Beschränkungen des Eigcnthums,
deren das Landrecht mehrere aufstellt, die zum Theil
au sich unpassend sind, zum Theil als polizeiliche
Maßregeln nur durch besondre VcrwaltungSgesctze

-) vs 1' esxrit äos lols. Ickv. III. cliax. S.
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mich dem lokalen und temporären Vedürfm'ß ange¬

ordnet werden sollten, durchaus fremd sind.

Eine glanzende Seite unsrer Gesetzgebung und

Verfassung aber ist die Vernichtung der Fesseln,

die das Grundeigcnthum beschwerten, und die Läu¬

terung des öffentlichen Zustandcs durch Aufhebung

solcher Verhaltnisse, welche den höhern Prinzipien

der Staatsverwaltung nicht angemessen waren.

Daß Befreiung des Grundeigenthums von

allen den Prästationen, die der Obereigenthümcr

in Anspruch nahm, von Zehnten und Renten aller

Art, durch billige Ablösung, ein wesentliches Beför¬

derungsmittel des Wohlstandes ist, dies erkennt

keine Regierung lebendiger, wie die unsrigc, und

keine ist mit regerem Eifer darauf bedacht, den

Druck, der auf den klciuern Besitzern lastet, den

in der Vorzeit der Starke dem Schwachen aufge¬

bürdet, in einer alle Interessen berücksichtigenden

Weise, gelind und unmerklich zu heben, wie grade

die preußische Regierung. In unserer Provinz bat

die französische Gesetzgebung den Grundstein dazu

gelegt; indessen verfährt unverkennbar unsere Ne¬

gierung bei diesem Geschäfte mit mehr Umsicht

und Schonung, überhaupt mit deutscher Gründ¬

lichkeit und deutscher Ehrlichkeit, insbesondre auch,

wo der Zehnte dem Domainen-Fiskus angehört;

es wäre nur zu wünschen, daß überall streng nach

dem Sinn der Regierung, mit möglichster Scho¬

nung, besonders der kleinen Grundbesitzer, verfah-

') Beispielehierzu liefert das A. L. R. in Th. I. Tit. S.
z, SS. KS. folg. LS. folg. LS. S1. 91. 92. 95. u. f. w.
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rcn würde, und daß von der andern Seite die

Maßregeln der Negierung auch überall nach ihrem

ganzen Wende anerkannt würden und eine dank¬

bare Ausnahme fanden, was gleichwohl nicht so

durchgängig der Fall ist.

Ob in den alten Provinzen die bei der Auf¬

hebung des ObereigenthumS an den bäuerlichen

Besitzungen und bei der Aufhebung der Erbnnter-

thanigkeitsvcrhältnisse unberührt und ungeschmälert

gebliebene Gntsherrlichkeit und Gutshcrrschaft mit

allen ihren Attributen dort als ein Heil be¬

trachtet werden kann, gehört nicht zunächst in den

Bereich unserer Betrachtungen, gibt uns gleichwohl

zu einigen allgemeinen Bemerkungen Veranlassung.

Die Aufhebung der Erbherrschaft und die Befrei¬

ung dcs Grundcigenthuins sind Lichtpunkte in der Ge¬

schichte der Administration: sodann ist auch ein gro¬

ßer Fortschritt geschehen, wenn nicht mehr gewisse

Familien allein das Vorrecht haben, privilegirte Güter

zu besitzen; indessen daß schon dem großen Grund¬

besitze überhaupt ein so umfassender Einfluß auf

seine ganzen Umgebungen eingeräumt ist, möchte,

von einem höheren Gesichtspunkte aus betrachtet,

verderblich erscheinen; vcrderlichcr noch und gesahr«

-) Die neuere Preußische Gesetzgebungseit 18M bat die
politischen Rechte der Gutsherrschast, namentlich
die Polizciverwaltung und Polizeigerichtsbarkeit, die
gutsherrliche Leitung der Dvrfsangelegeiiheiten,sodann
die gutsherrliche Gerichtsbarkeitselbst, nebst gewissen
Nutzungs- und Ehrenrechtenbis jetzt nicht aufgehoben-

Siehe von Kamptz Jahrbücher 34. Band. Seite
236 und folg.
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licher gewissermaßen durch die Materialität, das Blei¬
bende der Grundlage als jene Erbaristokratic, die
mit dem Wandel der Zeiten und dem Untergänge
der Geschlechter zu Grabe geht.

Der Feudalnerus, das ganze Gerüste der stu-
fenweiscn Unterordnung der Gewalten, selber
der Gewalt, dem Recht des Stärkeren entsprossen,
ist gefallen, mit der Zeit, der es angehört: Ein¬
heit der Gewalt, und stufenweise Unterordnung
der Orgaue, Gleichförmigkeit im Innern, geistig
und physisch frei-thätigcs, produktives Leben der
Einzelnen, durch Willkühr Andrer unverkümmert,
machen den Charakter unsrcs monarchischen Bürger¬
staats aus. Diesen noch mehr zu läutern, noch
reiner darzustellen, ist die Aufgabe unserer Zeit.
Mit dem gesellschaftlichenZustande, mit den Be¬
dürfnissen des Mittelalters sind auch seine Formen
und Verfassungen uns entfremdet. Zu dem Be¬
griffe des Staates im ucuern Sinne fehlte den
politischen Körpern jener Zeit noch sehr viel: die
reine Staatscinheit, nach der die Vernunft
seit Jahrhunderten gerungen, die nicht dem Idol
unsrcr Zeit allein gemäß ist, sondern die
durch den Eutwickelnugsgang aller frü¬
heren Perioden vorbereitet ist, und immer
näher tritt, die sich in den spätcrn Jahrtausenden
vielleicht zu einer allgemeinen Völker- oder Wclt-
einheit erweitern wird, diese reine Staatseinheit
lag noch nicht in dem Vcwußtseyn jener Zeiten:
sie ist erst die Frucht eines viele Jahrhunderte lan¬
gen Bildungsprozesscs. In Deutschland wurde sie
vorbereitet durch die Bildung kleinerer Kreise, die
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einen Thcil des Mittelalters hindurch in dem Kai-

serthumc einen gemeinschaftlichen Mittelpunkt such¬

ten, später wieder mehr zu größer», aber festern

Massen sich sonderten, und jetzt zu einigen und

dreißig Staaten sich zusammengefügt haben, welche

wieder in gewissen Beziehungen in dem deutschen

Bunde einen gemeinschaftlichen Mittelpunkt bcsiz-

zen. Auch hier ist noch Manches unvollkommen und

nicht ins Klare gestellt; aber noch viel weniger

scharf waren im Mittelalter alle Gränzen gezogen,

die höchste Gewalt noch unbestimmter unter ver¬

schiedene Autoritäten verzweigt und zersplittert.

Mit dieser Einheit nun, die fester und fester

mit dem Fortgange der Jahrhunderte, mit der Er¬

hebung der Vernunft und der Ausbildung der Staats-

gescllschaften sich gestaltet; mit dieser Einheit wird

es nimmer bestehen können, daß an den Besitz gro¬

ßer (adlichcr) Güter ein so bedeutender Einfluß

und eine so selbstständig dastehende Gewalt über

die Person und das Eigenthnm ihrer geringeren

Mitbürger geknüpft ist; eine Gewalt, die gefährlich

ist, heute mehr denn jemals, zumal gefährlich dem

Wesen und'zdcm Geiste der wahren Monarchie. *) Es

>>Y Sehr schön sagt Wehnert in der bereits angeführ¬

ten Schrift Seite 10: „Die Monarchie besteht in der

Einheit der souvcrainen Gewalt, von welcher Alles

ausgeht, und in welche Alles zurückkehrt; sie schafft

Einheit des Nationalgeistes aber nur, wenn Gleich¬

heit der Gefühle alle Staatsbürger belebt, wenn die

gemeinsame Liebe zum Vaterlandc dahin gelangt, über

dem Gedanken des gemeinen Wohls verjährte An¬

sprüche und Bvrurtheile zu vergessen, wenn die Re-
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ist ein 5)cmmniß einer guten Staatsverwaltung,
einer gleichförmigen allgemeinen Gcistcscntwicklung
nnd sittlichen Veredlung, und es zieht die empfind¬
lichsten Beschränkungen der äußern Freiheit eines
bedeutenden Theils der Staatsbürger unnöthigcr
Weise nach sich, wenn im Staate selbst noch eine
Menge kleiner Despoten dastehen, denen aus die
sittliche Haltung nnd den Wohlstand eines Theilcs
der bürgerlichen Gesellschaft ein so vielseitiges Ein¬
wirken überlassen ist, die nicht nach geistigen Fä¬
higkeiten zu diesem Einwirken berufen sind, und
selbst unthatig und nur konsumirend nicht zu be-

gierung ihre Schritte nicht durch das Partikular - In¬

teresse einzelner Stände leiten läßt, und keiner Sinwvh-

nerklasse ein Uebergewicht über die andern gestattet.

Oer möglich zahlreichste gebildete Mittelstand ist die

Hauptstütze der Staaten; der großen Macht des Mit-
telstandes sind alle jene Bewegungen nnsers Zahrbun,

derts zuzuschreiben, welche ans dem veränderten Zu¬

stand der Gesellschaft mit einer Art von Naturnoth-

wendigkeit hervorgingen. In dem Mittelstände bildete

sich erst eine Nation im politischen Sinne des Worts,

in ihm erhielten die Könige erst wahre Unterthanen

statt bloßer Vasallen und Knechte. Die Aristokratie

ist der Gegensatz des Bürgerstaats; dieser hat das

Prinzip der Gleichheit, jene das Prinzip der Aus¬

schließung. Staatsbürgerwerth ist die herrschende Idee
unserer Zeit, gegen die sich, ohne zu erliegen, nicht

ankämpfen läßt; wo ei» großer Gedanke das Zeitalter

ergriffen hat, ist jeder Widerstand vergeblich, und man
erweiset der Gewalt keinen treuen Dienst, wenn man

Abgestorbenes wieder ins Leben zu rufen, und nicht
vielmehr die Bewegung der Zeit in sich aufzunehmen

sucht.
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messen wissen, was den Einzelnen frommt und

dem Ganzen, welche Anordnungen die Rücksicht

auf Industrie, Wohlstand und Volksbildung erfor¬

dert, — und denen die Rechtsprechung als Er,

wcrbsquelle angewiesen ist.

Daß Staaten nicht mehr käuflich sind, und

mit Menschenleben nicht mehr gefeilscht werden

kann, dies Recht hat glücklicher Meise die Mensch,

hcit wieder errungen. Die öffentliche Meinung

hält ein strenges Gericht darüber: wie regiert

wird; Alles, was der Ordnung und Wohlfahrt im

Wege steht, hinwegzuräumen, allerwärts ihre An*

gen zu haben, nirgendwo die Zügel ans den Halt,

den zu geben, und überall denselben Geist der Auf,

klärung lichtvoll auszubreiten, das ist der heutigen

Regenten schweres Amt.

Was vorläufig noch hier und da wünschens,

Werth bleibt, und was hinwiederum noch wirklich

oder scheinbar unausführbar ist wegen äußerer

Hindernisse, zum Theil selbst in unserem hochgebil,

dcten Staate, darüber zu entscheiden ist hier der

Ort nicht; wir stellen nur das Prinzip auf, und

meinen, daß Annäherung zum Prinzip und mög,

lichste Realisirung desselben das Ziel Derer scyn

soll, »welche droben auf der Warte stehen,« nicht

Festhalten an Demjenigen, was mit dem Prinzip

nicht bestehen kann: und hierzu müssen manche

Attribute und aristokatischc Eigenheiten des gro¬

ßen Güterbesitzes unbedenklich gerechnet werden,

die leider unter den Denkern selbst noch mancher

Fürsprecher sich erfreuen. Gegen den großen Gü»

terbesitz selbst, in den Händen Einzelner durch Fa,
12
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milienstiftungen befestigt und gesichert, und gegen
die gesetzliche Untheilbarkeit der Güter scheinen uns
nicht gcringeVedcnkcnzu bestehen. Immerhin mag
individuelles Bedürfniß und Zweckmäßigkeit im
Einzelnen noch Manchem Duldung verschaffen,
was dem besseren Geiste nicht völlig zusagt: den
Mißbräuchen Wachsamkeit entgegen zu setzen, muß
bann das nächste Ziel der Staatsgewalt scpn:
Jene aber müssen von ihrem Wahne zurückkommen,
die da von den verdorrten Aesten noch Früchte er¬
warten. — Will man den Staat fest, mächtig und
an treuen Bürgern reich machen, so befördere man
jene Mittel, durch welche das Volk zur Geistes¬
bildung und zum Wohlstande sich aufschwingt. Die
Macht der Krone beruht in der Kraft des Bürger-
thums, und die Interessen der Krone sind die In¬
teressen des Volkes, nemlich der Treuen und Be¬
sonnenen, der durch Wohlstand Beglückten, Zu¬
friedenen, fest und frei Gesinnten und wahrhaft
Aufgeklärten ans seinen Gliedern. — Die Größe
des Grundbesitzes— die Bevorrcchtnng der Person
sind keine Bürgschaft für die Zuverlässigkeit der
Subjekte, für die Treue gegen das Herrscherhaus,
für das Halten an der rechtmäßigen Landesverfas¬
sung, für die Theilnahme am allgemeinen Wohl.
Eine bessere — die einzige Bürgschaft sind die Ein¬
fachheit, Tüchtigkeit und Moralität der Lebens¬
weise; wo diese sich finden, da darf man auf per¬
sönliche Treue, Aufopferung und Vaterlandsliebe
rechnen: der moralische Werth des Menschen be¬
stimmt auch seinen Werth als Staatsglied, und
Aufklärung über seine Pflichten als Bürger und
Unterthan schützt vor Verirrung.
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Daß bei der vorherrschenden Selbstsucht des Men¬

schengeschlechts und bei seiner Abhängigkeit von den

momentanen und äußern Einflüssen grade der bedeu¬

tende Grundbesitz, ausgezeichneter Rang und Reichs

thuin ein Motiv mehr sür den gewöhnlichen Men¬

schen seyn muß, bei jedem Glückswechscl dahin sich

zu wenden, von wo Ruhe und sicherer, behaglicher

Besitz zu erwarten ist, und dem Stärkern sich in

die Arme zu werfen, das weifen die unvergeßlichen

Lehren einer kaum entschwundenen Zeit nach; denn

Wer, der die Zeit der Fremdherrschaft und des

Herrscherwechsels durchlebt hat, hält es nicht in

lebendigem Andenken, wie die reichsten Gutsbesitzer,

die Ersten und Höchsten in Würden, überhaupt die

Bevorrechteten und vom Glücke zumeist Bedachten

Stand, Würde und die heiligsten Eide vergessend,

neuen Ehren, neuen Vortheilen entgegen eilend

dem Sieger Weihrauch streuten, dem das zertre*

teue Vaterland fluchte, sich anschlössen dem Stär¬

kern , und, zum verderblichen Beispiel der Menge

in Anbicthung ihrer Dienste wetteiferten gegen den

Verderber, dessen Macht zu brechen demnächst ei»

Werk war, das so schwere Opfer forderte, und einen

Kampf, in welchem das Blut vieler tausend treuer

Söhne des Vaterlandes auf dem Schlacht¬

felde verrauchte.

Daß unsre Staatsregierung dem bessern Geisse

der Zeit mehr wie irgend eine andre Regierung

neben ihr huldigt, Wer wollte das verkennen? und

wenn auch im preußischen Staate, wie überall, wo

Menschen denken und handeln, Mißgriffe nicht völ¬

lig vermieden werden, einzelne Negicrungshand-

lungen im Geiste des wahren Systems nicht be-
12*
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gründet liegen: im Ganzen behauptet hier doch die

wahre Intelligenz den Sieg, und wird ihn, im

Verlaufe der Zeit, noch immer vollständiger und

umfassender behaupten. Tritt sie auch nicht immer

in plötzlichen und glänzenden, die Erwartungen

Aller befriedigenden Aeußerungen hervor, und blei¬

ben Demjenigen, der seinen Standpunkt außerhalb

einnimmt und an der Leitung keinen Thcil hat,

selbst wenn er ihr den Ruhm hoher Einsicht und

guten Willens nicht versagen kann, noch manche

Zweifel, übrig: so muß man dagegen bedenken, wie

schwer es für einen außen Stehenden ist. Alles in

seinem wahren Zusammenhange zu erblicken und

aufzufassen, wie schwer es aber auch an sich selbst

ist, dem ganzen Organismus eines so weitläufigen,

aus so verschiedenartigen Theilen zusammengesetzten,

zum Theil selbst so historisch verbildeten Staates

bis in seine tausend Enden und Ausgangspunkte hin

einen und denselben Geist einzuhauchen und die wahre

Richtung zu geben, wie sie zu oberst als die schönste

und würdigste erkannt wird, und wie sie sich so

herrlich vorgezeichnet findet iu der Rede, welche

der erste Staatsbeamte, Staatskanzler Harden¬

berg, am 23ten Februar 18l1 an die zu Berlin

versammelten intcremistischen Landesrepräsentantcn

hielt, und welche damals in den Regierungs-Amts-

blättern bekannt gemacht wurde. »Nur Kurzsich¬

tige können verkennen,« heißt es darin, »daß in

deu großen Veränderungen, die allenthalben um

uns her vorgingen, laute Aufforderungen liegen,

nicht zu einer tadelnswerthen Nachahmung, aber

zu einer klugen Aneignung solcher Grundsätze und

Einrichtungen, die aus den Fortschritten des mensch-
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der Dinge folgen, gegen die das Alte sich vergeb¬

lich zu erhalten strebt. Und wie viel glucklicher

sind wir als Andere, wenn dieses ohne gewaltsame

Erschütterungen, durch den edlen Willen eines ge¬

rechten und einsichtsvollen Königs, und durch wil¬

lige Annahme absciten eines gebildeten, folgsamen

und über sein wahres Beste aufgeklarten, gut ge¬

sinnten Volkes geschieht. — Das ueue System, das

einzige, wodurch Wohlstand begründet werden kann,

beruht darauf, daß jeder Einwohner des Staats,

persönlich frei, seine Kräfte auch frei entwickeln

und benutzen könne, ohne durch die Willkühr eines

Andern daran behindert zu werden; daß Niemand

einseitig eine Last trage, die nicht gemeinsam und

mit gleichen Kräften getragen werde; daß die Gleich¬

heit vor dem Gesetz einem jeden Staatsunterthan

gesichert scy, und daß die Gerechtigkeit streng und

pünktlich gehandhabt werde; daß das Verdienst, in

welchem Stande es sich finde, ungehindert empor¬

streben könne; daß in die Verwaltung Einheit,

Ordnung und Kraft gelegt werde, daß endlich durch

Erziehung, durch echte Religiosität und durch jede

zweckmäßige Einrichtung Ein Nationalgeist, Ein

Interesse und Ein Sinn gebildet werde, auf dem

unser Wohlstand und unsre Sicherheit fest gegrün¬

det werden können.«

Wer will es hiernach dem Rheinländer ver¬

denken, daß er seine Gesetze und seine Landesver¬

fassung liebt, die keine Untheilbarkeit der Güter,

keine privilcgirten Stände, keinen Unterschied im

Rechte zwischen den verschiedenen Elasten von Staats-
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bürgern kennt, von Beschränkungen in Hinsicht der

Beschäftigung, von einem höhern und Niedern Bür¬

ger- von einem Adel- und Bauern - Stande, von

gutsherrlichcn Rechten und einem bevorrechteten

Grundbesitz im bürgerlichen Rechte 'nichts weiß?

Wer will es dem Rheinländer verdenken, wenn er

immer nur Annäherungen zu dem schönen Ziele

wünscht, und jedes Mittel zu diesem Zwecke lebendig

umfaßt, dagegen in die Herstellung der historischen

Eigenthümlichkeiten der Städte und Ständeverfassun¬

gen, und alle übrigen Projekte unserer politischen

Altcrthümler gar keine .Hoffnungen setzt. Wer kann

selbst das Veto der öffentlichen Meinung übel deu¬

ten, das sogar bei dem Gefühle offenbarer Mängel

des Bestehenden sich nickt beschwichtigen laßt, wenn

mit manchem Vortrefflichen nur Ein bedenkliches

Element mitaufgcnommcn werden müßte, welches

schlimmere Folgen befürchten läßt, als das Fort¬

bestehen des gegenwärtigen Znstandes. Wir er¬

wähnen hier die Bedenklichkcitcn der Rheinländer

gegen die Einführung der preußischen Städte-Ord¬

nung, die selbst nicht durch das Vewußtseyn der

Schlechtigkeit und Prinziplosigkeit der gegenwärtig

bestehenden Gemeindeverfassung beseitigt werden

konnten. Der Rheinländer betrachtet diesen Ge¬

genstand wie jene Frage über eine allgemeine Reichs,

Verfassung: lieber eine gewisse Formlosigkeit, die

einer umsichtigen und gemäßigten Negierung Raum

zum freien Wirken läßt, daneben aber den Geist

nicht verdirbt, sondern ihm Zeit läßt, das Voll-

kommnere vorzubereiten und zu entwickeln, als eine

Form, von der es noch zweifelhast ist, ob sie in
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gleichem Maße dem Fortgang zum Bessert? sörder-

lich seyn wird.

Demungcachtet ist eine zweckmäßige Gemeinde¬

verfassung leichter ausführbar, als eine Reichs Ver¬

fassung , die alle Wünsche der denkenden Staats¬

bürger befriedigen könnte. Anch bei der Begrün¬

dung von Gemeinde-Ordnungen sollen, wie in den

Institutionen des bürgerlichen Rechts, die höchsten

Grundsätze des Rechts nur verkörpert, individuelle

Verschiedenheiten in eine billige Proportion gesetzt,

und nicht historische Erscheinungen festgehalten,

sondern den in der Gegenwart vorhandenen

Momenten und Eigcnthümlichkciten eine konkrete

Gestalt gegeben werden. Bei der Einheit und Ord¬

nung im bürgerlichen Rechte kann eine Gemeinde-

Verfassung in nnsrer Provinz auf die schon beste¬

hende Nechtsvcrfassung leicht fortgcbaut werden:

ihren Zweck erfüllt sie, wenn sie unsrc bürgerliche

Freiheit noch fester stellt, Einheit und Ordnung

noch erhöht: wenn sie aber eine schon vorhandene,

und mit der bürgerlichen Ordnung keineswegs un¬

vereinbare Einheit und Gleichheit zerstört, so zer¬

stört sie das Fundament, auf welchem sie fort¬
bauen wollte.

Wenn aber der Rheinländer fest am Rechten

und Guten hält, so kann nur gehässige Parthcisucht

hierin einen Oppositions-Geist gegen das System

der Regierung erblicken. Grade darum ist der

Rheinländer treu und aufrichtig seinem edlen Mo¬

narchen ergeben, weil er weiß, daß Friedrich

Wilhelm III. ein Freund des Volkes ist, der

gern die Wünsche seiner Untcrthanen berücksichtigt.
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mit Weisheit und Ernste die Stimme der Wahr¬

heit und den Zuruf des Rechtes erforscht; daß Er

zn väterlich gesinnt ist, um der Provinz Dasjenige

zu versagen, worin die Denkenden der Bewohner

das Heil erblicken, und hoch darüber erhaben ist,

um Anordnungen, welche die höchsten Interessen

des Ganzen berühren, im Widerspruch mit der

Denkart Derer, welchen das Gute und Rechte am

Herzen liegt, nach Sinn und Gelüsten einiger We¬

niger zu modeln.

Güterrecht der Ehegatten.

den Vermögensrechten der Ehegatten hat die

Rheinische Gesetzgebung in einer bisher noch nicht

erreichten Weise alle Rücksichten vereinigt. Mit

ausgezeichneter juristischer Kunst haben die Gesetz¬

geber diesen Stoff beherrscht, so daß neben der

Sorge für das Wohl der einzelnen Ehegatten, in

der ehelichen Verbindung und für den Fall der

Auflösung, das der Ehe zum Grunde liegende Prin¬

zip möglichster Gemeinschaft auch in äußern Dingen,

jedoch mit einem überwiegenden Vcrfügungsrechte

des Mannes, aufrecht erhalten, zugleich aber eine

ausgedehnte mit der persönlichen Freiheit im rich¬

tigen Vcrhältniß stehende Befugniß konventioneller

Abänderung des gewöhnlichen Güterrechts, nach

dem bcsondcrn Bedürfniß für einzelne Fälle, zulässig

ist, und die Ansprüche dritter Personen nach billi¬

gen Grundsätzen festgestellt und gesichert sind. Eine

Abänderung dieser Rechtsverhältnisse nach dem Mu-
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ster älterer Gesetzgebungen dürste wenig gute Früchte

versprechen. Der Streit zwischen dem Dotalsystcm

und dem Systeme der Gütergemeinschaft ist auf eine

wohlgelungcne Weise geschlichtet, und überhaupt

ist es nicht so*1lächerlich, wie man es wohl hat

darstellen wollen, daß die Verfasser sich einer glück¬

lichen Vermittelung zwischen dem geschriebenen (rö¬

mischen) und dem Gewohnheits - (einheimischen)

Rechte rühmen.

Das Gesetz kann keine Grundsätze darüber auf¬

stellen, wie es mit dem Vermögen gehalten werden

soll, die für alle Ehen in gleichem Maße passend

sind, im Gegentheilc werden bei den meisten Ehen,

wo einiges Vermögen von einer Seite oder von

beiden eingebracht wird, besondere Bedürfnisse sieh

zeigen; aber gewiß ist das als Regel aufgestellte Sy¬

stem der beschränkten G ü terg c m ei nschaft dem

gewöhnlichen Bedürfnisse so wie auch dem wahren

Geiste der Ehe in hohem Grade entsprechend und

die Schranken, welche der Freiheit in Abweichung

von diesem Systeme gesetzt sind, und in jedem Ehe¬

vertrage eingehalten werden müssen, sind mit gro¬

ßer Umsicht und im Geiste des Gesetzbuchs über¬

haupt entworfen. Auch das D o talsystein des Eode

dürfte wohl jeden Vergleich aushalten; mit gro¬

ßer Umsieht und in einem billigen Verhältnisse sind

hier die Interessen der Ehe, so wie die besondern

Interessen der Frau und ihrer Erben wahrgenom¬

men, und das ganze System möchte wohl kaum

etwaS zu wünschen übrig lasseist, abgesehen davon,

daß ihm das schönere Prinzip der ehelichen Güter¬

gemeinschaft fehlt. Auf den Vorwurf, den schon



Maleville dem System der Gütergemeinschaft
macht, daß ein Familien-Vater, der seine Tochter
an einen wohlhabenden Mann zu vcrhcirathen
glaubte, sie leicht auf einmal durch die Mobilar-
schnld ihres Mannes, die ihm unbekannt scyn mochte,
brodlos sehen könne, laßt sich Das entgegnen, was
im Vorwort zum ersten Entwurf von den Verfas¬
sern gesagt wird: „bin licunmo, gui tisito aveo un
autre lloiume, iloit sttio sNeutik' et sage; il lloit
voillen üsou inleiet, piencli e les iukvimatious con-
venables, et uo yas negliger ee gni est utile.
Isi osiliee «le Is loi est clo nous zmoteger eoutro^Ia
liauile st'autrui, mais non zias cle uous llispenser
sie kaire usage äo uotre prvgie laisou."

Die große Freiheit in den Modifikationen des
gesetzlichen Güterrechts laßt keinen gegründeten
Anlaß zur Beschwerde übrig; wo etwas zu verlie¬
ren ist, wo es sich um das Schicksal des ganzen
Lebens handelt: da sehe man vor; das Gesetz
kann nicht Alles vorsehen, und darf nicht um der
wenigen Fälle willen, wo man auch bei möglichster
Vorsicht vor Unfällen sich nicht zu sichern vermochte,
den richtigen: Grundsatz verleugnen.

Auch ist nicht zu übersehen, daß dies System
der beschränkten Gütergemeinschaft unscrm altern
Provinzial-Rcchte ziemlich nahe kommt; und da die
Erfahrung ausgewiesen hat, daß das jetzt geltende
Recht in dieser Materie den Bedürfnissen des ge¬
sellschaftlichen Lebens völlig Genüge leistet, da auch
grade in dieser Materie die preußische Gesetzgebung
partiknlarrcchtlichcn Einrichtungen aus cinleuch,
tendeu Gründen eine besondere Schonung ange-
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kommne Abänderungen des geltenden Rechts um

so weniger zu befürchten.

Erbrecht.

Gc
^)n dem Erbrechte des Rheinischen Gesetzbuches

zeichnen sich zuvorderst die Formen der tcstamcnta«

rischen Verfügungen durch Leichtigkeit und Zweck¬

mäßigkeit aus; gewiß ist die Mitwirkung des No¬

tariats jener der Gerichte bei Weitem vorzuziehen,

so wie überhaupt die Trennung der freiwilligen

Gerichtsbarkeit von der streitigen allgemein als

dringendes Bednrfniß bezeichnet wird. Es ist un¬

geeignet, wenn der Richter über der unbefangenen,

streng dem Rechte gemäßen Auslegung solcher recht¬

licher Akte zu Gerichte sitzen muß, oder über die

Gültigkeit oder Rechtöbestandigkeit von solchen

Akte urtheilcn soll, bei deren Errichtung er selbst

mitgewirkt hat, und die Erfabrung, daß die Ge¬

richte den vielen Geschäften, welche ihnen die preu¬

ßische Ncchtöverfassnng aufbürdet, beim besten Wil¬

len nicht gewachsen sind, und zwar bei einem, im

Vergleich mit der Justiz der Rhciuprvvinz, nuver,

haltnißmäßig zahlreicheren Personale, hat schon

längst darauf hingewiesen, daß von hier aus gro¬

ßen Thcils eine Verbesserung der Rechtspflege zu

suchen sey. — Wer mit der jenseitigen Prariö

nicht unbekannt ist, der weiß zudem, daß man es

dort, wie eines alltäglichen Vorfalls, erwähnen hört:

»daß die Gcrichtsdcputation zu Diesem oder Jenem
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zu spät gekommen sey, ^ den Testator schon todt

oder sprachlos gefunden habe,« wie dies bei der

häufig bedeutenden Entfernung der Gerichtsstellen,

und bei dem Unvermögen der Richter, über ihre

Zeit nach dem Begehren eines Jeden zu verfügen,

unvermeidlich erscheinen muß. Ein einziger solcher

Fall kann aber bisweilen die Ursache eines him¬

melschreienden Unrechts werden, und gewiß thut

es also wohl dringend Notb, daß die Gesetzgebung

für Testamente solche Formen vorschreibt, welche

die Freiheit der lctztwilligctt Verordnungen nicht

illusorisch machen.

Besonders hat sich daher die Form der holo-

graphischen Testamente, welche weiter nichts erfor¬

dert, als daß die Disposition von der Hand des

Testators ganz geschrieben, datirt und unterschrie¬

ben seyn muß, als zweckmäßig bewahrt; auch

wird die Acngstlichkeit des Preußischen Rechts, wel¬

ches solche Dispositionen, die den Gerichten nicht

übergeben werden, nur bis zum zwanzigsten Theile

des Nachlasses gelten läßt, durch die Erfah¬

rung nicht als hinreichend begründet ausgewiesen.

Ob Fälschung oder Unterschlagung zu fürchten ist,

dies muß dem Testator zu prüfen überlassen blei¬

ben; er ist Herr des Scinigen, und muß wissen,

welche Vorsicht er anzuwenden hat, um sich der

Aufrcchthaltung seiner Willenserklärungen zu ver¬

sichern; in den meisten Fällen wird Betrug nicht

zu fürchten seyn, und in diesen Fallen ist dann

auch eine erschwerende und kostspielige Form ein

*) Art. 970. d. B. G. B.

5*) A. L. R- Th. l. Tit. 12. §. 161. folg.
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die Freiheit unnöthig beschränkender Druck. Dazu

enthält auch der Paragraph, welcher jene Beschran¬

kung auf den zwanzigsten Theil verfugt, eine reiche

Aussaat von Nechtsstreitigkeitcn, und wird nicht

selten die Veranlassung sepn, daß weit mehr als

ein Zwanzigstel der Erbschaft über der Erörterung

der Frage: ob dies Zwanzigstel überschritten sey,

und über der Reduktion auf diesen Theil des Nach¬

lasses, im Prozesse aufgeht; und doch soll das Haupt¬

augenmerk des Gesetzgebers sepn: soviel wie mög¬

lich Rechtsstreitigkcitcn vorzubeugen, und nicht die

Veranlassung zu denselben unnöthigcr Weise sel¬

ber hervorzurufen.

Zum Theil schon aus dem zuletzt angeführten

Grunde erscheint auch das Verbot der Substitutio¬

nen als eine heilsame und den Zwecken der bür¬

gerlichen Ordnung entsprechende Verfügung. Schon

Montesquieu macht die Bemerkung, daß Sub¬

stitutionen Unfruchtbarkeit über die Güter verbrei¬

ten, welche denselben unterworfen sind, sie dem

Verkehre entziehen, und die Quelle ewiger Prozesse

sind; wenn er aber hinzufügt, daß dieselben nur

in den Monarchien, wo es darum zu thun ist, den

Glanz Igewisser Familien zu erhalten, und zwar

nur in Hinsicht dieser Familien sich dulden lassen,

so dürfen wir uns in dieser Hinsicht auf unser oben

im Allgemeinen über die hier zum Grunde liegende

Ansicht Montesquieu's abgegebenes Urthcil

beziehen.

Das Bcdürfniß der Gegenwart, die den Wohl¬

stand nur in möglichst vortheilhastcm Betrieb der

Landkultur, Verkehr und Umschlag, Vertheilung des

Grundbesitzes und Sicherung des Credits zu errei-
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chen und zu befestigen hoffen darf, deutet die Be¬

dürfnisse der Gesetzgebung auf diesem Felde an:

und wenn wir die Frage von ihrer moralischen

Seite würdige» wollen, so ist es doch auch nicht

zu lengnen: das Verbot der fidcikommissarischen

Substitutionen und der rcstitntiven Erbvcrträge hat

auf immer dem Unfug ein Ende gemacht, von dem

die Erfahrungen der Geschichte tausendfältige Zeug¬

nisse ablegen, dem Unfug der Ungerechtigkeit, mit

welcher Ein Kind auf Kosten der Andern bereichert

wurde, die Güter ausgesogen und dem Nachfolger

im Besitze wcrthlos gemacht wurden, dem Glaubi¬

ger die Wege abgeschnitten wurden, an den Be¬

sitzungen des argen Schuldners sich zu erholen, dem

Unfug der schandlichsten Bankerotte, die fast in jeder

Generation vorkamen; das Verbot der rcnnn-

ziativen Erbvertrage hat auf immer den Unfug

niederträchtiger Uebervortheilungen, wodurch der

Geist der Familie vergiftet wurde, und die Hab¬

sucht dem schwächern und nachgiebigen Theile sein

rechtmäßiges Erbe zu entziehen Gelegenheit fand,

in der Wurzel ausgerottet.

Wenn in alter Zeit Festigkeit des Grundbe¬

sitzes in der Familie als den Bedürfnissen des Le¬

bens entsprechend erscheinen mochte, und die ger¬

manische Ansicht von dem Anrecht der Familie auf

das ererbte Eigen eine Menge von Rechtsgruud-

sätzen ins Leben gerufen hat, die in dem heutigen

Rechte überhaupt nicht mehr als volksthümlichcs

Bcdürfm'ß und durch den allgemeinen Willen be-

5) Bigot-P rvameneu's Rede an den gesetzgebenden
Körper, tNottls. rom. IV. xnZ.368.
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gründet erscheinen können, z. B. der Grundsatz des

Sachsenrechts, daß der Besitzer das ererbte Eigen

nicht veräußern, auch nicht testamentarisch darüber

verfügen könne, und für seine Schuld der Erbe

nur mit der Fahrniß haste, so thut es wohl drin¬

gend Roth, jene Uebcrbleibsel aus der damaligen

Rechtsverfassung, die eben so wenig zum Zeitgeiste

passen, und in der Zusammenstellung mildem Cha¬

rakter des heutigen Rechtslcbcus als gemeinge¬

fährlich und ungerecht erscheinen, was sie ehemals

in der Art nicht waren, völlig zu vernichten; die

Bedenken gegen die fortgesetzte Theilung des Grund¬

besitzes werden sich bei sonst zweckmäßiger Staats¬

verwaltung nimmer als begründet ausweisen. Auch

scheint es uns ein schwacher Trostgrund für die

Ausschließung der nachgcbornen Kinder vom bäuer¬

lichen Erbe: »daß dadurch um so lebendiger der

Reiz zum eignen Erwerb geweckt werde.«

Aus der Erkeuntniß richtiger Rechtsprinzipien

und einer höhern Humanität ist auch der Grundsatz

des Rheinischen Rechts hervorgegangen, nach wel¬

chem den Eltern die Enterbung ihrer Kinder nicht

mehr gestattet ist.

Da übrigens in den Fällen, wo den Großeltern, dem

Oheim und der Tante zu Gunsten ihrer Enkel und Neffen

unter gewissen Bedingungen die Substitution gestattet

ist, (Art. 1M8—S0. d. B. G- B.) die das Substitu¬

tionen-Verbot erheischenden Motive beinahe ganz weg¬

fallen, so ist auch die für diese Fälle gestattete Frei¬

heit derartiger Verfügungen, die häufig alle Gründe

der Klugheit und Billigkeit für sich haben können,

vollkommen gerechtfertigt.

Eine vortreffliche Widerlegung der Gründe, welche
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Was die cigentliche Enterbung betrifft, so ist

die Rechtsphilosophie darüber im Reinen, daß das

Erbrecht des Kindes an dem Vermögen der Eltern

nicht eine rein positive Einrichtung, sondern ein

wahres Naturgesetz ist; wer eine Familie gründet,

begibt sich des ans das Individuum eingeschränkten

Egoismus; sein Sinn für die eigene Persönlichkeit

lös't sich in Familiensinn und Familicnlicbe auf,

wie das Naturgesetz sie in die Menschenherzen legt;

sein Gut wird zum Familiengute; zwar bleibt er

Haupt der Familie, und die Verfügung über das

Familiengut sein eigen, ja das positive Recht kann

ihm sogar eine Verfügung über einen Theil des

Vermögens über sein Leben hinaus zum Nachtheile

seiner natürlichen Erben gestatten; aber indem er

einem Kinde das Leben gibt, ladet er sich die Ver¬

pflichtung auf, die sich nicht auflösen, nicht ver¬

wirkt werden kann, demselben, und sei) es auch ein

moralisches Ungeheuer, jene Mittel vorsatzlich

nicht zu entziehen, die er ihm einmal zum Bedürf¬

nisse gemacht hat; dem Kinde ist mit seiner Geburt

schon ein Antheil an dem Vermögen der Eltern

erwachsen, der mit dem Tode derselben erfüllt. Ans

diesen Gründen rechtfertigt sich denn, neben der Ab¬

schaffung des Entcrbnngsrcchtes, auch die ansehn¬

liche Vergrößerung des Pflichtteils, welche daS

Rheinische Gesetzbuch verfügt.

fü r das Enterbungsrccht geltend gemacht worden sind
findet sich bei Leere L«i>r. <i. L. N. rom. lv.

«-) Bergl. Art. 91S. d. B. G. B. mit A. L. N. Th. Ii.
Tit. 2. z. S92.
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Nach dieser Grundansicht kann auch die Enter¬

bung aus guter Absicht nur als der Moral des

Rechts zuwiderlaufend, und als ein Mißbrauch be¬

trachtet werden, durch den es den Ascendcnteu

möglich gemacht wurde, die Glaubiger ihrer De-

sccndcnten um Dasjenige zu bringen, was sie den¬

selben, in gutem Vertrauen, aus der zu erwarten¬

den Erbschaft dereinst redlich befriedigt zu werden,

hergeliehcu hatten.

Die Erbfolgeordnung des Rheinischen Rechts

verfügt bei der Ascendenten- und Collatcralen-Suc-

ccssion eine billige Verthcilung des Vermögens, die

unseren Begriffen und unserem natürlichen Gefühle

vollkommen zusagt; es ist als eine wesentliche Ver¬

besserung des Rechts zu betrachten, daß die Ge¬

schwister nicht mehr durch die überlebenden Eltern,

und die Halbgeschwistcr durch die vollblütigen nicht

mehr völlig ausgeschlossen werden, wie nach dem

allgemeinen Landrechte, und auch die Bestim-

muiig des Landrechts, daß, wenn nur Einer der

Eltern am Leben ist, dieser, zum Nachtheil der

Ascendcnteu aus der andern Linie, — von denen

das Vermögen hanfig allein herrühren wird, — den

ganzen Nachlaß erhält, ist durch eine billige Ver-

theilnng des Vermögens unter die beiden Linien
ersetzt. ^'1

Auch die Bestimmung des Rheinischen Rechts,

Veegl. Art. 75i. d. B. G. B. mit A. L. N. Th. it.
Tit. L. §. 489. — Art. 723. d. B. G. B. mit A-
L. R. Th. II. Tit. 2. §. 25.

Bergt. Art. 745. d. B. G. B. mit A. L- R. Th. II
Tit. 2. §. 491.
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daß der überlebende Ehegatte bei dem Tode eines

einzigen Kindes mit den Verwandten desselben ans

der andern Linie concurrirt, ist nicht so unbillig,

als man eingewandt hat, da das Vermögen des

Kindes meist von der Familie des zuerst verstor¬

benen Ehegatten herstammt, und früher bei unö

großentheils durch die Rcvolutar - Erbfolge, sogar

mit Ausschluß des Uebcrlebenden der Eltern, auf

diese Familie zurückfiel. Unser Eivilgcsctzbuch geht

hier den Mittelweg zwischen den Ertrcmen des all¬

gemeinen Landrcchts und unsrer früheren Statu-

tar - Rechte.

Als eine Unvollkommenhcit des Rheinischen

Gesetzbuchs dürften nur die Bestimmungen über

das wechselseitige Erbrecht der Ehegatten zu be¬

trachten seyn. Dcr Ehegatte gehört seiner eigne»,

von ihm selbst gestifteten Familie unendlich mehr

und starker an, als jener, aus dcr er bereits durch

sein Selbstständigwcrdeu, oder durch die Gründung

der eignen Familie herausgetreten ist; sein Ver¬

mögen bringt er zum gemeinsamen Genüsse mit,

und das durch die Ebe dem andern Ehegatten er¬

zeugte Recht kann nur durch verschuldete Eheschei¬

dung aufgclös't werden. Natürlich sprechen auch

wichtige Gründe für den Rückfall des Vermögens

an die eignen Verwandten des verstorbenen Ehe¬

gatten, aber eine veredelte Rechtsanficht dürfte wohl

nach billigem Erachten die gesetzliche Bestimmung

hervorrufen: daß dcr überlebende Thcil, wo ?e-

scendenlen vorhanden find, einen Kindestheil erbt,

und den Genuß des ganzen Vermögens bis zur

Großjährigkeit der Kinder behält, und daß, wo
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etwa den lebenslänglichen Genuß der einen Hälfte

zu beziehen hat.

In den Grundsätzen über Delation und Ac-

ceptation der Erbschaft scheint uns das Rheinische

Gesetz wesentliche Vorzüge vor dem Landrechte zu

behaupten; das letztere bestimmt: daß Jeder, dem

eine Erbschaft deserirt wird, nach erlangter Kunde

sechs Wochen Bedenkzeit hat; erklärt er sich bis

dahin gar nicht, oder geriet er sich als Erben, so

ist dies so gut, als habe er cum lwaelieio ange¬

treten; reicht er aber von da an binnen sechs

Monaten kein Inventar ein, so fingirt das Gesetz

unbedingte Annahme. Viel vollkommner nnd

den allgemeinen Nechtsbegriffcn mehr entsprechend

sind aber gewiß die beiden hiervon abweichenden

Grundsätze des Rheinischen Rechts: daß eines Thcils

Derjenige, der sich nicht immiöcirt hat, so lange er

noch kein Urtheil, welches ihn zum unbedingten

Erben erklärt, in Rechtskraft hat übergehen lassen,

immer noch oam Izcnellcio die Erbschaft antreten

und Inventar errichten darf, zur unbedingten An¬

nahme aber überhaupt niemals gezwungen werden

kann; daß andern Theils Derjenige, »der solche

Verfügungen über die Erbschaft trifft, woraus die

Absicht, dieselbe nicht blos einstweilen verwalten,

sondern sich ihrer als wirklicher Erbe anmaßen zu

wollen, klar erhellt,« nicht, wie nachdem allgemei¬

nen Landrcchte, als Beneficiar-Erbe angesehen wird.

*1 A. L. R, Th. i. Tit. 9. §. L6D

Cbendas. §. 4M—2l.

5«») Ebendas. §.
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sondern sich im Gegentheil dcr Rechtswohlthat ver¬

lustig macht.

Sollte in Beziehung auf diese Materie ein

Wunsch ausgesprochen werden, so wäre es der:

daß die Rechte der Gläubiger, der Gewissenlosig¬

keit und Saumseligkeit des Bcneficiar>Erbcn gegen¬

über, durch ein bündiges Verfahren wirksamer, wie

bei der setzt bestehenden Anordnung, gesichert wer¬

den möchten» Der Grundsatz: „ vigiluntibus jura

sunt scripta" kann hier leicht zur unbilligen Härte

werden, und leider weis't die Erfahrung darauf

hin, daß die Beueficiar-Erbcu häufig mehr ihren

persönlichen Vortheil , als ihre heilige Pflicht: den

ohnehin schon verkürzten Gläubigern ibren erlitte¬

nen Verlust möglichst zu lindern, — im Auge haben.

Das Preußische Recht zeigt hier mehr Sorgsalt und

ist wenigstens der Theorie nach besser.

Obligationen- Recht.

^n der Lehre von den Verträgen und Obligatio¬

nen ist besonders dcr Vorzug der Kürze und syn¬

thetischen Fassung des Rheinischen Gesetzbuchs er¬

kennbar; es würde für die Nheinprovinz, wo der

lebendige und blühende Verkehr einfache und be¬

stimmte Rechtsnormen fordert, unübersehbare Nach-

thcile bringen, wenn die einfachen Grundsätze, die

auch den mit Handel und Gewerbe beschäftigten,

nicht juristisch gebildeten Einwohnern verständlich,

und durch fünfundzwanzig-jährige Erfahrung all¬

gemein bekannt geworden sind, mit dem Obliga-
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tionen-Rechte des Preußischen Landrechts vertauscht
würden. Mag das letztere mit theoretischerAns«
führlichkcit bearbeitet scyn, und selbst in einzelnen
Bestimmungen vor dem Obligationen - Rechte des
Rheinischen Gesetzbuches den Vorzug behaupten:
tvir verweisen auf die Thatsachc hin, daß in der
Nheinprovinz, trotz der großen Bevölkerung, des
dichten Zusammenlebens und insbesondre des aus¬
gedehnten merkautilischcn Verkehres dennoch so viel
weniger Prozesse über Verträge, deren Auslegung
und Erfüllung entstehen, als in den Provinzen,
wo das Landrccht gilt. Daß dies so ist, darüber
wird Derjenige sich nicht wundern, der es zu beur-
theilen weiß, von wie großer Wichtigkeit die Fassung
der Gesetze grade in Beziehung ans das Obligatio¬
nen-Recht ist. Während Ehevcrlräge und Testamente
im Menschenleben kaum mehr als einmal vorkom¬
men, werden Handelsgeschäfte und Verträge aller
Art und selbst bedeutendere Negotiationcn von ei¬
nem großen Theil der Bevölkerung beinahe täglich
geschlossen; es ist also von unübersehbarer Wich¬
tigkeit, daß die Grundsätze des Obligationen-Rechts
möglichst einfach und allgemein verständlich, — nicht
allein dem Ncchtsgclchrten, sondern jedem Geschäfte
treibenden Bürger zugänglich sind: und in dieser
Beziehung grade wird kein Sachkundiger dem Rhei¬
nischen Gesctzbuche den Vorzug streitig machen.

Zu den bcsondcrn Vorzügen des Rheinischen
Gesetzbuches in dieser Materie lassen sich die Be¬
stimmungen desselben über die Form und Gültig¬
keit der Verträge rechnen: das Landrccht, wie der
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Code, gehen von dem weisen Grundsatz aus, daß

bedeutende Summen nicht von Zeugen abhangig

scyn sollen, und weitläufigen Streitigkeiten über

mündliche Vertrage möglichst vorgebeugt werden

müsse: das llandrccht aber erklärt den mündlichen

Vertrag für ganz ungültig und erfordert schriftliche

Errichtung zur Gültigkeit des Vertrages selbst, so¬

bald der Gegenstand desselben fünfzig Thalcr über¬

steigt. *) Offenbar wird durch solchen Grundsatz

dem Verkehr eine nnnöthigc, lahmende Fessel an-

gclegt. Das Rheinische Gesetzbuch hingegen erklart

jede Uebcreinkuuft (Schenkungen ausgenommen, bei

denen das Interesse des Beschenkten, des Schen¬

kers, und dritter Personen feste »nd feierliche Formen

nothwendig macht, für gültig, und beschrankt

nur den Zeugcnbcweis in der Art, daß hier fol¬

gendes System sich bildet:

t) Wo das Objekt der Forderung 150 Franes

nicht übersteigt, da ist jedes Beweismittel zulässig;

2) Wo schriftliche Form vorhanden ist, da

macht diese allein gültigen Beweis aus und schließt

auch den Zeugenbewcis über Ncbenvcrabredungcn

aus. »5")

3) In Ermangelung schriftlicher Form ist Zeu¬

genbewcis unr als Ergänzungsmittel eines man¬

gelhaften schriftlichen Beweises anwendbar; ein

Th. l. Tit. 5. Z. 161. Ausgenommensind die Fälle,
wo Gegenstände in Verwahrung gegeben sind, oder
wo ein Vertrag über bewegliche Sachen ron beiden
Theilen sogleich erfüllt wird. Cbendas. §- 141—146.

Art. 961. folg.
Art. 1641.
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solcher mangelhafter schriftlicher Beweis (common-

ccmcnt clo zarcuvc ^ao ccrit) ist Vorhanden, wenn

die Verbindlichkeit oder die Absicht sich zu verbin»

den aus eignen vom Schuldner (Verklagten) her»

rührenden schriftlichen Urkunden hervorgeht, die

jedoch als schriftliche Form nicht betrachtet werden
können.

4) Beim Mangel alles schriftlichen Beweises

macht Weigerung des angetragenen oder Ausschwo-

rung des zurückgeschobenen Eides immer vollstän¬

digen Beweis ans.

Dieses zur Vermeidung von Umgehungen des

Gesetzes sehr konsequent durchgeführte System, "5*)

dessen richtige Anwendung unverkennbar in vie¬

len Fallen große Scharfe des Urtbcils beim Nichter

voraussetzt, — ist das gelnngenste, welches eine

Gesetzgebung in dieser Art aufzuweisen hat: man

muß nnr noch hinzunebmen, daß für den Handels¬

verkehr zweckmäßige Modifikationen gemacht sind,

nnd daß für die Falle, wo die besondre Natur der

Forderung die Beibringung eines schriftlichen Be<-

*) Art. ISN.

A,N. tS6t)—6t. Hiermit steht auch der Art. 1S25.,

wonach svnallagmatische Verträge doppelt ausgefertigt

seyn müssen und in jeder Urschrift die Anzahl der Ur¬

schriften angegeben sep» mnß, nicht im Widerspruch,
denn dieser erklärt bloß die Akte, nicht aber den Ver¬

trag selbst, für ungültig; Eidcszuschiebung u»d Zeugen,

beweis, falls eine, den Anfang eines schriftlichen Be¬

weises darstellende Skriptur vorliegt, ist also immer

noch zulässig.

Art. tSstS. u. folg.
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weis-Dokuments unmöglich macht, ebenfalls Ab¬

weichungen bestebeu, und man muß eingestehen,

daß das Gesetz zwischen Starrheit in den Formen

und leichtstuniger Formlosigkeit die richtige Mitte

eingehalten, und den Grundsatz von der Heiligkeit

der Vertrage und des gegebenen Wortes möglichst

durchgeführt hat; wogegen es sehr mißlich erscheint,

daß nach dem Landrcchte Derjenige, der die Ver¬

abredung eingesteht, wenn es an der schriftlichen

Form gebricht, selbst dann, wenn er die Erfüllung

bereits ganz oder zum Thcil angenommen hat,

gegen Zurückgabe oder Vergütung des Empfange¬

nen vom Vertrage wieder abgehen kann. Hier

ist das Wesen des Vertrages durch Firirung der

Form des Vertrags verletzt, das Vertrauen gebro¬

chen und dem Wankclmuthe ein Spielraum gelas¬

sen, der mit der Moralität des Rechtes nicht be¬

stehen kann.

Eine ähnliche Begünstigung des Wankelmuths

und Nichtachtung der Treue, welche die Grundlage

aller Vertrage ist, findet sich auch in den Bestim¬

mungen des Landrcchts über Aufhebung der Ver¬

trage wegen Läsion. Das Rheinische Gesetzbuch

beschränkt diese ans den Fall des Verkaufs von

Grundstücken, und gibt nur dem Verkäufer

die Klage, welcher sein Immobile unter fünsZwöl-

teln dcs Werthcs veräußert hat, wobei es dem Er¬

werber frei steht, das Grundstück gegen Ersatz des

») Art. 12-l3.

55) Art. A. L. N. , TH. Tit. 5. §. lS6.
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Kaufpreisesherauszugeben, oder das Gegebene bis
zu neun Zehnteln des Werths zu ergänzen.
Ohne alles Prinzip sind die Bestimmungen des
Landrechts, welches dem bedrängten Grundbesitzer
jenen Schutz versagt, hingegen jeden Käufer, der
eine Sache über das Doppelte des Wertstes bezahlt
hat, ohne ausdrücklich auf die Nescissionsklagezn
verzichten, dieselbe gestattet, indem es einen, den
Vertrag entkräftenden Irrthum präsumirt, und dem
Verkäufer die Sorge für den Beweis überläßt: daß
kein den Vertrag entkräftender Irrthum vorhan¬
den gewesen, und der Käufer mit gutem Vorbedacht
gehandelt habe; auch nicht einmal dem Verkäu¬
fer vergönnt, das Geschäft durch Rückgabe des
Uebermaßcö vom Preise aufrecht zu erhalten.

Noch eine andre Unvollkommcnheitdes Land¬
rechts, nemlich das Erforderniß körperlicher Ueber-
gabe bei Ucbertragnngdes Eigcnthums, ist durch
das Rheinische Gesetzbuch vermieden, indem das
letztere an den Vertrag über das Eigenthum, d. h.
an die Uebereinkuuft des bisherigen Eigeuthümcrs
und des neuen Erwerbers: daß das Eigenthum
von diesem Augenblick oder von einem gewissen
Zeitpunkte an sich in der Person des neuen Er¬
werbers befinden solle, den Uebergang des Eigen-
thnms selbst unmittelbar knüpft. Formen, die kei¬
nen Sinn mehr haben, und der Natur der Sache
durchaus fremd sind, müssen aus dem Gesetze ent-

*) Art. 1674-76. 16S1-8Z. d. B. G. B.
A. L. N. Th. I. Tit. 11. §. 59. 6o. 6S.

13
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fernt werden. Die Ucbcrci'nkunst selbst, der gemein¬
same Wille, der einen bestimmten äußern Ausdruck
erlangt hat, muß hinreichen, um Rechte des Einen
auf den Andern übergehen zu lassen; warum soll
das Eigenthum hievou eine Ausnahme machen?
Was soll körperliche Ucbcrgabe? Körperlich laßt
sich nur die Sache übergeben: das Recht selbst,
das Eigcnthum, ist etwas Geistiges, die ausge¬
dehnteste Verfügungsfreihcit über die Sache; Ucbcr¬
gabe der Sache selbst kann dies immer nur sym¬
bolisch bezeichnen: es ist ein Beweis von Verfei¬
nerung des gesellschaftlichen Zustandes, von Erhe¬
bung zu den eigentlichen, reinen Begriffen, wenn
diese Symbole, die Bezeichnungen des Geistigen
durch das Körperliche, immer mehr entfernt, oder
vielmehr das, was geistig ist, immer mehr geistig
aufgefaßt wird; wenn also auch namentlich, ohne
Uebergabe, schon die gegenseitige Erklärung oder
beiderseits genehmigte Ein- oder Umschreibungden
Einen zum Eigenthümer und den Andern zum
Nichteigenthümer macht, 'ch Das darf allerdings
nicht übersehen werden, daß das Gesetz gewisse
Formalien feststellen muß, durch welche die Ver¬
träge über dingliche Rechte, insbesondere über das
Eigenthum rechtliche Vollgültigkeit, dritten Perso¬
nen gegenüber, erhalten und das Subjekt jeder
dinglichen Berechtigung nach außen constatirt wird.
Diesen Zweck kann übrigens die Vorschrift der Ue¬
bergabe nicht ausfüllen, indem sie weder ein allge¬
mein, noch dauernd erkennbares, noch auch ein

*) Vergl. Art. 1SSZ-N. d, B. G. B.
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untrügliches Zeichen ist, und dem Wesen der Sache

überhaupt wenig zusagt.

Gewiß dürste die ganze Theorie des Landrcchts,

»daß der Vertrag nur ein persönliches Recht

zur Sache gibt, welches erst durch Ucbcrgabe in

ein dingliches Recht verwandelt wird,« die

in ihren weitern Conscquenzcn sich durch das ganze

Rechtssystem verzweigt, und nach unbefangene»

Nechtsbegriffen nicht gebilligt werden kann, einer

gründlichen Prüfung zu unterziehen scpn. Diese

Theorie wird z. B. auf das Rcchtsvcrhältniß der

Pachtung in der Art angewandt, daß auch das

Pachtrecht, wenn das Pachtstück bereits übergeben

ist, bei einem nachfolgenden Verkaufe bestehen bleibt

und der Anspruch des Käufers und der des Pächters

in der Art als homogen behandelt werden, daß Der¬

jenige von ihnen, dessen Recht zuerst durch Ucbcr¬

gabe dinglich geworden, ein vorzügliches Recht an

der Sache hat. Im Falle der nothwendigcn

Subhastation aber ist festgesetzt, daß hier der Pach¬

ter weichen muß, und nur falls er seinen Contrakt

im Hppothekenbnche hat eintragen lassen, mit sei¬

ner Entschädigungsforderung in der dritten Co i-

curs-Classe steht. Indessen ist gewiß gegen

diese Theorie sehr viel zu erinnern: und das Sy¬

stem des Rheinischen Rechts ist vollkommen befrie¬

digend, welches, unpraktische Begriffsuntcrscheidun-

gen umgehend, den Grundsatz festhalt, daß der An-

«-Z Vergl. A. L. R. Th. l. Tit. 19. Z. 2-6.

Vergl. die eben angef. Stelle mit ebendas. Tit. 2l.

§. 258—269.

Vergl. ebendas. g. 259. 256.

Z3*
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pächtcr nicht nur gegen den Verpächter, sondern
auch gegen seinen Rechtsnachfolger, (also auch ge¬
gen den Austcigcrer im Snbhastationsverfahrcn)
einen gesicherten Anspruch habe. *) Die beigefügte
Bedingung der Authentizität des Titels oder doch
des sichern Datums ist eine richtige Anwendung des
Grundsatzes, daß Keiner durch seine Handlungen
fremden Rechten etwas vergeben kann: und daß
nur die Gewißheit des altern Bestehens
von Ansprüchen, die den Rechten eines Dritten
Eintrag thun, Diesem gegenüber denselbendie Auf¬
rechthaltung sichern darf.

Ein eigentliches Sachenrecht ist das Recht des
Pächters niemals: das unmittelbare Objekt des
Pachtrechts ist nicht die Sache, sondern die Ver¬
pflichtung des jetzigen Eigenthümers, die einmal
veräußerten Befugnisse in Beziehung auf den Ge¬
nuß der Sache den Paciscenten nugckränkt für die
bestimmte Zeitdauer genießen zu lassen; auch auf
die Rechtsnachfolger des jetzigen Eigenthümers kann
aber das positive Recht diese Verpflichtung aus¬
dehnen; denn das Eigeuthum, wie das Pachtrcchk,
wird durch Vertrag erworben, und das Gesetz kann,
ohne dem Pächter ein eigentliches Recht an de?
Sache selbst zuzugestehen, festsetzen, daß Derjenige,
der sich der in dem Pachtrechte enthaltenen Befug¬
nisse vertragsmäßig begeben hat, sein Recht an de?
Sache nur noch mit Abzug jenes Genußrcchts soll
veräußern können.

»1 Art. 1743. d. B. G. B. §. 35. der Suhl). Ordg.
v. 1. Aug. 1L2Z.



Uebrigcns gehören grade die Micth- und Pacht¬

verträge zu denjenigen Rechtsverhältnissen, die es

weniger mit der sittlichen Seite des Rechts, und

nicht mit dem Menschen allein zu thnn haben,

sondern nach Maßgabe lokaler und klimatischer

Bedürfnisse in den verschiedenen Gegenden und

Provinzen mannichfach verschiedene gesetzliche An¬

ordnungen erfordern; auch in formeslcr Hinsicht

dürfte grade in dieser Materie möglichste Popula¬

rität und Klarheit zu empfehlen scyn, damit über

den Gegenstand, der unter so mannichfaltigcn Mo¬

difikationen und besonders bei der Masse des ge¬

ringeren Volkes so sehr häufig vorkommt, allge¬

mein bekannte, allgemein verstandene und allgemein

anwendbare Grundsätze feststehen. Eine Ueberar-

bcitung dieses Titels, dem in seiner jetzigen Ge¬

stalt 'jene wesentlichen Eigenschaften nicht völlig

eigen sind, läßt uns daher erwarten, daß wir ein

recht cigcnthümlichcs, praktisches, ans die Bedürf¬

nisse der Provinz berechnetes Provinzial-Recht über

die Mieth- und Pachtverträge erhalten werden.

Die Einschränkung der Befugnisse, Grundstücke

gegen Grundabgabcn in erblichen Genuß zu über¬

geben, durch die Bestimmung, daß solche Grund'

rcnten wesentlich, und zwar spätestens nach 30 Jah¬

ren, lösbar sepn sollen: *) ist ein dankenswerthes

Verdienst des Code um die Interessen der Land-

cultur und der ärmcrn landbauendcn Elassc, die

ohne eine derartige feste Grenze dem Drucke der

P Art. S5N. d. B. G. B.



Willkühr und des Eigennutzes Preis gegeben wäre.

Lockend für den Augenblick, aber den Wohlstand

von zahllosen Familien auf viele Generationen hin

untergrabend, waren jene Arten von Verträgen,

die der Code mit weiser Vorsicht einschränkt; und

die ehemaligen Gesetze über diesen Gegenstand be¬

durften wohl eben so sehr einer Verbesserung, wie

die gänzliche Aufhebung der Obercigenthnms - und

Lehnsvcrhältnisse in den dringenden Bedürfnissen

der Zeit lag.

Möge die für den Credit so wohlthatigc, und

jede Verbesserung der Guter so wie den Wohlstand

des Landbaucrs befördernde unbeschrankte Freiheit

des Eigcnthums auch dadurch aufrecht erhalten

werden, daß in den Nheinprovinzen auch in Zu¬

kunft die Gesetzgebung keine Verkaufs- und Näher-

Rechte kennt, so wie manche andere Eigcnthümlich-

kciten des Rechts, die ans ganz andre Bedürfnisse

und Lebensverhältnisse, wie die unsrigen, berechnet

sind, größtcnthcils mit der Familien- und Gcmein-

deverfassung langst untergegangener Zeiten ur¬

sprünglich zusammenhängen, und bereits vor Ein¬

führung der französischen Gesetze, durch die Weis¬

heit unserer Landesherren am Rheine, ihres verderb¬

lichen Einflusses wegen abgeschafft worden sind.

*1 So wurde in allen cölnischen Ländern durch Mar
Franz, Churfürst von Cöln, im Jahre 17L9 das Nä¬
herrecht für den Fall freiwilligerVeräußerung, jedoch
mit Ausnahme der Lehen und adlichen Güter, aufge¬
hoben, und verbothen, dasselbe durch Testament oder



295

Auch das Verbot der Erbvcrträge gehört unter

die heilsamsten Einrichtungen der Rheinischen Ge¬

setzgebung. Gegen diese Bestimmung, so wie gegen

das Substitutioncnvcrboth und manche andre in

scharfer Conseqncnz mit diesen Grundsätzen zusam¬

menhängende Rechtsvorschriften ist wohl der Tadel

laut geworden, daß hierin ein Eingriff des Gesetzes

in die natürliche Willens - Freiheit des Individu¬

ums, in sein Recht, über sein Eigenthum nach

freiem Willen und Gutdünken zu dispouiren, ent¬

halten sey. Allein die so reden, übersehen, was der

ursprüngliche Zweck der Gesetzgebung ist; in einer

wohlgeordneten Verfassung muß Jeder von seiner

natürlichen Freiheit so viel abgeben, als zur Er¬

haltung oder nothwendigcn Verbesserung des Gan¬

zen erforderlich ist; so wenig das Gesetz es gestat¬

ten darf, daß Jemand von seinen Rechten und Sa¬

chen einen Gebrauch macht, wodurch sein Nachbar

Schaden leidet, so wenig darf es eine Dispositions-

frcihcit gestatten, welche die allgemeine Wohlfahrt

mit so dauernden, nachhaltend schädlichen Einflüssen

bedroht, wie die Besuguiß, durch Erbverträge sich

Beschränkungen seines letzten Willens zu unter¬

werfen, oder über künftige Erbschaften Verträge ab¬

zuschließen, — oder die Bcfugniß, den Erstgebornen

aus seinen Kindern durch eine unnatürliche Unge¬

rechtigkeit gegen die andern zu bereichern, oder ein

Gut in der Familie in der Art fest zu machen, daß

das Eigcnthum dem jedesmaligen Besitzer unver-

Vertrag wieder einzuführen. — Dasselbe that die
baierische Regierung für das Hcrzogthum Berg durch
Gesetz vom b. Mai 1S03.



296'

äußerlich bleibt, und selbst von den Gläubigern nickst

angegriffen werden kann, — ein System, welches

auf die Dauer den Untergang und das Ver¬

schwinden der Familien, für deren Glanz

man sorgen wollte, herbeiführt und die Menschheit

demoralisirt, wie die Geschichte bcwcis't, — waS

leider Manche noch nicht zu begreifen scheinen.

Auch über die dem Obligationenrecht angehö¬

rende Lehre vom Schadensersatz dürfte hier ein

Wort an seiner Stelle scyn.

Nach natürlichen Rechtsbegriffen muß jede

widerrechtliche Beschädigung fremden Guts von

dem Beschadigcr vergütet werden. Ein dem An¬

dern zugefügter Schaden hat nun entweder in der

schlechten Erfüllung einer olzIi^aUc», namentlich in

einem hierbei vorkommenden Mangel au cuzrcxUa

(Wachsamkeit) oder cliligeinia (Fleiß), Wie die Rö¬

mer sich ausdrücken, seinen Grund, oder er rührt

aus einem, außer Vcrtragsverhältnisscn begangenen

Factum her. Ob bei einem Schaden der letztern

Art der Urheber sich ein größeres oder geringeres

Versehen hat zu Schulden kommen lassen, darauf

kann nichts ankommen; genug, wenn der Schade

nicht rein zufällig war, sondern durch sein Factum,

Nachlässigkeit oder Ungeschicklichkeit veranlaßt wor¬

den; billig schadet man, auch durch das allerge¬

ringste Versehen, nicht einem Andern, sondern nur

sich selber, — wenigstens soweit man zum Ersatz

im Stande ist. Diesen Grundsatz spricht auch das
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Rheinische Gesetzbuch aus: ") das Landrecht hin-»

gegen bekennt sich nicht zu dieser, nach unsern

Nechtsbcgriffen einscnchtcnden Wahrheit, und macht

hier noch einen Unterschied zwischen groben, ma«

ßigen und geringen Versehen in Beziehung auf dir

Vcrtrctungsvcrbindlichkcit.

Bei obligatorischen Verhältnissen muß

allerdings das Gesetz Grundsätze darüber aufstellen,

wie große Aufmerksamkeit und Geschicklichkeit der

Berechtigte von dem Verpflichteten soll verlangen

können, und in wie weit der Mangel daran eine

Ersatzvcrbindlichkeit nach sich zieht; das römische

Recht bestimmt für einige obligatorische Verhältnisse,

daß jede culpa, (lala und levis), jcdcstz Versehen,

cder Mangel an Fleiß und Wachsamkeit

prastirt werden müsse; für andere bestimmt es, daß

nur grobes Verschulden (culpa lata) zu vertreten

sey; für noch andere, daß man durch Anwendung

der in eignen Angelegenheiten gewohnten Sorg«

falt, sobald kein grobes Verschulden vorliege, von

der Ersatzpflicht sich frei erhalte.

Die Ausdrücke, welche im römischen Reckst«

vorkommen: ckolus, culpa lata, latior, levis, levis-

sima, exactissiiua diligentia N. s. W. sind aus dem

Leben gegriffen, und namentlich die levissima culpa

nichts von der levis der Theorie nach Verschiedenes,

Art. 1282—W.

A. L. N- Th. I. Tit. 6. §. 10—15.

M ü l) lcIIb rII ch. vnctrina I'aiKleotarnm. Nai-S I.

Z. 189. 190. und die dort angeführten Belegstellen:

auch Z. C- Hasse. „Die Lutpa des römischen Rechts."

Kiel 1815. — §. 40. folg.
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sondern nur, wie Mühlenbruch sagt: swplill-

catio c^umelam orationis oxtolleirÜN gratia sb> Ist-

piano nsunpara. '>9 Nur irrthümlich hat eine man¬

gelhafte Kcuntuiß des römischen Rechts hier starre

Classificationen erblicken wollen: eine solche Classi¬

fication kann zu gar nichts nützen, und hebt die

Willkühr des Richters nicht ans; denn immer bleibt

es doch wieder seiner Bcurthcilung überlassen, in

welche Classe von Versehen das im vorliegenden

Falle vorhandene Versehen zu rechnen seyn soll.

Daher ist die Unterscheidung von groben, mäßigen

und geringen Versehen, die im Landrcchte aufge¬

stellt wird, ein völlig mißlungener Versuch, Recht

und Rechtsprechung zu einem todten Mechanismus

zu macheu. Ein Versehen, dessen Vermeidung ei¬

nen stonus parcrlainiliaz erforderte, kann man, wie

auch das römische Recht dies thut, ein geringes

Versehen, ein solches, dessen Vermeidung von Je¬

dem verlaugt werden konnte, ein grobes Versehen

nennen z die cura cligontis patrislainilias ist der

allgemeine Maßstab, die Grenzlinie: was diesseits

liegt, ist nur levis, was darüber hinaus liegt, lata

culpa: weitere Distinctionen entsprechen keinem ver¬

nünftigen Zwecke. Von dieser Grundlage geht nun

auch das Rheinische Gesetzbuch aus; setzt bei der

Obligation llc clonncr überhaupt fest, der Schuld¬

ner müsse: „v apportor ton« los soins cl' nn bon

pcrc äc kamillc ;" fordert sodann bei denjenigen

Rechtsverhältnissen, wo der Verpflichtete besondere

5) A. a. O. tz. 19l, Vergl. auch das Vorwort zur an«
geführten Hasse scheu Schrift.

M Uhlenbruch a, a. O. §. ISl.
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Begünstigung verdient, bloß die in eignen Angele¬
genheiten gewohnte Sorgfalt, und laßt bloß kon¬
krete Schuld vertreten. Dabei folgt es dem sehr
richtigen Grundsatze: daß der Richter in den ein¬
zelnen Fällen, die so unendlich mannichfach sind,
und vom Gesetze nicht alle vorgesehen werden kön¬
nen, — nach Verhältnis; des Vorthcils, den der
Verpflichtete vom Contrakt hatte, die Verpflichtung
zum Schadensersatze strenger oder leichter nehmen
müsse; so heißt es ausdrücklich beim Mandat:
„riizannroins In rosponssdilitd rolsliro aux kantos
vst -ippligrcho moins iiAourorrseniLnl ü oolui ilom
ls rnunclut est Aratuit a oolrri, cjiri reooit un
salaire." Beim Depositum ist bestimmt, daß der
Depositar für cnrlpu in conoroio haftet, dann aber
wird unter den erschwerenden Umstanden aufgeführt.

2) »wenn er sich eine Vergütung ausbedungcn hat;
Z) »wenn das Depositum einzig in seinem In¬

teresse geschehen ist. a
Durch diese einfachen und der natürlichen Bil¬

ligkeit entsprechenden Bestimmungen wird diese Ma¬
terie unendlich viel zweckmäßiger erledigt, als durch
Classificationen der Versehen, und Bestimmung aller
Falle im Einzelnen, wo und in welcher Ausdehnung
ein Vergehen des ersten, zweiten und dritten Gra¬
des die Ersatzpflichr nach sich ziehen soll.

«-) Art. 1392. d. B. G. B. —
s») Art. 1927—28.
«") Auch das Landrecht nimmt manchmal auf MliZentin,

in suis Rücksicht, füsi tauu aber doch fast immer auch
noch die Elaste von Versehen hinzu, welche in MWW
hier imputabel scyu soll. z. B. Th. l. Tit. 12. 5S.
Sk. - Tit. 1». §. 11. 12.
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Hypotheken- Wesen.

^)enn wir über die Hypotheken-Einrichtung unsre

Meinung aussprechen sollen, so scheint uns die

völlige, konsequente und mit den allgemeinen Grund¬

sätzen des Rechts vereinbare Durchführung des

Prinzips der Publicität und Spccialität der Hy-

pothckeu ein schönes, eines vervollkommneten Zu-

standcs der Rechtsverfassung und der gesellschaft¬

lichen Ordnung würdiges Ziel. Indessen ist die

preußische Hypotheken-Ordnung nur ein unvoll-

kommner Versuch der Lösung dieser Aufgabe. Da¬

von aber auch abgesehen, muß man hierbei, wie in

allen Dingen, nicht aus den Augen verlieren, daß

die Vorzüglichkeit eines jeden Instituts immer nur

nach seiner Zweckmäßigkeit im Verhältnis? zum Leben

und zu den übrigen gesellschaftlichen Verhältnissen,

und nach^scincr praktischen Brauchbarkeit im Ver¬

hältnis' zu dem besonderen Bedürfniß, dem es ab¬

helfen soll, bcurtheilt werden darf.

Viele und dringende Beschwerden sind gegen

das System der preußischen Hypotheken-Einrichtung

erhoben worden. Wir hören von Seiten der Gerichts¬

stellen die Klage: daß die ins Unendliche gehenden

Parzellirungcn, die täglich neuen Arrondirungen,

Vereinigungen, Abtrennungen, eine gute Führung

des Hypothekcnbuchcs so unendlich erschweren; daß

da, wo jeder Bauer seinen eignen Acker baut, wo

jedes Fleckchen einen andern Besitzer hat, wo also

die Laudcultur am meisten im Flor ist, die Jncon-
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venienzen, welche die preußische Hypotheken-Ord¬
nung nach sich zieht, grade am größten sind. So¬
dann hören wir die Frage auswerfen: wie unbe¬
deutend selbst noch das Resultat einer guten Füh¬
rung im Vergleiche mit dem großen Aufwände von
Arbeit für den Beamten, und Kosten für Staat und
Bürger sich herausstelle? Ob es insbesondere auch
mit dem Zwecke und mit dem Erfolge im richtigen
Verhaltniß stehe: daß alle Immobilien eines Di¬
strikts, welche besonders besessen, veräußert oder
mit dinglichen Verbindlichkeiten beschwert werden
können, in dem Hypothckeubuchedes Distrikts, und
zwar jedes Stück auf ein eignes Folium eingetra¬
gen werden müssen? ^') daß der Besitzer jedes
Stücks seinen Erwcrbstitel berichtigen müsse, und
demgemäß der im Hypothckenbuche eingetragene
Besitzer in allen mit einem Dritten über das Grund¬
stück geschlossenen Verhandlungen als der Eigen-
thümer angeschen werden solle; daß auch Demje¬
nigen gegenüber, der aus einer notwendigen Sub-
hastation ein Gut erstanden habe, keinem altern An¬
sprüche rechtliches Gehör vcrstattet werden solle?
— Wir hören ferner sagen: daß alle diese Maß¬
regeln zur völligen und consequcnten Durchführung
dieses Systems keineswegs hinreichend seycn: daß
eine allgemeine, zuverlässige Katastrirung, immer¬
währende Beaufsichtigung aller Stücke, Verbot,
oder doch genaue Controllirnng aller Grcnzvcrän-
dcrungen, und die Unzulässigkeit jedes Beweises

5) A. L. R. Th. I. Tit. 21. Z. 292—SS.
«») A. L. N. Th. r. TN. 10. A. Hyx.-Ordn.

§. H9. 50. 5L. S2. 9S.
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anderer Grenzen als der in den Grundbüchern kon-
stituirten, gleichfalls Erfordernisse seycn, wenn der
vollständige Erfolg dieses Instituts gesichert wer¬
den solle. — Dazu besteht auch nach einer allgemein
verbreiteten Meinung gegen die große Erleichte¬
rung dcS realen Credits das Bedenken, daß dadurch
dem leichtsinnigen Grundeigcnthümer ein be¬
quemes Mittel dargeboten werde, sich zu rninircn,
während es dem soliden Grundcigenthümcr auch
bei einer den Capitalistcu minder sicher stellenden
Hypotheken-Einrichtung an Credit wohl nicht leicht
fehlen könne: daß überdies der gcwerbtreibcnden
Classe, die keinen Grundbesitz habe, und für die
Sicherheit ihrer Gläubiger fast nur in persönlicher
Solidität eine Bürgschaft bieten könne, somit also
derjenigen Bürgerclasse, in deren Händen die Ca-
pitalicn recht eigentlich zur Quelle des Natkonal-
Rcichthnms würden, durch die Beförderung des
Credits der Grundbesitzer der Credit aus den Hän¬
den gespielt werden müsse, und so das ganze In¬
stitut, das so viel hundert Beamte zu der mühse¬
ligsten und undankbarsten Thätigkeit verdammt
halte, hauptsachlich der Bequemlichkeit einiger mü¬
ßiger Capitalistcu fröhne, denen wobl mehr eigne
Aufmerksamkeitfür ihre Interessen zugemuthet wer¬
den könne.

Alle diese Gründe, denen eine gewisse Wahr¬
heit augenscheinlich inwohnt, werden gleichwohl
durch eine gründlichere Erforschung des Gegenstan¬
des als einseitig und mangelhaft beseitigt. Wenn
schlechte Wirthe den Credit übel anwenden, der
ihnen durch eine öffentliche Anstalt erleichtert wird.
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so ist derselbe Credit sür den soliden Landwirth,

dessen Fortkommen vorzugsweise begünstigt werden

muß, ein treffliches Mittel, ihm vorthcilhafte Spe¬

kulationen zu jeder Zeit möglich zu machen, eignen

Grundbesitz, auch ohne viel eignes Vermögen, zu

erwerben, und bei guter Wirthschaft allmählig vom

Capital frei zu machen. So muß also durch diese

Einrichtung der Staat an soliden Grnndcigcnthü-

mern gewinnen, und der ganze Stand muß geho¬

ben werden und an äußerem Wohlsrande und gei¬

stiger Würdigkeit zunehmen. Dazu kommt, daß

notorisch-schlechte Wirthe auch keine gute Zinscn-

zahler zu seyn pflegen, worauf doch der Capitalist

hauptsächlich mit zu sehen pflegt, und so ist auch

dies Bedenken, daß der leichtsinnige Landwirth bei

erleichtertem realen Credit sich eher ruinircn werde,

großen Thcilö gehoben. Auch der Einwand, daß

der gewerbtreibenden Classe, der es an Grundbesitz

fehle, der Credit aus den Händen gespielt werde,

dürfte von geringem Belange seyn. Im heutigen

bürgerlichen Verkehre leiht der Capitalist ohnehin

Niemanden einzig auf seinen Ruf der Ehrlichkeit

und Solidität hin. Der Credit, den die Gewerb¬

treibenden sich unter einander verstatteu, ist in den

Bedürfnissen des bürgerlichen Verkehres begründet,

und bleibt nach wie vor; überdies wird, auch bei

geringerer Sicherheit, der Gewerbtreibende durch

Bezahlung höherer Prozente sich immer Capitalien

verschaffen können.

Ucberhaupt aber ist es eine unverkennbare Ver¬

vollkommnung der gesellschaftlichen Einrichtungen,

wenn der Grund und Boden eine feste Basis ist.
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die Demjenigen, dessen Vermögen nnr beweglich
ist, zur Sicherung des Scinigen dient, dagegen
Demjenigen, der im Ganzen weniger eignes Ver¬
mögen hat, als unmittelbare Erwerbsquelle nutzbar
ist, indem er mit fremdem Gelde zu kaufen, selbst¬
ständig und als Eigenthümer zu cultivircn,
und von dem Ertrage seine Lebensbedürfnisse zu be¬
streiten, so wie Zinsen und Capital nach und nach
abzutragen leichter in Stand gesetzt ist.

In dieser Beziehung ist also die schon so weit
vorgeschrittene allgemeine Katastrirung, die auch
in vielen andern Rücksichten unentbehrlich ist, ein
großer Gewinn, und es ist demnach eine höchst
einflußreiche Verbesserung unserer öffentlichenOrd¬
nung, wenn durch eine vollständige Vermessung
und Eintragung in öffentliche Bücher und durch
wohlgewahlte Formen, durch welche der rechtmä¬
ßige Besitzer jedes Stücks (wenigstens dem Hypo¬
thekar-Gläubiger gegenüber) festgestellt wird, jedem
Einzelnen die größte Leichtigkeit, sein Vermögen in
Immobilien zu radizircn, und umgekehrt durch Ca-
pital-Aufnahme flüssig zu machen, verschafft, somit
eine förmliche Mobiliarisirung des Grundeigcn-
thums herbeigeführt wird. Auch ist es nicht zu
verkennen, daß der Staat, dem die Sorge für die
Sicherheit der Personen und des Vermögens seiner
Angehörigen obliegt, die Verpflichtung hat, für die
möglichste Sicherung des Mobiliar-Vermögens
der Bürger eben sowohl, wie für die Sicherheit des
Grundbesitzes durch zweckmäßige Anstalten Sorge
zu tragen. Auch gehört gewiß der geringste Theil
von Denen, welche ein Capital auflegen, zur Classe
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jener faulen Pilze, die, dem Gemcinsinne und allen
patriotischenTugenden entfremdet und nur vege-
tirend, nichts thnn, als ihre Renten im Lande
verzehren, und denen man wohl zumuthcn könnte,
ihr Geld selbst zu verwahren; und wer durch
Schweiß und Entbehrung sich ein Capitälchcn für
die Pflege seines Alters oder zur Versorgung seiner
Kinder erspart hat. Der kann am besten fühlen, was
es heißt: durch mangelhafte Vorrichtungen für die
Sicherheit des Vermögens von Seiten des Staats
um das Seinige zu kommen. Ucbcrdics muß man
bedenken, daß, bei schlecht gesichertem Capital-Ver-
mögen, die (Kapitalisten leicht versucht scyn wer¬
den, ihr Vermögen ins Ausland zu bringen; und
so kann also wohl kein Zweifel mehr dagegen er¬
hoben werden, daß es ein wahrhafter Gewinn für
den Staat und seine Angehörigen ist, wenn die
Eapital-Aufnahme auf die Basis des Grund und
Bodens mehr erleichtert wird, und das bewegliche
Vermögen eine Ifcstere Sicherung erhalt.

Die preußische Hypotheken-Ordnung hat bereits
ei nen Schritt gcthan zur Erreichung dieses Ziels;
daß sie jedoch bei ihrem jetzigen Bestand das wirk¬
liche und erkannte Bedürfniß nicht ausfüllt, fallt
gleichfalls in die Augen. Die Erfahrung, daß die
Capitalisten lieber unter der rheinischen Ncchts-
verfassung ihre Capitalien anlegen, als da, wo die
preußische Hypotheken-Ordnung eingeführt ist, wcis't
daraufhin, daß aus der Einführung der letztem
in ihrer jetzigen Gestalt der Nheinprovinz kein Ge¬
winn erwachsen kann. Mit ihren schwerfälligen
Formen und ihren Präjudizien würbe sie den Ver-
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kehr lähmen, und die Rechte der Eigenthümcr häufig
preis geben.

Unleugbar kann auf diesem Gebiete der Ge¬
setzgebung das schöpferische Talent unsrer Zeitge¬
nossen und Nachkommen sich noch sehr bewähren.
Die bisher noch so sehr vernachlässigtenwirthschaft-
kichen Wissenschaften müssen hier noch über Man¬
ches Aufschluß geben, was das Creditwescn und
die ökonomischen Verhältnisse des Grundbesitzes an¬
geht. In Betreff der rheinischen Hypotheken-Ver¬
fassung aber dürfte es vorläufig am gcrathensten
seyn, den einzelnen durch die Praxis ausgewiesenen
Mängeln abzuhelfen, und durchgreifende Reformen,
die den Wohlstand unzähliger Familien heben oder
zerstören können, nur auf den Grund untrüglicher
Erfahrungen und durchdachter, unzweifelhaft fest¬
stehender Grundsätze ins Leben zu rufen.

Hiernach möchten wir es denn zur reiflicheren
Erwägung empfehlen, daß das System der still-
schw eigenden Hypotheken und Privilegien gänz¬
lich verlassen, und eine Einrichtung getroffen
werde, die es möglich macht, daß jedes Recht,
welches mit dinglicher Präferenz, dem Darleiher
einer Geldsumme gegenüber, geltend gemacht wer¬
den kann, auch leicht und ohne Einschränkung zn
erkennen ist. — Ob den Notarien und Friedens,
richtern in Beziehung auf die aus Eheverträgen
und Vormundschaften rcsultirendendinglichen An¬
sprüche eine Anmcldungspflicht aufzulegen, oder
wie sonst die Controllirung dieser Verhältnisse an¬
zuordnen ist, dies ist eine Frage, die sodann noch
zu beantworten übrig bleibt. Die angedeutete Maß,
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regel möchte wohl schon darum unzureichend seyn,

weil nicht jeder Ehe ein notarieller Contrakt über

die Vermögensverhaltnisse vorausgeschickt wird, weil

es auch überhaupt wünschcnöwerth scheint, daß

im Voraus ein gewisses Quantum festgestellt scy

oder bestimmte Stücke nach dem Prinzip der Spc-

cialität mit der gesetzlichen Hypothek belegt wer¬

den, und daher für den Fall, wo der Ehemann

oder Vormund erst mit dem Verlaufe der Zeit lie¬

gende Gründe acquirirt, das Bedürfnis' bemerkbar

wird, daß zur Sicherung der gesetzlichen Hypotheken,

so wie zur Bewahrung der Darleiher vor Verlusten,

spätere successive Schritte geschehen, welche den

Friedensrichtern und Notaricn weder zugemuthct

werden können, noch überlassen bleiben dürfen.

Zur größern Sicherheit der Darleiher und der

Ankaufer, die bei der gegenwartigen Rechtsvcrfas-

sung nicht völlig gesichert sind, daß sie von Dem¬

jenigen Hypothek nehmen und kaufen, der die Hy¬

pothek zu geben und das Eigenthum oder Ncalrecht

zu übertragen berechtigt ist, dürste überhaupt irgend

eine durchgreifende Maßregel dringendes Erforder-

niß seyn, Z. V. die allgemeine Nothwendigkcit der

Transskription zur Gültigkeit jeder Immobiliar-Er-

werbung, gegenüber dritten Personen; — wobei

übrigens Leichtigkeit und Einfachheit eben so sehr,

wie die Sicherung der bethciligten Personen, zu

berücksichtigen ist, weil eine hemmende und schwer¬

fallige Prozedur in jedem einzelnen Falle ihre nach¬

theilige, und nur in den verhältnismäßig seltenen

Fällen, wo sie wirklich gegen Betrug und Rechrs-

ungewißheit zu Statten kommt, ihre vortheilhafte

Seite bemcrklich machen würde.
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Sodann dürste es auch am Zweckmäßigste»
seyn, daß die Inskriptionen nicht, wie bisher, gegen
die Personen, sondern auf die einzelnen Grundstücke
genommen werden. Unmerklicheund schwer nach¬
zuweisendeVerkürzung der hypothekarischen Sicher¬
heit sind dem Eigenthümcr beider jetzt noch bestehen¬
den Einrichtung nach Umstanden ein Leichtes: die
Identität der Grundstücke steht häufig nicht fest, und
es ergiebt sich in der dcrmaligcn Pearls nur zn
oft der Uebelstand, daß ein dinglicher oder hypo¬
thekarischer Anspruch gar nicht geltend gemacht
werden kann, weil der Berechtigte das Objekt,
welches in seinen Titeln vielleicht unter längst ver¬
schollenen Namen figurirt, nachzuweisen außer
Stande sich befindet. Es ist daher auch zu wün¬
schen, daß die Hypotheken-Aemtcr selbst vollstän¬
dige Kenntniß ihrer Territorial-Ncrhältnisse besitzen,
und auch in der äußern Einrichtung dem Grund¬
sätze der Publicitat naher gebracht werden. Hier¬
nach scheint uns der Vorschlag der Beachtung
Werth, welcher in einer neuen gehaltvollen Schrift
gemacht wird, und dahin geht: »daß die Hypo-
thekcnämter der Zahl nach vermehrt und ihre Amts¬
kreise so eingeengt werden, daß der Hypotheken-
Beamte oder das diese Stelle vertretende Colle-
gium, welches, nach der Weise unserer ehemaligen
Schöffen-Gerichte, die Conscrvatoren und die Ab-
schätzer in sich vereinigen könnte, jede Umbildung
der Grundstückeaufzeichnen, bewahrheiten und die

6) „Beiträge zur Reform der Rheinischen bürgerlichen
Gerichtsordnung" von Schenk. (Vormals Advo¬

kat, jetzt Friedensrichter.) Bonn 18SS. Seite 172.
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Identität derselben durch die Folge der Umgestal¬
tungen hierdurch nachweisen könnte.«

Verjährung.

^i'nsach und vernünftig siitd die Bestimmungen
des Code über die Verjährung: es findet hier im
Allgemeinen nur die dreißigjährige Klagen-Verjäh¬
rung, und die zehn- oder nach Umständen zwanzig¬
jährige Ersitzung statt; dann aber sind für be¬
sondere Arten von Schulden, im Einklang mit den
Bedürfnissen des bürgerlichen Lebens, noch viel
kürzere Fristen festgesetzt, und nur der Grund¬
satz dürfte Bedenken erregen, daß auch noch nach
vollendeter Verjährung Eidcszuschiebnngstatt haben
kann. Wenn das Gesetz nach Ablauf einer gewissen
Zeit gegen eine Forderung den Einwand gestattet,
daß sie gesetzlich erloschen setz, so ist dies eine
Strafe der Säumniß für den Berechtigten; die
lloim oder mala stilos des Schuldners sist hierbei
ganz unerheblich, und das Gesetz tritt aus der
uothwendigcn Harmonie mit sich selbst heraus, wenn
es dem Gewissenlosen »erstattet, sich durch einen
Eid mit der Gerechtigkeit abzufinden, hingegen für
Denjenigen, der nicht schwören kann und will,
daß die Schuld wirklich bezahlt worden, das Schutz¬
mittel gegen die Einklage langst vergessener, viel-

"9 Art. 225L. 2265—66. d. B. G. B
5H Art. 2271. folg.
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lcichk berichtigter Rechnungen und Schuldfordcrun-
gen illusorisch macht.

Sollte die Annahme dieses Grundsatzesdie
Gläubiger zu sehr beuachtheiligen, so wäre dadurch
abzuhelfen, daß die im Rheinischen Gesetzbuche für
einzelne Arten von Forderungen vielleicht gar zu
kurz gestellter Verjährungsfristenin etwa ausge¬
dehnt würden. Indessen sind diese kurzen Verjäl>-
rungsfristen in der That ein treffliches Mittel, die
Ordnung und Solidität des bürgerlichen Haus¬
halts zu fördern, was hin und wieder wohl Roth
thun möchte. Durch die Kürze der Frist wird der
Gläubiger mit Recht gedrängt, über das Seinige
zu wachen, der Schuldner von Ausgaben, die seine
Einkünfte übersteigen,wenigstens theilweise abge¬
halten, dabei auch vor gar zu drückenden Nachfor¬
derungen, vor Lässigkeit im Bezahlen und allmäb-
ligcm Vcrmögensverfalle bewahrt, und ein großer
Theil der, die Gerichte am meisten beschäftigenden
Schuldklagcn verhindert.

Auch ist es wohl ein beachtenöwerthcrVortheil
unsrer Gesetzgebung im Vergleich mit dem allge¬
meinen Landrecht, daß sie jene Privilegien, welche
die erlöschende Verjährung noch über den dreißig¬
jährigen Zeitraum hinausschieben, und einer gc,
ordneten Rcchtsverfassuug störend entgegen wirken,
sämmtlich aufgehoben hat, **) und dem Wesen
der Gesetzgebunggemäß, die den Privaten nicht die
Freiheit gestatten darf, der bürgerlichen Ordnung,

») 2275. d. B. G. B.
*5) A. L. R. Th. I. Tit. 9. §. 62!. 629. AS. folg.
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deren Sicherung ihr Ziel ist, rcchtsbeständig entge¬
gen zu wirken, ist der Grundsatz des Landrcchts,
daß die Verjährung durch Vertrag modifieirt oder
ausgeschlossen werden dürfe, durch eine verbietende
Verfügung beseitigt.

») Bergl. A. L. R. LH. l. Tit. S. g. S6S. mit Art.
2520. d. B. G- B.
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Nachwort.

ist ein uralter Gebrauch der Verfahr, ihren

Schriften ein Vorwort voran zuschicken, in wel.

chem sie durch Aufklarung über das Individuelle

des Standpunktes, von welchem sie bei ihrer Arbeit

ausgegangen sind, und über die besonderen Ver¬

hältnisse, deren Einfluß auf das Werk sich in

dem Inhalte desselben ausspricht, Mißverständnissen

und unrichtiger Bcurthcilung vorzubeugen suchen.

Der Verfasser des vorstehenden Versuches glaubt,

daß ihm als Anfänger ein Recht zustehe, in einem

Nachworte noch einige Bemerkungen zu machen,

die auf ein ähnliches Ziel hinauslaufen.

Bei der Eile, mit welcher das Werk sein Da-

seyn erhielt, ist es natürlich, daß der Verfasser,

dem weder ein besonders reichhaltiger Fond positi¬

ven Wissens zu Gebote steht, noch ein durch die

Reife der Jahre und langes Nachdenken allseitig

aufgehellter Schkreis die volle Gediegenheit seiner

Ansichten verbürgt, — durchaus nicht überall,

gleichsam wie auf den Grund geschlossener Akten,

sein Urtheil hat aussprechen können, und manche

erst sich bildende Ansicht, welche bei reiferer und
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vielseitigerer Prüfung vielleicht noch in eine ver¬

änderte Richtung gebracht worden wäre, untcrssei-

nci? Acußerungen aufgefunden werden mag. In¬

dessen beruhigt ihn die Ucbcrzcugung, daß bei die¬

sen wichtigen, mit der Entwicklung der Geister

selbst immer wieder ihren Standpunkt verändern¬

den Gegenständen, — wo also die Fragen sich ewig

anders stellen, und nimmer erschöpfen, — ein End¬

resultat überhaupt nie gefunden werden kann, und

die Ansicht des Einzelnen die absolute Wahrheit

ohnehin niemals darstellt, sondern nur in dem Re¬

sultate der allseitigen Ideen-Bewegung und Ideen-

Bekämpfung die Wahrheit liegt: daß also auch

schon die Thcilnahme au diesen Regungen und

Kämpfen, in so fern dabei der innere Gehalt nichr

völlig vermißt wird, und keine unrühmlichen Waffe»

zu Hülfe genommen werden, an sich selbst etwas

Verdienstliches hat.

Auch wird der Leser dem Verfasser die Wieder¬

holung mancher alten, und mancher einfachen Wabr-

heit darum noch nicht als eine Unvollkommenbeil

seiner Arbeit anrechnen, weil diese Wahrheiten an

sich verstandlich und alt genug sind, um allgemein

gekannt zu sepn; denn es steht fest: daß die ein¬

fachsten Wahrheiten grade am ehesten übersehen,

und am längsten unangewendct bleiben, weil die

Mannichfaltigkcit des Positiven und die bunte

Oberfläche des praktischen Lcbes nur zu lcichi

abziebt von dem eigentlichen Grund und dem in¬

neren Wesen der Dinge; es steht fest: daß

die Gewoh n beit gegen die einleuchtendsten

Wabrbeiten verhärtet, und nur durch de» immer

14
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erneuten, immer verstärktenAndrang des Bessern
allmählig zum Weichen gezwungenwird; und da
kann es denn wohl billig keinen Anstoß erregen, wenn
manche alte und oft wiederholte Sätze, — deren
Kruft und Wahrheit Einige beinahe dnrcb den Vor¬
wurf zu verringern wähnen, »daß sie bis zum Ekel
wiederholt worden seyen,« — nochmals zur Sprache
gebracht worden sind; grade, daß sie so alt ge¬
worden sind, ist das untrüglichste Kennzeichen, daß
sie ewig nen bleiben: denn nur der Wahn altert
mit der Zeit, die ihn gebar, und die Irrthümer
wechseln mit den Geschlechtern,denen sie angehören.

Der Hinneigungzu Ertrcmcn, insofern man
diese mit Unwahrheit und Vcrirrung gleichbedeu¬
tend nimmt, wird der Verfasser hoffentlich nicht
beschuldigt werden. Loswindung von erkannte n
Mängeln der Gegenwart, und Fortschritt auf der
langen, unabsehbaren Bahn von den Ertrcmcn der
Finstcrniß und des Jrrthnms zur extremen Wahrheit
ist die Bestimmung des Menschengeschlechts. Ener¬
gie, mit Besonnenheit, bringt uns dem Ziele näher.
Viele, die einig sind über Das, was da werden soll
und dereinst werden muß, sind uneins über die
Fähigkeit des Zeitalters, Verbesserungen zu ertra¬
gen. — Wenn die Früchte der Erkenntnis? lange
genug ausgehangen haben und gereift sind an der
Sonne des Tages, so wird unfehlbar ihr Genuß
der Menschheit zum Erbtheil; dies wird immer so
scyn, und noch nie war es anders. Jene, welche
die unreifen Früchte herunter reißen, geben der
Gegenwart eine schlechte Nahrung und tragen die
Schuld, wenn die Zukunft darben muß. Aber auch



die gegenwärtige Zeit hat große und heilige Rechte:

sie leugnen, wäre Thorheit, sie bekämpfen: Frevel!

Die Aufgabe des Verfassers war diese: in ei¬

nigen Hauptumrissen zu zeigen, wie in der Gegen¬

wart und zunächst indem Lande, dem anzugehören,

sein Stolz ist, die höchste Idee des Rechts in

den Institutionen des Privatrcchtcs möglichst re¬

al i si r t werden könne. Er hat dabei Gegenstände in

den Kreis seiner Betrachtungen gezogen, die auch noch

andere Seiten haben; er hatte daher diejenige Seite

der Gegenstände hervorzuheben, die für seinen Zweck

und nach den von ihm gewählten Gesichtspunkten

das meiste Gewicht hatte: es sollte darum nicht das

Gewicht der andern Seiten, die der Gegenstand

bietet, verkannt werden.

So konnte er also wohl namentlich der Gleich¬

stellung der Juden im Rechte das Wort reden, ohne

darum verkennen zu wollen, daß auf ihre geistige

Assimilirung und Einbürgerung ebenmäßig und

gleichzeitig Bedacht genommen werden müsse. Daß

die Staatsregiernng in dieser Beziehung den Kreis

ihrer Befugnisse und ihrer Pflichten ausfüllen werde,

konnte billig vorausgesetzt werden: unter dieser

Voraussetzung aber dürfte allerdings völlige Rcali-

sirung des Prinzips der Gleichheit zu Gunsten der

Bekenner des israelitischen Glaubens zu den An¬

sprüchen des Zeitalters gehören, und vorläufige

Cantelen, deren Bedürfniß sich ergeben möchte,

dürften jedenfalls so zu stellen seyn, daß weder der

Ausbildung dieser Bürgerklasse dadurch eine Fessel

angelegt, noch eine schmähliche Herabsetzung des

nur zu lange, materiell und moralisch bceinträch-
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tigten VolkötheileS — denn als solcher er¬
scheinen sie dem Verfasser — darin an den Tag
gelegt würde. Besonders muß der Meinung Derer
widersprochen werden, welche aus formell-christlichen
Gründen der Emanzipation der Juden entgegen
reden: namentlich anch Derer, die ihren subjektiven
Phantasmen die dringenden Postnlate der Vernunft
zum Opfer bringen möchten, und die Inden von
der Gleichheit des Rechts und der Einschließung
in.den National-Verband ausgeschlossen sehen
mochten, weil sie die Regeneration Deutschlands
von der Stiftung einer deutsch-christlichen
Kirche erwarten. Mag man hohe Dinge von
einem Aufschwung der Kirche , und des religiösen
Lodens, namentlich anch einen Aufschwung der
Künste und Litteratnr, — gewiß aber nur in ein¬
seitiger Richtung, — mit Recht erwarten: Ein Recht
zur Unterdrückung Derer, die dieser Kirche nicht
angehören können, ist dadurch nicht dargcthan, so
wenig wie das Bcdürfniß, zum Schutz und zur
Pflege der Künste dem Adel einen bcsondern Be¬
ruf anzuweisen. *,)

P Dies als Entgegnung auf den Aufsatz des Lic. Holz-
Hausen (S. d- Oktoberhcftder Pölitzschcn Zahrb
f. 18ZZ.) über de» fraglichen Gegenstand.

Wir denken, daß die Zwecke der Kirche inimer nur
die Zwecke der Menschheit selbst sehn können: die
Religion soll veredeln, die Begriffe deS Göttlichen
ausbreiten, den Sinn der Liebe rcalistrcn. Es ist
entlich Zeit, das Prinzip der Ausschließung, anch
auf diesem Gebiete, fahren zu lassen, und dem Pba
riiaismus zu entsagen, der Hunderttausende von Mit
menschen kurzweg als ein „verderbtes Geschlecko ' von



Auch Das muß hier noch gesagt werde». Gegen
alle Vorrechtedes Adels, gegen alle Privilegien,
die den noch nicht völlig erstorbenen Geist einer
abgestorbenen Zeit aufrecht zu erhaltcn-gecignetistnd,
bat in der vorstehenden Schrift der Verfasser sich
erklärt. Ucbrigens gebort er nicht zur Klasse De¬
rer, welche jede Auszeichnung als einen Frevel an
den Menschenrechten, jede Autorität als eine Usur¬
pation verdammen wollen. Die wahre Aristo¬
kratie, Gewalt und Gcsetzgebungsrccht in den
Händen der Besten und Würdigsten, ist die
sicherste Bahn zur Erreichung der Staatszwecke,
und ein solches Verhältniß zu realisiren, ist der
Politik höchstes, ewiges Problem.

Auch hat neben der Idee des Rechts das Staats-
leben noch eine andere, nicht minder beachtenswcrthc
Seite. Das leitende Prinzip, welches den Staats¬
verband durchweht, ist der Verstand; ihm müssen
die Formen gehorchen, er bestimmt die Ordnung
der Dinge: aber wo eine Seele ist — und auch
das Staatslebcn ist beseelt, — da muß auch das
Gefühl seine Rechte haben: die kalte Hand des
Verstandes an Alles legen zu wollen, hieße die

der Wohlthat brüderlicher Rechtsgleichheit ausschlie¬

ßen will, statt die Wohlthat zu gewähren, und dem

Verderben entgegen zu wirken.

Bekcrzignngswerthe Wahrheiten üher diesen Ge¬

genstand finden sich in folgender Schrift: „Gegenbe¬

merkungen zu der Schrift des H. Geh. O,-Rcg

Raths Strcckfnß: lieber das Verhältniß der In-

den zu den christlichen Staaten," von H, Chr. Frech,

v- Ulmen stein. Dresden 1SSS.
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schönsten Blutben des irdischen Daseyns vernichten.
Die Verächter von Ehre und Rang, wo das Füll¬
horn des Glückes sie auf Andere hcrabgicßt, be¬
weisen eben so viel Egoismus und eben so wenig
Philosophie,als Jene, welche thvricht am erborg¬
ten Flitter hangen. — Die Schuld der Väter für
empfangene Wohlthaten selbst an die Enkel noch
abzutragen, und den Geschlechtern edler Manner,
die einst das Staatswohl gefördert haben, Ehre zu
erweisen, erscheint einem echt-patriotischen Sinne
wohl angemessen: um so fester muß aber auch an
dem Grundsätze gehalten werden, daß den Anma¬
ßungen einzelner Stande nicht die Interessen der
übrigen und die bürgerliche Ordnung selbst zum
Opfer gebracht werden dürfen.

Uebrigens lag weder eine erschöpfende Dar¬
stellung der in den Rheinlanden bestehenden Civil-
gesetzgcbung, noch eine vollständige Parallele mit
dem allgemeinen Landrechte in dem Plane des Ver¬
fassers. Seine Absicht war einzig diese: einige
der vorzüglicheren Seiten des bestehenden Rechts
heraus zu heben, dasselbe im Allgemeinen und nach
seinen Hauptgrundsätzen zu würdigen, demnächst
auch zu zeigen. Was noch unvollkommen an dem¬
selben scy, und von woher Hülfe zu suchen scy.
Er huldigte dabei dem Grundsatze, den ein hochge¬
achteter Staatsmann ausspricht: »Das Beharren
und das Festhalten des Erworbenen bildet den
Stützpunkt der Thätigkeit des einzelnen Menschen
und des Menschengeschlechts;die Vervollkommnung
alles Bestehenden durch zweckmäßige, wohlange-
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brachte Veränderungen ist der andere Endpunkt,

und das immer vorrückende Ziel seines Laufes.«

Diese Erklärung wird den Verfasser vor dem

Vorwurfe schützen, daß er nicht in gleichem Vew

haltnissc die Lichtseiten des Landrechts gewürdigt

habe, wie jene des Rheinischen Civilrechts. Wo

es die Revision dieses letzten:, und, nach Befinden,

bedeutende Abänderungen gilt, da ist es Pflicht

jedes echten Rheinländers, Demjenigen von der

Nechtsvcrfassnng seiner Provinz ein Fürwort zu

sprechen, was er der Beibehaltung Werth halt; und

wenn die vorliegende Schrift ihren Zweck nicht ver¬

fehlen sollte, so mußte sie vorzugsweise darauf hin¬

deuten, in welchen Materien und einzelnen Be¬

stimmungen das allgemeine preußische Landrccht

für das jetzt gültige Recht der Nhcinprovinz kei¬

nen Ersatz zu bieten habe, vielmehr eine Schonung

des letzter» bei dem begonnenen Nevisions-Wcrkc

räthlich erscheinen dürfte. In welchen Stücken des

Verfassers Ansicht die richtige ist, in welchen er

irrt, dies bleibt der Veurthcilnng des gebildeten

und sachkundigen Publikums überlassen. Der Ge¬

danke, auch nur in Etwas zur Förderung des Gu¬

ten und Wahren beitragen zu können, hat ihn er«

mnthigt, seine Bcurtheilung des Gegenstandes der

Ocffentlichkcit zu übergeben, und wenn das Werk

auch keinen Dank verdient, so darf doch der red¬

liche Wille auf Nachsicht rechnen. Wenn jeder

Friedrich Ancillon: „Ueber die Perfektibilität
der bürgerlichen Gesellschaft." Im 7. Theile der
Schrift: „Zur Vermittlung der Ertreme." Berlin
1L28. Seite 171.
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Einzelne nur Einen gnren Gedanken der Schrift
anvertraute, und zum Gemcingnte seiner Mitbür¬
ger machte, — wie viel wurde im Ganzen dadurch
gewonnen! Die Hoffnung, welche auch der minder
Befähigte ohne Bermcssenhcit hegen darf: daß seine
Meinungen und Ansichten wenigstens nicht völlig
und überall des Gehaltes entbehren, muß also auch
schon einem Unternehmen zur Entschuldigung ge¬
reichen, dessen vollständiges Gelingen durch mehr
als gewöhnliche Fähigkeiten bedingt wird, das aber
auch schon in der glücklichen Lösung einzelner Fra¬
ge» sein — wenn auch bescheidneres — Ziel er¬
reicht !
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